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Zusammenfassun_g 
<:lerßernt!Jng~n 

Anknüpfend an meine 1973 überwiesene Motion für bessere Koordination im Sozialversicherungsrecht 
beantrage ich gemäss Artikel 21 sexies des Geschäftsverkehrsgesetzes auf dem Weg der 
Parlamentarischen Initiative als allgemeine Anregung, es sei ein Bundesgesetz über einen Allgemeinen 
Teil des Sozialversicherungsrechtes zu erlassen auf der Grundlage des ausgearbeiteten Entwurfes, den 
die Schweizerische Gesellschaft für Versicherungsrecht gemäss kürzlichen Presseberichten im Januar 
1985 dem EDI einreichte und vorstellte. 

Chronologie: 
02.05.1985 Bericht der Kommission SR (AB SR, S. 276) 
05.06.1985 SR Der Initiative wird Folge gegeben. 
28.04.1987 Zwischenbericht der Kommission SR 
11.06.1987 SR Die Frist für die Unterbreitung eines Antrages wird um zwei Jahre verlängert. 
21.02.1989 Zwischenbericht der Kommission SR 
12.06.1989 SR Die Frist wird um zwei weitere Jahre verlängert. 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) 

Chronologie: 
27.09.1990 Bericht der Kommission SR (BBI 1991 II, 185) 
17.04.1991 Stellungnahme des Bundesrates (BBI 1991 II, 910) 
25.09.1991 SR Beschluss nach Entwurf der Kommission. 
04.11.1991 Bericht der Kommission NR 
02.03.1992 NR Fristverlängerung um zwei Jahre. 
17.08.1994 Stellungnahme des Bundesrates (BBI 1994 V, 921) 
15.12.1997 NR Fristverlängerung um zwei Jahre. 
26.03.1999 Bericht der Kommission NR 
17.06.1999 NR Abweichend. 
22.03.2000 SR Abweichend. 
13.06.2000 NR Abweichend. 
20.09.2000 SR Abweichend. 
25.09.2000 NR Zustimmung. 
06.10.2000 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
06.10.2000 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

Bundesblatt 2000 5041; Ablauf der Referendumsfrist: 25. Januar 2001 

Zuständig Parlament (Pari) 
Behandelnde Kommissionen Kommission Jür soziale Sicherheit und_Gesundheit_NR_{.SGK-NR) 

Antrag: Differenzbereinigung 

Behandlungskategorie NR: 

Deskriptoren 

KommissionJür soziale Sicherheit_und_GesundheitSR(SGK-_SR) 
Antrag: Differenzbereinigung 
III, Reduzierte Debatte (Art. 68 GRN) 

Sozialrecht; 
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Initiative 

85.227 

Parlamentarische Initiative 
Sozialversicherungsrecht (Meier Josi) 
Initiative parlementaire 
Droit des assurances sociafes (Meier Josi) 

Wortlaut der Initiative vom 1. Februar 1985 

Anknüpfend an meine 1973 überwiesene Motion für eine 
bessere Koordination im Sozialversicherungsrecht bean­
trage ich gemäss Artikel 21 sexies Geschäftsverkehrsgesetz 
auf dem Weg der parlamentarischen Initiative als allgemeine 
Anregung, es sei ein Bundesgesetz über einen allgemeinen 
Teil des Sozialversicherungsrechts zu erlassen auf der 
Grundlage des ausgearbeiteten Entwurfes, den die Schwei­
zerische Gesellschaft für Versicherungsrecht gemäss kürzli­
chen Presseberichten im Januar 1985 dem EDI einreichte 
und vorstellte. 

Texte de /'initiative du 1 fevrier 1985 

A la suite de la motion visant une meilleure coordination des 
prestations des assurances sociales, motion que j'ai depo­
see et qui a ete transmise en 1973, je presente, conforme­
ment a l'article 21'0 " 0 ' de la loi sur les rapports entre les 
Conseils, une initiative parlementaire conc;ue en termes 
generaux, demandant que soit edictee une loi federale reu­
nissant la partie generale du droit des assurances sociales; 
cette loi s'inspirera du projet elabore par la Societe suisse 
de droit des assurances, que, selon des articles parus 
recemment dans la presse, cette societe a presente et 
adresse au DFI en janvier 1985. 

Herr Steiner unterbreitet namens der Kommission den fol­
genden schriftlichen Bericht: 
1. Inhalt der Initiative 
Siehe oben - Voir ci-devant 
2. Ergebnis der Vorprüfung und Antrag: Gemäss Artikel 
21ter des Geschäftsverkehrsgesetzes (neue Fassung) führte 
die Kommission am 2. Mai 1985 die Vorprüfung der Initiative 
durch und hörte die lnitiantin sowie Vertreter des Bundes­
amtes für Sozialversicherung an. 
Nach diesen Anhörungen und nach eingehender Diskussion 
kommt die Kommission zum Schluss, dass mit dieser parla­
mentarischen Initiative ein berechtigtes und seit langem 
anstehendes Anliegen vorgebracht wird. Sie ist der Mei­
nung, dass das Ziel der Harmonisierung und besseren Koor­
dination des Sozialversicherungsrechts am raschesten auf 
dem von der Initiative vorgeschlagenen Weg erreicht wer­
den kann. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt mit 1 O zu O Stimmen und ohne 
Enthaltung, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben. 

Proposition de /a commission 
Par 10 voix, sans opposition ni abstention, la commission 
propose de donner suite a cette initiative parlementaire. 
3. Erwägungen der Kommission: Das heutige Sozialversi­
cherungssystem des Bundes hat sich in einem fast hundert­
jährigen Prozess entwickelt, und die einzelnen Sozialversi­
cherungszweige sind zu verschiedenen Zeiten und unter 
unterschiedlichen sozialen und politischen Bedingungen 
gewachsen. Daraus ist eine Vielfalt von rechtlichen, organi­
satorischen und finanziellen Strukturen entstanden, die von 
Politikern, Wissenschaftern und Praktikern kritisiert wird. 
Die Kritik richtet sich insbesondere gegen die sachlich nicht 
begründete Vielfalt der Begriffe, gegen die Unübersichtlich­
keit der Verfahren sowie gegen die ungenügende Leistungs­
koordination der verschiedenen Sozialversicherungs­
zweige. 
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Die Kommission ist der Meinung, dass mit der Schaffung 
eines Bundesgesetzes über einen allgemeinen Teil zum 
Sozialversicherungsrecht diesen Kritiken Rechnung getra­
gen würde und die Mängel behoben werden könnten. Eine 
Vereinheitlichung der Begriffe und Verfahren würde die 
Rechtsanwendung vereinfachen und die Rechtssicherheit 
erhöhen, den administrativen Aufwand in Wirtschaft und 
Verwaltung verkleinern und das Sozialversicherungsrecht 
transparenter machen. Eine umfassende Koordination der 
Leistungen der verschiedenen Sozialversicherungen würde 
Überentschädigungen und Versicherungslücken aufheben 
und damit Ungerechtigkeiten beseitigen. Ein allgemeiner 
Teil des Sozialversicherungsrechts ist zudem eine Voraus­
setzung für die gesamtheitliche Behandlung von Sozialver­
sicherungsfragen. Der Gesetzgeber hat sich zwar in jüngster 
Zeit bei der Schaffung neuer oder der Revision bestehender 
Sozialversicherungsgesetze um eine bessere Koordination 
bemüht. Diese Koordinationen sind indessen auf einzelne 
Systeme oder Punkte beschränkt, und eine umfassende 
formelle Harmonisierung erscheint der Kommission nach 
wie vor als nötig und dringlich. 
Die Kommission hält fest, dass die parlamentarische Initia­
tive nicht eine Gesamtkodifikation des Sozialversicherungs­
rechts anstrebt und keine neuen Leistungen und Kosten 
bringt. Es geht nur um eine Vereinheitlichung des formellen 
Sozialversicherungsrechts, die den Zugang zur Sozialversi­
cherung erleichtern und das Zusammenwirken der Versi­
cherungsträger verbessern würde. 
Zum Problem der Harmonisierung des Sozialversicherungs­
rechts wurden bereits mehrere parlamentarische Vorstösse 
eingereicht. Zu verweisen ist insbesondere auf die Motion 
von Frau Josi Meier aus dem Jahre 1973, die der Ständerat 
1983 bei der Beratung des Geschäftsberichtes 1982 aus­
drücklich nicht abschrieb. Der Bundesrat stellte sich zwar 
jeweilen positiv zu den Begehren, er verwies aber auf die 
Aufwendigkeit des Vorhabens und stufte es nicht als priori­
tär ein. Trotz des verbindlichen Auftrags ist daher nicht 
damit zu rechnen, dass der Bundesrat dem Parlament in 
nächster Zeit eine entsprechende Vorlage unterbreiten wird. 
Die Kommission sieht davon ab, eine weitere Motion zu 
überweisen. Es wird als simwoller erachtet, der parlamenta­
rischen Initiative Folge zu geben und damit das Problem 
selber an die Hand zu nehmen. 
Ein solches Vorgehen erscheint ihr hier um so eher ange­
bracht, als mit einem von ausgewiesenen Fachleuten ausge­
arbeiteten Entwurf der Schweizerischen Gesellschaft für 
Versicherungsrecht eine Arbeitsunterlage vorliegt, die wie 
eine bundesrätliche Botschaft Gegenstand der Beratungen 
bilden könnte. Der zeitliche Aufwand der parlamentarischen 
Arbeit dürfte sich aus diesem Grund in einem vertretbaren 
Rahmen halten. Die Kommission verweist zudem darauf, 
dass die mit der Ausarbeitung der Vorlage betraute Kommis­
sion das zuständige Departement zur Mitwirkung beiziehen 
und den Bundesrat zur Durchführung eines Vernehmlas­
sungsverfahrens beauftragen kann. Sie ist der Meinung, 
dass mit dem von ihr vorgeschlagenen Vorgehen das ange­
strebte Ziel am raschesten erreicht werden kann. 

Steiner, Berichterstatter: In dieser Sache geht es um folgen­
des: Die Gesetze im Sozialversicherungswesen sind zahlrei­
cher, bedeutender und unübersichtlicher geworden. Man 
denke zum Beispiel an die Bereiche AHV, IV, Ergänzungslei­
stungen, Erwerbsersatzordnung, zweite Säule, Unfall, 
Krankheit, Arheitslosigkeit. 
In der Praxis wird der offensichtliche Mangel an Transpa­
renz, Koordination und Harmonisierung in dieser Vielfalt der 
Systeme und Strukturen kritisiert. 
Zur Behebung solcher schwerwiegender Mängel wird ein 
übergreifendes Dach in Form eines allgemeinen Teils für die 
gesamte Sozialversicherung als notwendig erachtet, wie wir 
dies zum Beispiel beim Obligationenrecht und beim Strafge­
setzbuch kennen. Vor bald zwölf Jahren hat die damalige 
Nationalrätin Frau Josi Meier für dieses Vorhaben erfolg­
reich motioniert, mit Wirkung auch hier im Zweitrat. Nach­
dem aber dieser Auftrag nie erfüllt wurde, hat der Ständerat 
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immerhin diese Motion nicht abgeschrieben. Das war 1983-
dies ein Fingerzeig in der Sache worauf die inzwischen in 
den Ständerat mutierte Kollegin Josi Meier im Februar die­
ses Jahres das gleiche Anliegen mit einer parlamentarischen 
Initiative in Form einer allgemeinen Anregung neu aufrollte. 
und dies ist das heutige Geschäft. 
Dte vorberatende Kommission, die zu präsidieren ich die 
Ehre habe, hat in der Sache ohne Gegenstimme gefunden, 
dass dieses Anliegen begründet sei und nun verwirklicht 
werden müsse. Ich verweise auf den schriftlichen Kommis­
sionsbericht, den ich nun, mit Schwergewicht im formellen 
Bereich, wie folgt ergänze: 
Diese formelle Seite der Kommissionsarbeit betraf zum Teil 
Neuland. Vorerst ist festzuhalten, dass nun auch der Stände­
rat das Institut der parlamentarischen Initiative entdeckt hat. 
Sodann gelten seit Januar dieses Jahres neue Regeln 
gemäss geändertem Geschäftsverkehrsgesetz, insbeson­
dere Artikel 21 bis, ter und quater. Ich verweise auf das neue 
Handbuch, das zurzeit unserer Kommissionsberatungen 
noch nicht zur Verfügung stand. Nach diesen Vorschriften 
hatte die Kommission, und zwar als erste Phase im Verfah­
ren, eine Vorprüfung vorzunehmen. Dabei ergaben die vor­
geschriebenen vier wesentlichen Kriterien folgendes: 
1. Diese parlamentarische Initiative ist gemäss Artikel 21 bis 
Absatz 3 zulässig, nachdem in der Sache noch kein bei der 
Bundesversammlung hängiger Erlass besteht. 
2. Gemäss Artikel 21ter Absatz 2 Litera a hat die Kommis­
sion dem Rat über den Stand von Arbeiten der Bundesver­
sammlung und Verwaltung zu berichten. Dies ist hier sehr 
einfach, weil überhaupt nichts vorliegt! Es ist lediglich zu 
vermerken, dass in der vergangenen Märzsession im Natio­
nalrat eine analoge Motion Bore! eingereicht wurde. 
3. Nach Litera b des gleichen Artikels im Geschäftsver­
kehrsgesetz ist über Aufwand und Zeitplan der parlamentari­
schen Arbeit zu berichten. Der Kommission scheint eine 
solche Gesetzgebungsarbeit deshalb in jeder Hinsicht in 
vertretbarem Rahmen zu liegen, weil seit kurzem ein Bericht 
und Entwurf zu einem «Allgemeinen Teil der Sozialversiche­
rung» vorliegt, in den letzten Jahren ausgearbeitet durch 
eine Kommission von Fachleuten aus dem öffentlichen und 
privaten Versicherungswesen, präsidiert von Dr. Hans Naef, 
bis vor kurzem stellvertretender Direktor des Bundesamtes 
für Sozialversicherung und heute pensioniert. Es ist eine 
Arbeit, die das Niveau einer bundesrätlichen Botschaft hat. 
Ohne diese Arbeit wären allerdings Bedenken bezüglich 
Realisierung des Vorhabens am Platz! 
In diesem Zusammenhang darf ich ferner auf eine mir 
soeben zugekommene Habilitationsschrift, die an der Uni­
versität Bern eingereicht wurde, hinweisen. Der Verfasser 
dieser Schrift ist Fürsprecher Dr. Roland Schaer. Sie trägt 
den Titel «Grundzüge des Zusammenwirkens von Schaden­
ausgleichsystemen» und hat den Umfang von gut 470 Sei­
ten, ebenfalls eine Fundgrube für unser Vorhaben. 
4. Zu berichten hat die Kommission gemäss Litera c von 
Artikel 21ter schliesslich über die Möglichkeit, das ange­
strebte Ziel mit einer Motion oder einem Postulat zu errei­
chen. Dazu ist festzuhalten, dass eine solche Motion im 
Ständerat ja bereits existiert. Nachdem aber seit bald zwölf 
Jahren offiziell nichts geschehen ist und das Geschäft auch 
nicht auf der Prioritätenliste des Bundesrates für die lau­
fende Amtsperiode figuriert, dient diese parlamentarische 
Initiative zur Beschleunigung, bei entsprechender Kompe­
tenzausweitung des Parlamentes. Ein Vorwurf - Herr Bun-

. desrat Egli - aus der Kommission an den Bundesrat wird 
nicht erhoben. Der Bundesrat wird seine Gründe für andere 
Prioritäten haben. 
Mit diesen Argumenten stellt Ihnen die einstimmige Kom­
mission den Antrag, es sei dieser parlamentarischen Initia­
tive Folge zu geben. 
Dieser Bericht und Antrag wird dem Ständerat in der in 
Artikel 21ter Absatz 1 vorgeschriebenen Frist erstattet, näm­
lich spätestens in der dritten auf die Zuweisung folgenden 
ordentlichen Session. Wir hätten sogar bis zur Herbstses­
sion Zeit gehabt 

Sofern der Ständerat im Sinne der Kommission beschliesst, 
wird Phase 2 folgen, nämlich: es ist durch das Büro eine 
Kommission zur Ausarbeitung einer Vorlage zu bestellen. 
Dabei kann die Kommission das zuständige Departement 
zur Mitwirkung bei dieser Vorberatung beiziehen, ferner den 
Bundesrat mit einem Vernehmlassungsverfahren beauftra­
gen. Das Gesetz des Handelns liegt demnach, im Gegensatz 
zum normalen Gesetzgebungsverfahren, beim Ständerat 
bzw. bei der Kommission und nicht beim Bundesrat. Das ist 
der grosse Unterschied. 
Die dritte Phase wäre dann die Beratung der Vorlage im 
Plenum und Mitteilung an den Nationalrat. Sie ersehen 
daraus, dass diese parlamentarische Initiative kein Konkur­
renzunternehmen zur Motion Borel, sondern eine eigen­
ständige Sache ist. 
Abschliessencf wiederhole ich, als Ende dieser Phase 1, den 
Kommissionsantrag: dieser parlamentarischen Initiative sei 
Folge zu geben. Dazu gehört ein Kompliment für die Idee, 
aber auch für die Hartnäckigkeit in der Verfolgung an 
unsere geschätzte Kollegin Josi Meier (die Gedenktafel in 
dieser Sache mag bestritten werden aus dem von ihrem 
Stand Luzern abgelehnten Kredit für.CH 91 ). 

Frau Meier Josi: Für Gedenktafeln fühlen wir uns gottlob 
alle noch zu lebendig, aber wenn Sie dieser Initiative Folge 
geben, danke nicht nur ich Ihnen, sondern Anwälte, Recht­
suchende, Arbeitgeber, Versicherungsträger und Richter 
werden gleicherweise aufzuatmen beginnen. 
Zehn verschiedene Bundesgesetze und zahllose Verordnun­
gen regeln heute zehn verschiedene Sozialversicherungs­
zweige in der Eidgenossenschaft. Die Vielfalt ist - wie die 
anerkannte Formel heisst- «historisch gewachsen», seit vor 
fast 100 Jahren der erste Verfassungsauftrag für die Kran­
kenversicherung an den Bund ging. Die einzelnen Zweige 
spiegeln die sozialen und politischen, vor allem aber auch 
die finanziellen Rahmenbedingungen ihrer Entstehungszeit. 
Die gedeckten Risiken, die Leistungsarten, der Kreis der 
Versicherten, die Finanzierung, die Organisation und der 
Grad des Obligatoriums decken sich nur teilweise. Die Viel­
falt lässt zwar unser soziales Auffangnetz heiter farbig schil­
lern, es hat aber auch seine längst bekannten unzuverlässi­
gen ungleichen Maschen. 
Ohne sachliche Not sind die Begriffe, zum Beispiel jener der 
Invalidität, von Zweig zu Zweig verwirrend uneinheitlich. 
Gleiche Rechtsinstitute haben je nach Zweig andere Folgen. 
Nicht einmal die Anwälte finden sich bei den verschiedenen 
Folgen der Säumnis oder bei den Berechnungsunterschie­
den der Leistungen immer zurecht. Die Versicherungsträger 
haben ihre Not mit Kollisionen und Rückgriffen. Die Arbeit­
geber müssen oft einen übermässigen Sach- und Bera­
tungsaufwand treiben; ganz zu schweigen von den Versi­
cherten selbst, die nicht wissen, wann sie im Notfall an 
welche Versicherung gelangen sollen und welche Fristen 
~~~- . 
Das Gewirr von eidgenössischen und kantonalen Regeln 
liess den Spezialisten, Prof. Maurer, mit seiner grossen 
Erfahrung im Privatversicherungswesen im Verfahrensrecht 
schon vor Jahrzehnten von einem wahren Dschungel spre­
chen. Folge der verwirrlichen Fülle sind Überversicherun­
gen auf der einen und stossende Lücken auf der anderen 
Seite. Weil nicht nur die betroffenen Praktiker, sondern auch 
beide Räte der Überzeugung waren, es müsse etwas 
geschehen, nahmen sie schon 1973 je eine Motion an, mit 
der ich Koordination forderte. Der Bundesrat hat bei den 
seitherigen Gesetzesnovellen diesem Anliegen stets stark 
Beachtung geschenkt. Was aber· nach wie vor fehlt, ist ein 
verbindendes Dach über dem ganzen System. 
Der Departementschef, der seinerzeit die Motion entgegen­
nahm, sagte unter anderem: «Sind diese grossen Revisions­
arbeiten, die zurzeit im Gang sind, einmal abgeschlossen, 
dann ist zweifellos der Zeitpunkt gekommen, durch eine 
Expertengruppe allgemeine Verfahrensregeln in der Sozial­
versicherung ausarbeiten zu lassen.» Am Schluss fügte er 
noch bei: «Der Bundesrat ist also bereit, die Motion entge-
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genzunehmen. Er muss lediglich in bezug auf den Zeitpunkt 
der Verwirklichung noch Reserven anbringen.» 
Als vor zwei Jahren Herr Bundesrat Egli einverstanden war, 
die Motion deswegen noch nicht zu klassieren, konnten wir 
vorerst nur hoffen, dass c!amit die Koordination nicht ganz 
vergessen gehen würde. Bei der Fülle der übrigen Arbeiten 
und bei der straffen im Legislaturplan 
durften wir aber keine Initiative der Verwaltung erwarten. 
Dann geschah aber etwas, was den heutigen Vorstoss aus­
serhalb Programm ermöglicht und rechtfertigt, nämlich das 
Erscheinen des Berichtes und Entwurfes zu einem Allgemei­
nen Teil des Sozialversicherungsrechts aus dem Kreise der 
Schweizerischen Gesellschaft für Versicherungsrecht. Eine 
für schweizerische politische Verhältnisse repräsentative 
Expertengruppe hat uns pfannenfertig das geliefert, was wir 
brauchen, um die Koordination ohne Überlastung der Ver­
waltung wieder in Schwung zu bringen. Diese Arbeits­
gruppe kam einhellig zum Schluss, dass das schweizerische 
Sozialversicherungsrecht durch einen allgemeinen Teil an 
Klarheit und Kohärenz gewinnen würde. Dem können wir 
nur zustimmen. 
Der Vorschlag der Expertengruppe bringt - das sei noch­
mals unterstrichen - keine Einheitsversicherung, aber eine 
bessere Koordination, eine bessere Überschaubarkeit der 
kopmplexen schweizerischen Sozialversicherungen. Der 
Vorschlag bringt nicht einfach ein elftes Gesetz neben den 
zehn alten, sondern er will mit weniger Artikeln die vielen 
allgemeinen Artikel in den zehn zersplitterten Gesetzen 
überflüssig machen, sie ersetzen. Das ist doch wohl eine 
Gelegenheit, die wir beim Schopf packen müssen, dies um 
so mehr als das Gesetz nicht etwa neue Leistungen der 
Bundeskasse zur Folge haben wird, sondern eher geeignet 
ist, gesamtwirtschaftlichen Aufwand- und Leistungskumul 
zu sparen, was uns allein frei macht für neue Aufgaben. 
Wahrscheinlich hat mir deshalb Herr alt Bundesrat Tschudi, 
der 1973 an seiner letzten Sitzung im Nationalrat die 
ursprüngliche Motion entgegennahm, nach Einreichen der 
parlamentarischen Initiative geschrieben. Ich zitiere und 
hoffe, dass Herr Bundesrat Egli (der bei Beratungen von 
parlamentarischen Initiativen den Usanzen gemäss abwe­
send ist) beim Lesen des «Amtlichen Bulletins» zustimmen 
kann: «Ich bin überzeugt, dass auch Herr Bundesrat Egli 
darüber erfreut ist. Hoffentlich führt die Initiative rasch zu 
einem positiven Ergebnis. Es wird sich um ein sehr nützli­
ches Sozialgesetz handeln, das sogar nichts kostet.» 
Dem kann ich nur beifügen: So sei es! Ich bitte Sie daher, 
der Initiative Folge zu geben. 

Schoch: Die Kommission beantragt Ihnen - Sie haben es 
gehört - mit einem Stimmenverhältnis von 10 zu 0, der 
parlamentarischen Initiative von Frau Meier Folge zu geben. 
Ich bin auch meinerseits der Auffassung, dass mit der Initia­
tive ein ausgewiesenes und sachlich berechtigtes Anliegen 
vorgebracht wird. Ich habe deshalb zur Initiative in der 
Kommission mit Überzeugung ja gesagt. 
Trotzdem muss ich darauf hinweisen, dass ein Ja ein Ja mit 
gewissen Vorbehalten ist, sozusagen ein Ja - aber. Dieses 
Aber, dieser Vorbehalt, kommt zwar im Bericht des Kommis­
sionspräsidenten zum Ausdruck, aber dort wird nur in einem 
einzigen Satz oder sogar bloss in einem Nebensatz darauf 
hingewiesen, dass die parlamentarische Initiative keine 
neuen Leistungen und Kosten bringen dürfe. Ich empfinde 
deshalb das Bedürfnis, mein Aber - das auch das Aber der 
Kommission ist - noch ewas präziser zu formulieren und 
damit zum Ausdruck zu bringen, was im Zusammenhang mit 
der uns jetzt bevorstehenden Ausarbeitung eines Allgemei­
nen Teils für das Sozialversicherungsrecht nicht passieren 
darf. Bei den Unterlagen, die den Mitgliedern der Kommis­
sion durch den Dokumentationsdienst zur Verfügung 
gestellt wurden, lag nämlich ein Aufsatz, der alt Bundesrat 
Tschudi in der «Schweizerischen Zeitschrift für Sozialversi­
cherung und berufliche vorsorge» veröffentlicht hat. Dieser 
Aufsatz enthält bemerkenswerte und lesenswerte Passagen, 
Passagen, die ich Ihnen nicht vorenthalten will. Ich kann 
mich dabei darauf beschränken, zwei Sätze zu zitieren: 

«Zweifellos wird im Zusammenhang mit der Schaffung eines 
Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts und jeden­
falls nach dessen Verwirklichung die Problematik der Ver· 
einheitlichung von Beiträgen, Leistungen sowie der Organi­
sation akut werden.» Dann das zweite Zitat aus dem erwähn· 
ten Aufsatz: «Ohne sachliche Rechtfertigung werden zum 
tse,rsi::ner die AHV-, IV- und EO-Prämien proportional zum 
Einkommen, dagegen diejenigen der Krankenversicherung 
nach einem archaischen, unsozialen und familienfeindli· 
chen Kopfbeitragssystem erhoben.» 
Diese Äusserungen sind zweifellos Anlass genug, zuhanden 
der Materialien mit aller Deutlichkeit festzuhalten, dass 
unser Ja zur Initiative von Frau Meier kein Ja zu solchen 
grundlegenden Neuregelungen beinhaltet Das muss früh 
genug und deutlich gesagt sein. Wir wollen und wir müssen 
verhindern, dass der zu erarbeitende Allgemeine Teil des 
Sozialversicherungsrechts zu einem trojanischen Pferd 
wird, in dessen Bauch uns grundlegende Neuregelungen im 
Sozialversicherungsbereich untergeschoben werden. An 
der grundsätzlichen Unterstützung der parlamentarischen 
Initiative von Frau Meier ändert dieser Vorbehalt indessen 
nichts. 

Miville: Ich glaube nicht, dass wir uns von Befürchtungen 
unseres Kollegen Schoch allzusehr beeindrucken lassen 
müssen. Erstens ist, wenn man die Materialien liest, daraus 
absolut ersichtlich, dass an solche Veränderungen schwer­
wiegender politischer Art in keinem Stadium der Arbeit 
gedacht wurde. 
zweitens wird es sich hier um ein Gesetz handeln, zu dem 
die Räte und allenfalls das Volk wieder Stellung beziehen 
können. 
Als Praktiker der Sozialversicherung schliesse ich mich dem 
Dank unseres Kommissionspräsidenten an unsere Kollegin 
Meier, aber auch dem Dank an alle anderen an, die in dieser 
Hinsicht vorgespurt haben, und dazu gehörte bereits Herr alt 
Nationalrat Hofstetter im Jahre 1966. Für die Praktiker der 
Sozialversicherung wird es eine grosse Arbeitserleichterung 
bedeuten, wenn dereinst Begriffe wie «Arbeitsunfähigkeit» 
oder «massgebender Lohn», wenn Fristen und ähnliches 
endlich einmal durch all die Gesetze hindurch gleich nor­
miert sind. Ich möchte noch zwei Argumente vorbringen, 
die, wie ich diesen Rat kenne, hier besonderen Eindruck 
machen werden. 
Erstens ist es tatsächlich so, dass Sie hier und heute einmal 
Sozialpolitik betreiben können, die nichts kostet. Das ist 
doch etwas Wunderbares. 
zweitens sind auch Befürchtungen über Zunahme der 
Reglementierungen, wie sie in diesem Rate oft und ver­
ständlicherweise geäussert werden, nicht am Platze. Das 
Gesetz, so wie es von der Kommission Dr. Naef in Aussicht 
genommen ist, würde uns 89 Artikel bringen. Ich habe 
gelesen, dass dafür ungefähr 60 Artikel in den verschiede­
nen Gesetzen, die von dieser Vereinheitlichung des allge­
meinen Teils betroffen wären, dahinfallen würden. Es wird 
hier also ein Fortschritt angestrebt, der wirklich nach allen 
Seiten hin begrüssenswert ist. 

Steiner, Berichterstatter: Ich möchte nur feststellen, dass 
die drei Voten von Frau Meier und den Herren Schech und 
Miville wertvolle Grundlagen für unsere kommenden Arbei­
ten sein werden. Ein Kommentar meinerseits erübrigt sich. 

Miville: Ich darf bzw. muss mich berichtigen; es sind nicht 
60 Artikel, wie ich soeben von Frau Meier höre, die wegfallen 
werden, sondern ungefähr 120. 

Präsident: Gibt es weitere Wortmeldungen? Wenn das nicht 
der Fall ist, frage ich Sie an, ob der Antrag der Kommission 
aus der Mitte des Rates bestritten wird. - Das ist nicht der 
Fall. Sie haben so beschlossen. 

Überwiesen - Transmis 
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Parlamentarische Initiative. 
Sozialversicherungsrecht 
(Zwischenbericht) 
Initiative parlementaire. 
Droit des assurances sociales 
(rapport intermediaire) 

Herr Steiner unterbreitet im Namen der Kommission den 
folgenden schriftlichen Zwischenbericht: 

1 Am 5. Juni 1985 beschloss der Ständerat auf Antrag 
Kommission, der parlamentarischen Initiative Sozialversi­
cherungsrecht von Frau Ständerätin Meier Folge zu geben. 
Damit beauftragte er die Kommission, eine Vorlage auszuar­
beiten und nach Abschluss ihrer Arbeit einen Bericht und 
Antrag vorzulegen. 
2. Die Kommission nahm ihre Arbeit am 28. Oktober 1985 
auf und beauftragte den Bundesrat, den von der Schweizeri­
schen Gesellschaft für Versicherungsrecht ausgearbeiteten 
Entwurf zu einem Allgemeinen Teil der Sozialversicherung 
in die Vernehmlassung zu geben. Das Vernehmlassungsver­
fahren wurde am 13. Februar 1986 durch das EDI eröffnet; 
die Vernehmlassungsfrist endete am 30. Juni 1986. Die Aus­
wertung erfolgte im zweiten Semester 1986, und der 
entsprechende Bericht konnte der Kommission in der Win­
tersession 1986 ausgehändigt werden. 
3. An ihrer Sitzung vom 28. April 1987 nahm die Kommission 
ihre Arbeiten wieder auf und führte eine allgemeine Aus­
sprache über die Ergebnisse der Vernehmlassung durch. 
Sie konnte ihre Arbeit noch nicht abschliessen. 
4. Gemäss Artikel 21 quater Absatz 5 des Geschäftsverkehrs­
gesetzes hat die Kommission Bericht und Antrag innert zwei 
Jahren zu unterbreiten, ansonsten der Rat die Frist zu ver­
längern oder die Initiative abzuschreiben hat. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt daher, die Frist für die Unterbrei­
tung ihres Berichtes und Antrages um 2 Jahre zu verlän­
gern. 
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Proposition de la commission 
La commission propose en consequence d'allonger de deux 

le delai qui lui est imparti pour la presentation d'un 
rapport accompagne d'une proposition. 

schriftlichen Zwischenbericht abgegeben. Auf den verweise 
ich. immerhin darf ich zusammenfassend wie folgt die Ange­

ln Erinnerung rufen . 
. Vor zwei Jahren hat der Ständerat auf Antrag unserer 

Kommission beschlossen, der parlamentarischen Initiative 
unserer geschätzten Kollegin, Frau Josi Meier, für einen 
neuen allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
Folge zu geben. 
2. Als Arbeitsgrundlage diente, anstelle der sonst üblichen 
Botschaft des Bundesrates, ein Entwurf der Schweizeri­
schen Gesellschaft für Sozialversicherungsrecht. Diesem 
Entwurf ist inzwischen eine breite Vernehmlassung mit 
grossem Echo, allerdings nicht durchwegs positiv zuteil 
geworden. Damit konnte unsere Kommission ihre Arbeit 
kürzlich wieder aufnehmen. 
3. Mit dieser Orientierung ist indessen unser Gesuch an den 
Ständerat verbunden, die Frist für Bericht und Antrag der 
Kommission grundsätzlich zu verlängern, und zwar im Aus­
mass von zwei Jahren. Eine solche Verlängerung wird vor­
geschrieben in Artikel 21 quater Absatz 5 des Geschäftsver­
kehrsgesetzes, sonst müsste das Geschäft nach Ablauf der 
ersten zwei Jahre seit Ueberweisung abgeschrieben wer­
den, was nicht im Interesse der Sache liegen würde. Das 
Vernehmlassungsverfahren samt Auswertung nahm unge­
fähr ein Jahr in Anspruch. 
4. Im Namen der einstimmigen Kommission beantrage ich 
Ihnen somit: 
a) von diesem Zwischenbericht Kenntnis zu nehmen; 
b) die Frist für die Kommissionsarbeit um zwei Jahre zu 
verlängern. 

Präsident: Ich stelle fest, dass das Wort nicht verlangt wird, 
Der Kommissionspräsident beantragt Kenntnisnahme vom 
Bericht und eine Fristverlängerung von zwei Jahren. 
Wird ein Gegenantrag gestellt? Das ist nicht der Fall. 

Angenommen - Adopte 
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Fünfte Sitzung - Cinquieme seance 

Montag, 12. Juni 1989, Nachmittag 
Lundi 12 juin 1989, apres-midi 

17.00h 

Vorsitz- Presidence: M. Reymond 

Le president: Avant de passer ä l'ordre du jour, j'aimerais 
adresser mes felicitations ä M. Rüesch qui vient d'etre nomme 
docteur honoris causa de l'Universite de Saint-Gall. De plus, je 
tiens aussi ä le feliciter pour une seconde raison ä savoir pour 
son anniversaire qu'il peut feter aujourd'hui. (App/audisse­
ments) 

85.227 

Parlamentarische Initiative (Meier Josi) 
Sozialversicherungsrecht 
Initiative parlementaire (Meier Josi) 
Droit des assurances sociales 

Beschluss des Ständerates vom 11. Juni 1987 
Decision du Conseil des Etats du 11 juin 1987 

Le president: Vous avez re~u un rapport ecrit de la commis­
sion concernant cet objet. Je remercie M. Zimmerli, president 
de la commission, de I' excellent travail accompli. 
La parole est-elle demandee? Ce n'est pas le cas. 

Herr Zimmerli unterbreitet im Namen der Kommission den fol­
genden schriftlichen Zwischenbericht: 

1. Am 5. Juni 1985 beschloss der Ständerat, der parlamenta­
rischen Initiative von Frau Ständerätin Meier Folge zu geben, 
und beauftragte damit die Kommission, eine Vorlage auszuar­
beiten und nach Abschluss ihrer Arbeit Bericht und Antrag vor­
zulegen. 
2. Die Kommission nahm ihre Arbeit am 28. Oktober 1985 auf 
und beauftragte den Bundesrat, den von der Schweizerischen 
Gesellschaft für Versicherungsrecht ausgearbeiteten Entwurf 
zu einem Allgemeinen Teil der Sozialversicherung in die Ver­
nehmlassung zu geben. Die Vernehmlassungsfrist endete am 
30. Juni 1986, und die Auswertung erfolgte im zweiten Seme­
ster 1986. Der entsprechende Bericht wurde der Kommission 
in der Wintersession 1986 ausgehändigt. 
3. Im Verlaufe des Jahres 1987 beriet die Kommission den Ent­
wurf der Schweizerischen Gesellschaft für Versicherungsrecht 
im Detail und fasste Grundsatzbeschlüsse bezüglich Berück­
sichtigung der Vernehmlassungsergebnisse. Sie beauftragte 
anschliessend einen Experten, in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Sozialversicherung einen ausformulierten Ent­
wurf vorzulegen. 
4. An ihrer Sitzung vom 20./21. Februar 1989 diskutierte sie 
nun den neuen Entwurf und kam dabei zum Schluss, dass vor 
einer Beratung im Ständerat ein zweites Vernehmlassungs­
verfahren unumgänglich sei. Zugleich wird der Bundesrat um 
eine vorläufige Stellungnahme zum Gesetzentwurf ersucht. 
5. Die bereits einmal verlängerte - Frist für die Unterbreitung 
von Bericht und Antrag an den Ständerat läuft am 11. Juni 
1989 ab. Da die Arbeiten bis dahin nicht abgeschlossen wer· 
den können, beantragt die Kommission, die Frist um zwei 
Jahre zu verlängern. 

ETH. Bauvorhaben 

M. Zimmerli soumet au nom de la commission le rapport inter­
mediaire suivant: 

1. Le Conseil des Etats a decide, le 5 juin 1985, de donner 
suite ä !'initiative parlementaire de Mme Meier sur le droit des 
assurances sociates; alnsi, il a charge sa commission d'elabo­
rer un projet et de lui presenter un rapport, accompagne d'une 
proposition, une fois ses travaux termines. 
2. La commission a commence l'etude de l'objet le 28 octobre 
1985; elle a charge le Conseil federal d'ouvrir la procedure de 
consultation sur le projet concernant les dispositions genera­
les du droit des assurances sociales, prepare par la Societe 
suisse de droit des assurances. Le delai de reponse est echu 
le 30 juin 1986, et les resultats de cette procedure ont ete ana­
lyses au cours du second semestre de la meme annee. Le rap­
port y relatif a ete remis ä la commission au cours de la session 
d'hiverde 1986. 
3. La commission a procede ä une etude approtondie du pro­
jet de la Societe suisse de droit des assurances au cours de 
1987 et s'est prononcee sur la prise en consideration des 
resultats de la procedure de consultation. Ensuite, elle a 
charge un expert d'elaborer un projetformule de toutes pieces 
avec la collaboration de !'Office federal des assurances socia­
les. 
4. Lars de ses reunions des 20 et 21 fevrier 1989, la commis­
sion a examine le nouveau projet; eile est arrivee a la conclu­
sion qu'il est indispensable d'ouvrir une nouvelle procedure 
de consultation avant de soumettre l'objet au Conseil des 
Etats. Le Conseil federal doit egalement etre invite ä donner un 
avis provisoire sur le projet de loi. 
5. Le delai fixe pour la presentation du rapport et d'une propo­
sition au Consei des Etats, dejä prolonge une fois, echoit le 
11 juin 1989. Conmme les travaux ne pourront etre acheves 
jusqu'ä cette date, la commission propose d'allonger de deux 
ans le delai qui lui est imparti. 

Zustimmung-Adhesion 
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Parlamentarische Initiative 
(Meier Josi) 
Sozialversicherungsrecht 
Initiative parlementaire 
(Meier Josi) 
Droit des assurances sociales 

Siehe Jahrgang 1985. Seite 276- Voir annee 1985, page 276 

Bericht und Gesetzentwurf der Kommission vom 27. September 1990 
(881 1991 II 185) 
Rapport et projet de loi de la commission du 27 septembre 1990 
(FF 1991 11181) 

Stellungnahme des Bundesrates vom April 1991 (88111910) 
Avis du Conseilfederal du 17 avril 1991 11888) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Zimmerli, Berichterstatter: Das Ziel der Sozialversicherung 
besteht allgemein darin, der Gesamtbevölkerung oder einzel­
nen Bevölkerungsgruppen bei bestimmten Wechselfällen des 
Lebens Mehrbelastungen und Einkommensverluste auszu­
gleichen. 
Dieses Ziel wird in der Schweiz durch das Zusammenwirken 
zahlreicher Versicherungssysteme angestrebt. Heute gleicht 
unser Sozialversicherungssystem einem Dschungel. Von den 
gesetzlichen Grundlagen her gesehen, umfasst die schweize­
rische Sozialversicherung nicht weniger als zehn Systeme, die 
zusammen mit den einschlägigen Vollzugsvorschriften fol­
gende Versicherungsbereiche regeln: Krankenversicherung, 
Unfallversicherung, Militärversicherung, Arbeitslosenversi­
cherung, Familienzulagen in der Landwirtschaft, Erwerbser­
satzordnung, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Invali­
denversicherung, Ergänzungsleistungen zur AHV und IV und 
schliesslich berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden­
vorsorge. 
Diese Zweige unserer Sozialversicherung sind, nach der 
Schaffung entsprechender Verfassungsgrundlagen, histo­
risch gewachsen. Zwischen ihnen bestehen zwar zum Teil 
enge Beziehungen, so etwa zwischen der AHV, der Invaliden­
versicherung, der Erwerbsersatzordnung und den Ergän­
zungsleistungen, oder es bestehen punktuelle Verknüpfun­
gen wie für die Finanzierung zwischen Arbeitslosenversiche­
rung und AHV. Das ändert aber nichts daran, dass die syste­
matische Vielfalt der über Jahrzehnte ausgebauten Sozialver­
sicherung ihrer Kohärenz abträglich ist. Auch wenn man die 
Vielzahl der Versicherungssysteme mit unterschiedlichen Lei­
stungen, Finanzierungen und Organisationen als gegeben 
annehmen muss, so sollte doch zur Koordination und für Ab­
stimmungsregeln eine weitgehende intersystematische Ver­
bindung geschaffen werden. Das ist heute noch nicht oder nur 
teilweise der Fall. 
Elementare Rechtsbegriffe wie beispielsweise der Begriff des 
Arbeitnehmers oder der Begriff des massgebenden Lohns 
und anderes mehr werden in den einzelnen Systemen unter­
schiedlich umschrieben. Wichtige Rechtsinstitute wie etwa die 
Kürzung oder Verweigerung von Leistungen bei schuldhaftem 
Verhalten oder die Rückforderung von zu Unrecht erbrachten 
Leistungen oder der Regress sind verschieden ausgestaltet. 
Die Regeln über das Sozialversicherungsverfahren und die 
Stellung der Versicherten sind vielfältig und zum Teil lücken­
haft, und auch jene über den Rechtsschutz sind nicht hinrei­
chend transparent. Alle diese Divergenzen beeinträchtigen 
die von der Zielsetzung her gebotene, möglichst einheitliche 
Anwendung des Sozialversicherungsrechts und lassen die 
Regelungen für den Bürger als komplex und als wenig durch­
schaubar erscheinen. 
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Die Vielfalt der Systeme und Strukturen in der schweizerischen 
Sozialversicherung wird von Politikern, Wissenschaftern und 
Praktikern immer wieder kritisiert, seit Jahren. Wohl hat sich 
der Gesetzgeber bemüht, einige wenige miteinander verbun­
dene Versicherungszweige wie etwa die AHV und die lnvali­

kongruent auszubauen, und auch bei neue­
ren Kodifikationen wie bei der Unfallversicherung bemühte 
man sich um Konkordanz mit anderen Systemen. Endlich war 
und ist auch die Rechtsprechung bestrebt, Normen der ver­
schiedenen Sozialversicherungssysteme nach Möglichkeit 
einheitlich auszulegen und anzuwenden. Das alles sei aner­
kannt. 
All das ist aber bis heute Stückwerk geblieben. Eine umfas­
sende Koordination der Sozialversicherung lässt sich nur über 
eine systemübergreifende gesetzliche Ordnung erreichen. 
Dafür gibt es theoretisch verschiedene Modelle: 
Zunächst wäre an eine Gesamtkodifikation des Sozialversi­
cherungsrechts zu denken. Eine solche wäre allerdings aus­
serordentlich aufwendig und zeitraubend. 
zweitens wäre ein Harmonisierungsgesetz denkbar, mit dem 
die einzelnen Sozialversicherungsgesetze in Einklang ge­
bracht werden könnten. 
Drittens bietet sich das Konzept eines Allgemeinen Teils des 
Sozialversicherungsrechts an, mit dem Ziel, die für alle Sy­
steme gültigen Vorschriften und intersystematischen Regeln 
aus den Einzelgesetzen herauszulösen und in einem beson­
deren Regelwerk zusammenzufassen. 
Die Schweizerische Gesellschaft für Versicherungsrecht, die 
sich wissenschaftlich mit Rechtsfragen der privaten und sozia­
len Versicherung befasst, hat sich in den späten siebziger Jah­
ren der Koordination des vielgestaltigen Sozialversicherungs­
rechts angenommen und nach mehrjährigen Studien ein Pro­
jekt für einen Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
vorgelegt und publiziert. Die ersten Reaktionen seitens der So­
zialpolitiker, aber auch seitens der rechtsanwendenden Fach­
leute waren positiv. 
Das war für Frau Kollegin Josi Meier Anlass genug, am 7. Fe­
bruar 1985 eine parlamentarische Initiative in der Form einer 
allgemeinen Anregung einzureichen und zu beantragen, auf 
der erwähnten Grundlage des Entwurfs der Schweizerischen 
Gesellschaft für Versicherungsrecht ein Bundesgesetz über 
einen Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts auszu­
arbeiten. 
Das im Geschäftsverkehrsgesetz vorgesehene Vorprüfungs­
verfahren verlief positiv. Mit Beschluss vom 5. Juni 1985 beauf­
tragte der Ständerat die zuständige Kommission, eine entspre­
chende Vorlage auszuarbeiten. Nachdem diese den Bundesrat 
ihrerseits beauftragt hatte, ein Vernehmlassungsverfahren 
über den von der Schweizerischen Gesellschaft für Versiche­
rungsrecht ausgearbeiteten Gesetzesentwurf durchzuführen, 
und nachdem vielfältige und zum Teil widersprüchliche Stel­
lungnahmen der interessierten Kreise eingegangen waren, be­
schloss die Kommission Ihres Rates- damals noch unter dem 
Vorsitz unseres früheren Schaffhauser Kollegen Ernst Steiner 
-, die Arbeiten am Gesetzesentwurf selber weiterzuführen, also 
nicht etwa mit einer Kommissionsmotion den Bundesrat zu be­
auftragen, sondern selber ein Gesetz zu machen. 
Die Kommission setzte hierfür einen Ausschuss ein und zog 
Herrn Dr. Hans Naef- Präsident der Schweizerischen Gesell­
schaftfürVersicherungsrechtund zuvorstellvertretenderDirek­
tor des Bundesamtes für Sozialversicherung-als Experten bei. 
In der Folge wurde der Entwurf umfassend überarbeitet. Insbe­
sondere beschloss die Kommission, die berufliche Vorsorge 
aus dem Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts aus­
zuklammern. Ferner beschloss sie, mehrere Einzelpunkte, die 
in der Vernehmlassung auf heftigen Widerspruch gestossen 
waren, zu ändern oder ganz fallenzulassen. 
Nach diesen aufwendigen Bereinigungsarbeiten hielt es die 
Kommission für angebracht, ein zweites Vernehmlassungsver­
fahren durchzuführen; dessen Auswertung wurde dem Bun­
desamt für Sozialversicherung übertragen. Das Ergebnis der 
Konsultation konnte als positiv gewertet werden, und auch der 
Bundesrat äusserte sich in einer ersten, allerdings informellen 
und selbstverständlich unpräjudiziellen Stellungnahme grund­
sätzlich zustimmend zum Konzept. 
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Immerhin überarbeitete dann die Kommission den Gesetzes­
entwurf zum Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
nochmals im lichte der zweiten Vernehmlassung in einigen 
Punkten. Sodann verabschiedete sie den erläuternden Be­
richt, wie er Ihnen heute vorliegt, und dieser Bericht muss ja 
von Gesetzes we9enBotschaftsqua!ität aufweisen. Im Sep­
tember des fetzten Jahres beschloss die Kommission einstim­
mig, dem Ständerat den Gesetzesentwurf mit Antrag auf Zu­
stimmung zu unterbreiten. 
Was heute vor Ihnen liegt, ist ein gesetzgeberisches Unikum, 
eine Kodifikation, ein ausgewachsenes. von der Rechtsmate­
rie her ansoruchsvolles Gesetzeswerk, das nicht wie sonst 
üblich von der Verwaltung stammt, sondern - nach den Re­
geln des Geschäftsverkehrsgesetzes zum Verfahren bei parla­
mentarischen Initiativen von einer Kommission des Rates 
ausgearbeitet wurde. Ohne tatkräftige Unterstützung durch 
die Spitzen des Bundesamtes für Sozialversicherung und des 
Departements des Innern und ohne den grossen Einsatz des 
beigezogenen Experten Hans Naef und seines früheren Kolle­
gen Otto Büchi wäre das Unternehmen freilich gescheitert. Es 
liegt mir daran, im Namen der Kommission dem Departe­
mentschef, dem Direktor des Bundesamtes für Sozialversi­
cherung, Herrn Seiler, dem zuständigen wissenschaftlichen 
Adjunkten des Bundesamtes für Sozialversicherung, Herrn 
Karl-Heinz Müller und insbesondere auch den beiden genann­
ten Experten, den Herren Hans Naef und Otto Büchi, für ihre 
konstruktive Mitarbeit herzlich zu danken. 
Mein besonderer Dank gilt aber auch den Kommissionsmit­
gliedern, namentlich dem harten Kern der Kommission, beste­
hend aus Frau Josi Meier und Herrn Andre Gautier, die sich in 
einem weit über das Uebliche hinausgehenden Mass mit der 
Vorlage befasst und den Entscheid mitgeprägt haben. Und ei­
nen besonderen Dank möchte ich auch unserem Kommis­
sionssekretär, Herrn Ueli Anliker, abstatten. 
Das Gesetz umfasst 92 Artikel und einen umfangreichen An­
hang mit Aenderungen von Sozialversicherungsgesetzen als 
Konsequenz des Erlasses. Der Allgemeine Teil soll grundsätz­
lich auf acht der eingangs erwähnten zehn Sozialversiche­
rungssysteme Anwendung finden. 
Für die landwirtschaftlichen Familienzulagen und für die beruf­
liche Vorsorge mit ihren Verbindungen zu kantonalrechtlichen 
bzw. privatrechtlichen Ordnungen wurde festgestellt, dass der 
Konnex zur übrigen Sozialversicherung des Bundes nicht aus­
reichend ist, um sie durchwegs dem Allgemeinen Teil zu unter­
stellen. Ihre Kommission ist jedoch der Meinung, dass sich 
auch für diese beiden Bereiche eine Angleichung verschiede­
ner Einzelbestimmungen an jene des Allgemeinen Teils und 
damit eine weitgehende Rechtsharmonisierung aufdrängt. 
Für das System der landwirtschaftlichen Familienzulagen sind 
die Aenderungsvorschläge im Anhang zum Gesetzesentwurf 
enthalten. Ich verweise auf Ziffer 9 des Anhangs. 
Ursprünglich war vorgesehen, verschiedene Normen des 
BVG durch eine parallele Revision dieses Gesetzes dem Allge­
meinen Teil anzupassen. Im Bereich der bereits erwähnten 
Vernehmlassungsverfahren wurde aber von verschiedenen 
Seiten darauf hingewiesen, dass ohnehin eine BVG-Gesetzes­
revision bevorstehe und dass daher die Anpassung, die in ein­
zelnen Punkten noch nähererer Prüfung bedürfe, mit Vorteil in 
diesem Zusammenhang vorgenommen werden solle. Ihre 
Kommission hat sich dieser Auffassung angeschlossen, legt 
aber in der Beilage als Diskussionsgrundlage einen Vorschlag 
für eine Teilrevision des BVG vor, ein Vorschlag, der sich mit 
den dringendsten Koordinationsproblemen befasst. 
Die Koordination der acht behandelten Sozialversicherungs­
systeme soll nach den Vorschlägen Ihrer Kommission - ähn­
lich wie beim Entwurf der Schweizerischen Gesellschaft für 
Versicherungsrecht- auf drei Ebenen verwirklicht werden: 
1. Durch die einheitliche Umschreibung, bzw. Ausgestaltung 
gemeinsamer Begriffe und Rechtsinstitute; 
2. durch die Vereinheitlichung des Verfahrens; 
3. durch die systemüberschreitende Koordination, vor allem 
der Leistungen. 
Die in der Vorlage enthaltenen Definitionen und Regelungen 
zum Versicherungsbereich, zum Leistungs- und Beitragsbe­
reich, lehnen sich an die Vorschläge der Schweizerischen Ge-

sellschaft für Versicherungsrecht an. Sie beziehen sich auf 
Grundbegriffe und Verletzungselemente wie etwa Unfall, Hilf­
losigkeit, Invalidität, Arbeitnehmer, massgebender Lohn usw. 
Sie beziehen sich ferner auf Grundsätze für die Erbringung 
von Sachleistungen sowie auf die Regeln über die Kürzung 
und Verweigerung wm Leistungen, tm Bereich des formellen 
Sozialversicherungsrechts enthält die Vorlage Bestimmun­
gen, die dem Versicherten den Zugang zur Sozialversiche­
rung erleichtern und dessen Mitwirkung bei der Behandlung 
der Leistungsansprüche regeln, immer im Sinne der Bürger­
nähe. Für die systemübergreifende Koordination der verschie­
denen Sozialversicherungsleistungen schliesslich wendet die 
Vorlage die bekannten Kriterien an, nämlich das Prioritäts­
oder das durch eine Uebergangsentschädigungsklausel ein­
geschränkte Kumulationsprinzip. 
In den acht vom Allgemeinen Teil erfassten Sozialversiche­
rungsgesetzen werden die den allgemeinen Regeln entspre­
chenden oder davon abweichenden Bestimmungen aufgeho­
ben oder geändert. 
Selbstverständlich hat die Kommission auch die Verfassungs­
mässigkeit ihres gesetzgeberischen Tuns geprüft. An der Ver­
fassungsmässigkeit der Vorlage bestehen keine Zweifel. Ich 
verweise auf Ziffer 6 des Berichts. 
Ebenso setzte sich die Kommission mit dem Verhältnis zum 
europäischen Recht auseinander. Wie in Ziffer 7 des Berichts 
einlässlich begründet wird, entspricht die Vorlage ganz der Li­
nie der insbesondere vom Europarat verfolgten Förderung 
des sozialen Fortschritts und der sozialen Gerechtigkeit. Es ist 
allerdings klar, dass auch diese Vorlage an allfälliges EG- oder 
EWR-Recht angepasst werden müsste, wie der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme vom 17. April dieses Jahres mit Recht 
bemerkt 
Ihre Kommission hofft, mit der Vorlage und dem erläuternden 
Bericht in Botschaftsqualität den ihr vom Ratsplenum erteilten 
Auftrag im Rahmen des Möglichen erfüllt zu haben. Im Gegen­
satz zum Bundesrat, der offenbar andere Prioritäten setzt, hält 
sie die Zeit für gekommen, um das schweizerische Sozialversi­
cherungsrecht endlich bürgerfreundlicher auszugestalten 
und die Grundsatznormen soweit möglich zu koordinieren 
bzw. zu vereinheitlichen. 
Was heute vor Ihnen liegt, ist- und das erklärt sich aus der aty­
pischen Rechtsetzung via parlamentarische Initiative-ein Ent­
wurf, der gewiss keinen Anspruch darauf erhebt, vollkommen 
zu sein. Immerhin darf ich namens der Kommission mit einer 
gewissen Genugtuung feststellen, dass sich die vom Bundes­
rat in der Stellungnahme vom 17. April dieses Jahres geäus­
serten grundsätzlichen und konkreten Abänderungswünsche 
und -anträge in engen Grenzen halten. In Einzelfragen sind 
Verbesserungen freilich durchaus noch möglich. 
Wenn Sie Eintreten auf die Vorlage beschliessen, so kann ich 
mir vorstellen, dass es vorab dann Sache des Zweitrates sein 
wird, die Vorlage im Detail - in erster Linie gestützt auf kon­
krete Abänderungsanträge des Bundesrates zu bereinigen 
und ihre Verabschiedung in Berücksichtigung der Rechtset­
zungsverfahren zur 10. AHV-Revision, zur Revision der Kran­
kenversicherung und zur Revision des BVG und im lichte der 
Fortschritte im europäischen Integrationsprozess zu terminie­
ren. In diesem Sinne beantrage ich Ihnen nochmals im Namen 
der einstimmigen Kommission, auf die Vorlage einzutreten 
und sie heute zuhanden des Zweitrats zu verabschieden. 

Frau Meier Josi: Der Bundesrat bestätigt, was Fachleute 
ebenso wie viele über Gesetzbüchern und Formularen schwit­
zende Bürger im Alltag seit Jahrzehnten sagen, schreiben und 
erfahren: Im Sozialversicherungswesen wäre mehr Koordina­
tion wirklich wünschbar. Uneinheitlich verwendete Begriffe, 
Leistungslücken einerseits und Ueberversicherungen ande­
rerseits liessen die Verwaltung, Spezialisten des Versiche­
rungsrechts und Parlamentarier seit Jahren um Vereinheitli­
chung - zumindest im Formalen ringen. Die Frucht dieser 
Bemühungen ist ein Riesenkompendium, das aber heute 
schon in zweierlei Hinsicht seine Früchte getragen hat. 
1. Es ist jetzt schon für Verwaltung und Parlamentarier zu einer 
Art Kompass geworden. Ich denke daran, dass wir diesen Ent­
wurf bei der gegenwärtig diskutierten Revision des Militärversi-
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cherungsgesetzes dauernd als Leitlinie konsultiert haben und 
dass er auch von der Verwaltung beim Erstellen des Entwurfs 
in diesem Sinne dauernd konsultiert wurde. 
2. Selbst der Bundesrat lobt. das Vernehmlassungsverfahren 
habe ihm wertvolle Aufschlüsse über die Bereitschaft von Be­
troffenen gegeben, allenfalls in der Zukunft nicht nur in for­
meller, sondern auch in materieller Hinsicht gewisse Verein­
heitlichungen zu realisieren und zur Koordination beizutra­
gen. 
Wir bräuchten diesen Kompass wirklich. Wir waren uns wäh­
rend der letzten Legislatur über dieses Bedürfnis eigentlich ei­
nig. Nicht zuletzt im Hinblick auf die europäische Integration 
können wir uns nicht länger einen Wildwuchs leisten. Der Ent­
wurf ist nicht nur europafähig der Bundesrat bescheinigt uns 
vielmehr, dass er generell mit unseren internationalen Ver­
pflichtungen vereinbar ist. Das Informatikzeitalter verlangt 
ebenfalls Vereinfachungen. 
In den letzten Jahren nahm ich als GPK-Mitglied an den jährli­
chen Besuchen beim Eidgenössischen Versicherungsgericht 
teil. Immer wieder wurden wir dort gefragt, wann jetzt dieses 
Gesetz endlich komme. Das Bedürfnis kann wirklich nicht län­
ger bezweifelt werden. Es wurde auch in zwei Vernehmlassun­
gen an sich grundsätzlich bejaht, besonders stark beim 
zweiten Lauf. 
Natürlich hätte auch ich gerne die berufliche Vorsorge zu­
mindest im obligatorischen Teil in dieser Vorlage belassen. 
Wir haben diesen Einbezug nur deshalb derzeit noch unterlas­
sen, weil der Anteil der obligatorischen Versicherungen im Au­
genblick unserer Beratung erst etwa bei vier Prozent der ge­
samten Vorsorgeeinrichtungen lag. Es schien uns daher, die­
ser Teil sei politisch noch nicht ganz reiffür den Einbezug. Das 
kann aber im Verlaufe dieses Verfahrens sogar noch ändern. 
Mängel der Vorlage gibt es natürlich trotz aller Anstrengun­
gen. Aber auch hier braucht es - wenn ein Anfang gemacht 
werden soll - den Mut zur Unvollkommenheit. Ich sehe auch 
die föderalistischen Hemmungen, die in bestimmten Berei­
chen bestehen können. Aber gerade auf diesem Gebiet wer­
den viele Unterschiede sehr wahrscheinlich zugunsten wichti­
gerer föderalistischer Anliegen in Zukunft freiwillig fallengelas­
sen. 
Deshalb bitte ich Sie, wie unser Kommissionspräsident Zim­
merli auch, hier wie ein Führungsgremium zu entscheiden 
und sich nicht in Detailanliegen zu verlieren. Geben wir diesen 
sorgfältig erarbeiteten Entwurf zusammen mit heute noch ein­
gehenden Anmerkungen - ich denke auch an das Haftpflicht­
recht, zu dem wir einige beachtliche Zuschriften erhalten ha­
ben - an den Zweitrat weiter! 
Das lnitiatiwerfahren selbst wird dafür sorgen, dass laufende 
Entwicklungen, besonders mit Bezug auf Europa oder etwa 
bei der Krankenversicherung, noch einbezogen werden kön­
nen. Solange wir diese parlamentarische Initiative weiterfüh­
ren, behalten wir gleichsam die Zügel in der Hand, um Regie­
rung und Verwaltung weiter in Richtung Harmonisierung 
voran zu bringen. 
Zuletzt möchte auch ich allen danken, die als Versicherungs­
fachleute und als Spezialisten in der Verwaltung an dieser an­
spruchsvollen Arbeit mitgewirkt haben, am meisten verständli­
cherweise Herrn Dr. Naef, der ihr mit seinem Fachwissen viel 
Zeit gewidmet hat; aber auch allen, die im Departement - vor 
allem im Bundesamt für Sozialversicherung - immer wieder 
dafür freigestellt wurden. 
Ich bitte Sie, der Vorlage zuzustimmen, damit ich auch Ihnen 
noch danken kann. 

Miville: An sich könnte man sich darüber wundern, in welcher 
Stimmung der stillschweigenden Akzeptanz diese doch im­
merhin bedeutsame Gesetzesnovelle hier durchgeht: keine 
Abänderungsanträge, kaum Wortmeldungen, und so war es ja 
auch während der ganzen Zeit, in der dieses Gesetz geschaf­
fen wurde. 
Nun kann man sich allerdings sagen, dass es auf dem Gebiete 
der Sozialversicherungen heute wichtigere Probleme gibt, als 
einen Allgemeinen Teil zu schaffen, wenn ich an die 10. AHV­
Revision oder die Krankenversicherung denke. Das kann man 
sich sagen. Aber dennoch möchte ich Sie darauf hinweisen, 

dass hier ein Gesetz geschaffen wird, das in so und soviel an­
deren Erlassen zur Aufhebung von Artikeln, zur Aenderung 
von Bestimmungen führt. Es ist eine recht einschneidende 
und weitgreifende Vorlage, die wir hier zu beraten haben. 
Ich habe das Bedürfnis, denjenigen zu danken, welche als In­
itianten oder afs Bearbeiter dieses Gesetzes jahrelang hervor­
ragende Leistung erbracht haben: dem Departement, der Ge­
sellschaft für Sozialversicherungsrecht mit ihrem Entwurf, und 
dann vor allem auch unserer Kollegin Josi Meier, die nicht nur 
mit ihrer Initiative gewirkt, sondern auch die ganzen Jahre hin­
durch mit ihrer Sachkenntnis die Arbeit begleitet hat und auch 
immer wieder dafür besorgt war, dass sie voranging. Es war 
eine schwierige Arbeit. Sie hat sich durch die Jahre hindurch 
gezogen von 1985, als die parlamentarische Initiative einge­
reicht wurde, bis heute. Es war eine schwierige Arbeit, weil da 
ungefähr einmal pro Jahr eine Sitzung stattfand. Sie müssen 
sich vorstellen, dass es sich -jedenfalls für Nichtjuristen - um 
eine komplizierte Materie handelte. Jedesmal musste man 
sich wieder in das einarbeiten, was man etwa vor einem Jahr 
behandelt hatte. Auch das Vernehmlassungsverfahren hat viel 
dazu beigetragen, die Arbeit in die Länge zu ziehen, sie aber 
schliesslich auch -wie ich meine - befriedigend zu gestalten. 
Von der Seite her, die ich politisch zu vertreten habe, lässt sich 
feststellen, dass die Kommission einige Verbesserungen an 
der ursprünglichen Vorlage angebracht oder jedenfalls Klä­
rungen geschaffen hat, wo Dinge nicht zum vornherein in be­
friedigender Art und Weise geregelt schienen. Ich denke vor 
allem daran, dass jetzt bei Selbstverschulden - bei Kürzung 
und Verweigerung von Leistungen infolge von Selbstverschul­
den - im Einklang mit internationalen Regelungen ganz klar 
ist, dass Kürzungen oder Verweigerungen auf die Fälle von ab­
sichtlicher oder deliktischer Herbeiführung des Versiche­
rungsfalls eingeschränkt werden, also bei leichter oder grober 
Fahrlässigkeit nicht mehr stattfinden. 
Sehr wertvoll ist, von meinem Standpunkt aus gesehen, dass 
im Kapitel der Ueberentschädigungen - wenn verschiedene 
Versicherungen Zahlungen leisten und es dann zu einer 
Ueberentschädigung kommt- die AHV- und IV-Renten auf kei­
nen Fall gekürzt, wohl aber in die Kürzungsrechnung anderer 
Versicherungen einbezogen werden und dass auch Hilflosen­
und Integritätsentschädigungen generell von der Kürzung 
ausgeschlossen sind. Das war aus dem Wortlaut des Ent­
wurfs, der uns zugestellt worden ist, nicht von allem Anfang an 
klar, und das haben wir jetzt klargestellt. 
Drittens: Beim Rückgriff, d. h. beim Rückgriff von Versicherun­
gen auf haftpflichtige Dritte, kann ein Regress gegen Familien­
angehörige eines Versicherten nur stattfinden, wenn diese ein 
schweres Verschulden trifft. Auch dies ist eine Einschränkung 
in dem von uns als richtig erachteten Sinne. 
Alles in ailem haben wir allen Anlass, mit dem, was hier gelei­
stet worden ist, zufrieden zu sein. 

M. Gautier: Jene pensais pas prendre la parole sur cet objet, 
mais comme M. Zimmerli, president de la commission, ~ eu 
l'amabilite de me nommer parmi ceux qui ont participe assez 
activement aux travaux de la commission, je voudrais expli­
quer pourquoi. 
D'abord, je suis tres heureux que ce projet ait finalement 
abouti, apres six ans et demi ou sept ans de discussions. Je 
crois qu'on ne peut pas dire que cet enfant soit premature, 
c'est le moins qu'on puisse dire, et je pense que c'est une ex­
cellente chose qu'une partie generale du droit des assurances 
sociales ait enfin vu le jour. Si je me suis engage assez forte­
ment dans les travaux de cette commission, c'est parce que, 
surtout, l'avant-projet qui avait ete prepare par la Societe 
suisse de droit des assurances comportait un certain nombre 
d'inconvenients assez graves -9a n'est la faute de personne­
parce qu'il avait ete redige uniquement par des juristes. Je 
crois que dans le domaine des assurances sociales, il est im­
portant que ceux qui pratiquent journellement - comme c' etait 
mon cas lorsque je pratiquais encore la medecine - les assu­
rances sociales aient aussi leur mot a dire. C'est pourquoi je 
me suis engage avec une certaine vigueur dans les discus­
sions de la commission. II est effectivement tres important 
qu'un texte de loi d'aussi vaste portee ait pu etre corrige un 
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peu par les praticiens et qu'il n'ait pas ete redige uniquement 
par des theoriciens du droit des assurances. Voila ce que je 
voulais ajouter apres les aimables parates de M. ZimmerlL 

M. Cotti, president de la Confederation: S'agissant d'une ini· 
tiative parlementaire a laquelle le Conseil des Etats est en traifl 
de donner suite, le Conseil federal ne devrait pas s'exprimer. II 
a presente, le 17 avril de cette annee, le rapport que vous 
connaissez et il n'a pas d'autres elements a ajouter. 
Je constate que, si ma prevision n'est pas tout a faitfausse, le 
Conseil des Etats va aborder les differents points l'un apres 
l'autre «a grande vitesse», si je puis dire ainsi. M. Zimmerli a si· 
gnale comme suit la marche a suivre du conseil: il s'agira pour 
le deuxieme conseil, le «Zweitrat», d'examiner plus en detail 
les differents articles. Personnellement, je corn;:ois une ligne 
de ce genre, tout en signalant qu'une partie non negligeable 
des observations que le Conseil federal avait faites lors de la 
presentation de son rapport n' ont pas eu de retombees dans 
le projet. Par exemple, le Conseil federal considere que si l'on 
veut elaborer un droit general des assurances sociales, il fau­
drait y soumettre toutes les assurances sociales, et il est re­
grettable que l'une ou l'autre, en particulier le deuxieme pilier, 
du moins la partie qui tombe sous la clause obligatoire, ne soit 
incluse. On a parle aussi de l'examen de l'assurance-chö­
mage, et 11 est pensable de reinserer cet aspect. 
Toutefois, je pense qu'aujourd'hui il ne sera guere possible de 
proceder a un examen de detail du tout. Je saisirai donc l'oc­
casion de vous signaler les eventuels amendements concrets 
presentes le 17 avril dernier par le Conseil federal. J'aurais en­
tendu avec plaisir, aujourd'hui, la reaction de la commission 
au rapport du Conseil federal. Toutefois, je remarque que vous 
vous etes engages sur une route qui conduit a une approba­
tion rapide du projet et - je le repete - le Conseil federal salue 
positivement le fait que la commission ait assume cette difficile 
charge d'unifier la partie generale du droit des assurances so­
ciales. II tient a en remercier la commission, Mme Meier en 
particulier, qui a lance cette initiative. L'idee en soi se justifie 
pleinement et les details - si je comprends bien - seront a re­
gler dans le cadre de la future discussion. 

Zimmerli, Berichterstatter: Ich bin Herrn Bundespräsident 
Cotti sehr dankbar für die kooperative Haltung, die er soeben 
zum Ausdruck gebracht hat. Wenn wir auf die Vorschläge des 
Bundesrates nicht mehr im Detail eingegangen sind, dann nur 
mit Rücksicht auf das atypische Gesetzgebungsverfahren der 
parlamentarischen Initiative. Wir haben unsere Arbeiten im 
September des letzten Jahres abgeschlossen, waren gehalten, 
dem Bundesrat den Bericht zuzustellen, damit er sich seiner­
seits nach den Bestimmungen des Geschäftsverkehrsgeset­
zes zuhanden des Rats äussern konnte. Wir haben die Frist zur 
Behandlung dieser parlamentarischen Initiative bereits zwei­
mal verlängern müssen. Deshalb scheint es mir ganz selbstver­
ständlich, dass wir die grundsätzlichen Punkte hier anschnei­
den können. Wenn Sie aber wollen, Herr Bundespräsident, 
dass wir die Detailberatung nicht mehr so durchführen, wie es 
an sich möglich wäre, wenn uns eine normale Vorlage der Ver­
waltung unterbreitet worden wäre, kann ich Ihnen nur signali­
sieren, dass alle Bedenken und Anregungen, die der Bundesrat 
gemacht hat, im Gespräch positiv erörtert wurden. Wir haben 
das zur Kenntnis genommen, und die Kommission widersetzt 
sich der Aufnahme Ihrer Anliegen im Zweitrat überhaupt nicht. 
Dies nur, damit keine Missverständnisse entstehen. 

Präsident: Herr Zimmerli hat bereits gesagt, es sei eine atypi­
sche Art der Gesetzgebung, die wir hier betreiben. Wir sollten 
uns immerhin darauf besinnen, dass wir Teil der Legislative 
sind, also der gesetzgebenden Versammlung, und eigentlich 
unsere ureigene Aufgabe, nämlich die Gesetzgebung, erfül­
len; darauf möchte ich noch hinweisen. 
Das Aussergewöhnliche zeigt sich auch daran, dass keine 
Fahne vorliegt. Wir beraten anhand des Berichts, den Ihnen 
die Kommission des Ständerats hat zukommen lassen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversi­
cherungsrechts (ATSG) 
Loi federale sur Ja partie generale du droit des assurances 
sociales (LPGA) 

Titel und Ingress, Art. 1-16 
Titre et preambule, art. 1-16 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon Ja proposition de la commission 

Art.17 
Antrag Rhinow 
Abs. 1 bis (neu) 
Als Psychotherapeuten gelten Personen, die aufgrund eines 
wissenschaftlichen Befähigungsausweises eine kantonale 
Bewilligung zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie 
besitzen. 

Art.17 
Proposition Rhinow 
Al. 1bis (nouveau) 
Sont reputees psychotherapeutes les personnes qui, sur la 
base d'un certificat de capacite scientifique, ont obtenu d'un 
canton l'autorisation d'exercer la psychotherapie de fac;:on au­
tonome. 

Rhinow: Gestatten Sie mir zwei Vorbemerkungen, da ich beim 
Eintreten das Wort nicht ergriffen habe: 
1. Ich möchte die Notwendigkeit eines Allgemeinen Teils des 
Sozialversicherungsrechts nachdrücklich unterstreichen, und 
zwar aus meiner Erfahrung als ehemaliger Präsident eines 
kantonalen Versicherungsgerichts. Ich möchte es bei dieser 
Bekräftigung belassen, weil das Eintreten vorher unbestritten 
war. 
2. Ich bin sehr beeindruckt von der Arbeit, die die Kommission 
geleistet hat. Ich glaube, es ist einmalig, dass in einer so 
schwierigen Materie eine parlamentarische Kommission ei­
nen so hervorragenden Gesetzestext vorlegt. 
Zu meinem Antrag: Der Allgemeine Teil des Sozialversiche­
rungsrechts soll zentrale Begriffe einheitlich definieren und ge­
meinsame Leistungs- und Beitragsbestimmungen einheitlich 
ausgestalten. Seine Aufgabe sollte es auch sein, neueren Ent­
wicklungen Rechnung zu tragen und überholte, nicht mehr 
adäquate Regelungen im Sozialversicherungsrecht zu korri­
gieren. 
In Artikel 17 Absatz 3 des Kommissionsentwurfes wird die 
nicht mehr zeitgemässe Bezeichnung «medizinisches Hilfs­
personal», wie sie bisher gebräuchlich war und auch heute 
noch ist, mit Recht fallengelassen. Es heisst jetzt neu «medizi­
nisch-therapeutisches Personal». Diese Umbenennung ist be­
grüssenswert, in der Sache jedoch bleibt der Begriff derselbe. 
Es handelt sich nämlich um Heiltätigkeiten, die alle nur auf 
ärztliche Anordnung hin sozialversicherungsrechtliche Lei­
stungen auslösen können. 
Un.ter diesem neuen Begriff des «medizinisch-therapeuti­
schen Personals» werden nach wie vor - nebst den nichtaka­
demischen Berufen wie der Physiotherapie·- auch die Psycho­
logie und damit auch deren Spezialgebiet, die Psychothera­
pie, eingeordnet. Diese Zuordnung würde heute einer verfas­
sungsrechtlichen Prüfung nicht mehr standhalten. Sie ent­
spricht weder den tatsächlichen Kompetenzen der Psychothe­
rapeutinnen und -therapeuten noch der faktischen Ausübung 
dieses Berufs. Es ist ja Aufgabe des Sozialversicherungs­
rechts, eine optimale und zugleich wirtschaftliche Versorgung 
der Versicherten zu gewährleisten. Hierzu gehört auch der 
freie und gleichwertige Zugang zur psychotherapeutischen 
Heilbehandlung, ob sie nun von Aerzten oder Psychologen 
angeboten wird. Nebst der grossen Zahl psychischer, psycho­
gener bzw. neurotischer Störungen, die primär Gegenstand 
psychotherapeutischer Interventionen sind, hat diese Heilbe­
handlung eine steigende Bedeutung im grossen Bereich der 
psychosomatischen Störungen. 
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Spätestens seit einem Bundesgerichtsentscheid aus dem 
Jahre 1980 in Sachen Winter steht fest, dass die Psychothera­
pie zu den wissenschaftlichen Berufen zählt: «Sowohl der Be­
ruf des Psychologen wie des Psychotherapeuten erfordern im 
Interesse der öffentlichen Gesundheit eine angemessene wis­
senschaftliche Ausbildung auf Universitäts- oder gleichwerti­
gem Niveau und gehören somit zu den freien Berufen im Sinne 
des Artikels 33 Absatz 1 der Bundesverfassung.» 
Ich ziehe daraus den Schluss, dass analog zu den anderen 
wissenschaftlichen und freien Berufen wie den Aerzten, 
Zahnärzten und Apothekern - auch die Psychotherapeutin­
nen und -therapeuten korrekterweise im Bereiche der Sozial­
versicherung als selbständige Leistungserbringende zu defi­
nieren sind. Dies freilich nur-das ist vorausgesetzt-, wenn sie 
ein Hochschulstudium der Psychologie vorweisen können. 
Ein kantonales Gesetz das sei nur in Klammem beigefügt-, 
welches die zwingende ärztliche Verordnung jeder Psychothe­
rapie vorschreiben wollte, wurde vom Bundesgericht vor weni­
gen Jahren als verfassungswidrig aufgehoben. 
Mit dem vorliegenden Entwurf, welcher die Psychologen unter 
das medizinisch-therapeutische Personal subsumiert, würde 
somit eine alte gesetzliche Regelung, die gegen die Verfas­
sung verstösst, zementiert. Auch wenn wir in der Schweiz 
keine Möglichkeit haben, Bundesgesetze auf ihre Verfas­
sungsmässigkeit hin zu überprüfen, sollten wir erst recht 
Sorge dazu tragen, keine verfassungswidrigen Gesetze ZlJ er­
lassen. 
Ich darf noch beifügen, dass eine namhafte Zahl kantonaler 
Gesetze - es sind meines Wissens 13 - die selbständige Be­
rufsausübung im Rahmen der Psychotherapie regeln. Des­
halb mein Antrag; er bezweckt, die Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten dann als Leistungserbringende zu definie­
ren und anzuerkennen, wenn sie sich über eine kantonale Be­
willigung zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie 
ausweisen können. Da aber, wie erwähnt, noch nicht alle Kan­
tone solche Verordnungen besitzen, erscheint eine Ueber­
gangsbestimmung angebracht; das ist mein zweiter Antrag. 
Dieser stützt sich auf eine Musterverordnung der Sanitätsdi­
rektorenkonferenz, eines illustren und hochangesehenen 
Gremiums, welche die Voraussetzungen zur selbstständigen 
Berufsausübung umschreibt und die Grundlage für die kanto­
nalen Verordnungen abgegeben hat und weiterhin abgeben 
wird. 
Ich bitte Sie, meinen Antrag in dem Sinne gutzuheissen, dass 
er mit an den Zweitrat geht. 

Schoch: Ich habe heute früh den Antrag von Herrn Rhinow auf 
meinem Pult vorgefunden. Ich muss Ihnen gestehen, dass 
mich dieser Antrag nicht nur überrascht hat, sondern dass die 
zeitliche Situation mir auch die Möglichkeit genommen hat, 
mich ausreichend zu dokumentieren. Ich mache Herrn Rhi­
now keinen Vorwurf, er war ja nicht Mitglied der Kommission 
und hatte keine Gelegenheit, sein Anliegen in der Kommission 
zur Sprache zu bringen. Aber ich bedaure natürlich ausseror­
dentlich, dass ich jetzt angesichts dieses kurzfristigen Coups 
nicht in der Lage bin, Ihnen anhand von Unterlagen und an­
hand einer ausreichenden. Dokumentation die Situation darzu­
legen. 
Tatsache ist, dass das Thema, das Herr Rhinow jetzt in seinem 
Antrag aufgreift, ein altes Anliegen der Psychologen ist. Es 
liegt demgemäss auf der Hand, dass sich auch die Experten­
kommission, die ein neues Krankenversicherungsgesetz aus­
zuarbeiten hatte, mit dieser Thematik sehr umfassend ausein­
andergesetzt hat. Schon uns sind die Psychologen in den Oh­
ren gelegen, repräsentiert durch ihre beiden sich gegenseitig 
intensiv konkurrenzierenden Berufsverbände. Die KVG-Exper­
tenkommission ist nach sehr sorgfältiger Prüfung der Anliegen 
der Psychologen zur Auffassung gelangt, dass das, was Herr 
Rhinow uns jetzt vorschlägt, nämlich die Gleichstellung der 
Psychologen mit den Medizinalpersonen, aus diversen Grün­
den nicht in Frage kommen kann. Das sind Gründe, die ich Ih­
nen, eben weil ich nicht ausreichend dokumentiert bin, jetzt 
nicht erschöpfend darlegen kann. 
Aber eines kann ich Ihnen mit Sicherheit sagen: Wenn wir dem 
Antrag von Herrn Rhinow zustimmen, dann öffnet das für eine 

noch zunehmende Kostensteigerung im Krankenversiche­
rungsbereich oder überhaupt im ganzen Sozialversicherungs­
bereich alle Schleusen. Da würden wir dann Gefahr laufen, die 
Kontrolle wirklich zu verlieren. Wir riskierten dann, die Kosten­
entwicklung überhaupt nicht mehr in den Griff zu bekommen. 
Ich schliesse nicht aus, dass das Anliegen von Herrn Rhinow 
in Teilbereichen berechtigt sein kann, dass es Möglichkeiten 
geben könnte, irgendwo einen Kompromiss zu finden. Aber 
so übers Knie gebrochen kann das vor allem in diesem sum­
marischen Gesetzgebungsverfahren, zu dem wir uns jetzt ent­
schlossen haben, ausserhalb einer Kommissionssitzung, 
ohne Vorberatung, ohne detailierte Ueberprüfungen durch die 
Kommission nicht in das Gesetz aufgenommen werden. 
Ich empfehle Ihnen deshalb dringend, den Antrag von Herrn 
Rhinow abzulehnen. Wenn das Anliegen im Nationalrat wieder 
aufgenommen wird, kann man dort dann sorgfältig und mit 
der nötigen Musse den ganzen Problemkomplex prüfen. Aber 
das jetzt so rasch im Vorbeiweg einzubauen und damit neue 
Probleme in den ganzen Bereich unserer Sozialversicherun­
gen aufzunehmen, das wäre sicher ein entscheidender Feh­
ler. 
Ich bitte Sie, dem Antrag von Herrn Rhinow nicht zuzustim­
men. 

Huber: Auch ich gehöre zu jenen, die sich beim Eintreten nicht 
geäussert haben. Frau Kollegin Meier weiss, dass ich in einem 
frühen Stadium dem vorgelegten Papier nicht mit besonderer 
Begeisterung begegnet bin. Ich habe mich dann intensiver da­
mit auseinandergesetzt, und ich gehöre heute zu jenen, die 
vor allem ihr, aber auch der wissenschaftlichen Vereinigung, 
die dahinter steht, uneingeschränktes Lob aussprechen. Was 
hier als Allgemeiner Teil erarbeitet wurde, ist eine ausseror­
dentlich beachtliche Leistung, die die Gesundheitspolitik in 
positivem Sinne beeinflussen wird, davon bin ich persönlich 
überzeugt. Manche Legiferierung auf kantonaler Ebene - das 
ist bis jetzt nicht akzentuiert worden wird auf diesen Thesau­
rus der Begriffe zurückgreifen können. Im Hinblick auf dieses 
Recht wird man Probleme der ursprünglichen und gegenwär­
tig immer noch aktuellen Träger des Gesundheitswesens, in 
erster Priorität nämlich eben der Kantone, lösen können. Das 
zur generellen Beurteilung aus meiner Sicht als Mitglied unse­
res Rats, das sich als Gesundheitsdirektor während zwölf Jah­
ren mit der Insuffizienz der präzisen juristischen Erfassung me­
dizinischer Sachverhalte herumgeschlagen hat. 
Ich bin heute in einer einfacheren Rolle als seinerzeit Herr Rhi­
now, da ich als Mitglied einer Invalidenversicherungs-Kom­
mission auf kantonaler Ebene nach wie vor mit diesen Dingen 
verbunden bin. Mit der Praxis und mit der Rechtsprechung al­
lerdings stehe ich da auf einem sehr einfachen Level, aber das 
sind Distanzen, die sich zwischen Professoren und gewöhnli­
chen Juristen immer wieder ergeben. 
Es ist sehr interessant, dass Kollege Schach und ich gestern 
das Heu nicht auf der gleichen Bühne hatten. als es um ge­
wisse Belange der Landesverteidigung ging, und dass wir uns 
da nachhaltig widersprochen haben, währenddem wir heute 
völlig übereinstimmen, und zwar interessanterweise als Ver­
treter des Standes Appenzell Ausserrhoden und als Vertreter 
des Standes Aargau. Der erstere mit einer sehr freizügigen 
und grosszügen Regelung im Medizinalrecht, der andere mit 
einem relativ straffen, modernen und au.eh in diesen Fragen 
relativ dezidierten Recht. 
Wir haben uns sehr lange mit dem Problem der Psychothera­
pie, ihrer Erfassung und mit den Zulassungsbedingungen 
auseinandergesetzt, und Sie sehen im Antrag zu Artikel 90 von 
Kollege Rhinow, dass man eigentlich über eine Musterverord­
nung der Sanitätsdirektoren nicht herausgekommen ist. Ich 
meine, dass das schon der unterste Level eines föderativen 
Lösungsversuches ist, weiter ist man noch nicht gekommen. 
Die weiteren Stufen wären durchaus einigermassen zu sehen 
und zu finden. Das Problem der Psychotherapie-einmal ganz 
abgesehen von ihrer von Kollege Rhinow zu Recht angespro­
chenen Bedeutung heute - besteht u. a. in unterschiedlichen 
Vorstellungen über das erforderliche Curriculum, um zu die­
sem Beruf zu gelangen. Ich habe es immer ein wenig damit 
verglichen, dass man kantonaler Fürsprecher werden könnte, 
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ohne dass an den Universitäten ein relativ geordneter Werde­
gang für das Studium der Rechte festgeschrieben ist, sondern 
dass stattdessen eine kantonale Prüfung Platz greift Das kann 
meines Erachtens aber nicht das Vorbild sein, nach dem wir 
uns zu richten haben. Hinzu kommt, dass dahinter das Pro-

das ebenfalls nicht 
in allen Teilen gelöst ist 
Der Vorschlag von Herrn Schach bei uns fürs erste auf eine 
Normierung zu verzichten, die Auseinandersetzung im Natio­
nalrat nachher zu verfolgen und dann das Material noch ein­
mal zu sichten und zu einer Lösung zu kommen scheint mir 
ein nicht nur origineller, sondern auch der politisch richtige 
Weg, den ich unterstütze. Für eine Aufnahme in die Vorlage 
scheint mir diese Materie nämlich noch nicht reif genug. Wenn 
wir diesen Weg gehen, dann geben wir eben vielleicht auch 
den Sanitätsdirektoren ein Zeichen; ein deutliches Zeichen, 
dass sie sich jetzt intensiv mit dem unbestrittenen Problem 
auseinandersetzen und vielleicht noch vor der normativen Er­
fassung in einem Allgemeinen Teil ihrerseits zu einer Lösung 
kommen. 
Ich werde für den Vorschlag von Herrn Schach stimmen. 

Rhinow: Ich begreife die Ueberraschung meines lieben Kolle­
gen und Freundes Schach nur teilweise, denn es ist in unse­
rem Rat üblich und war immer Brauch, dass Ratsmitglieder zu 
hängigen Vorlagen Anträge einbringen können, dass diese 
Anträge dann diskutiert werden und dass über sie befunden 
wird, ohne dass man sie vier Wochen vorher irgendwo in ei­
nem Buch der Anträge eintragen müsste. Ich erinnere mich 
daran, dass unser geschätzter Kollege Schmid, im Rahmen 
der Parlamentsreform eine oder zwei Stunden vor unserer Be­
ratung noch ein Dutzend Anträge eingereicht hat, die uns vor­
her nicht bekannt waren. 
Ich gebe aber durchaus zu, und insofern habe ich 50prozenti­
ges Verständnis für das Aufbegehren von Kollege Schoch, 
dass dieser Antrag natürlich eine schwierige Materie betrifft. 
Ich bin deswegen bereit, in dem Sinne meinen Antrag zurück­
zuziehen, dass in der nationalrätlichen Kommission die Sache 
ausgiebig diskutiert wird. Ich möchte nur erwähnen, dass mir 
Kommissionspräsident Zimmerli gesagt hat, in der Kommis­
sion sei die Frage nicht diskutiert worden. Also musste ich ja 
mit meinem Antrag diese Frage zur Sprache bringen, sonst 
hätte der Rat überhaupt nicht davon Kenntnis nehmen kön­
nen. 

Zimmerli, Berichterstatter: Angesichts der Erklärung von 
Herrn Kollege Rhinow brauche ich mein Verständnis als Kom­
missionspräsident nicht mehr in Prozenten zu quantifizieren 
und verzichte. 

M. Gautier: Du moment que M. Rhinow retire sa proposition, 
ce dont je vais vous faire part n'a peut-etre guere d'impor­
tance, mais je le dis quand meme ä l'intention du Conseil na­
tional. 
La proposition de M. Rhinow est contraire ä la systematique 
de cet article 17 qui traite, en trois alineas: 1. les personnes qui 
sont soumises a la loi federale sur les professions medicales, a 
savoir les medecins, les dentistes et les pharmaciens; 2. les 
chiropraticiens, qui ont encore un diplöme reconnu par le 
Conseil federal; 3. le reste figurant sous le terme «personnel 
paramedical». Or, les psychotherapeutes sont du personnel 
paramedical, qu'on le veuille ou non. II n'y a donc pas de rai­
son de faire des exceptions pour eux si on n'en fait pas pour 
les physiotherapeutes, les ergotherapeutes, les infirmiers, etc. 
II n'y a pas lieu de mentionner apart les psychotherapeutes. 

Präsident: Herr Rhinow hat seinen Antrag zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art.18-34 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte sefon la proposition de la commission 

Art.35-68 

Zimmerli, Berichterstatter: Zum Sozialversicherungsverfah­
ren möchte ich nur zuhanden des Protokolls nochmals festhal­
ten, dass es zwei Philosophien gibt: Man kann das Verwal­
tungsverfahren für anwendbar erklären -wie es der Bundesrat 
eher möchte, wenn ich die Stellungnahme richtig verstanden 
habe oder man kann in unserem Allgemeinen Teil die Ver­
fahrensbestimmungen koordinieren im Sinne der Bürger­
freundlichkeit, damit die Konsumentinnen und Konsumenten 
in diesem Allgemeinen Teil selber die entsprechenden Regeln 
finden. 
Wir haben gefunden. dass die zweite Variante die tauglichere 
sei und so haben wir versucht, in diesen Teil des Sozialversi­
ch~rungsverfahrens den Gehalt des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes zu übernehmen und damit den Bürgerinnen und 
Bürgern den Zugang zum Sozialversicherungsrecht mög­
lichst zu erleichtern. Aber natürlich wird man im Zweitrat die 
Frage noch einmal zu diskutieren haben. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte sefon la proposition de la commission 

Art.69-89 

Zimmerli, Berichterstatter: In diesem Kapitel gibt es natürlich 
noch einigen Diskussionsstoff; ich denke vor allem an Fra­
gen des Rückgriffs. Wir haben uns mit der Rückgriffsproble­
matik sehr eingehend befasst. Im Nachgang zur Verabschie­
dung unseres Berichts und Gesetzentwurfs haben wir auch 
noch von der Studienkommission für die Gesamtrevision für 
das Haftpflichtrecht - eine vom Bundesamt für Justiz einge­
setzte Kommission - Mitteilung erhalten, dass namentlich der 
Regress des Sozialversicherers - ich denke an die Artikel 79 
bis 82 des Gesetzes, dann an die Haftungsprivilegien ge­
mäss Artikel 82 des Allgemeinen Teils und Artikel 44 des Un­
fallversicherungsgesetzes, weiter an den Einbezug der Haft­
pflichtversicherer in ein generelles Verrechnungssystem und 
die vorläufige Schadendeckung durch den Haftpflichtversi­
cherer, ich denke hier an Artikel 77 des Gesetzes noch ein­
mal vom Zweitrat im lichte der Ueberlegungen der Studien­
kommission zu diskutieren sind. Auch der Bundesrat macht 
in seinem Bericht mit Recht nochmals auf diese Problematik 
aufmerksam. 
Wir haben heute keine konkreten Abänderungsanträge erhal­
ten; deshalb erübrigt sich wohl eine detaillierte Diskussion, 
aber ich möchte festhalten, dass sich die Kommission be­
wusst ist, dass am Erlass noch gefeilt werden muss. 
Bei Artikel 83 Absatz 1 schlägt der Bundesrat vor, den Begriff 
«Unfall» zu streichen. Er beruft sich hier auf seine Antwort auf 
die Motion von Frau Ursula Hafner vom 20. September 1989. 
Dieses Datum fällt praktisch mit der Verabschiedung unseres 
Berichts zusammen; deshalb konnte unsere Kommission die 
Antwort des Bundesrates auf den Vorstoss von Frau Hafner 
nicht mehr berücksichtigen. 
Aber auch hier möchte ich zuhanden des Protokolls erklären, 
dass genau diese Frage im Nationalrat, vor allem zuerst in der 
Kommission, noch im Detail behandelt werden muss. Ich 
spreche sicher im Namen der Kommission, wenn ich hier das 
Verständnis der Kommission für das Anliegen des Bundesra­
tes signalisiere. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art.90 
Antrag Rhinow 
Abs. 2bis (neu) 
In denjenigen Kantonen, welche die selbständige Berufsaus­
übung von Psychotherapeuten nocht nicht gesetzlich gere­
gelt haben, gelten als Psychotherapeuten Personen, welche 
die Anforderungen der entsprechenden Musterverordnung 
der Sanitätsdirektorenkonferenz erfüllen. 
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Art. 90 
Proposition Rhinow 
Al. 2bis (nouveau) 

s 779 

Dans les cantons qui n'ont pas encore legifere sur l'exercice 
autonome de l'activite de psychotherapeutes, sont 
psychotherapeutes !es qui repondent aU)(C1Ffl&Fes 

formules a ce sujet dans modele d'ordonnance de Ja Confe­
rence des directeurs cantonaux de Ja sante publique. 

Präsident: Der Antrag Rhinow ist bei Artikel 17 zurückgezo­
gen worden. 

Zimmerli, Bericht'erstatter: Es ist eine Eigentümlichkeit dieses 
Gesetzesentwurfes, dass dem Bundesrat aufgetragen sein 
wird, verschiedene Normen auf der Verordnungsstufe zu än­
dern. Wieviel dann letztlich tatsächlich auf Verordnungsstufe 
geordnet werden muss und ob wie das der Bundesrat teil­
weise anregt - gewisse Regelungen auf der Stufe des Geset­
zes getroffen werden sollten, ist ebenfalls noch Gegenstand 
der weiteren Beratungen, vor allem in der nationalrätlichen 
Kommission. 
Ich bin dem Bundesrat sehr dankbar, dass er uns in seiner 
Stellungnahme, wie wir das gewünscht haben, mindestens 
Hinweise dafür gegeben hat, wie die Regelungen auf der Ver­
ordnungsstufe konzipiert sein müssen. In diesem Sinne bildet 
die Stellungnahme des Bundesrates eine sehr wertvolle 
Grundlage für die weitere Arbeit in der nationalrätlichen Kom­
mission. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art.91, 92 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Gesamtabstimmung- Vote sur f'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

21·-S 

30 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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du 27 septembre 1990 (FF 1991 11181) 

Stellungnahme des Bundesrates vorn 17. April 1991 (BBI 11910) 
Avis du Conseil federal du 17 avril 1991 (FF II 888) 

Beschluss des Ständerates vorn 25. September 1991 
Decision du Conseil des Etats du 25 septernbre 1991 

Kategorie V, Art 68 GRN - Categorie V, art 68 RCN 

Herr Allenspach unterbreitet im Namen der Kommission den 
folgenden schriftlichen Bericht: 

Der Ständerat ist als Erstrat am 25. September 1991 auf die 
Vorlage seiner Kommission eingetreten und hat sie einstim­
mig zuhanden des Nationalrates verabschiedet In der Diskus­
sion wurde darauf hingewiesen, dass es Sache des National­
rates sein werde, die Vorlage im Detail zu bereinigen. 
In bezug auf den Termin für die endgültige Verabschiedung 
wurde darauf verwiesen, dass er «in Berücksichtigung der 
Rechtsetzungsverfahren zur 10. AHV-Revision, zur Revision 
der Krankenversicherung und zur Revision des BVG sowie im 
lichte der Fortschritte im europäischen Integrationsprozess» 
festzulegen sei. 

Erwägungen der Kommission 
Die Kommission des Nationalrates hat zu ihrer Sitzung Exper­
ten aus den verschiedenen Sozialversicherungsbereichen 
eingeladen. Die Stossrichtung der parlamentarischen Initia­
tive wurde grundsätzlich von allen Seiten begrüsst, doch 
zeigte sich in der Diskussion, dass sich bei der Umsetzung in 
einen konkreten Gesetzesartikel verschiedene Probleme stel­
len. 
Das Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) hält eine ver­
tiefte Ueberprüfung in materieller wie formeller Hinsichtfür not­
wendig. Dabei sollten auch die Wechselbeziehungen und 
Schnittstellen zu den laufenden Revisionsarbeiten klar heraus­
gearbeitet werden. Das BSV erklärte sich bereit, zu den Vor­
schlägen, die seinen Bereich betreffen, eine detaillierte Stel­
lungnahme auszuarbeiten und diese mit den anderen betrof­
fenen Bundesämtern zu koordinieren. 
Am schwierigsten dürfte es sein, die Arbeitslosenversicherung 
(ALV) in einen allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
(ATSG) einzubeziehen. Gemäss moderner Konzeption ist die 
ALV eher ein Instrument der Arbeitsmarktpolitik als ein Sozial­
versicherungszweig. Sie muss sich auch an wirtschaftspoliti­
schen Ueberlegungen orientieren, welche für klassische Sozi­
alversicherungen kaum relevant sind. Eintritt und Fortdauer ei­
nes Versicherungsfalls werden bei der ALV in stärkerem Masse 
durch das Verhalten des Versicherten beeinflusst, als dies bei 
anderen Sozialversicherungen der Fall ist 
Es ist daher grundsätzlich zu überdenken, ob die ALV gleich 
wie die anderen Sozialversicherungszweige dem ATSG unter­
stellt werden kann. 
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Bei der Revision des Militärversicherungsgesetzes (MVG), 
welche demnächst vom Nationalrat beraten wird, wurde die 
Koordination mit den übrigen Sozialversicherungswerken be­
reits weitgehend verwirklicht In bezug auf die Zielsetzungen 
wurde bei den Revisionsarbeiten schon auf eine Vereinbarkeit 
fflit··~emATSG·seaetrtet mdet'1-onkreterr gesetzestechnfc 
sehen Ausgestaltung bleiben aber noch Differenzen zu berei­
nigen. 
Von seiten des Konkordats der Schweizerischen Krankenkas­
sen wünscht man sich nach wie vor einen ATSG, allerdings ko­
ordiniert zugleich mit den EWR-bedingten Aenderungen. Im 
weiteren hofft man, dass auch heikle Themen wie z. B. die Re­
gelung der Kontrolle der Wirtschaftlichkeit in den ATSG aufge­
nommen und nicht in die Spezialgesetzgebung ausgelagert 
werden. Im Hinblick auf die Kostenentwicklung warnt das Kon­
kordat davor, weitere Kategorien von Leistungserbringern in 
den ATSG aufzunehmen. In verschiedenen Einzelfragen 
wünscht man noch Aenderungen oder Präzisierungen. 
Auch die Suva spricht sich für eine einheitliche Definierung der 
wichtigsten Begriffe im gesamten Sozialversicherungsbereich 
aus. Allerdings sollten einzelne Bestimmungen und deren 
Auswirkungen aus der Sicht des Praktikers noch einmal ge­
prüft werden. 
Im Mittelpunkt der Diskussion in der Kommission stand die 
Grundsatzfrage, ob es sinnvoll sei, die verschiedenen Bun­
desgesetze im Bereich Sozialversicherung durch ein neu zu 
schaffendes «Dachgesetz», den allgemeinen Teil des Sozial­
versicherungsrechts (ATSG), zu koordinieren, oder ob man 
besser durch individuelle Aenderung und Anpassung aller So­
zialversicherungsgesetze eine Harmonisierung anstreben 
sollte. 
Beide Varianten sind auch im Hinblick auf eine allfällige Anpas­
sung des schweizerischen Sozialversicherungsrechts an das 
EWR-Recht zu prüfen. 
Die Kommission beschloss, die Beratung für zwei Jahre aufzu­
schieben, um zunächst den Abschluss der Revisionsarbeiten, 
wie sie derzeit bei verschiedenen Sozialversicherungsgeset­
zen im Gang sind, abzuwarten. Insbesondere muss Klarheit 
über die 10. AHV-Revision, die Revision der Krankenversiche­
rung und die Auswirkungen des EWR bestehen, bevor die De­
tailberatung des ATSG an die Hand genommen werden kann. 
Die Verwaltung wird bis zum Abschluss des Beratungsauf­
schubs die in der Stellungnahme des Bundesrates geäusser­
ten Bedenken vervollständigen. Es handelt sich einerseits um 
Vorbehalte, die Bundesstellen und rechtsprechende Behör­
den in der Vernehmlassung geäussert haben. Andererseits 
soll die Verwaltung interne Diskrepanzen ausräumen bzw. 
Sachgebiete aufzeigen, die so sehr abweichen, dass sie nicht 
in einem ATSG geregelt werden können. In diesem Zusam­
menhang wurde speziell die Arbeitslosenversicherung ge­
nannt 

M. Allenspach presente au nom de la commission le rapport 
ecrit suivant: 

Le Conseil des Etats, qui a traite l'objet en premier, est entre en 
matiere le 25 septembre 1991 sur le projet de sa commission 
et l'a adopte ä l'unanimite ä l'intention du Conseil national. 
Lors de la discussion, le Conseil des Etats a souligne qu'il ap­
partiendrait au Conseil national de mettre au point les details. 
Pour ce qui est de la date de l'adoption definitive du projet, Ha 
precise qu'elle devrait etre fixee campte tenu de la procedure 
legislative concernant la 10e revision de l'AVS, la revision de 
l'assurance-maladie et celle de la LPP ainsi qu'ä la lumiere des 
progres realises dans le cadre du processus d'integration eu­
ropeenne. 

Considerations de la commission 
La commission du Conseil national a invite des experts de di­
verses branches des assurances sociales a participer a sa 
seance. Taus ont approuve, dans ses grandes lignes, l'objectif 
de !'initiative parlementaire, mais il s'est avere au cours de la 
discussion que l'elaboration d'un article de loi concret posait 
bien des problemes. 
L'Office federal des assurances sociales (OFAS) estime que 
l'objet doit etre reexamine minutieusement, tant sur le plan 
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materiel queformel, afin que les correlations et les chevauche­
ments avec les travaux de revision en cours apparaissent clai­
rement L' OFAS s' est declare pret a elaborer une prise de posi­
tion detaillee sur les propositions qui touchent son domaine, 
en collaboration avec les autres offices concernes. 
Le probleme le plus ardu consistera probablement a 
l'assurance-chömage (AC) dans une loi federale sur la 
generale du droit des assurances sociales (LPGA). En effet, 
selon la conception actuelle, l'AC est plus un instrument au 
service de la politique economique de l'emploi qu'une bran­
che des assurances sociales. Elle doit d'ailleurs aussi etre 
conforme a des principes de politique economique qui 
jouent pas de röle important dans les assurances sociales 
classiques. Dans le cas de l'AC, plus que dans d'autres bran­
ches d'assurances, la realisation de risque et la persistancede 
Ja situation qui en decouJe dependent du comportement des 
assures. 
II taut donc se demander si l'AC pourra vraiment etre integree 
dans une LPGA a l'instar des autres branches d'assurances 
sociales. 
Lors de la revision de Ja loi federaJe sur l'assurance miJitaire 
(LFAM), qui sera prochainement examinee par le Conseil na­
tional, la coordination avec les autres systemes d'assurances 
sociales a deja ete realisee pour l'essentiel. Au cours des tra­
vaux, on a veille a ce que Jes objectifs de cette loi soient com· 
patibles avec la LPGA Des divergences doivent cependant 
encore etre eliminees au niveau de la technique legislative 
proprement dite. 
Le Concordat des caisses-maladies suisses, pour sa part, est 
toujours favorable a une LPGA, mais souhaite que cette der­
niere soit coordonnee avec !es modifications liees a l'EEE. Par 
ailleurs, il espere que des sujets delicats, tels que la reglemen­
tation du contr61e de la rentabilite, seront inclus dans la LPGA, 
et non ecartes pour figurer dans la legislation speciale. Eu 
egard a l'evolution des couts, le concordat deconseille d'in· 
clure de nouvelles categories de fournisseurs de prestations 
dans la LPGA Des modifications ou precisions sont par ail­
leurs souhaitees en rapport avec certaines questions preci­
ses. 
La CNA est, eile aussi, favorable a une definition uniforme des 
principales notions ressortissant au dornaine des assurances 
sociales. Elle estime toutefois que certaines dispositions et 
leurs effets devraient etre reexarnines sous !'angle des prati­
ciens. 
La discussion, au sein de la commission, a surtout tourne au­
tour d'une question fondamentale: est-il opportun de coor­
donner les differentes lois federales dans le domaine des as­
surances sociales en les regroupant sous une nouvelle loi «fai­
tiere», la partie generale du droit des assurances sociales 
(LPGA), ou est-il plus indique de viser a une harmonisation en 
modifiant individuellement toutes les lois relatives aux assu­
rances sociales? 
Les deux solutions doivent etre examinees, aussi dans la 
pective d'une eventuelle adaption du droit suisse en 
d'assurances sociales au droit de l'EEE. 
La commission a decide de differer l'examen du projet ä deux 
ans afin d'attendre la fin des travaux de revision actuels tou­
chant diverses lois sur les assurances sociafes. Avant que I' on 
ne s'attaque ä la discussion article par article de la LPGA, il taut 
notamment que certaines questions soient clairement re­
glees, ä savoir la 10e revision de l'AVS, la revision de l'assu­
rance-maladie et les effets de l'EEE 
D'ici la finde cette periode d'attente, l'administration comple­
tera les reserves mentionnees dans l'avis du Conseil federal; 
celles-ci ont notamment ete formulees par des services fede­
raux et des autorites juridictionnelles lors de la procedure de 
consultation. D'autre part, l'administration sera appelee a eli­
miner des divergences internes et a indiqueer les domaines 
qui s'ecartent a tel point du contexte qu'ils ne peuvent etre re­
glementes par une LPGA Ace propos, mention a ete faite taut 
specialement de l'assurance-ch6mage. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt mit 15 zu 3 Stimmen, die Behand­
lung der Vorlage für zwei Jahre aufzuschieben. 

Proposition de /a commission 
La commission propose par 15 voix contre 3 de differer l'exa­
men du projet de deux ans. 
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85.227 

Parlamentarische Initiative 
(Meier Josi) 
Sozialversicherungsrecht 
Initiative parlementaire 
(Meier Josi) 
Droit des assurances sociales 

Frist - Delai 
Siehe Jahrgang 1992, Seite 237 - Voir annee 1992, page 237 

Vertiefte Stellungnahme des Bundesrates 
vom 17. August 1994 (BBI V 921) 
Avis approfondi du Conseil federal 
du 17 aoOt 1994 (FF V 897) 

Kategorie V, Art. 68 GRN - Categorie V, art. 68 RCN 

Philipona Jean-Nicolas (R, FR) unterbreitet im Namen der 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK) 
den folgenden schriftlichen Bericht: 

1. Arbeiten im Ständerat 
Am 7. Februar 1985 reichte Frau Ständerätin Josi Meier eine 
parlamentarische Initiative «Allgemeiner Teil Sozialversiche­
rungsrecht (ATSG)» in der Form einer allgemeinen Anregung 
ein. Der Vorstoss verlangt, es sei ein Bundesgesetz über ei­
nen Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechtes zu er­
lassen, der auf der Grundlage eines ausgearbeiteten Entwur­
fes der Schweizerischen Gesellschaft für Versicherungsrecht 
(SGVR) basiert. Die ständerätliche Kommission führte eine 
Vernehmlassung zum Projekt der SGVR und später eine 
zum Kommissionsentwurf durch. Am 27. September 1990 
verabschiedete sie ihren Bericht zuhanden des Rates. Am 
25. September 1991 trat der Ständerat auf die Vorlage ein 
und verabschiedete sie einstimmig. In der Diskussion wurde 
darauf hingewiesen, dass es Sache des Nationalrates sein 
werde, die Vorlage im Detail zu bereinigen. 
2. Arbeiten im Nationalrat 
Nach Zuweisung des Geschäftes an die zuständige Kommis­
sion ersuchte diese den Bundesrat vorerst um eine vertiefte 
Stellungnahme. Diese wurde vom Bundesrat am 17. August 
1994 verabschiedet. In der Folge setzte die SGK eine Sub­
kommission unter dem Präsidium von Nationalrat Allenspach 
ein, welche den Entwurf unter Beizug von Experten an zahl­
reichen Sitzungen bereinigte. Am 17. November 1995 unter­
breitete die Subkommission Bericht und Antrag der SGK, die 
ihr in der Gesamtabstimmung mit 15 zu O Stimmen bei 6 Ent­
haltungen folgte. Die so verabschiedete Vorlage beinha).tet 
gegenüber dem Entwurf des Ständerates verschiedene An­
derungen. So wird festgehalten, dass der Allgemeine Teil 
des Sozialversicherungsrechtes keine Zukunftswirkung ha­
ben soll. Der Ständerat hatte vorgesehen, dass nach Inkraft­
treten des ATSG spätere einschlägige Beschlüsse des Par­
lamentes, die eine Abweichung enthielten, nur zulässig 
seien, wenn im ATSG eine Abweichungsmöglichkeit als zu­
lässig angesehen werde. Der nationalrätliche Vorschlag geht 
jedoch davon aus, dass der heutige Gesetzgeber den künfti­
gen nicht binden dürfe. Weiter sprach sich der Ständerat ge­
gen eine Unterstellung des Bundesgesetzes über die berufli­
che Alters-, Hinterlassenen- und lnvalidenvorsorge (BVG) 
unter den ATSG aus. Der Bundesrat hingegen befürwortete 
in seiner Stellungnahme eine Unterstellung des BVG unter 
den ATSG. Die Mehrheit der SGK schloss sich an der Sit-
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zung vom 17. November 1995 dem Bundesrat an, sah je­
doch im einzelnen verschiedene Ausnahmen vor (z. B. im 
Verfahrensrecht). 

wurde in der Folge beauftragt, die Umsetzung des in 
den Einzelgesetzen vorzunehmen, d. h. den umfangreichen 
Anhang zum ATSG zu erarbeiten. Im Jahre 1996 tagte die 
Subkommission in dichter Sitzungsfolge, teilweise unter Bei­
zug von Experten, um diesen Anhang zu erstellen. Dabei 
musste sie feststellen, dass im Detail zahlreiche schwierige 
Fragen zu lösen sind. In einigen Bereichen hatte sich die 
Ausgangslage durch den Wandel der Gesetzgebung grund­
sätzlich geändert (z. B. im Medizinalrecht durch den Erlass 
des KVG). Ausserdem kam es gegen Ende 1996 zu einer 
verstärkten grundsätzlichen Kritik am Projekt des ATSG na­
mentlich aus Versicherungskreisen, die betonten, dass sie 
ein blasses Harmonisierungsgesetz, welches sich auf eine 
Koordination in den einzelnen Sozialversicherungsgesetzen 
beschränkt, vorziehen. Das hätte jedoch eine grundsätzliche 
Abkehr vom Projekt des ATSG und einen vollständigen Neu­
beginn (oder Abbruch) der Arbeiten bedeutet. 
Auf der Suche nach einer politisch und technisch tragfähigen 
Lösung erarbeiteten die beiden Präsidenten der Subkommis­
sion, welche diese bis Ende 1995 bzw. danach präsidiert hat­
ten, im Sommer 1997 einen Kompromiss unter dem Stich­
wort «ATSG light» (Basispapier «ATSG light»). Dieser Kom­
promiss beschränkt den ATSG auf die zentralen Elemente 
(das sind im wesentlichen die Begriffsbestimmungen, das 
Verfahrens- und das Koordinationsrecht). Diesem Kompro­
miss wurde an der Sitzung der Subkommission vom 7. No­
vember 1997 mit dem Stimmenverhältnis von 4 zu 1 und an 
der Sitzung der SGK vom 27. November 1997 mit dem Stim­
menverhältnis von 18 zu 2 zugestimmt. 
Die wichtigsten Änderungen des Konzeptes «ATSG light» im 
Vergleich zum ursprünglichen Vorschlag der SGK sind die 
folgenden: 
- Gemäss den Beschlüssen des Ständerates, aber entgegen 
den Anträgen des Bundesrates wird auf eine formelle Unter­
stellung des BVG unter den ATSG verzichtet. 
- Integral fallengelassen werden die Bestimmungen über 
das Medizinalrecht, nachdem sie äusserst kontrovers und 
kompliziert und zudem durch das Krankenversicherungsge­
setz (KVG) teilweise überholt sind. 
- Gestrichen wird die Regel über die Festsetzung des versi­
cherten Verdienstes, so dass es bei den heute divergieren­
den Regelungen des Unfallversicherungsgesetzes (UVG) 
und des Militärversicherungsgesetzes (MVG) bleibt. 
- Bei der Kürzung und Verweigerung von Leistungen wird 
auf den Stand der Beschlüsse im Zusammenhang mit der 
parlamentarischen Initiative Suter (94.427, «UVG. Leistun­
gen wegen Grobfahrlässigkeit bei Nichtberufsunfällen») 
Rücksicht genommen. 
- Die Bestimmung über den massgebenden Lohn wird inte­
gral gestrichen, so dass es bei den bisherigen Regelungen 
der Einzelgesetze bleibt. 
- Die Bestimmung über Heilbehandlung wurde auf die statio­
näre Behandlung beschränkt, nachdem die Unfallversicherer 
bei einem Einbezug der ambulanten Behandlung schwer ab­
sehbare Mehrkosten befürchteten. 
- Die Regelung über die Taggelder wird gänzlich gestrichen. 
3. Weiteres vorgehen 
Mit einem Schreiben vom 9. September 1997 hat das Rats­
büro die SGK darauf aufmerksam gemacht, dass der ATSG 
seit dem Jahre 1991 im Nationalrat hängig ist und dass die 
Kommission bis zur Wintersession 1997 dem Nationalrat Be­
richt über das weitere Vorgehen erstatten solle. Diesem Auf­
trag kommt die Kommission hiermit nach, indem sie folgen­
den Zeitplan für die weitere Beratung des Geschäftes vor­
schlägt: Der Anhang soll durch das BSV anhand des neuen, 
schlankeren «ATSG light» im Jahre 1998 überarbeitet wer­
den. Das BSV hat hierzu bereits seine Unterstützung signali­
siert. Falls dies gelingt, wird für die Beratung in der Kommis­
sion und im Rat bis zum Ende der Legislatur noch ein Jahr 
verbleiben. Sollte es nicht gelingen, die Vorlage noch in der 
laufenden Legislaturperiode im Nationalrat zu verabschie-
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den, ist davon auszugehen, dass das Projekt ATSG, in das 
bereits erhebliche Ressourcen investiert worden sind, mit ho­
her Wahrscheinlichkeit gescheitert wäre. Dies aber wider­
spräche der auch in jüngerer Zeit nicht nur in der (Sozial)­
Rechtswissenschaft, sondern auch politi8ch jmmer wieder 
betonten Notwendigkeit einer wenigstens formellen Harmoni­
sierung und Koordinierung des historisch und wuchernd ge­
wachsenen und deshalb kompliziert und unübersichtlich ge­
wordenen Sozialversicherungsrechtes. 

Philipona Jean-Nicolas (R, FR) presente au nom de la Com­
mission de la securite sociale et de la sante publique (CSSS) 
le rapport ecrit suivant: 

1. Etat des travaux au Conseil des Etats 
Le 7 fevrier 1985, Mme Josi Meier, conseillere aux Etats, a 
depose une initiative parlementaire redigee en termes gene­
raux portant sur une partie du droit des assurances sociales. 
Cette initiative vise a edicter une loi federale sur une partie 
generale du droit des assurances sociales (LPGA), en se fon­
dant sur un projet elabore par la Societe suisse de droit des 
assurances (SSDA). Apres avoir mis en consultation le pro­
jet, la Commission du Conseil des Etats a elabore un projet. 
Le 27 septembre 1990, elle a approuve son rapport et I' a 
transmis a son Conseil. Le 25 septembre 1991, le Conseil 
des Etats est entre en matiere sur le projet et l'a adopte a 
l'unanimite. Au cours des debats, il a ete precise qu'il incom­
bait au Conseil national d'approfondir le projet. 
2. Travaux du Conseil national 
Apres attribution de l'objet a la commission competente, 
celle-ci pria le Conseil federal de lui donner, dans un premier 
temps, son avis approfondi. Le 17 aoüt 1994, le Conseil fe­
deral l'approuva. Par la suite, la CSSS institua une sous­
commission. Presidee par M. Allenspach, conseillernational, 
cette sous-commission a procede au cours de nombreuses 
seances, a l'examen du projet d'entente avec des experts. Le 
17 novembre 1995, elle presenta son rapport et ses proposi­
tions a la CSSS qui y donna suite, par 15 voix sans opposi­
tion et avec 6 abstentions, lors du vote sur l'ensemble. Le 
projet ainsi approuve contient, par rapport a celui du Conseil 
des Etats, diverses modifications. La partie generale du droit 
des assurances sociales ne devrait pas exercer d'influence 
sur des projets futurs. Le Conseil des Etats a donc prevu que, 
apres l'entree en vigueur de la LPGA, le Parlement ne pour­
rait appliquer des decisions divergentes, que si la loi pre­
voyait et autorisait de telles divergences. Par ailleurs, le Con­
seil national part du principe que le projet ne doit engager que 
le legislateur actuel et non le futur. De plus, le Conseil des 
Etats s'est prononce contre une soumission formelle de la loi 
federale sur la prevoyance professionnelle, vieillesse, survi­
vants et invalidite (LPP) a la LPGA. En revanche, le Conseil 
federal a pröne dans son avis que la LPGA devrait etre appli­
quee a la LPP. A sa seance du 17 novembre 1995, la majo­
rite de la commission s'est ralliee au Conseil federal, propo­
sant toutefois quelques exceptions (cf. droit de procedure). 
La sous-commission, quelque peu modifiee dans sa compo­
sition, a donc ete chargee d'etudier l'application de la LPGA 
dans las differents domaines de l'assurance sociale regis par 
des lois federales, et d'elaborer une annexe a la LPGA. En 
1996, eile a siege de nombreuses fois en presence d'experts 
pour rediger l'annexe. Ce faisant, eile a constate qu'il fallait 
repondre a bon nombre de questions tres complexes et, qua 
dans certains secteurs, la situation avait radicalement 
change par le fait de l'evolution du droit (p. ex. dans le droit 
de la medecine par l'introduction de la LAMal). Par ailleurs, 
vers la fin 1996, le projet de la LPGA a fait l'objet de critiques 
de plus en plus vives, notamment de la part des assurances, 
preconisant une simple loi d'harmonisation qui se limiterait a 
une coordination des differentes lois sur las assurances so­
ciales. Une telle solution signifierait non seulement la fin du 
projet de la LPGA, mais aussi de recommencer integrale­
ment las travaux (voire meme de les interrompre). 
A la recherche d'un compromis supportable a la fois sur las 
plans politique et technique, l'ancien president et le nouveau 
president de la sous-commission ont elabore au cours de 

l'ete 1997 un projet «LPGA: version allegee» («ATSG light»). 
Ce projet vise a limiter l'application de la LPGA a des domai­
nes centraux (dispositions relatives a des notions, droit de 
procedure et droit de coordination). Reunie le 7 novembre 
1997; ia sous-commission a approuve· pa.r 4voixCönfreT ce 
compromis. A sa seance du 27 novembre 1997, la CSSS l'a 
egalement approuve par 18 voix contre 2. 
Les principales modifications du nouveau projet sur la LPGA 
par rapport a l'ancien projet de la CSSS sont les suivantes: 
- conformement aux decisions du Conseil des Etats, mais a 
l'encontre des propositions du Conseil federal, la LPP ne 
sera pas formellement soumise a la LPGA; 
- les dispositions sur le droit de la medecine ont ete integra­
lement abandonnees en raison de leur complexite et de leur 
caractere controverse et du fait qu'elles sont en partie depas­
sees par la loi sur l'assurance-maladie (LAMal); 
- la reglementation afferente au gain assure a ete bittee et 
les reglementations divergentes contenues dans la loi sur 
l'assurance-accidents et dans la loi sur l'assurance-militaire 
ont ete maintenues; 
- s'agissant de la reduction et du refus de prestations, les de­
cisions arretees en rapport avec !'initiative parlementaire Su­
ter 94.427, «LAA et reductions en cas de negligence grave 
lors d'accidents non professionnels», ont ete prises en 
campte; 
- la disposition relative au salaire determinant a ete integra­
lement biffee et le droit en vigueur maintenu; 
- la disposition sur le traitement curatif a ete limitee au traite­
ment en höpital, etant donne que les assureurs-maladie crai­
gnaient un surcroH de depenses dans l'hypothese d'une in­
troduction du traitement ambulatoire; 
- la disposition sur les indemnites journalieres a ete integra­
lement biffee. 
3. Marche a suivre 
Par courrier du 9 septembre 1997, le Bureau du Conseil a 
rendu la CSSS attentive au fait que le projet sur la LPGA etait 
pendant depuis 1991 au Conseil national et que la commis­
sion devait avant la session d'hiver 1997 presenter un rapport 
au Conseil national sur la suite de la procedure. Soucieuse 
de remplir ce mandat, la commission propose le calendrier 
suivant concernant la suite des deliberations sur l'objet en 
question. Dans le courant de 1998, l'OFAS etudiera l'annexe 
de la LPGA en se fondant sur le nouveau projet . L'OFAS a 
deja fait part a la commission de son soutien. Dans l'hypo­
these ou cette mission serait menee a bien, il ne restera 
qu'une annee avant la fin de la legislature en cours pour pro­
ceder aux deliberations en commission et en Conseil. En re­
vanche, si le projet n'etait pas encore approuve par le Conseil 
national avant la fin de la legislature en cours, il faudrait partir 
du principe qua le projet sur la LPGA, dans lequel d'immen­
ses ressources ont deja ete investies, serait vraisemblable­
ment voue a l'echec. Cette demarche irait a l'encontre de ce 
qui a ete affirme par le passe, a savoir que ce projet releve 
non seulement d'une necessite juridique, sociale mais aussi 
politique d'harmoniser et de coordonner au moins formelle­
ment le droit des assurances sociales, qui, de par son histoire 
et son evolution, est devenu de plus en plus complexe par 
manque de transparence. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt mit 18 zu 2 Stimmen, die Frist zur 
Ausarbeitung der Vorlage im Sinne des erwähnten «ATSG 
light» um zwei Jahre, bis zum Ende der laufenden Legislatur, 
zu verlängern. 

Proposition de la commission 
La commission propose, par 18 voix contre 2, de proroger de 
deux ans, c'est-a-dire jusqu'a Ja finde la legislature en cours, 
le delai imparti pour l'elaboration du projet allant dans le sens 
de la nouvelle LPGA. 

Angenommen - Adopte 
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Beschluss des Ständerates vom 25. September 1991 
Decision du Conseil des Etats du 25 septembre 1991 

Bericht und Gesetzentwurf der Kommission-SR 
vom 27. September 1990 (BBI 1991 11185) 
Rapport et projet de loi de la commission-CE 
du 27 septembre 1990 (FF 1991 11181) 

Stellungnahme des Bundesrates 
vom 17. April 1991 (BBI 1991 II 910) 
Avis du Conseil federal 
du 17 avril 1991 (FF 1991 II 888) 

Vertiefte Stellungnahme und Anträge des Bundesrates 
vom 17. August 1994 (BBI 1994 V 921) 
Avis approfondi et propositions du Conseil federal 
du 17 aoüt 1994 (FF 1994 V 897) 

Bericht und Gesetzentwurf der SGK-NR 
vom 26. März 1999 (BBI 1999 4523) 
Rapport et projet de loi de la CSSS-CN 
du 26 mars 1999 (FF 1999 4168) 

1999 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Es war - rück­
blickend gesehen - ein kühnes, ja gar verwegenes Vorha­
ben, als sich alt Ständerätin Josi Meier 1985 dazu ent­
schloss, vom Parlament ohne Umweg über den Bundesrat 
den Erlass eines Allgemeinen Teils des Sozialversicherungs­
rechtes zu verlangen. 
Man darf daran zweifeln, ob sie sich Rechenschaft darüber 
gegeben hat, in welches Unterfangen sie die Kommissionen, 
die Subkommissionen und die Vielzahl der beigezogenen 

über Jahre hinaus gestürzt hat. Dreissig Beratungs­
benötigte allein die Subkommission Ihres Rates in ver­

""''io,,a,,an Phasen; in der ersten Phase in der letzten Legis­
,rr,,,nr,r1<> unter dem Präsidium von Herrn Allenspach und 

unter meinem Präsidium. 
Vorlage, man muss es so sagen, schwebte oft zwischen 

und Tod, lag über Jahre hinaus im Koma, zu schwach, 
leben, und doch zu stark, um zu sterben, um schliess-
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lieh - fast eine Sensation - auch dank engagierter Mitarbeit 
der Verwaltung in der Kommission einstimmig verabschiedet 
zu werden. 
Das Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialver­
sicnerüngsrechtes (ATSGJ ist angeslchfs seTner Komp!exitäl 
und seines Umfangs der ungeeignetste Gegenstand, den 
man sich für eine parlamentarische Initiative überhaupt den­
ken kann. Trotzdem: Hätte Josi Meier diese parlamentari­
sche Initiative seinerzeit nicht eingereicht, gäbe es heute 
auch keinen Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrech­
tes zu beraten. Nicht nur den Bundesrat, sondern auch uns 
sozialpolitisch engagierte Parlamentarierinnen und Parla­
mentarier interessiert das materielle Sozialversicherungs­
recht. Wir streiten darum, welche Leistungen erbracht, verän­
dert oder abgebaut und wie diese finanziert werden sollen. 
Das formale Sozialversicherungsrecht, die Koordination die­
ses Rechtsgebietes, ist kein Gegenstand, über den man ins 
Feuer geraten kann. Ohne diese parlamentarische Initiative 
wäre das ATSG bei den vielen drängenden Aufgaben in der 
Sozialpolitik immer von sekundärer Priorität geblieben und 
nie realisiert worden. 
Das Sozialversicherungsrecht ist ein recht junges Rechtsge­
biet. Die bis heute eher bescheidene theoretische Durchdrin­
gung steht im Kontrast zur enormen praktischen Bedeutung 
der Sozialversicherungen für einen modernen Staat wie die 
Schweiz. Das erste Sozialversicherungsgesetz in unserem 
Land war 1901 das Militärversicherungsgesetz. Der eigentli­
che Auf- und Ausbau des Sozialstaates erfolgte nach dem 
Zweiten Weltkrieg. 
Ohne die am vergangenen Wochenende abgelehnte Mutter­
schaftsversicherung kennt die Schweiz inzwischen zehn So­
zialversicherungszweige. Das Finanzvolumen der schweize­
rischen Sozialversicherungen erreicht inzwischen einen Be­
trag von rund 100 Milliarden Franken jährlich. Die Sozialver­
sicherungen sind auch die mit Abstand wichtigste Aus­
gabenposition des Bundes. Die Regelungen der Sozialversi­
cherungsgesetze sind deshalb nicht nur für die individuell Be­
troffenen das sind inzwischen alle - und für die soziale 
Wohlfahrt, sondern auch ökonomisch von grösster Relevanz. 
Ich kann jetzt auf der Tribüne noch Frau alt Ständerätin Josi 
Meier begrüssen, die Urheberin dieses Vorhabens, und es 
freut mich und uns, dass sie diese Arbeit und die Beratung ih­
res Vorhabens jetzt auch im Parlament begleitet. (Beifall) 
Das schweizerische Sozialversicherungsrecht ist über weite 
Teile wenig koordiniert und unsystematisch entstanden. Die 
Regelungen sind, wie die voluminös gewordenen Bände un­
ter Ziffer 8 der Systematischen Sammlung des Bundesrech­
tes beweisen, zerstreut, zersplittert und unübersichtlich ge­
worden. Selbst ausgewiesene Fachleute haben heute Mühe, 
den Überblick zu behalten. 
Die Vorlage für den Erlass eines ATSG ist nicht so ambitiös 
wie die entsprechenden Erlasse in anderen europäischen 
Staaten. Denken wir beispielsweise an den französischen 
«Code de la securite sociale» von 1956 oder an den «Allge­
meinen Teil des Sozialgesetzbuches» in Deutschland, der 
1975 verabschiedet wurde. 
Das nun vorliegende ATSG ist von politischem Pragmatismus 
geprägt, vom Verzicht auf alles, was im Moment nicht kon­
sensfähig ist; aber dennoch ist es nicht einfach ein billiges Mi­
nimum, sondern vom Willen getragen, ein Werk, das sonst 
schon in einigen Jahren wieder neu begonnen werden müsste, 
auf der Höhe der gestellten Aufgabe zu Ende zu führen. 
Das ist immerhin nicht nichts in diesen sozialpolitisch rauhen 
Zeiten. Denken wir daran, dass die ebenfalls komplexen Re­
formvorhaben beispielsweise der Gesamtrevision des Haft­
pflichtrechtes oder des Versicherungsvertrages nicht vom 
Fleck kommen. 
Der pragmatische Ansatz des «ATSG light» führt dazu, dass 
wir beispielsweise auf den Einbezug der beruflichen Vor­
sorge verzichten. Zwar ist die berufliche Vorsorge in der 
Schweiz ein bedeutender Zweig der Sozialversicherung, von 
den Finanzströmen her gesehen inzwischen sogar der 
grösste. Weil die berufliche Vorsorge im Unterschied zu den 
übrigen Sozialversicherungen aber über weite Teile nicht der 
Logik des öffentlichen Rechtes folgt, sondern privatrechtlich 
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strukturiert ist, wird sie mit wenigen Ausnahmen vom Anwen­
dungsbereich des ATSG ausgeschlossen. Ausgeschlossen 
worden sind nach der Konzeption des «ATSG light» vom An­
wendungsbereich des ATSG aber auch inhaltlich kontro-
1/efäe Gebiete Wie das dornenvolle Medizlnalfech[ 
Die Kommission hat darüber hinaus im Interesse einer kon­
sensfähigen Vorlage beschlossen, auf materielle Änderun­
gen eigentlich zu verzichten. Wo dies ausnahmsweise doch 
der Fall ist, werden diese Änderungen - es sind wenige - be­
sonders begründet. 
Relevante Kostenfolgen sollten mit dem Erlass des ATSG 
nicht verbunden sein, wenn man von den Kosten der Gesetz­
gebung selber und den Anpassungsarbeiten auf Verord­
nungsebene, die nachher folgen werden, absieht. Gewisse 
Mehrkosten kann die - allerdings sehr vorsichtige - Rege­
lung der Verzugs- und der Vergütungszinsen bewirken. Die 
Regelung der Rückerstattung hat die Kommission inzwi­
schen aufgrund eines neuen Vorschlages der Verwaltung 
bzw. Antrages des Bundesrates wieder vollständig dem bis­
herigen Rechtszustand angepasst, so dass keine Mehrko­
sten verursacht werden. 
Einsparungen dagegen sollten beispielsweise aus der Ein­
führung des Einspracheverfahrens bei der Arbeitslosenversi­
cherung resultieren, wo nun nicht mehr jede Auseinanderset­
zung automatisch zu einem Gerichtsfall werden muss. Ein 
gewisser Einsparungs- und Rationalisierungseffekt, der aber 
schwerlich quantifiziert werden kann und auf läng_ere Sicht 
angelegt ist, sollte aus der höheren Rationalität, Ubersicht­
lichkeit und Vereinfachung resultieren, welche die Vorlage 
mit sich bringt. Überhaupt wird die Vorla.9e ja nicht für einen 
Tag gemacht, sie zielt auf längerfristige Ubersicht, Koordina­
tion und Abstimmung der verschiedenen Sozialversiche­
rungsgesetze. 
Die klassischen Rechtsgebiete kennen - wie das ZGB - ei­
nen Einleitungstitel oder - wie das Obligationenrecht- einen 
Allgemeinen Teil. Das noch junge Sozialversicherungsrecht 
als immer wichtigeres und jetzt gewissermassen ins Erwach­
senenalter tretendes Rechtsgebiet erhält mit diesem Allge­
meinen Teil ein formales Dach. Die Systematisierung der Be­
griffsdefinitionen, der Verfahrens- und der Koordinationsbe­
stimmungen kann zu einem Fundus von sozialrechtstypi­
schen Grundsätzen führen, ausgerichtet auf die besonderen 
Bedürfnisse der Sozialversicherten und der Verwaltung der 
Sozialleistungen. 
Das Sozialversicherungsrecht ist geprägt vom Antagonismus 
zwischen privatrechtlicher Herkunft - eigentlich kommt es ja 
aus dem Versicherungs- und dem Haftpflichtrecht - und der 
Einbindung ins öffentliche Recht der Leistungsverwaltung 
und des Verwaltungsverfahrens. Das ATSG kann dazu bei­
tragen, dass die heute erst theoretisch erkannte Selbständig­
keit dieses Rechtsgebietes auch praktisch umgesetzt wird. 
Doch genug der Theorie: Dass das ATSG nun so verabschie­
det werden kann, dafür verdienen die vielen beigezogenen 
Experten, allen voran Dr. Ulrich Kieser, EVG-Präsident Dr. 
Ulrich Meyer-Blaser und Professor Pascal Mahon, unseren 
Dank. Dasselbe gilt aber auch für die Verwaltung, das Bun­
desamt für Sozialversicherung, insbesondere Frau Regina 
Berger, und das Bundesamt für Justiz mit Herrn Philippe Ger­
ber, ohne die das ATSG und vor allem der schwergewichtige 
Anhang, der ja im Ergebnis mindestens so wichtig ist, nicht 
zustande gekommen wären. Einen Dank verdienen auch die 
Mitglieder der Subkommission in den verschiedenen Zusam­
mensetzungen seit 1994. 
Eine abschliessende Bitte zum Eintreten an die Mitglieder 
des Plenums: Wir bitten um Verständnis dafür, dass wir bei 
diesem Gesetzentwurf die Einzelanträge für einmal samt und 
sonders - gewissermassen in Bausch und Bogen, pau­
schal - bekämpfen müssen. Es handelt sich beim ATSG und 
beim Anhang um ein derart komplexes und austariertes 
Werk, das - unter Beizug von vielen Experten aus den ver­
schiedenen Gebieten - auch von langer Konsensfindung ge­
prägt ist, dass es spontane Abänderungen in dieser Phase 
kaum erträgt. 
Wer noch eine Änderung wünscht, muss gewissermassen 
gebeten werden, dies hier oder nachher für das Differenzbe-
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reinigungsverfahren zuhanden des Ständerates zu deponie­
ren. Das gilt natürlich nicht für die neuen Anträge des Bun­
desrates. Die Kommission hat inzwischen diese Anträge 
noch behandeln können, wobei wir bei den entsprechenden 
Artikeln Stellung nehmen und uns teilweise dem .Bundesrat 
mit selnen neuen Anträgen anschliessen werden. 
Ich bitte Sie namens der einstimmigen Kommission, auf die 
Vorlage einzutreten und diese gemäss den Anträgen der 
Kommission zu verabschieden. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: Le projet de loi federale sur 
la partie generale du droit des assurances sociales (LPGA) 
est depuis longtemps en gestation au Parlement. En l'adop­
tant a cette session, vous lui permettrez enfin de voir le jour. 
Du point de vue de l'application du droit, des tribunaux, de la 
science, mais aussi du point de vue des autorites concernees 
ou encore de celui des assures, l'idee d'etablir une partie ge­
nerale du droit des assurances sociales est un developpe­
ment qu'on ne peut que saluer. En effet, le droit suisse des 
assurances sociales est actuellement dissemine dans pas 
moins de dix grandes lois qui resultent d'une evolution histo­
rique. Entre la plus ancienne, la loi federale sur l'assurance­
vieillesse et survivants entree en vigueur le 1 er janvier 1948, 
et la plus recente, Ja Joi federale sur l'assurance-maladie en 
vigueur depuis le 1 er janvier 1996, pres de cinquante ans se 
sont ecoules, cinquante ans marques par une activite legis­
lative intense dans ce domaine et par de nombreuses revi­
sions de ces lois. Le resultat aujourd'hui, c'est un dedale 
d'institutions et de regles les plus diverses. Dans ses arrets, 
le Tribunal federal des assurances appelle d'ailleurs regulie­
rement de ses voeux une unification du droit des assurances 
sociales. Mais qu'entend-on concretement par la? 
1. Concernant les concepts et les institutions, l'unification doit 
etre entreprise dans les domaines ou, d'une part, eile est 
possible compte tenu des circonstances dans les differentes 
branches des assurances sociales et ou, d'autre part, eile est 
souhaitable d'un point de vue de politique du droit. 
2. II s'agit d'unifier la procedure administrative. Ce dernier 
point revet une grande importance. En effet, les demandes 
de prestations decoulant des assurances sociales ne sont 
pas accordees par un seul, mais par une multitude d'assu­
reurs qui fonctionnent selon les modes les plus divers. Cela 
va des societes d'assurance privees habilitees a prendre des 
decisions aux institutions de droit public. 
3. La premiere instance judiciaire au niveau des cantons doit 
egalement etre unifiee par le biais de principes etablis au ni­
veau du droit federal. 
Le projet du Conseil des Etats presentait dans ses grandes 
lignes le principe d'une partie generale du droit des assuran­
ces sociales. II est ensuite revenu a la sous-commission ins­
tituee par la Commission de la securite sociale et de la sante 
publique de mettre au point les details, notamment de se 
pencher sur Ja question de l'adaptation des differentes Jois 
specifiques au domaine des assurances sociales que ce pro­
jet rend necessaire. 
Les inconvenients de la decision du Conseil des Etats sont 
elimines dans le nouveau projet, dit «LPGA light», formule 
par votre commission. Les coüts supplementaires peuvent 
etre evites pour la plupart d'entre eux. La variante de la com­
mission du Conseil national consiste en une sorte de loi 
d'harmonisation recourant a une nouvelle technique de ren­
vois. Ensuite, chaque loi particuliere determine si et dans 
quelle mesure la LPGA est applicable. Aucune ordonnance 
speciale n'est necessaire. La LPGA ne couvre pas le droit de 
la prevoyance professionnelle (LPP); elle tient campte des 
lois particulieres existantes. De meme, il a ete renonce a des 
dispositions portant sur le droit medical, ainsi qu'a la defini­
tion du gain assure. Simultanement, le nouvel instrument ap­
porte des unifications, par exemple dans les notions commu­
nes pour les termes «maladie», «accident», «incapacite de 
gain», etc., et des simplifications, par exemple dans les do­
maines de la procedure, de la coordination, de la sur­
veillance, etc. Dans l'ensemble, on peut constater que le pro­
jet de votre commission, a la difference de la version du Con­
seil des Etats, simplifie l'application tout en augmentant si-

multanement la securite du droit. II sied d'expliquer un peu 
plus en profondeur la critique a l'egard du systeme choisi par 
le Conseil des Etats auquel le Conseil federal s'est rallie dans 
un premier temps, et de demontrer en meme temps les avan­
tagesduprojetelaboreparvotrecommisslon: tesysfemedu 
Conseil des Etats comportait certains defauts, dont essentiel­
lement les suivants: 
1. Le projet etait imprecis. 
2. II conferait une certaine primaute a la partie generale du 
droit des assurances sociales puisqu'il definissait ou les lois 
speciales etaient applicables. II faisait ainsi de la partie gene­
raJe une sorte de «surloi», ce qui n'etait guere compatible 
avec les principes qui regissent notre ordre juridique. 
3. L'enonciation des cas dans lesquels les lois speciales sont 
susceptibles de deroger a la partie generale ne permettait 
quasiment pas a Ja LPGA d'etre appliquee de maniere com­
plete. II est impossible d'enoncer de maniere exhaustive et 
suffisamment precise tous les cas dans lesquels les lois spe­
ciales sont susceptibles de contenir des dispositions contrai­
res, au risque de se retrouver avec une partie generale qui ne 
contient plus qu'une liste des exceptions possibles. 
Sur la base de cette analyse, nous avons propose un nou­
veau concept: la partie generale ne definit plus ou eile est ap­
plicable. Chacune des lois speciales delimite dans le champ 
d'application de la partie generale le domaine qu'elle regit. Au 
debut de chaque loi speciale, nous avons un renvoi a la partie 
generale avec des exceptions, comme par exemple l'exclu­
sion dans le domaine des subventions. Dans les differents ar­
ticles, nous avons ensuite des exclusions ponctuelles et des 
cas de derogations explicitement mentionnes, de sorte que le 
lecteur voit rapidement quelle est l'applicabilite de la partie 
generale dans le domaine regi par la loi speciale. 
Ce systeme est bien plus precis. II permet de circonscrire cor­
rectement le champ d'application. II est plus souple, plus 
transparent pour le lecteur puisque toutes les derogations 
apparaissent dans la loi speciale. Enfin, il est mieux adapte a 
l'evolution future et aux modifications des differentes lois 
speciales. II aurait ete difficile d'attendre de la part du legisla­
teur qu'a chaque modification d'une disposition des lois spe­
ciales il ajoute une clause de derogation dans la partie gene­
rale, ce qui n'est plus necessaire maintenant. 
Le projet soumis aujourd'hui a votre approbation est le resul­
tat d'un immense travail non seulement au sein de la sous­
commission, mais aussi, et surtout, du cöte des experts et de 
l'administration, qui ont accompli un formidable travail. 
J'aimerais tout particulierement saluer et remercier l'initiante 
de ce projet, Mme Josi Meier, qui est aujourd'hui parmi nous, 
a la tribune. Elle avait demande, en 1973 deja, avec une mo­
tion (11796), la creation d'une loi generale du droit des assu­
rances sociales. Je tiens aussi a remercier M. Heinz Allens­
pach, ancien president de la sous-commission. J'aimerais 
egalement remercier tout specialement le president du Tribu­
nal federal des assurances, M. Ulrich Meyer-Blaser, ainsi 
que M. le professeur Pascal Mahon, tous deux experts exter­
nes qui nous ont appuyes. Enfin, j'aimerais remercier 
l'equipe de juristes qui a elabore et commente toutes les 
modifications des Jois speciales, et tout particulierement 
Mme Regina Berg er de l'OFAS, qui etait a leur tete, ainsi que 
Me Ulrich Kieser, de Zurich, et M. Philippe Gerber, de !'Office 
federal de la justice. Sans leurs competences, leur engage­
ment et leur diligence, le projet de loi n'aurait pas abouti. 
II s'agit la d'un systeme juridique tres delicat, complexe et 
equilibre. Partant, fa commission vous recommande d'accep­
ter le projet dans son integralite et d'eviter de vouloir l'«enri­
chir» en plenum. 
La commission a pu deliberer et regler la plus grande partie 
des divergences avec le Conseil federal. II subsiste deux pro­
positions de minorite et deux propositions divergentes par 
rapport au Conseil federal. J'ai pris acte avec satisfaction du 
retrait de toutes les propositions Guisan. II est d'ailleurs tout 
a fait possible de les reintroduire lors du debat au Conseil des 
Etats, pour pouvoir regler aussi certaines questions qu'elles 
soulevent a juste titre. 
Je vous propose, au nom de la majorite de la commission, de 
rejeter les propositions de minorite et toutes les autres. 
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Le Conseil des Etats pourra, le cas echeant, apporter cer­
tains amendements ou corrections a la loi, apres deliberation 
dans sa propre commission. 
E:ri r~su111~, IElJlrojetde «bPGAJight». con§tituEJJJn El .. a van c;~EJ 
primordiale pour le developpement du droit des assurances 
sociales, auquel il conferera une plus grande rationalite, une 
plus grande simplicite et une meilleure lisibilite. II s'agit en fin 
de compte de la realisation d'une volonte de codification ex­
primee il y a deja septante ans dans le droit civil, notamment 
avec la partie generale du Code des obligations. Nous espe­
rons sincerement que la LPGA aura le meme succes. 

Gonseth Ruth (G, BL): Unsere Sozialwerke sind heute aus­
gesprochen zerstückelt und erfordern einen enormen büro­
kratischen Aufwand. Trotzdem - oder darum - enthält das 
soziale Netz viele Lücken, ist es in vielen Bereichen nicht 
mehr tragfähig und trägt es auch den gewandelten gesell­
schaftlichen Realitäten in unserem Land nicht Rechnung. Die 
Armut und die Fürsorgeabhängigkeit nehmen auch in der rei­
chen Schweiz zu. Das ATSG geht leider auf alle diese drän­
genden Fragen nicht ein. 
Die ursprüngliche Absicht der parlamentarischen Initiative 
Meier Josi war es, den Bürgerinnen und Bürgern quasi einen 
allgemeinen Leitfaden in die Hand zu geben, damit sie sich 
im Dschungel unserer Sozialversicherungen zurechtfinden. 
Ich muss ehrlich sagen: Dieses Ziel von Josi Meier haben wir, 
glaube ich, nicht erreicht. Die Kompliziertheit der Materie für 
Bürgerinnen und Bürger hat auch mit dem ATSG nicht abge­
nommen. Immerhin bringt das ATSG trotzdem Fortschritte: 
eine Vereinheitlichung_ von Fachbegriffen, mehr Transpa­
renz, und im Fall von Uberschneidungen der verschiedenen 
Sozialversicherungen zeigt es klar die juristischen Wege auf. 
Das ATSG ist daher eher ein brauchbares neues Instrument 
für Fachleute und Juristen und - das scheint mir noch wichti­
ger eine gute Basis für die Weiterarbeit, für den nötigen 
sanften Umbau unseres lückenhaften Sozialversicherungs­
systems hin zu mehr Solidarität. 
Eine grosse Ungerechtigkeit schafft heute vor allem der Um­
stand, dass bei der sozialen Absicherung die Ursache und 
nicht die Finalität, also der Grad der entstandenen Bedürftig­
keit, für die soziale Leistung ausschlaggebend ist. So erhält 
z. B. jemand, der aufgrund einer Gesundheitsschädigung, 
die von der Militärversicherung gedeckt ist, invalid geworden 
ist, eine sehr gute Leistung; wenn er durch Unfall invalid ge­
worden ist, erhält er auch noch eine gute Leistung von der 
Unfallversicherung. 
Pech hat heute jemand, der durch Krankheit invalid gewor­
den ist, hier sind die Leistungen meistens sehr bescheiden. 
An diesem Beispiel wollte ich zeigen, wo es in Zukunft auf der 
Basis dieses neuen ATSG weiterzuarbeiten gilt. Es gilt, mehr 
Gerechtigkeit zu schaffen. Durch sinnvollen Umbau können 
wir auch Kosten einsparen. Es werden Mittel frei, mit denen 
die vielen gravierenden Lücken im sozialen Netz geschlos­
sen werden können. 
Ein grosses Ärgernis im nun vorliegenden «ATSG light» ist 
die Ausklammerung der wohl teuersten und auch am wenig­
sten überprüfbaren Sozialversicherung, nämlich der berufli­
chen Vorsorge mit ihrem obligatorischen und überobligatori­
schen Teil. Ganz unverhohlen hat uns nämlich der Schweize­
rische Versicherungsverband mitten in unserer Arbeit durch 
seine Lobbyisten hier im Parlament das Messer an den Hals 
gesetzt und gedroht, dass der grosse Schweizerische Versi· 
cherungsverband das ATSG bekämpfen würde, wenn wir die 
berufliche Vorsorge nicht herausnähmen. So war die Kom­
mission leider nach bereits mehreren Jahren Arbeit bereit, 
diesem unfairen Druck nachzugeben und die Arbeit noch­
mals von vorne zu beginnen, eben ohne zweite Säule. Dieser 
Neubeginn war dann nur dank der grossen Unterstützung der 
Verwaltung, des BSV, überhaupt möglich. Sie hat die riesige 
Detailarbeit gemacht. 
Es ist schade, dass wir beim ATSG überhaupt keine materi­
ellen Änderungen vornehmen konnten. Es wäre gut möglich 
gewesen, Doppelspurigkeiten wie z. B. jene mit der Militär­
versicherung abzubauen. Hier haben ja die Leute heute so­
wieso obligatorisch eine Krankenversicherung, die meisten 
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auch eine Unfallversicherung. Hier bestehen teure Doppel­
spurigkeiten, die wir zugunsten der Schliessung von Lücken 
abbauen könnten. 
Ic9t2:<:li?§?LKritik,JroJzc:ler .. Män1Jels1;19tdiEJgrüneEr1;1ktion ja 
zu diesem «ATSG light». Wir sind für Eintreten. Dieses 
«ATSG light» ist für uns die erste Basis, von welcher aus 
dann auch weitergearbeitet werden kann, damit Lücken ge­
schlossen werden können und unsere Sozialversicherungen 
ganz in Richtung von mehr sozialer Gerechtigkeit umgebaut 
werden können. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Die Vorlage, über die wir 
heute zu befinden haben, hat eine lange Leidensgeschichte 
hinter sich - so wie der Kommissionssprecher dies gesagt 
hat -, beruht sie doch auf der parlamentarischen Initiative 
«Sozialversicherungsrecht» aus dem Jahre 1985, einem 
Vorstoss der damaligen Ständerätin Josi Meier. 
Die Schaffung eines Bundesgesetzes über einen Allgemei­
nen Teil des Sozialversicherungsrechtes war bereits von An­
fang an stark umstritten. Gegen Ende 1996 kam es dann zu 
einer verstärkten, grundsätzlichen Kritik an der Gesetzesvor­
lage. Auf Ablehnung stiessen vor allem zwei Sachen: zu­
nächst einmal die Schaffung eines neuen, selbständigen Ge­
setzes, das neben die bereits bestehenden Sozialversiche­
rungsgesetze treten soll. Es wurde befürchtet, dass dieses 
neue Gesetz, wenn auch nicht rechtlich, so doch praktisch 
und moralisch eine Sonderstellung in der Gesetzeshierarchie 
einnehmen könnte. Das wollte man nicht. Neben der befürch­
teten Sonderstellung des neuen Gesetzes stiessen aber 
auch die zahlreichen materiellen Änderungen mit teilweise 
enormen finanziellen Auswirkungen auf Ablehnung. 
Auf heftige Kritik stiess auch die Anwendung der Bestimmun­
gen des Allgemeinen Teils auf die berufliche Vorsorge. 
Das Resultat der heftigen Kritik an der Gesetzesvorlage ist 
jetzt eben ein Kompromissvorschlag unter dem Stichwort 
«ATSG light». Obwohl ein Harmonisierungsgesetz an sich 
benutzerfreundlicher gewesen wäre, muss dem «ATSG 
light» dennoch zugestimmt werden. Aufgrund der von der 
SGK beschlossenen neuen Konzeption in der Gesetzessy­
stematik erhält das neue Bundesgesetz keinen übergesetzli­
chen Charakter. Der Allgemeine Teil wird somit nicht über 
den anderen Bundesgesetzen stehen, sondern eben im glei­
chen Rahmen, gewissermassen auf gleicher Höhe. 
Der Allgemeine Teil enthält alle Regelungen, die im Prinzip 
für alle Sozialversicherungen gelten sollen. Er bestimmt aber 
nicht selber, in welchen Sozialversicherungszweigen Abwei­
chungen vorgesehen werden können. Er stellt sozusagen ein 
Modell zur Verfügung. Die Abgrenzung des Anwendungsbe­
reichs des Allgemeinen Teils wird nicht vom ATSG selber, 
sondern von den Einzelgesetzen übernommen. Dieses Kon­
zept wird der Komplexität des Sozialversicherungsrechtes 
gerechter, denn es erlaubt eine viel genauere Abgrenzung. 
Die neue Verweisungstechnik hat praktisch nur Vorteile, von 
denen ich jetzt einige erwähnen möchte: 
- Sie garantiert z. B. die grösstmögliche Rechtssicherheit. 
Grundsätzlich verweisen weder der Allgemeine Teil noch die 
Einzelgesetze aufeinander; damit sind widersprüchliche Re­
gelungen eigentlich ausgeschlossen. 
- Die neue Verweisungstechnik erlaubt es auch, den Beson­
derheiten der Einzelgesetze Rechnung zu tragen und die 
heute geltende Regelung beizuhalten. 
Durch ausdrückliche Abweichung in den Einzelgesetzen wird 
klargemacht, welche Regeln des Allgemeinen Teils aus­
nahmsweise für eine bestimmte Sozialversicherung nicht an­
wendbar sind. Dadurch müssen weder inakzeptable Lei­
stungsausdehnungen noch Leistungskürzungen vorgenom­
men werden. Anderseits finden die Bestimmungen des Allge­
meinen Teils keine Anwendung bei den äusserst komplexen 
und kontroversen Regelungsbereichen, die nur in einem oder 
einigen wenigen Gesetzen enthalten sind. Ich erwähne das 
Medizinalrecht oder das Tarifwesen. 
Der Bereich der beruflichen Vorsorge wird vom Allgemeinen 
Teil nicht erfasst. Das waren nicht Drohungen von irgendwel­
chen Kreisen, Frau Gonseth, sondern das war gewissermas­
sen eine höhere Einsicht, die man hatte. Schon der Stände-
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rat hatte diese Einsicht und hatte das BVG ausgenommen. 
Das vorliegende Gesetzeswerk führt zahlreiche begrüssens­
werte Neuerungen ein, ohne dabei bestehende Strukturen in 
Frage zu stellen oder die Beitrags- oder Leistungsseite zu 
verelnhettttchen: 01e··ge1tencte Recntsprechung worae dabei 
berücksichtigt. Einige Neuerungen seien hier erwähnt: 
Sämtliche wichtige Begriffe sind für alle Versicherungs­
zweige einheitlich und klar definiert. Bei diesen Definitionen 
wurden die Begriffe - beispielsweise der Unfallbegriff - nicht 
ausgeweitet. Der Allgemeine Teil regelt erstmals verschie­
dene Koordinationsfragen. Er legt hauptsächlich fest, in wel­
cher Reihenfolge die einzelnen Sozialversicherungszweige 
Leistungen zu erbringen haben. Dabei entspricht die ge­
wählte Reihenfolge durchaus dem geltenden Recht. 
In der bisherigen Gerichtspraxis wurde immer wieder bemän­
gelt, dass es an einer allgemeinen Überentschädigungs­
grenze im Sozialversicherungsrecht fehle. Im Allgemeinen 
Teil wird nun ausdrücklich festgehalten, dass eine Überent­
schädigungsgrenze im Sozialversicherungsbereich generell 
gilt. Von Bedeutung ist dabei, dass diese Überentschädi­
gungsregelung für die Komplementärrenten in der obligatori­
schen Unfallversicherung nicht gilt. Im Bereich der berufli­
chen Vorsorge findet ja die Regelung ohnehin keine Anwen­
dung. 
Die Frage der Vorleistungspflicht wird im Allgemeinen Teil 
ausdrücklich und klar geregelt- auch hier ein Vorteil. Der All­
gemeine Teil bringt- das ist neu - eine klare und administra­
tiv einfache Regelung für den Fall, dass die versicherte Per­
son auf Leistungen verzichtet. Schliesslich hält der Allge­
meine Teil fest, dass grundsätzlich jede Dauerleistung, also 
etwa die Hilflosenentschädigung, revidiert werden kann. Dies 
entspricht zwar dem heutigen Rechtszustand, doch bringt die 
ausdrückliche Festlegung im Allgemeinen Teil die ge­
wünschte Klarheit mit sich. 
Im Allgemeinen Teil wird sodann eine allgemeine Verzugs­
zinspflicht eingeführt - auch das ist neu-, wobei die Voraus­
setzungen allerdings sehr eng gefasst werden. Die Mitwir­
kungspflichten der versicherten Personen sind klar und ein­
gehend geordnet - dies sowohl im Interesse der Versicherer 
als auch der versicherten Personen. 
Die einheitliche Ordnung aller Fristen durch den Allgemeinen 
Teil bedeutet in durchführungstechnischer Hinsicht eine sehr 
grosse Vereinfachung. Es werden inskünftig keine Streitig­
keiten mehr darüber entstehen, ob ein Fristenstillstand zu be­
achten ist oder unter welchen Voraussetzungen eine Frist 
wiederherzustellen ist usw. 
Wenn man einmal von der Benutzerfreundlichkeit absieht, 
die mit einem zusätzlichen Gesetz natürlich nicht unbedingt 
verbessert wird, kann man feststellen, dass das vorliegende 
Gesetzeswerk einem Harmonisierungsgesetz sehr nahe­
kommt. Weiter kann festgehalten werden, dass sich die Kom­
mission bei ihren Arbeiten stets vom Grundsatz hat leiten las­
sen, keine Strukturveränderungen vorzunehmen und keine 
materiellen Veränderungen herbeizuführen. Diesen Grund­
satz hat die Kommission nur einmal verletzt, indem sie bei 
der Regelung der Überentschädigung eine materielle Aus­
dehnung des geltenden Rechtes beschlossen hat. Ich habe 
dazu einen Minderheitsantrag vorbereitet, den ich dann be­
gründen werde. 
Abschliessend kann festgehalten werden, dass das neue 
Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversi­
cherungsrechtes die heute teilweise uneinheitlichen Sozial­
versicherungsgesetze harmonisiert. Mittelfristig dürfte im Be­
reich der Durchführung eine Vereinfachung resultieren, dies 
insbesondere durch die einheitliche Definition der massge­
benden Grundbegriffe, die klare Regelung der Mitwirkung 
durch die Versicherten, die einheitliche Regelung der Fristen 
und die einheitliche Ordnung des Regresses. Das neue Bun­
desgesetz stellt nicht zuletzt eine Richtlinie für die zukünftige 
sozialversicherungsrechtliche Gesetzgebung dar. Es zwingt 
den Gesetzgeber, inskünftig dem Gesamtzusammenhang 
vermehrt Beachtung zu schenken. 
Die Vorteile des neuen Bundesgesetzes überwiegen die we­
nigen Nachteile bei weitem. Es stellt das Maximum dessen 
dar, was erreicht werden konnte, ohne das gewachsene Sy-

stem der sozialen Sicherheit grundsätzlich in Frage zu stel­
len. Sicher handelt es sich hier um einen Kompromiss, aber 
um einen sehr guten Kompromiss, der allen Interessen 
Rechnung trägt. Ich bitte Sie deshalb im Namen der CVP­
Ffäktion, darauf einzütreten. 
Es sind im letzten Moment zahlreiche Anträge gestellt wor­
den, auch von Kommissionsmitgliedern, und es würde un­
sere Möglichkeiten schlicht und einfach übersteigen, hier 
darüber debattieren zu müssen, schon der Kommissionsprä­
sident bzw. Berichterstatter hat darauf hingewiesen. Deshalb 
wäre es besser, wenn sich die ständerätliche Kommission 
bzw. der Ständerat damit befassen würde. 
Ich ersuche deshalb um Rückzug dieser Anträge, ansonsten 
auch ich hier Ablehnung in globo empfehlen müsste. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Sie haben ja bereits gehört, dass 
das vorliegende Gesetzeswerk eine ordentlich lange Ge­
schichte hat. Man darf sich nach vierzehn oder bald fünfzehn 
Jahren fragen, ob es überhaupt noch nötig ist, eine solche 
Gesetzgebung zu erlassen. Es ist ja bisher auch ohne diesen 
Allgemeinen Teil gegangen und hat funktioniert. 
Allerdings muss man in diesem Zusammenhang sagen, dass 
es nicht verboten ist, nach besseren Lösungen zu suchen, 
und es ist zuzugeben, dass zumindest der Versuch, in unse­
ren Sozialversicherungen Vereinfachungen durchzusetzen, 
nicht schädlich sein dürfte. Der Ständerat hat nach Auf­
nahme der Idee eines Allgemeinen Teils ein Gesetz erarbei­
tet, welches aus meiner Sicht über das Ziel hinausschiesst. 
Der Versuch ist dem Ständerat - wie ich es beurteile - nicht 
in allen Teilen gelungen. 
Zu viele materielle Eingriffe in die einzelnen Gesetze waren 
die Folge, und der Vorschlag des Ständerates wäre, so 
glaube ich, politisch nicht durchsetzbar. Ich habe darum in 
der Kommission vorgeschlagen - da für mich die Koordina­
tion wünschbar und in einigen Bereichen sogar zwingend 
ist-, die gewünschte Harmonisierung mittels eines besonde­
ren Erlasses, welcher nach der Umsetzung wieder entfallen 
würde, zu realisieren, damit das unbestrittene Ziel ohne 
neues Gesetz erreicht werden kann. 
Der Ständerat hat sich selbst eine sehr vernünftige Zielset­
zung gegeben, er hat dann aber offensichtlich den Weg der 
Tugend zum Teil verlassen. Darum also der Versuch unserer 
Kommission, das berechtigte Anliegen mit wenig materiellen 
Eingriffen in die einzelnen Gesetze - oder möglichst keinen 
materiellen Eingriffen - umzusetzen. 
Was vor uns liegt, ist zweifellos eine grosse Fleissleistung ei­
ner Arbeitsgruppe unserer Kommission, welche zusammen 
mit Experten ein gegenüber dem ständerätlichen Vorschlag 
«reduziertes Gesetz» erarbeitet hat: Dieses Gesetz hat sich 
an der Zielsetzung der Koordination dort, wo es sinnvoll, nö­
tig und machbar ist, orientiert. In diesem Sinne kommt es der 
seinerzeit gewünschten Harmonisierungsgesetzgebung sehr 
nahe. Das hat dazu geführt, dass auch ich mich diesem 
«ATSG light» anschliessen konnte. 
Ich wur.de im Vorfeld der Debatte hin und wieder gefragt, ob 
diese Ubung mit dem vielen Papier, das Sie nun bekommen 
haben, den Erwartungen gerecht werden könne. Die Erwar­
tung, dass das neue Gesetz für die breite Bevölkerung - wel­
che sich bei Gelegenheit, oftmals bei persönlicher Betroffen­
heit, mit einem Sozialversicherungszweig beschäftigt -
grosse Vereinfachungen bringt, kann nicht erfüllt werden. Das 
ist wohl einzugestehen. Grundsätze und einheitliche Verfah­
rensregelungen, welche für Teile der Sozialversicherungen 
oder für alle Sozialversicherungen Gültigkeit haben, können 
aber trotzdem einen Beitrag zur Vereinfachung leisten. 
Der Bundesrat ist mit dem Vollzug und den entsprechenden 
Ausführungsbestimmungen gefordert und hat hier eine wich­
tige Aufgabe wahrzunehmen. Dem Wunsch nach mehr 
Transparenz und Vereinfachung von seiten der Ämter, die 
sich mit den Sozialversicherungen befassen, und vonseiten 
der Rechtsprechung sollte - bei allen Vorbehalten gegen­
über neuen Gesetzen - mit diesem «ATSG light» entspro­
chen sein. 
Noch eine Bemerkung: Hängige Vorstösse zu Begriffen wie 
«Arbeitnehmer», «Selbständigerwerbender» usw., die mit 
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dem ATSG nicht definiert sind - es kann möglicherweise 
noch weitere Anliegen der Koordination geben -, sind damit 
selbstverständlich nicht erledigt. Diese Vorstösse sollen mit 
dem ATSG auch nicht abgeschrieben werden, sondern man 
sollte sich auch nach dessen Verabschiedung mit diesefl AR­
liegen weiter beschäftigen und versuchen, sie einer vernünf­
tigen Lösung zuzuführen. 
Die Zustimmung der SVP-Fraktion zum «ATSG light» ist mit 
der Hoffnung verbunden, damit doch einen Beitrag zu effi­
zienten Sozialversicherungsgerichten und effizienten Sozial­
versicherungsämtern zu leisten. 
Zum Schluss eine Bemerkung von meiner Seite zu den Ein­
zelanträgen: Ich möchte die Antragsteller auch bitten, auf 
diese Anträge zu verzichten und sie zurückzuziehen. Allen­
falls können solche Vorstösse, wie das der Kommissions­
sprecher gesagt hat, im Ständerat eingebracht werden. Ich 
glaube einfach, dass das hier nicht der Anlass ist, mit Einzel­
anträgen die einzelnen Sozialversicherungsgesetze zu än­
dern. Das würde unserer Arbeit im Zusammenhang mit dem 
ATSG nicht gerecht werden. Änderungen im ATSG selbst 
ziehen komplexe Abklärungen nach sich, die es vernünftig 
erscheinen lassen, diese Anträge vorher sehr genau von Ex­
perten prüfen zu lassen. 
Ich bitte die Antragsteller in diesem Sinne, ihre Anträge zu­
rückzuziehen. 
Die SVP-Fraktion beantragt Ihnen Eintreten und Zustimmung 
zum ATSG in unveränderter Form. 

Gross Jost (S, TG): Die SP-Fraktion beantragt Eintreten auf 
diese Vorlage. Ich kann mich angesichts des bereits Ausge­
führten sehr kurz fassen. 
Aus eigener Erfahrung weiss ich, dass sich derjenige, der im 
Sozialversicherungsrecht Rechtsuchender ist, immer wieder 
in einem Dickicht von Verfahrensbestimmungen zahlreicher 
Einzelgesetze verirrt. Wir können dieses historisch gewach­
sene System der Sozialversicherungen auf absehbare Zeit 
nicht verändern, aber wir können mit diesem Gesetz im Be­
reich der Verfahrenskoordination doch einiges erreichen. Bei 
diesem Werk stehen wir jetzt vor dem Abschluss, es ist des­
halb ein Anliegen, diese übereinstimmenden Begriffe des So­
zialversicherungsrechtes, diese gemeinsamen Institute, 
diese gemeinsamen Verfahrensregeln, in einem Erlass zu re­
geln. 
Das nun vorliegende Gesetz, das sogenannte ATSG - man 
mag es bedauern -, erfüllt nicht alle Erwartungen, es ist zum 
«ATSG light» geworden. Aber ich denke, es erfüllt immer 
noch viele Erwartungen, indem es die allgemeinen Bestim­
mungen der einzelnen Sozialversicherungsgesetze nicht ein­
fach derogiert, aber ihnen im Grundsatz doch vorgeht, unter 
Vorbehalt abweichender Bestimmungen in den einzelnen 
Gesetzen. In diesem Sinne ist es trotz des vielen Papiers, 
das auf Ihrem Tisch liegt, eine Deregulierung im besten 
Sinne des Wortes, wie sie auch die SPS unterstützen kann: 
Man schafft der Komplexität und der Rechtsunsicherheit mit­
tels einer einheitlichen Verfahrensregelung, mittels eines All­
gemeinen Teils, Abhilfe. 
Ich bin auch der Meinung und habe mich selber davon über­
zeugen lassen, dass es falsch wäre, jetzt zusätzliche materi­
elle Anträge zu stellen. 
Ich habe beispielsweise in der Kommission festgestellt, dass 
der lnvaliditätsbegriff - die Dreigliedrigkeit der Behinderung: 
körperlich, geistig, psychisch, wie er auch in der neuen Bun­
desverfassung festgehalten ist - noch nicht wiedergegeben 
wird. Aber es wäre falsch, wenn jetzt viele Antragsteller hier 
dazu beitragen würden, dass die Verabschiedung des Geset­
zes nicht mehr in dieser Legislaturperiode stattfinden könnte. 
Das ist ein übereinstimmendes Interesse, deshalb bin ich 
auch froh, wenn hier Verzicht geleistet wird. Ich denke, auch 
der Ständerat habe dann noch eine gewisse Möglichkeit, auf 
Differenzen zurückzukommen. 
In einer Zeit der sozialpolitischen Polarisierung ist es tröst­
lich, dass dieses Gesetzeswerk wesentlich auf eine überpar­
teiliche Zusammenarbeit von sehr unterschiedlichen Perso­
nen wie Josi Meier, Heinz Allenspach und Paul Rechsteiner 
zurückzuführen ist. Ich habe ein bisschen die Hoffnung -
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nicht die Erwartung -, dass das auch ein gutes Omen dafür 
ist, die Konfrontation in der Sozialpolitik zu überwinden, die 
sozialpolitischen Errungenschaften zu verteidigen und sie 
dort, wo es nötig ist, auch zu optimieren. 
tn diesem Sinnebitte ich Sie auch 1mNamerfderSP-Frak­
tion, auf die Vorlage einzutreten. 

Gusset Wilfried (F, TG): Ich habe eine Frage an Frau Bun­
despräsidentin Dreifuss zum Arbeitslosenversicherungsge­
setz, Artikel 10 und 14. In Artikel 10 geht es um die Definition, 
wer als arbeitslos gilt, und in Artikel 14 wird die Befreiung von 
der Erfüllung der Beitragszeit geregelt. 
In Artikel 14 finde ich wohl den Straffälligen, nicht aber den 
ehemals selbständigen Unternehmer aufgeführt. Man kann 
sich zwar auf den Standpunkt stellen, dass diese Arbeitslo­
sen nie Beiträge in die Arbeitslosenkasse entrichtet haben. 
Ob dies nun richtig ist angesichts des Nutzens, den diese Un­
ternehmerinnen und Unternehmer während ihrer Geschäfts­
tätigkeit unserem Staat durch die Generierung von steuerba­
rem Einkommen erbracht haben, wage ich zu bezweifeln. 
Dies insbesondere auch deshalb, weil sich immer deutlicher 
herausstellt, dass diese Kleinst- und Kleinunternehmerinnen 
und -unternehmer, die notabene Einzelfirmen geführt haben, 
vor dem Konkurs oder der Betriebsaufgabe meist ihre ge­
samten persönlichen Rücklagen nebst ihrer persönlichen Al· 
tersvorsorge in ihre Betriebe eingebracht haben. Im Wissen 
um diesen Sachverhalt bitte ich Sie, Frau Dreifuss, um eine 
klare Antwort, wie Sie in diesem Bereich die soziale Abfede­
rung sehen. 
Es ist meiner Meinung nach mehr als fraglich, immer und bei 
allen Gelegenheiten von sozialer Sicherheit und sozialer Ge­
rechtigkeit zu sprechen und im gleichen Moment ausgerech­
net diejenigen zu vergessen, die mit vollem Einsatz, selbst zu 
Lasten ihrer eigenen Sicherheit, zur Finanzierung des Sozial­
staates beitragen mussten, ja man kann in vielen Fällen den 
Beweis erbringen, dass persönliche finanzielle Sicherheit 
aufgegeben wurde, um Sozialversicherungsbeiträge für die 
Mitarbeiter zu bezahlen. 

Ruf Markus (U, BE): Die Schaffung eines Allgemeinen Teils 
des Sozialversicherungsrechtes trägt ohne Zweifel zu einer 
wesentlich besseren Ubersichtlichkeit der Sozialgesetzge­
bung bei. Einheitliche Definitionen sowie einheitliche Regeln 
für Verfahren und Rechtspflege - um nur zwei Elemente zu 
nennen - sind im überaus komplexen Gebiet des Sozialver­
sicherungsrechtes schon längst überfällig. Wir dürfen uns al­
lerdings nicht der Illusion hingeben, dass nun viele Laien die­
ses Gesetz konsultieren werden, wenn sie vor Problemen mit 
Sozialversicherungen stehen. Dazu ist dieser Allgemeine 
Teil des Sozialversicherungsrechtes zu komplex und viel­
leicht auch zu abstrakt. Juristinnen und Juristen wird die ein­
heitliche Kodifizierung aber eine grosse Hilfe sein. Dies 
könnte sich - nur als Nebenbemerkung - vielleicht auch in 
tieferen Zeitaufwänden und bescheideneren Rechnungen 
niederschlagen und dadurch ebenfalls den Nichtjuristinnen 
und -juristen weitere Vorteile bringen. 
Die LdU/EVP-Fraktion stimmt daher für Eintreten. Wir unter­
stützen überdies die zusätzlichen Anträge des Bundesrates, 
die den Entwurf verbessern. Bei dieser Gelegenheit möchten 
wir den zuständigen Kommissionen und den beigezogenen 
Expertinnen und Experten für ihre sehr umfangreiche Arbeit 
danken. Sie haben eine überzeugende Vorlage erarbeitet. 
Einige kritische Bemerkungen kann ich mir aber nicht erspa­
ren. Ich äussere mich zu einem Aspekt, den der Kommissi­
onspräsident bereits angesprochen hat, nämlich zur Verfah­
rensfrage. Das Geschäft trägt bekanntlich die Geschäfts­
nummer 85.227, ist also seit fast 15 Jahren hängig. Diese 
Tatsache wirft die Frage auf, ob es richtig war, das Problem 
mit dem Mittel der parlamentarischen Initiative anzugehen. 
Von Ausnahmen abgesehen, ist die parlamentarische Initia­
tive unseres Erachtens in zwei Fällen das geeignete Mittel, 
um eine Frage zu lösen: Wenn die Frage mit relativ einfachen 
legislatorischen Massnahmen gelöst werden kann, ist die 
parlamentarische Initiative ein Weg, auf dem rasch etwas 
durchgesetzt werden kann; wenn der Bundesrat entgegen 
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dem Willen des Parlamentes nicht bereit ist, rasch einen Ent­
wurf auszuarbeiten, oder überhaupt nichts unternehmen will. 
Im ersten Fall gewinnen wir Zeit, im zweiten bleibt dem Par­
lament nichts anderes übrig. 
Pa:rtamentarische· tnitiativen· sindaberkaum· das·· geeignete 
Mittel, wenn es um juristisch komplexe Geschäfte geht, bei 
denen die Räte in einem sehr hohen Ausmass auf die Mithilfe 
der allgemeinen Bundesverwaltung angewiesen sind. Hier 
stellt sich die Frage, ob es nicht besser wäre, den Bundesrat 
mit der Leitung der Arbeiten zu betrauen. Dann würde auch 
die Kommission ihrer eigentlichen Aufgabe besser nachkom­
men können, einen bundesrätlichen Text kritisch zu bearbei­
ten. 
Damit soll in keiner Weise etwas gegen das vorliegende Re­
sultat gesagt werden, das uns sehr überzeugt, im Gegenteil: 
Die Ausnahme bestätigt ja bekanntlich die Regel. Es geht 
hier um eine Manöverkritik, die bekanntlich dazu dienen soll, 
in Zukunft Probleme vielleicht effizienter lösen zu können, als 
dies im vorliegenden Fall geschehen ist. 
In diesem Sinne empfehlen wir Ihnen Eintreten und Zustim­
mung zu den Anträgen der Kommissionsmehrheit. 

Eymann Christoph (L, BS): Insbesondere die gute Arbeit der 
Subkommission verdient Anerkennung. Ich konnte feststel­
len, dass es gelungen ist, sich auf das Wesentliche zu be­
schränken, und ich versuche, das in meinem Votum auch zu 
machen. 
Übersichtlichkeit ist angestrebt worden, und man darf fest­
stellen, dass Übersichtlichkeit auch erreicht worden ist. Es 
handelt sich um pragmatische Lösungen. Subkommission 
und Kommission wollten Verbesserungen für den prakti­
schen Gebrauch, und auch diese Zielsetzung darf als er­
reicht betrachtet werden. 
Die Straffung und die Vereinheitlichung der Verfahren sowie 
die Koordinationsaufgaben sind mit Erfolg durchgeführt wor­
den. Die Lesbarkeit ist erhöht worden, die Bestimmungen 
sind transparenter und damit benutzerfreundlicher gewor­
den. 
Zum Inhaltlichen: Die Verzugszinspflicht wird von den Libera­
len begrüsst, ebenso die vorliegende Regelung für die Über­
entschädigungen, die aus unserer Sicht zu unterstützen ist. 
Schliesslich sind wir auch mit der Art einverstanden, wie die 
Mitwirkung der Versicherten geregelt worden ist. 
Zum Schluss zum «Klima»: Die Erarbeitung dieses Gesetzes 
ist aus meiner Sicht ein Musterbeispiel für konstruktive Zu­
sammenarbeit; wir haben damit eigentlich den Soll-Zustand 
für die künftige Bearbeitung des heiklen Dossiers Sozialver­
sicherungspolitik festgelegt. 

Egerszegi Christine (R, AG): Im Namen der FDP-Fraktion 
bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. Unsere Sozialversi­
cherungen sind historisch gewachsen, und dabei ist ein ech­
ter Gesetzesdschungel entstanden. In diesem Umfeld hat 
der Vorstoss von alt Ständerätin Josi Meier, in diesem 
Dschungel für eine Vereinheitlichung zu sorgen, etwas Be­
stechendes. Diese Vereinheitlichung wurde auch minutiös 
erarbeitet. 
Eine solche Idee liesse sich aber noch weiterführen. Eigent­
lich wäre es schön, wenn wir die 800 Milliarden Franken, die 
wir für die Sozialversicherungen ausgeben, in einen Topf 
stecken und damit eine einzige neue Sozialversicherung 
schaffen könnten, die alle Risiken abdeckt; für das Alter, bei 
Unfall, bei Krankheit, bei Arbeitslosigkeit, für Ergänzungen 
zum Lebensunterhalt und spezielle «Zustüpfe», wo es nötig 
ist. Aber solche Gedanken bleiben sicher Vision. 
Die FDP-Fraktion stellt zufrieden fest, dass die Nationalrats­
kommission nach der Version des Ständerates einen neuen, 
gangbaren Weg gesucht hat. 
Denjenigen, die diesen beschritten und ihn mühsam erarbei­
tet haben, gilt unser Dank. Der neue Vorschlag des «ATSG 
light» räumt die Nachteile der Version des Erstrates aus. 
Mehrkosten konnten grösstenteils verhindert werden. Es 
handelt sich hier um eine Art Harmonisierungsgesetz, und 
die echte Innovation dabei ist die neue Verweistechnik. Da­
nach bestimmt das zuständige Einzelgesetz, ob und wieweit 

das «ATSG light» anwendbar ist. Eine spezielle Verordnung 
braucht es nicht mehr. 
Wir begrüssen es auch, dass mit der neuen Vorlage das BVG 
ausgeklammert worden ist. Das vorliegende Gesetz bringt 
vereTnnermcriangen; z:B:oeraen allgemeinen Begrifferiwie 
Krankheit, Unfall, Erwerbsunfähigkeit. Es bringt Vereinfa­
chungen in den Verfahren, in der Koordination und in der Auf­
sicht. Mit diesem Vorschlag wird die Durchführung verein­
facht und gleichzeitig die Rechtssicherheit erhöht. 
Im laufe der letzten Tage und Wochen haben wir eine Viel­
zahl von Detailanträgen erhalten. Ich bitte Sie, diese Anträge 
abzulehnen. Die Antragsteller sollen allenfalls diese Anträge 
zuhanden des Nächstrates «weiterreichen», damit wichtige 
Bedürfnisse eventuell doch noch Eingang finden können. 
Namens der einstimmigen FDP-Fraktion bitte ich Sie, auf die­
sen guten Gesetzentwurf einzutreten und ihn nicht zusätzlich 
mit Vorlagen anzureichern. Dann können wir dem Projekt voll 
zustimmen. 

Dreifuss Ruth, presidente de la Confederation: La securite 
sociale est certainement une des valeurs fondamentales de 
notre societe. Mais il est vrai que le droit des assurances so­
ciales s'est developpe peu a peu, sur une longue periode, 
souvent dans le contexte de crises economiques ou de pro­
blemes a resoudre parfois dans l'urgence, ce qui fait que tou­
tes les citoyennes et tous !es citoyens de notre pays sont 
confrontes de maniere tres concrete aux dispositions des 
droits des assurances sociales, et cela plusieurs fois au 
cours de leur existence. 
Aujourd'hui, dix lois distinctes reglementent les assurances 
sociales. II n'est pas facile pour les citoyennes et les citoyens 
de connaYtre clairement le droit dans ce domaine. Rien de 
plus legitime donc que le desir d'une simplification du droit 
des assurances sociales; rien de plus legitime et de plus sti­
mulant que !'initiative parlementaire qui a ete l'objet d'une 
longue histoire sous la coupole. La longue genese de ce pro­
jet, qui remonte a 1973, montre bien a quel point il es! difficile 
de traduire ce souhait dans les faits, car c'est dans le detail 
que resident les granaes difficultes. 
La commission du Conseil des Etats a travaille intensement 
a ce projet. Elle a conduit a deux procedures de consultation. 
Le fait, au moment de la decision du Conseil des Etats, que 
toute une serie de details devrait encore etre examinee par la 
Chambre suivante, c'est-a-dire la vötre, etait bien connu. 
La fa9on de proceder du Conseil des Etats, qui a dit: ,<Voila 
ou nous en sommes arrives, nous repassons maintenant le 
resultat de nos travaux a l'autre Chambre», est a considerer 
en parallele avec celle de votre commission qui dit: «Nous, 
nous sommes arrives jusque la, et nous allons redonner le 
paquet a la commission du Conseil des Etats pour qu'elle 
puisse aussi, dans une certaine mesure, reexaminer certains 
details.» Ensuite, c'est le Conseil federal et l'administration 
qui recevront le resultat de cette coproduction, qui aura ete 
lente, difficile, mais dont le resultat est certainement tres in­
teressant. 
Votre commission, lorsqu'elle s'est penchee sur le projet, ne 
s'est pas contentee de regler des details, comme le laissait 
peut-etre entendre la decision du Conseil des Etats. Non, elle 
a vraiment elabore un compromis politique en vous propo­
sant cette version «light» de la LPGA. 
Le Conseil federal peut se rallier dans une tres grande me­
sure aux resultats tels qu'ils figurent dans le rapport de votre 
commission. 
Le point le plus important du compromis forge dans la com­
mission consiste dans ce que la prevoyance professionnelle 
ne sera pas couverte par la LPGA, contrairement a ce que le 
Conseil federal avait propose en 1994. Le Conseil federal est 
toujours de l'avis qu'il serait pertinent que la LPGA couvre 
aussi la prevoyance professionnelle, mais il a pris acte que le 
temps n'est apparemment pas encore venu pour une harmo­
nisation de cette ampleur. C'est la raison pour laquelle il ne 
maintient pas sa proposition. II espere qu'une harmonisation 
verra le jour plus tard. Je suis persuadee que la nouvelle 
forme qu'a apportee a la loi la CSSS est extremement utile: 
vous avez en effet adopte une technique legislative qui est 
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predestinee a permettre de poursuivre l'harmonisation dans ministration federale, mais aussi de toutes les instances 
l'avenir. Chaque fois que cela sera pertinent, nous pourrons chargees de la realisation. 
proceder ainsi a une harmonisation a la carte. C'est donc un avertissement que je dois donner ici quant a ce 
Pour ce qui est de la necessite d'introduire une loi sur la par- qu'il restera a faire lorsque le Parlement. aura acheve S()fl tra-
w generate dudroit ctes11.ssurane;es soctates;t1orcrome qoe ··· · · varr: Je slJTs sTire quevous morifrerezaefacomprehensfon, 
l'on constate un besoin tres reel de simplification et de coor- que ce soit dans le sens de notre plan de travail, que nous 
dination. Tout au long de la discussion, les initiants ont de- vous presenterons, que ce soit dans le sens - mais la, j'ai un 
mande a la loi de permettre la realisation d'une harmonisa- peu moins d'espoir- des moyens supplementaires que vous 
tion formelle, et non pas d'entrafner des changements nota- pourriez mettre a notre disposition. 
bles sur le plan materiel. La question soulevee par M. Gusset n'a pas directement 
Dans ses deux avis de 1991 et de 1994, le Conseil federal a quelque chose a voir avec la reforme dont nous parlons ici. 
dit clairement que le droit des assurances sociales est tres C'est la question de savoir si les independants doivent pou-
complexe et que la reussite de toute loi sur la partie generale voir participer a la loi sur l'assurance-chömage ou non. 
dependrait de Ja far;:on dont serait traduite, dans les details, L'article 14 alinea 1 er de la loi sur l'assurance-chömage evo-
l'idee d'une harmonisation sur Je plan formel. Les travaux de que les personnes qui sont considerees comme des tra-
votre commission ont permis de cerner les possibilites politi- vailleurs ou qui sont considerees comme ayant interrompu 
queset juridiques et d'en percevoir aussi les limites. C'est ce leur statut de travailleur, de salarie. II s'agit egalement des 
qui a donne un visage coherent au projet dans son ensemble. personnes qui ont subi une execution de peine. Ces person-
11 faut s'en feliciter, il taut aussi feliciter votre commission. nes sont mentionnees dans cet article. 
L'exigence de ne proceder qu'a un minimum de modifica- Le but de l'assurance que vous avez evoquee est la protec-
tions materielles a rendu necessaire une analyse attentive, tion contre le chömage, et non pas la protection du revenu 
minutieuse de chacune des lois particulieres des assuran- sur la base de tluctuations conjoncturelles. II est important de 
ces sociales au regard du projet sur la partie generale. De voir que l'assurance-chömage n'est pas une assurance com-
cette analyse ont decoule plus de 380 moditications des lois pensation de gain dans son essence. Dans son essence, 
particulieres. II ne sera pas aise de maintenir a jour cette c'est une assurance reintegration, possibilite de rejoindre Je 
adaptation de detail, au fil des deliberations parlementaires, marche du travail, de pouvoir s'y affirmer, de pouvoir y retrou-
et il reste encore beaucoup de travail a accomplir dans ce ver les voies pour une independance economique. 
sens. D'autre part, la question, si j'ai bien compris, de savoir dans 
J'aimerais ajouter une petite note de prudence dans le con- quelle mesure des personnes independantes doivent etre in-
cert de louanges auquel je viens d'ailleurs aussi de m'asso- tegrees dans l'assurance-chömage n'est pas a regler ici, mais 
cier. II s'agit la du travail qui reste a faire, de toute far;:on, dans la loi sur l'assurance-chömage. Si je comprends bien, 
meme lorsque l'autre Conseil aura acheve son travail. Avant vous avez fait Ja comparaison entre les deux categories. C'est 
l'entree en vigueur de la loi federale sur la partie generale du une question essentielle, liee a l'assurance-chömage et qui 
droit des assurances sociales, nous avons besoin d'adapter doit etre decidee dans ce cadre-la; au fond, c'est la question 
un nombre considerable d'ordonnances et de directives. De de savoir si l'assurance-chömage doit etre une assurance 
plus, toutes les personnes qui exercent leur activite dans le universelle ou une assurance salaries. Pour la petite histoire: 
cadre des assurances sociales, de la Centrale et caisse de depuis tres longtemps, je suis d'avis qu'il vaudrait mieux que 
compensation de l'AVS/AI a l'assurance-accidents et mala- les independants y soient egalement; mais c'est une prise de 
die, sans oublier les instances judiciaires, devront se former position, qui remonte d'ailleurs a une periode ou je n'etais pas 
afin d'etre en mesure de traduire l'harmonisation formelle encore conseillere federale, qui s'est toujours heurtee sur le 
dans les faits. Nous connaissons aujourd'hui, dans les assu- granit des organisations representant les independants, qui 
rances sociales, des problemes urgents auxquels il taut trou- consideraient qu'ils n'avaient pas a etre assures dans ce do-
ver une solution. Plusieurs projets sont actuellement soumis maine. Je dirais que l'assurance-chömage repose sur le con-
au Parlement, tels la revision de la LAMal, celle de l'AVS sensus qui s'est developpe entre les principaux interesses. 
dans le domaine de l'assurance facultative ou les adapta- C'est une assurance pour salaries, mais c'est une assurance 
tions des assurances sociales rendues necessaires par les dont le but n'est pas - je le repete - de compenser la perte 
negociations bilaterales avec !'Union europeenne. de gain, mais de permettre la reintegration. 
Par ailleurs, mon departement prepare la 11 e revision de J'aimerais ajouter sur ce point-la que si une teile decision de-
l'AVS, la 1ere revision de la LPP, la 4e revision de l'assu- vait etre prise, dans le cadre de la loi sur l'assurance-chö-
rance-invalidite - eile devait etre proposee en deux volets; le mage, d'en elargir le champ d'application aux personnes in-
premier volet ayant ete refuse, ce n'est pas une raison pour dependantes, nous devrions bien sür, et r;:a en serait tout a 
ne pas nous attaquer, sinon au deuxieme, du moins juste- fait Je lieu, nous poser les questions administratives d'une 
ment a l'ensemble d'une revision; une nouvelle revision par- nouvelle definition de ce qu'est reellement un independant. 
tielle de la LAMal est egalement en preparation et s'avere, Donc Monsieur Gusse!, si vous souhaitez poursuivre dans 
d'ailleurs, extremement difficile en termes de recherche de cette voie, je ne peux que vous inviter a le faire au niveau de 
consensus. la loi sur l'assurance-chömage. A ce moment-la, la discus-
Vous comprendrez bien que nous ne pouvons pas nous atta- sion pourra vraiment etre centree sur les solutions reelles, 
quer d'abord aux travaux preparatoires a la mise en vigueur possibles, souhaitables, que vous pourriez vouloir apporter a 
de la loi sur la partie generale du droit des assurances socia- cette assurance. 
les. Nos ressources en personnel au niveau federal ne suffi- J'espere avoir repondu a votre double question. 
ront pas. Nous devons donc donner la priorite aux reformes 
actuelles; plusieurs d'entre elles sont demandees avec rai- Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
son par le Parlament. Nous devons voir comment nous pou- L'entree en matiere est decidee sans opposition 
vons, des que ces grandes oeuvres de reforrne auront ete ac-
complies, adapter les ordonnances necessaires. 
Nous craignons que les instances d'application a tous les ni­
veaux ne connaissent, elles aussi, des goulets d'etrangle­
ment. C'est pourquoi, au nom du Conseil federal, je vous 
rends attentifs au fait que cette affaire ne revet pas a ses 
yeux le caractere d'une priorite de premier rang. Dans votre 
prise de decision sur la LPGA, vous devez eire conscients 
que sa mise en oeuvre mobilisera de tres importantes res­
sources dans une premiere phase et que, de ce fait, le choix 
de l'entree en vigueur et tous ses travaux d'application doi­
vent pouvoir entrer dans la planification des travaux de l'ad-
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Titre et preambule 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Eine kurze Be­
merkung zu Artikel 1: Die Kommission hat einen Zweckartikel 
formuliert für die gleichzeitig bescheidene und ambitiöse Ziel­
setzung dieses Gesetzes. Bescheiden deshalb, weil wir auf 
jede materielle Gesetzgebung verzichten wollen. Ambitiös 
trotzdem, weil bereits die formelle Koordination, die formelle 
Vereinheitlichung, mit vielen und komplexen Fragen verbun­
den ist. 
Der Zweckartikel bringt zum Ausdruck, was das Gesetz will: 
Koordination, Verfahrensbestimmungen und Begriffsbestim­
mungen sollen in diesem Gesetz geregelt werden. Aber es ist 
keine materielle Vereinheitlichung der verschiedenen Sozial­
versicherungszweige vorgesehen, die sehr unterschiedlich 
sind, je nachdem, ob es sich um Volksversicherungen oder 
um Arbeitnehmerversicherungen handelt, je nachdem, wie 
sie ausgestaltet sind, ob als Minimalversicherungen oder als 
ergänzende Versicherungen. 
Diese materielle Koordination ist nicht Ziel dieses Gesetzes. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: La LPGA doit etre une loi 
conviviale et c'est pourquoi il faut que son article 1 er decrive 
quels sont le but et l'objet du texte. II s'agit de la coordination 
du droit federal des assurances sociales. L'objet de la loi ne 
consiste donc pas en une unification exhaustive du droit ma­
teriel existant. C'est pourquoi l'article 1 er stipule que la loi de­
finit les principes, les notions et les institutions du droit des 
assurances sociales, ce qui signifie par exemple que la no­
tion d'invalidite aura une definition unifiee dans toutes les 
branches des assurances sociales. 
La LPGA vise egalement a introduire une procedure uni­
forme, par exemple en fixant des delais semblables dans les 
differentes branches. 
Ensuite, l'article 1 er dispose que les prestations des assuran­
ces sociale doivent etre harmonisee entre elles, ce qui re­
pond a un desir exprime depuis longtemps. 
Finalement, l'article 1 er regle enfin le droit de recours des as­
surances sociales envers des tiers. C'est un domaine diffi­
cile, juridiquement tres complexe. II s'agit de regles en ma­
tiere de recours qui fixen! par exemple les conditions selon 
lesquelles une assurance-accidents peut recourir contre une 
assurance responsabilite civile. 
Donc globalement, a l'article 1 er, il s'agit bien de regler la 
coordination des differents aspects fondamentaux des lois 
speciales des assurances sociales. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Auch zu Artikel 2 
nur eine kurze Bemerkung, es geht hier aber um einen fun­
damentalen Entscheid im Vergleich zum Vorgehen und zum 
Vorschlag des Ständerates. Der Ständerat hatte ja mit sei­
nem Vorschlag dem ATSG, diesem Allgemeinen Teil des So­
zialversicherungsrechtes, einen spezifischen juristischen 
Rang, gewissermassen einen «Übergesetzes»-Rang, zuer­
kannt, indem der Allgemeine Teil den speziellen Sozialversi­
cherungsgesetzen vorgehen sollte. Diese Konzeption hat 
eine Fülle, eine Unzahl, von rechtlichen Problemen aufge­
worfen. Eine neue Rechtsnatur eines Gesetzes wäre damit 
kodifiziert worden, irgendwo zwischen Verfassung und Ge­
setz schwebend, also eine völlige Neuheit. 

Die nationalrätliche Kommission hat sich vor allem aufgrund 
der überzeugenden Arbeit des Bundesamtes für Justiz davon 
überzeugen lassen, dass damit mehr Probleme geschaffen 
alsgelöst werden: Wir haben deshalb auf einen solchen 
,, Ooergesetzes ;,:m:uig verzicnfet und eine ganz elnfache 
Konzeption gewählt: In den Einzelgesetzen selber wird be­
stimmt, wo und in welchem Umfange der ATSG Anwendung 
finden soll. Sie haben eine zusammenfassende Umschrei­
bung des Anwendungsbereiches im erläuternden Bericht un­
serer Kommission auf Seite 20. Hier wird z. B. für das BVG 
geregelt, dass das ATSG, mit Ausnahme von ganz wenigen 
Bestimmungen - beispielsweise über die Vorleistungspflicht, 
bei der auch die berufliche Vorsorge einbezogen wird -, 
grundsätzlich nicht anwendbar ist. Es erlaubt auch, umstrit­
tene Bereiche wie das Medizinalrecht, aber auch die kollekti­
ven Leistungen vom Anwendungsbereich des ATSG auszu­
klammern, wo diese Grundsatzbestimmungen nicht hinpas­
sen. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: L'article 2 constitue une dis­
position essentielle de la loi. L'une des principales difficultes 
de Ja partie generale du droit des assurances sociales reside 
dans Ja nature de ses relations avec les lois particulieres. 
Les lois particulieres peuvent-elles s'ecarter de la partie ge­
nerale? La partie generale l'emporte+elle sur les lois particu­
lieres en cas de contradiction? En cas de silence de la loi par­
ticuliere, la partie generale s'applique-t-elle automatique­
ment? Ce sont des questions qui se posent lorsqu'il y a in­
teraction entre loi generale et Jois speciales. 
L'article 2 repond clairement a ces questions. Les disposi­
tions de la LPGA ne sont applicables que si et dans la me­
sure ou les lois particulieres sur les assurances sociales le 
prevoient. Ceci veut dire que les lois particulieres, comme par 
exemple la loi federale sur l'assurance-invalidite, conservent 
une position centrale comme par le passe. Dans les domai­
nes ou Ja LPGA doit maintenant s'appliquer, les lois particu­
lieres doivent expressement indiquer que les dispositions de 
la LPGA sont applicables. Ces dispositions, et 9a facilite l'ap­
plication des Jois, se trouvent toujours au debut des lois con­
cernees. 
On propose donc une reglementation qui regit de maniere 
claire et limpide la difficile interaction entre les lois particulie­
res et la partie generale du droit des assurances sociales. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission: BBI 

Antrag Guisan 
Abs. 1 
.... eine medizinische Untersuchung oder Behandlung erfor­
dert. 
(Rest des Absatzes streichen) 

Art. 3 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Guisan 
Al. 1 
.... qui exige un examen ou un traitement medical. 
(Bitter le reste de l'alinea) 

Präsidentin: Der Antrag Guisan ist zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de /a commission 

Art. 4-7 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 
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Art. 8 
Antrag der Kommission: BBI 
Antrag Jutzet 
Abs. 3 
:Zustimmung·zumßeschtusstlesStänderates 

Art. 8 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Jutzet 
Al.3 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Jutzet Erwin (S, FR): Mein Antrag betrifft nur den deutschen 
Text, er hat keine materielle Änderung zur Folge. 
Der Teilsatz «wenn eine Unmöglichkeit vorliegt» ist meines 
Erachtens eine derartige sprachliche Ungeheuerlichkeit, 
dass man dazu nicht schweigen kann. Ich habe mich aber 
davon überzeugen lassen, dass die Redaktionskommission 
und eventuell der Ständerat eine sprachliche Verbesserung 
finden werden; ich ziehe deshalb meinen Antrag zurück. 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Ja gut, viel ist da 
nicht mehr zu sagen. Ich danke Herrn Jutzet für den Rückzug 
seines Antrages. :Zur sprachlichen Schönheit oder Unschön­
heil dieses Begriffes ist nur zu sagen, dass er der geltenden 
Gesetzgebung entspricht. Er ist unschön, hat aber in diesem 
Punkt materiell keine Probleme ergeben. Dies soll gegebe­
nenfalls redaktionell noch geprüft werden. Inhaltlich, materiell 
sind mit diesem Antrag keine Änderungen verbunden. 
:Zuhanden des Ständerates noch eine zweite Bemerkung; 
Herr Gross Jost hat dies in seinem Votum bereits gesagt: In 
der neuen Bundesverfassung ist jetzt ein dreigliedriger lnva­
liditätsbegriff formuliert, ohne dass damit materielle Anderun­
gen angestrebt wurden. Auch da soll der Ständerat darüber 
entscheiden, ob in bezug auf den lnvaliditätsbegriff eine Kon­
gruenz zur Gesetzgebung hergestellt werden soll - dies aber 
ebenfalls ohne eine materielle Änderung. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 9-24 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Die Bestimmung 
von Artikel 25 Absatz 4 verdient es ebenfalls, noch kurz kom­
mentiert zu werden, weil sie eine gesetzgeberische Innova­
tion mit sich bringt. 
Neu wird der Anspruch auf Vorschussleistungen generali­
siert. Das ist eine positive Neuerung, die in der Kommission 
einstimmig verabschiedet worden ist. Heute kennen wir Vor­
schüsse in der Sozialversicherung in der Praxis bei der Un­
fallversicherung. Bei der IV hingegen, wo sie praktisch noch 
wichtiger wären, sind sie nicht gebräuchlich. Neu wird gene­
rell die Möglichkeit, Vorschusszahlungen auszurichten, ver­
ankert, allerdings, das muss auch wieder angefügt werden, in 
materiell engen Limiten: Vorschusszahlungen sollen nur dort 
ausgerichtet werden, wo die Ansprüche grundsätzlich klar 
sind und wo z. B. nur der Umfang des Rentenanspruches um­
stritten ist. Es kommt also nur ein Rentenvorschuss in Frage, 
soweit der Rentenanspruch unbestritten ist, oder auch dort, 
wo noch Berechnungen vorzunehmen sind, wo aber minde­
stens ein bestimmter Betrag bereits festgelegt werden kann. 
Das spielt in der IV eine gewisse Rolle, damit Leute, die einen 
unbestrittenen Anspruch auf eine Rente haben, wegen der 
Verzögerung der Auszahlung nicht an die Fürsorge verwie­
sen werden müssen. 
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Suter Marc (R, BE), rapporteur: L'article 25 LPGA prevoit 
une nouveaute. II a d'ailleurs ete adopte a l'unanimite par la 
commission. 
Des avances peuvent etre versees si le droit. a des prestations 

· esr a.ttesteersne versemenraesp-resfätiöns est retärde. 
Nous pensons ici au cas ou il est evident qu'une rente, par 
exemple de l'AI, devra etre versee, mais dont Je versement 
est retarde en raison du calcul du montant de la rente. Ces 
cas surviennent frequemment, notamment dans l'assurance­
invalidite, lorsqu'il y a lieu d'evaluer les extraits de campte in­
dividuels de l'assure. II est logique ici que les assurances 
puissent proceder au versement d'avances pour eviter des 
cas de rigueur. Si les prestations n'etaient versees qu'apres 
des mois d'attente, voire des annees, elles n'atteindraient 
plus leur but qui est de compenser une perte de revenu. 
Cette disposition est en fin de compte egalement dans l'inte­
ret des assurances, car le paiement retarde des prestations 
peut entra1ner l'obligation - c'est aussi un point nouveau - de 
verser des interets moratoires. En pratique, de telles avances 
sont deja versees actuellement, de sorte que cette nou­
veaute est loin de constituer une inconnue. Par consequent, 
notamment dans l'application pratique, c'est vraiment une 
nouveaute valable. 

Angenommen Adopte 

Art. 26 
Antrag der Kommission: BBI 

Antrag Guisan 
Abs. 1 
.... für welche er zu sorgen hat, oder für die Bezahlung der 
Sachleistungen für sich selbst oder diejenigen Personen, für 
die er zu sorgen hat .... 

Art. 26 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Guisan 
Al. 1 
.... son entretien et celui des personnes dont il a Ja charge ou 
pour Je paiement de ses prestations en nature ou des leurs 

Präsidentin: Der Antrag Guisan ist zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon /a proposition de la commission 

Art. 27 
Antrag der Kommission: BBI 

Antrag Jutzet 
Abs. 1 
Hat der Versicherte den Versicherungsfall vorsätzlich oder 
bei vorsätzlicher Ausübung eines Verbrechens herbeigeführt 
oder verschlimmert, können .... 

Antrag Guisan 
Abs. 3 
.... Eingliederungsmassnahmen, die ein erhebliches Risiko 
für Leben und Gesundheit darstellen, sind nicht zumutbar. 

Art. 27 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Jutzet 
Al. 1 
Si l'assure a intentionnellement ou en commettant intention­
nellement un crime, provoque ou aggrave Je risque .... 

Proposition Guisan 
Al. 3 
.... qui presentent un risque significatif pour la vie ou pour Ja 
sante ne peuvent etre exiges. 
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Jutzet Erwin (S, FR): Es geht darum, das Wort «Vergehen» 
zu streichen: Kürzungen und Verweigerungen von Leistun­
gen sollen nur bei Vorsatz oder Verbrechen vorgenommen 
werdEln .. kön.11.Eln, .11.icht. abElr bei \/ ergehen.Jr11 Kl.a.rtext f=.s. 
geht vor allem um die Verkehrsdelikte, Geschwindigkeits­
überschreitungen, um fehlendes Heimtragen, aber auch um 
Alkohol am Steuer. 
Ich will diese Delikte überhaupt nicht verniedlichen, sie ha­
ben schlimme Folgen für die Opfer, aber auch für die Täter. 
Für den Täter haben sie dreifache Konsequenzen: zunächst 
strafrechtliche Folgen - Gefängnis, Busse -, dann verwal­
tungsrechtliche Folgen - Permis-Entzug; das ist für viele die 
schlimmere Strafe als die eigentliche strafrechtliche Konse­
quenz - und oftmals auch zivilrechtliche Folgen in Form von 
Rückgriffen der Versicherung. Es kann vorkommen, dass je­
mand jahrelang Lohnpfändungen hat, um solche Forderun­
gen der Versicherung zurückzubezahlen. In diesen Fällen 
sind die Folgen für den Täter und seine Familie sehr schwer­
wiegend. 
Der Täter kann aber auch persönlich schwere Folgen zu er­
leiden haben. Wegen des Unfalls hat er vielleicht eine körper­
liche Behinderung, die ihn lebenslänglich arbeitsunfähig 
macht- und da will man ihm nochmals lebenslänglich geben! 
Nochmals lebenslängliche Kürzungen. Ich weiss: Das Ge­
setz sieht auch vorübergehende Kürzungen vor, aber oftmals 
gibt es eben doch lebenslängliche. Das geht meines Erach­
tens zu weit. Ich war elf Jahre lang Präsident der IV-Kommis­
sion in Freiburg; ich habe viele solche Kürzungen verfügt, 
verfügen müssen - mit den tragischen Konsequenzen, dass 
eben die IV-Renten gekürzt wurden. Die IV-Renten und 
Suva-Renten zusammengezählt reichen nicht zum Leben, 
und wenn man sie noch kürzt, dann wird einfach das Sozial­
amt zum Zuge kommen. Daran ändert nichts, dass die Zu­
satzleistungen für Frauen und Kinder gemäss Artikel 27 Ab­
satz 2 nicht gekürzt werden; das Haupteinkommen fehlt ein­
fach. 
Ich nehme ein Beispiel: Jemand hat eine IV-Rente von 1500 
Franken, vielleicht noch eine Suva-Rente von 2000 Franken; 
3500 Franken insgesamt. Bei einer Kürzung um 20 Prozent 
ergibt das 2800 Franken, als einziges Einkommen; bei 50 
Prozent 1750 Franken. Das reicht nicht für eine Einzelper­
son, geschweige denn für eine Familie! Wie gesagt, die Kon­
sequenz ist, dass diese Person und ihre Familie Ergänzungs­
leistungs-, allenfalls Sozialhilfebezüger werden. So oder so: 
es gibt eine Umlagerung von der Versicherung zum Steuer­
zahler. 
Wenn Sie meinen Antrag unterstützen, was ich hoffe, dann 
müssen anschliessend verschiedene andere Bestimmungen 
geändert werden, namentlich Absatz 2, aber auch einzelne 
andere Gesetzestexte. 
Ich bitte Sie, die menschlichen Überlegungen vor die formal­
juristischen zu stellen und meinen Antrag zu unterstützen. 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Obwohl Herr Jut­
zet seine Begründung vorgebracht hat und einiges für seinen 
Antrag sprechen könnte, muss ich Ihnen mit Nachdruck emp­
fehlen, diesen abzulehnen. Wenn dieser Antrag angenom­
men würde, würde das fein austarierte Kompromissmodell, 
das die Kommission am Schluss zur einstimmigen Annahme 
des ATSG bewegen konnte, aus dem Lot geraten. 
Die Bestimmung von Artikel 27 - das muss man feststellen -
ist ohnehin ausführlich diskutiert worden. Sie war Gegen­
stand von langen Diskussionen im Zuge der gerade realisier­
ten parlamentarischen Initiative Suter, dann aber auch im 
Zuge der Revision des IVG. Mit der Fassung der Kommission 
zu Artikel 27 haben wir gegenüber der früheren bzw. der bis­
herigen Praxis Fortschritte erzielt - und zwar zugunsten der 
Versicherten-, die nicht gering gewichtet werden dürfen. Sie 
sind breit getragen und konnten entsprechend verabschiedet 
werden. Wir haben zudem in einem kleinen Nebenpunkt eine 
materielle Änderung zugunsten der Angehörigen vorgenom­
men, die ebenfalls mitgetragen worden ist. 
Was würde der Antrag Jutzet konkret bedeuten? Er würde 
bedeuten, dass die Kürzungsmöglichkeiten für Vergehen ab­
geschafft würden. In der Praxis hiesse das, dass die Kür-

zungsmöglichkeiten für Strassenverkehrsvergehen wegfal­
len würden, angefangen beim Fahren in angetrunkenem Zu­
stand bis zu weiteren Vergehen in diesem Bereich. Das ist 
EliJ1e .. fundamentale AndEirung, dieauspoliti,schen GrQ11dEm 
bisher nie realisiert werden konnte. Wir müssen bei diesem 
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechtes den 
Grundsatz einhalten, keine materiellen Änderungen vorzu­
nehmen. Herr Guisan hat auch auf seine Anträge verzichtet, 
die materielle Änderungen mit sich gebracht hätten. 
In diesem Sinne muss ich Sie bitten, auch hier bei diesem 
Grundsatzentscheid zu bleiben und der Kommission zuzu­
stimmen. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: En voulant bitter le terme 
«delit», M. Jutzet touche a un domaine tres delicat. Sa pro­
position irait tres loin, je dois meme dire trop loin, et eile doit 
etre rejetee. Je releve les points suivants pour expliquer ce 
rejet. 
Le Parlement a deja decide, en differentes occasions, si et a 
quelles conditions des reductions de prestations des assu­
rances sociales devaient intervenir. II suffit ici de mentionner 
l'adoption de !'initiative parlementaire Suter concernant la re­
duction des prestations en cas de negligence grave dans !es 
accidents non professionnels (94.427). lci, il faut tenir bon, 
dans ce sens que nous n'aimerions pas «enrichir» cette loi et 
la mettre en peril en modifiant sensiblement des principes qui 
ont deja ete adoptes par le Parlement. Ce qu'on a decide ici, 
c'etait de seulement reprendre des decisions deja adoptees 
par les deux Conseils. 
Donc, en principe, les reductions ne sont desormais possi­
bles que si l'assure a agi intentionnellement. Afin de ne pas 
devoir modifier le droit existant de l'assurance-accidents, il a 
fallu prevoir une derogation explicite a la LPGA dans la loi sur 
l'assurance-accidents pour les accidents non professionnels. 
On sera ainsi assure que l'article 27 LPGA n'apporte aucun 
changement tout en etant en accord avec les recentes deci­
sions prises ici. 
Du point de vue materiel, j'aimerais aussi le soulever, il n'y a 
de changements dans l'assurance-accidents que sur un 
point secondaire. D'apres le droit existant de l'assurance-ac­
cidents, il y a reduction des prestations aux proches lorsqu'ils 
ont contribue par leur negligence grave au deces de l'assure. 
Le droit actuel prevoit donc une reduction pour les proches 
en cas de negligence grave. Comme, en principe, aucune re­
duction pour negligence grave n'est desormais possible pour 
l'assure lui-meme, il est justifie de renoncer egalement a 
toute reduction lorsque la negligence grave est le fait de pro­
ches. 
Du point de vue materiel, la modification proposee n'aura 
donc guere de consequences. La CNA ne procede a des re­
ductions de ce genre que dans environ deux cas par an. 
Ceci dit, nous voulons maintenir le droit actuel et ne pas in­
troduire de nouveaux debouches. La proposition Jutzet chan­
gerait quand meme fondamentalement tout ce systeme de 
reductions et de restitutions. 
C'est pour cela que la commission vous demande de rejeter 
cette proposition et de maintenir le terme «delit»; de prevoir, 
donc, non seulement une reduction dans les cas de crime, 
mais aussi dans les cas de delit, si les autres conditions pre­
vues par la loi sont remplies. 

Dreifuss Ruth, presidente de la Confederation: Je me rallie 
a la position exprimee par les rapporteurs de la commission 
pour vous suggerer de rejeter la proposition Jutzet. J'aime­
rais d'abord rappeler que le but est de ne pas apporter, ou 
alors de fa<;:on fondee, de modifications materielles. La, il y a 
une grande modification materielle que vous proposez, Mon­
sieur Jutzet, et je ne crois pas qu'elle puisse faire l'objet, 
comme <;:a, d'une decision de la Chambre. II faudrait calculer 
vraiment les consequences de votre proposition et voir ce 
qu'elle implique reellement. 
Sur le fond, je crois que votre proposition, pour genereuse 
qu'elle soit pour l'assure, va trop loin. Nous avons ete 
jusqu'au point ou il fallait de toute fa<;:on aller, parce que la 
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Suisse avait un retard dramatique tout au long des dernieres 
annees, M. Suter l'a rappele, jusqu'au moment Oll le Parle­
ment a decide de modifier la pratique en limitant les possibi­
lites de reduire les prestations dans les cas oll il avait tout 

Toute la qui a ete menee ici sur taute, et la faule 
grave, comme motif pour des reductions de prestations vous 
a permis de mettre a jour les textes legaux, de respecter les 
conventions internationales, en particulier la Convention 
No 128 de !'Organisation internationale du travail ou le Code 
de la securite sociale revise du Conseil de l'Europe. Ce tra­
vail a ete fait, il est important. Dans la partie generale des 
assurances sociales, on devrait s'en tenir la. 
Nous avons bien sür des cas qui peuvent se poser, mais il 
taut garder la possibilite d'apprecier les cas reellement, 
lorsqu'il y a un acte criminel ou delictueux qui a conduit a 
ouvrir le droit a une prestation; et nous savons comment rea­
gir de fa9on humaine et justifiee. Je vous rappelle ce qui s'est 
passe, si je ne me trompe pas, devant les tribunaux et qui est 
arrive a la tres bonne conclusion que la reduction d'une pres­
tation de rente, par exemple, ne devrait pas etre plus longue 
que la peine qu'aurait encourue la personne par rapport au 
crime qu'elle a commis. Je ne vous donne cela que comme 
un exemple, pour montrer qu'en ayant non pas une interdic­
tion illimitee de reduire une prestation dans ce cas, mais le 
principe d'une reduction, nous arriverons certainement a 
trouver des solutions humaines. En d'autres termes, nous 
n'aimerions pas qu'un peu a la legere peut-etre, votre Conseil 
s'engage aujourd'hui dans une voie qui consisterait a empe­
cher toute reduction des prestations au cas Oll un crime a ag­
grave le risque. 

Präsidentin: Der Antrag Guisan ist zurückgezogen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Jutzet 

Art. 28, 29 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 30 
Antrag der Kommission: BBI 

Antrag Guisan 
Abs. 1 

58 Stimmen 
46 Stimmen 

.... sind schriftlich zu erklären. Für Sachleistungen kann der 
Verzicht formlos erfolgen. 

Art. 30 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Guisan 
Al. 1 
.... font l'objet d'une declaration ecrite. Dans le cas de pres­
tations an nature, la renonciation peut se faire de fa9on infor­
melle. 

Präsidentin: Der Antrag Guisan ist zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 31 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Art. 32 
Antrag der Kommission: BBI 

des Bundesrates 

Unrechtmässig bezogene Leistungen sind zurückzuerstat­
ten. Bei gutem Glauben entfällt die Pflicht zur Rückerstat­
tung, wenn eine grosse Härte vorliegt. 

Schriftliche Begründung 
Der Ständerat hat in bezug auf die Rückerstattungsregelung 
im Jahre 1991 beschlossen, dass unrechtmässig bezogene 
Leistungen grundsätzlich zurückzuerstatten sind. Gleichzei­
tig hat er aber eine Möglichkeit eingeräumt, diesen Grund­
satz zu durchbrechen für den Fall, dass der Leistungsbezug 
gutgläubig erfolgt ist. Wie dem Bericht der ständerätlichen 
Kommission zu entnehmen ist, war man der Meinung, dass 
generell beim irrtümlichen, aber gutgläubigen Bezug von Lei­
stungen auf eine Rückforderung hätte verzichtet werden sol­
len. 
Zur Umsetzung der Idee des Ständerates wollte es der Bun­
desrat in seiner Stellungnahme aus dem Jahre 1994 nicht bei 
einer «Kann-Formulierung» belassen, sondern den Gutglau­
bensschutz sicherstellen. Der Bundesrat hat damals vorge­
schlagen, dass immer dann, wenn die Versicherten beim Be­
zug von zu Unrecht ausgerichteten Leistungen im guten 
Glauben sind, die Rückerstattungspflicht entfallen soll. Die 
SGK-NR befürwortet grundsätzlich den Vorschlag des Bun­
desrates, weist jedoch in ihrem Bericht zu Recht auf ein 
neues Sonderproblem in der AHV hin, das sich seit der In­
kraftsetzung der 10. AHV-Revision zeigt. 
Der Bundesrat hat das Problem - nicht nur für die AHV, son­
dern generell - nochmals geprüft. Er stellt fest, dass die nun 
zur Diskussion stehende Neuregelung eine materielle Ände­
rung zum heutigen Recht darstellt und sehr grosse Auswir­
kungen haben kann. 
Gemäss heutigem Rechtszustand werden in der AHV zu Un­
recht bezogene Leistungen zurückgefordert (Art. 47 AHVG). 
Verzichtet auf die Rückforderung wird nur dann, wenn neben 
dem guten Glauben eine «grosse Härte» vorliegt. Als Mass­
stab für die «grosse Härte» gilt das ELG: Sie liegt dann vor, 
wenn die anerkannten Ausgaben die anrechenbaren Einnah­
men übersteigen (Art. 79 Abs. 1 bis AHVV) - mithin ein An­
spruch auf Ergänzungsleistungen besteht oder bestehen 
würde. Abgesehen von der Krankenversicherung kennen die 
übrigen Sozialversicherungsbereiche ähnliche Regelungen. 
Nicht bei allen Versicherungen liegen verlässliche Zahlen zu 
den Rückerstattungen vor. Bei der Suva, welche etwa die 
Hälfte der Unfallversicherten abdeckt, macht die Rückerstat­
tung für das Jahr 1998 etwa 12,8 Millionen Franken aus. Bei 
der Militärversicherung betrug die Rückerstattung im Jahre 
1998 insgesamt 1 927 700 Franken . 
Ein Blick auf die Entwicklung bei denjenigen Versicherungen, 
die das Kriterium der «Härte» kennen, und bei denen über 
längere Zeit verlässliche Angaben vorliegen, stellt sich die Si­
tuation wie folgt dar: 
- Arbeitslosenversicherung: 1990: keine Angabe; 1992: 
16 700 000; 1994: 69 500 000; 1996: 67 600 000; 1998: 
82900000. 
- AHV-Geldleistungen: 1990: 71 898 289; 1992: 62 012 527; 
1994: 83 901 095; 1996: 92 160 072; 1998: 227 215 003. 
- IV-Geldleistungen: 1990: 26156 123; 1992: 36 069 945; 
1994: 58033544; 1996: 55923274; 1998: 104322209. 
- EO: 1990: 1 828 237; 1992: 2 118 806; 1994: 2 870 124; 
1996: 2 062 138; 1998: 2 080 398. 
Auffällig sind die erheblichen Steigerungen bei der AHV und 
IV. Sie gehen zu einem grossen Teil auf die 10. AHV-Revi­
sion zurück: 
- Generelle Umsetzungsschwierigkeiten haben zu Verzöge­
rungen der Rentenfestsetzung geführt. Um die Betroffenen 
nicht in Schwierigkeiten zu bringen, wurden provisorische 
Zahlungen - mit allenfalls später nötigen Rückforderungen -
geleistet. 
- Besondere Schwierigkeiten hat das Splitting bei Scheidung 
mit sich gebracht. Auch hier erfolgten Rentenfestsetzungen 
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mit Verzögerungen, provisorischen Zahlungen und nötigen- D'apres le droit actuel, les prestations indüment per9ues de 
falls mit Rückforderungen. l'AVS sont reclarnees en restitution (art. 47 LAVS). II n'est re-
- Schliesslich waren Transferschwierigkeiten bei den aus- nonce a la restitution qu'en presence, en plus de la bonne foi, 

~~~ serordentlichen Renten mit Einkornmem,grenze in die E[Qfill- ~~~~ d'une «situation difficile». La mesure de~la «situation difficile» 
zungsleistungen zu verzeichnen. Die Verrechnung mit den est donnee par la loi federale sur les prestations complemen-
Ergänzungsleistungen hat in vielen Fällen nicht zur Tilgung taires a l'assurance-vieillesse, survivants et invalidite: il y a si-
der gesamten Rückerstattungsforderung geführt. tuation difficile lorsque les depenses retenues sont superieu-
Die zur Diskussion stehende Regelung beschlägt aktueller- res aux revenus determinants (art. 79 al. 1 bis RAVS) donnant 
weise einen Betrag von weit über 420 Millionen Franken in droit ou pouvant donner droit aux prestations complementai-
der gesamten Sozialversicherung. Wie hoch der Anteil der res. Apart l'assurance-maladie, les autres branches des as-
Rückforderungen ist, die auf - nachweisbar - bösgläubige surances sociales connaissent des reglementations sirnilai-
Leistungsbezüge zurückzuführen sind, kann nicht gesagt res. 
werden; auch gibt es vermutlich grosse Unterschiede zwi- Toutes les assurances sociales ne fournissent pas de chif-
schen den einzelnen Versicherungen. Zumindest in der AHV fres fiables en matiere de restitution. Dans le cas de la Caisse 
ist davon auszugehen, dass ein Grossteil der Leistungen, die nationale suisse d'assurance en cas d'accidents qui couvre 
heute zurückerstattet werden, gutgläubig bezogen wurden. pres de la moitie des assures contre les accidents, la restitu-
Auch wenn davon auszugehen ist, dass der enorme Anstieg tion a represente pres de 12,8 millions de francs en 1998. 
der Rückerstattungen in der AHV wesentlich auf Vollzugspro- Pour l'assurance militaire, la restitution a porte sur 1 927 700 
blerne in der Einführungsphase der 10. AHV-Revision zu- francs au totalen 1998. 
rückzuführen ist, die sich in den kommenden Jahren nicht Un coup d'oeil sur l'evolution des assurances qui connais-
mehr derart gravierend in der Rechnung niederschlagen wer- sent le critere de la «Situation difficile» et pour lesquelles on 
den, ist doch mit einer Stabilisierung auf einem höheren Ni- dispose de chiffres fiables sur une longue periode donne le 
veau als 1996 zu rechnen. panorarna suivant: 
Denn das Splitting bei Scheidung führt bei Personen, die sich - Assurance-chömage: 1990: pas d'indications; 1992: 
wieder verheiraten (aber im Scheidungszeitpunkt auf das 16 700 000; 1994: 69 500 000; 1996: 67 600 000; 1998: 
Splitting verzichtet haben), zu Verzögerungen bei der Ren- 82 900 000. 
tenberechnung. Bis diese Berechnungen erfolgt und die Ren- - AVS - prestations en especes: 1990: 71 898 289; 1992: 
tenverfügungen in Rechtskraft erwachsen sind, vergeht je- 62 012 527; 1994: 83 901 095; 1996: 92 160 072; 1998: 
weils eine gewisse Zeitdauer, in welcher Rückforderungen 227 215 003. 
auflaufen. - Al - prestations en especes: 1990: 26 156 123; 1992: 
Die finanziellen Folgen, die sich nun abzeichnen, sprechen 36069945; 1994: 58033544; 1996: 55923274; 1998: 
eher dafür, am heutigen Rechtszustand festzuhalten. Der 104 322 209. 
Bundesrat stellt daher neu den Antrag, eine Regelung zu tref- - APG: 1990: 1 828 237; 1992: 2118 806; 1994: 2 870 124; 
fen, die dem heutigen Rechtszustand entspricht. Trotz dem 1996: 2 062 138; 1998: 2 080 398. 
neuen Antrag zu Artikel 32 Absatz 1 ATSG können die in den II taut observer les augmentations considerables dans les 
Einzelgesetzen vorgesehenen Änderungen, in denen es re- cas de l'AVS et de l'AI ; elles resultent pour l'essentiel de la 
gelrnässig um Aufhebungen gleicher oder ähnlich lautender 1 Oe revision de I' AVS: 
Bestimmungen geht, so beibehalten werden, wie sie von der - En general, des difficultes d'application ont entrafne des re­
SGK-NR beantragt werden. tards dans la fixation des rentes. II a donc ete procede au 

Art. 32 
Proposition de /a commission: FF 

Proposition du Conseil federal 
Al. 1 
Les prestations indüment touchees doivent etre restituees. 
La restitution ne doit pas etre demandee lorsque l'interesse 
etait de bonne foi et serait mis dans une situation difficile. 

Developpement par ecrit 
En matiere de reglementation de la restitution, le Conseil des 
Etats a decide en 1991 que les prestations indüment tou­
chees doivent etre restituees, en principe. II a toutefois simul­
tanement ouvert la possibilite de transgresser ce principe 
dans le cas ou la perception des prestations serait intervenue 
de bonne foi. Comme l'indique le rapport de la commission 
du Conseil des Etats, l'opinion prevalait qu'en general il fau­
drait renoncer a la restitution lorsque la perception de presta­
tions indues etait intervenue de bonne foi. 
Toutefois, dans son avis de 1994 et dans l'intention de mettre 
en oeuvre l'idee du Conseil des Etats, le Conseil federal ne 
voulait pas d'une forrnulation n'ouvrant qu'une possibilite 
(formule potestative). II preferait assurer formellement la pro­
tection du beneficiaire de bonne foi. II a donc alors propose 
l'obligation de renoncer a la restitution chaque fois que des 
prestations indues auraient ete pen;ues de bonne foi. La 
CSSS-CN a accepte sur le fond la proposition du Conseil fe­
deral, tout en faisant pertinemment ressortir dans son rapport 
un probleme particulier de l'AVS qui se pose depuis l'entree 
en vigueur de sa 1 Oe revision. 
Le Conseil federal a exarnine ce probleme encore une fois, 
non seulement pour l'AVS, mais en general. II constate que 
la nouvelle reglementation actuellement en cours de delibe­
ration constitue une modification materielle du droit en vi­
gueur et pourrait avoir des effets considerables. 

paiement d'avances provisoires afin de ne pas mettre les be­
neficiaires en situation difficile, avec la necessite de deman­
der ensuite leur restitution lorsque cela etait necessaire. 
- Dans les cas de personnes divorcees, le splitting a entra1ne 
des difficultes particulieres. La aussi, la fixation des rentes a 
connu des retards, des avances ont ete payees et des resti­
tutions ont dü eventuellement etre reclamees. 
- Enfin, il y a eu des difficultes de transfert des rentes extra­
ordinaires avec limites de revenu aux prestations comple­
rnentaires. Le calcul avec prestations complementaires a 
conduit dans de nombreux cas a la non-compensation de la 
totalite de la restitution dernandee. 
La reglementation actuellement en discussion porte sur un 
montant largement superieur a 420 millions de francs pour 
l'ensemble des assurances sociales. La part des restitutions 
due a la perception de mauvaise foi de prestations ne peut 
pas etre determinee. II y a sans doute d'importantes differen­
ces entre les differentes assurances sociales. Pour l'AVS tout 
au moins, il faut partir de l'idee qu'un grande partie des pres­
tations dont la restitution est demandee ont ete pen;:ues de 
bonne foi. De meme, si l'on admet que la considerable aug­
mentation des restitutions dans l'AVS est due pour l'essentiel 
aux problemes d'application rencontres pendant la phase 
d'introduction de la 1 Oe revision de l'AVS et qu'elles joueront 
un röle moins important au cours de ces prochaines annees, 
alors il faut compter sur une stabilisation a un niveau plus 
eleve que celui de 1996. En effet, le splitting en cas de divorce 
entrarne des retards dans le calcul des rentes pour les per­
sonnes qui se rernarient (mais qui ont renonce au splitting au 
moment du divorce). II s'ecoule toujours un certain temps 
pendant lequel des restitutions sont en suspens, jusqu'a ce 
que ces calculs soient termines et que la decision en matiere 
de rente soit entree en vigueur. Les consequences financie­
res qui s'esquissent maintenant militant plutöt en faveur du 
maintien du droit actuel. Le Conseil federal formule donc a 
nouveau la proposition d'adopter une reglementation qui cor-
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responde au droit actuel. Malgre la nouvelle proposition d'ar- Ceci dit, cette disposition entra1ne une reduction dans le ca-
ticle 32 alinea 1 er LPGA, les modifications prevues dans les dre de l'assurance militaire, ou le seul critere de la banne foi 
lois particulieres et portant regulierement sur la suppression suffit. Le Conseil des Etats devra revoir la question afin de 
de.disposi1i,QJJ~ideDtk:u,tes QJ,Lsemblablei:u:iewent etre con- .... trouver une solution (ll.l1. en comparaison avec le droit actuel, 
servees telles qu'elles sont proposees par la CSSS-CN. n'entra1ne pas une degradation a charge de l'assure. Nous 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Wir müssen die 
Ausgangslage noch kurz erläutern, und zwar deshalb, weil 
der Bundesrat hier einen neuen Antrag gestellt hat. Die Kom­
mission hat sich in der Zwischenzeit dem neuen Antrag des 
Bundesrates angeschlossen. Es ist aber anzufügen, dass die 
Kommission ihre Beschlüsse vorher, im Anschluss an die Be­
schlüsse des Ständerates und an die alten Anträge des Bun­
desrates, gefasst hatte. Das, was wir vorher beschlossen 
hatten, war nur das, was mit dem alten Antrag des Bundes­
rates in Übereinstimmung war. Materiell gesehen hätte die­
ser Beschluss eine Änderung bedeutet, der wir uns ange­
schlossen hätten; es wäre auf das Kriterium der «grossen 
Härte» in Rückerstattungsfällen verzichtet worden, und man 
hätte sich ausschliesslich auf das Kriterium des «guten Glau­
bens» beschränkt. 
Der Bundesrat hat in der Zwischenzeit gesehen, dass na­
mentlich in bezug auf die AHV ein Problem besteht; wir ha­
ben uns davon auch überzeugen lassen. Durch die Einfüh­
rung des Splittings bei der 10. AHV-Revision haben Rücker­
stattungsfälle, bei denen die Leistungsausrichtung gutgläu­
big erfolgt ist, eine Dimension angenommen, die nicht mehr 
vernachlässigt werden kann. Damit hätte mindestens das Ri­
siko bestanden, dass erhebliche Mehrausgaben entstanden 
wären, namentlich für die AHV. 
Worauf wir zuhanden des Zweitrates allerdings explizit noch 
hinweisen müssen: Mit dem neuen Antrag des Bundesrates 
und dem, was die Kommission entschieden hat, tritt bei der 
Militärversicherung wiederum eine kleine Verschlechterung 
ein. Bei der Militärversicherung, die ja in unserem System im­
mer ein bisschen besser ist als die übrigen Sozialversiche­
rungen - sie ist gewissermassen der Leuchtturm der Sozial­
versicherungen -, haben wir nur das Kriterium des «guten 
Glaubens», aber nicht jenes der «grossen Härte». Wir über­
lassen es dem Ständerat, ob er mit einer entsprechenden Be­
stimmung dann im Anhang zum Allgemeinen Teil den heuti­
gen Rechtszustand bei der Militärversicherung bewahren 
will. Grundsätzlich besteht hier aber keine Differenz mehr. 
Die Kommission beantragt Ihnen, gemäss dem neuen Antrag 
des Bundesrates zu entscheiden. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: Votre commission a toujours 
suivi le Conseil federal dans cette question de restitution des 
prestations indüment pen;:ues. Nous l'avons egalement suivi 
dans son dernier virage, si l'on peut dire, qui revient au droit 
actuel tel qu'il est formule dans la LAVS. 
D'apres cette loi, les prestations indüment pen;:ues sont re­
clamees en restitution. II n'est renonce a cette restitution 
qu'en presence de deux elements: en plus de la banne foi de 
la part de l'assure, le critere d'une situation difficile est pris en 
campte. La mesure de cette «situation difficile» est donnee 
par la loi federale sur les prestations complementaires a l'as­
surance-vieillesse, survivants et invalidite. II y a situation dif­
ficile lorsque les depenses retenues sont superieures au re­
venu determinant donnant ou pouvant donner droit aux pres­
tations complementaires. 
En adoptant ce critere financier, on a evite de creuser un trou 
assez important dans la caisse federale ou dans les assuran­
ces sociales, notamment dans l'AVS. Nous ne voulons pas 
changer le principe selon lequel la LPGA doit etre financiere­
ment parlant une loi neutre. Les projections faites nous ont in­
formes d'une perte du cöte des caisses d'assurances socia­
les, allant de 200 a 300 millions de francs par annee. Ce n'est 
donc pas un point negligeable. 
Le Conseil federal a souleve cette question et votre commis­
sion a eu la possibilite de se rallier a son avis, qui maintient 
donc le droit actuel, notamment dans le cadre ou ceci est im­
portant, c'est-a-dire celui de l'AVS, la ou des cas complexes 
de splitting generent des paiements indus qui doivent etre 
corriges par la suite. 
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pensons qu'il est taut a fait possible de trouver une regle­
mentation exceptionnelle dans le cadre de l'assurance mili­
taire. 
Je vous invite donc a soutenir la proposition de votre commis­
sion. II n'y a plus de divergence dans le domaine de la resti­
tution des prestations indüment pen;:ues. 

Angenommen gemäss Antrag des Bundesrates 
Adopte selon la proposition du Conseil federal 

Art. 33 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Ich äussere mich 
auch ganz kurz zu dieser Bestimmung, weise Sie aber im­
merhin darauf hin, dass wir hier eine Änderung, d. h. eine 
Verbesserung gegenüber dem heutigen Rechtszustand, vor­
nehmen. Diese ist in der Kommission und namentlich in der 
Subkommission sehr ausführlich diskutiert worden. 
Wir haben einen allgemeinen Grundsatz im Verwaltungs­
recht, der besagt, dass bei lange ausstehenden rückständi­
gen Zahlungen Verzugs- und Vergütungszinsen zu entrich­
ten sind. Dies wird als allgemeines Prinzip des Verwaltungs­
rechts bezeichnet, das in neueren Arbeiten teilweise sogar 
aus dem Verfassungsrecht abgeleitet wird. In der beruflichen 
Vorsorge beispielsweise werden heute bereits Zinsen be­
zahlt. Die Lehre postuliert - soweit sie sich dazu äussert -
einhellig, dass Verzugs- und Vergütungszinsen auch im Be­
reich der Sozialversicherungen generell zu leisten sind. 
Die Kommission hat sich nach eingehender Überprüfung der 
konkreten Auswirkungen entschieden, eine sehr vorsichtige 
Regelung einzuführen. Die Verzugs- und Vergütungszinsen 
werden erst nach Ablauf von 24 Monaten seit Entstehung 
des Leistungsanspruches und frühestens 12 Monate nach 
Geltendmachung geschuldet. Das wird namentlich bei der IV 
Auswirkungen haben, wo die Rückstände derart gross sind, 
dass die Leistungen teilweise erst Jahre nach der Entste­
hung des Leistungsanspruches ausgerichtet werden. Es ent­
spricht aber einem Prinzip der Gerechtigkeit, einem moder­
nen Verwaltungsverfahren und einem modernen Sozialversi­
cherungssystem, dieses Prinzip auch hier zu verankern, aber 
eben in dieser sehr zurückhaltenden Art und Weise, die es 
auch bei der IV möglich machen sollte, in dieser Zeit zu Ent­
scheiden zu gelangen. Dann würde das ohne grössere Ko­
stenfolge bleiben. 

Angenommen - Adopte 

Art. 34 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de Ja commission: FF 

Angenommen -Adopte 

Art. 35 
Antrag der Kommission: BBJ 
Proposition de Ja commission: FF 

Rechstelner Paul (S, SG), Berichterstatter: Auch hier eine 
kurze Bemerkung in bezug auf die Beratungspflicht der So­
zialversicherungsträger, der Durchführungsorgane. Die Re­
gelung bedeutet an sich im wesentlichen eine Kodifizierung 
der heutigen Praxis. Umgekehrt heisst dies aber auch, dass 
hier keine materiellen Änderungen in bezug auf die komple­
mentäre Beratungspflicht derjenigen Stellen vorgenommen 
werden sollen, die für ihre Beratungstätigkeit subventioniert 
werden. Die Subventionierung der Beratung der Betroffenen 
wird über die heutige Verordnung über die Invalidenversiche­
rung geregelt. Es soll an diesem Rechtszustand überhaupt 
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nichts geändert werden, wenn die Beratungspflicht der Versi­
cherungsträger, der Durchführungsorgane, kodifiziert wird. 

Angenommen - Adopte 

Art. 36-44 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 45 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Eine kurze 
Bemerkung in bezug auf die Vertretung und Verbeistän­
dung, namentlich im neuen Absatz 4 von Artikel 45, wo die 
Ansprüche auf eine unentgeltliche Rechtsverbeiständung 
umschrieben werden. Absatz 4 kodifiziert ebenfalls den heu­
tigen Rechtszustand, aber so, wie er heute in der Rechtspre­
chung - nicht im Gesetz - umschrieben ist. 
Das Eidgenössische Versicherungsgericht hat gerade im 
neuesten Urteil vom 5. Januar 1999 die Praxis, die aufgrund 
von Artikel 4 der Bundesverfassung entwickelt worden ist, 
noch einmal neu umschrieben. Im Prinzip herrscht im Ver­
waltungsverfahren die Offizialmaxime; es gibt da keine Mög­
lichkeiten für eine unentgeltliche Rechtsverbeiständung, aber 
es sind Ausnahmen möglich. Sie machen einen Rechtsbei­
stand dann erforderlich, wenn die Verhältnisse komplex, 
wenn die Tragweite und die Bedeutung der Angelegenheit 
sehr gross sind und wenn die betroffene Partei hilflos ist; das 
sind kumulative Voraussetzungen, die der heutigen Praxis 
entsprechen. Was in Absatz 4 beantragt wird, entspricht die­
ser Praxis. 

Angenommen - Adopte 

Art. 46-51 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 52 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Zu Artikel 52 nur 
eine kurze Bemerkung: Wir haben hier eine gewisse Ände­
rung gegenüber der Regelung in bestimmten Sozialversiche­
rungszweigen. Sie nimmt aber die bei der Militärversicherung 
bewährte Regelung auf, dass ein ernannter Gutachter aus 
triftigen Gründen auch abgelehnt werden kann. Diese Pas­
sage gilt für die verwaltungsinternen Gutachter - beispiels­
weise für diejenigen der Suva - natürlich nicht. Im übrigen 
wird dadurch die Rechtslage verbessert. 

Angenommen - Adopte 

Art. 53-56 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 56bls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
BBI 

Minderheit 
(Gross Jost, Baumann Stephanie, Fasel, Goll, Gonseth, Haf­
ner Ursula, Rechsteiner Paul) 

Abs. 1 
Streitigkeiten über sozialversicherungsrechtliche Leistungen 
können durch Vergleich erledigt werden. 

Schriftliche Begründung 
Die Kommission schlägt vor, eine neue Bestimmung über 
den Vergleich einzuführen. Dem Bericht der Kommission ist 
zu entnehmen, dass sie sich der Probleme, die mit der An­
wendung einer solchen Bestimmung bei der Festsetzung von 
Leistungen verbunden sind, bewusst ist. Sinngemäss hält sie 
deshalb fest, dass das Legalitätsprinzip und der Grundsatz 
der rechtsgleichen Behandlung keinen Vergleich zulassen in 
der Frage, ob ein Anspruch bestehe. Der Vergleich soll als 
«Verfahrenswerkzeug» dienen, wenn es um die Erledigung 
«im Rahmen der Ermessensbetätigung» geht, vor allem in 
bezug auf die «Beweiswürdigung» und in der «Sachverhalts­
abklärung». Es geht der Kommission um eine Regelung im 
Rahmen der bereits heute bestehenden Schranken; sie hat 
bewusst darauf verzichtet, diese Schranken in den Geset­
zestext aufzunehmen. 
Der Bundesrat hält fest, dass das Instrument des Vergleichs 
für die Sozialversicherung grundsätzlich neu wäre. Er ist der 
Auffassung, dass sich - da es sich um eine neue Regelung 
handelt - auch eine neue Rechtsprechung dazu entwickeln 
wird. Damit dürfte der bisherige Grundsatz, dass die Abklä­
rung und Festsetzung des Leistungsanspruchs nicht Ver­
handlungsgegenstand sind, klar durchbrochen werden. In der 
Praxis dürfte sich die Anwendung der Bestimmung, wie es 
sich die SGK-NR vorstellt, als äusserst schwierig erweisen. 
Verfahrenrechtliche und materiellrechtliche Bestimmungen 
müssten streng getrennt werden. Im Einzelfall lassen sie sich 
aber in der Praxis nicht immer leicht auseinanderhalten. Zu 
bedenken ist überdies, dass die Bestimmung nicht auf den 
Leistungsbereich beschränkt ist, sondern die Formulierung 
so offen ist, dass auch der Beitragsbereich erfasst ist. Für 
den Beitragsbereich werden aber - wie im Abgaberecht - be­
sonders strenge Anforderungen an das Legalitätsprinzip ge­
stellt. Mit dem neuen Artikel 56bis ATSG würden die Durch­
führungsorgane unweigerlich mit strukturpolitischen Begeh­
ren konfrontiert, und zwar in dem Sinne, dass Unternehmun­
gen, die finanzielle Probleme haben, von der Beitragspflicht 
an die Sozialversicherungen vorübergehend zu entlasten 
wären. Die Sozialversicherungen sollten aus solchen Konflik­
ten, mit denen sie überfordert wären und welche die rechts­
gleiche Behandlung erschweren würden, herausgehalten 
werden. 
Insgesamt erachtet der Bundesrat die Unschärfe der vorge­
schlagenen Bestimmung und die Ungewissheit ihrer Auswir­
kungen als zu gross, als dass er sich für die Einführung des 
Vergleichs aussprechen könnte. Er beantragt deshalb die 
Streichung von Artikel 56bis ATSG. 

Art. 56bis 
Proposition de la commission 
Majorite 
FF 

Minorite 
(Gross Jost, Baumann Stephanie, Fasel, Goll, Gonseth, 
Hafner Ursula, Rechsteiner Paul) 
Al. 1 
Les litiges portant sur des prestations des assurances socia­
les peuvent etre regles par transaction judiciaire. 

Proposition du Conseil federal 
Bitter 
Developpement par ecrit 
La commission propose d'introduire une nouvelle disposition 
en matiere de transaction judiciaire. II ressort du rapport de la 
commission qu'elle est consciente des problemes qui se po­
sent en relation avec l'application d'une disposition de cette 
nature lors de la determination des prestations. Par analogie, 
eile constate que le principe de legalite et celui de l'egalite de 
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traitement en droit n'autorisent aucune transaction judiciaire Dort ist die Rückerstattung von der Zumutbarkeit und von ei-
sur la question de savoir si un droit aux prestations existe. La ner grossen Härte beim Versicherten abhängig. Hier ist es 
transaction judiciaire doit servir «d'instrument de procedure» absolut sinnvoll, dass der Versicherte und der Sozialversi-
lorsqu'il s'aait de Hquider un cas «dans le~cadre de l'action a~ cherung§tr~r sich allenfalls vergleichsweise finden. Wenn 
bien plaire», surtout pour ce qui a trait a «l'appreciation des das nicht möglich ist, wenn man das streichen würde, dann 
preuves» et a «l'eclaircissement des faits». Pour la commis- hätte diese Vergleichsmöglichkeit, die jetzt in der Praxis be-
sion, il s'agit d'une reglementation dans le cadre des limites steht, keine gesetzliche Grundlage mehr. 
existants deja actuellement et eile a volontairement renonce Ich bitte Sie deshalb, den Bedenken des Bundesrates Rech-
a inscrire ces limites dans le texte de la loi. nung zu tragen und diesem auf eine differenziertere Lösung 
Le Conseil federal constate de son cöte que l'instrument de zielenden Minderheitsantrag zu folgen. 
la transaction judiciaire constituerait en principe une nou­
veaute dans le domaine des assurances sociales. II estime 
que son introduction aurait pour consequence le developpe­
ment d'une nouvelle jurisprudence, dans la mesure ou il 
s'agirait d'une nouvelle reglementation. Le principe anterieur 
selon lequel l'examen et la determination du droit aux presta­
tions ne sauraient faire l'objet d'une transaction judiciaire se­
rait ainsi clairement battu en breche. En pratique, l'applica­
tion de la disposition que propose la CSSS-CN devrait etre 
extremement difficile. Les dispositions relevant du droit de la 
procedure et celle ressortant du droit materiel doivent etre 
strictement separees. Toutefois, en pratique, il n'est pas tou­
jours aise de les differencier. 
II y a lieu, par ailleurs, de tenir compte que cette disposition 
ne se limite pas au domaine des prestations. En effet, sa for­
mulation est si ouverte qu'elle couvre egalement le domaine 
des cotisations. De tres severes exigences sont posees au 
principe de legalite dans le domaine des cotisations (comme 
dans le droit fiscal). En raison du nouvel article 56bis LPGA, 
les organes d'execution se verraient immanquablement con­
frontes a des considerations de politique structurelle, en ce 
sens que les entreprises qui connaissent des problemes fi­
nanciers voudraient etre temporairement soulagees de l'obli­
gation de cotisation aux assurances sociales. II taut proteger 
les assurances sociales de tels conflits qui les depasseraient 
completement et qui compromettraient l'egalite de traitement 
en droit. 
Globalement, le Conseil federal considere que l'imprecision 
de la disposition proposee et l'incertitude sur ces effets sont 
trop grandes pour pouvoir accepter son introduction. II pro­
pose donc de biffer l'article 56bis LPGA. 

Gross Jost (S, TG): In Artikel 56bis ATSG will der vorlie­
gende Antrag der Kommissionsmehrheit die Möglichkeit ein­
führen - die im übrigen in der Praxis durchaus besteht, aber 
keine ausdrückliche Grundlage in den einzelnen Gesetzen 
hat-, dass sich in einzelnen Fällen der Sozialversicherungs­
träger mit dem Versicherten auf der Basis eines Vergleichs 
finden kann. 
Der Bundesrat hat in seiner schriftlichen Stellungnahme zu 
diesem Antrag auf eine grundsätzliche Problematik hinge­
wiesen, die absolut begründete Zweifel an dieser umfassen­
den Form rechtfertigt, wie die Kommissionsmehrheit sie vor­
sieht. Der Bundesrat sagt zu Recht: Wenn man das jetzt un­
differenziert als Vergleichsmöglichkeit vorsehe, dann betreffe 
das nicht nur den Leistungsbereich, wo es sinnvoll sei, son­
dern auch den Beitragsbereich. Das könnte Begehrlichkeiten 
wecken, z.B. von notleidenden Firmen, die sich über das 
Quantum der Beiträge in irgendeinem Sozialversicherungs­
zweig arrangieren wollen. 
Das ist sicher nicht die Absicht der Kommission, und das 
könnte auch - wie der Bundesrat wiederum zu Recht sagt -
gegen das Gebot der Gesetzmässigkeit verstossen. Ich habe 
deshalb in der Kommission einen Antrag gestellt, der dann 
ein Minderheitsantrag geblieben ist, aber genau diese Be­
denken des Bundesrates aufnimmt und besagt: Beschränken 
wir doch diese Vergleichsmöglichkeit auf den Leistungsbe­
reich; dort ist sie sinnvoll, dort wird sie auch in der Praxis 
durchaus gehandhabt. 
Wenn nun die Kommissionsmehrheit einfach zur umfassen­
den Form der Vergleichsmöglichkeit - mit diesen problemati­
schen Auswirkungen im Beitragsbereich - zurückkehrt, wird 
das der Sache nicht gerecht. Aber im Leistungsbereich ist 
das durchaus sinnvoll. Wir haben z. B. über die Rückerstat­
tung von zu Unrecht bezogenen Leistungen gesprochen. 
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Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Hier haben wir 
die Ausgangslage, dass der Bundesrat die Vergleichsmög­
lichkeit mit den schriftlich erläuterten Gründen ablehnt. Na­
mentlich für den Beitragsbereich befürchtet man, diese Be­
stimmung könne missbraucht werden. Die Mehrheit der 
Kommission schlägt vor, dass wir bei der vorgeschlagenen 
Bestimmung bleiben, die durch den Ständerat ja noch einmal 
überprüft werden könnte, falls sich Probleme ergäben; die 
Minderheit Gross Jost dagegen beschränkt diese Vergleichs­
möglichkeit auf die Leistungen - was die Begründung des 
bundesrätlichen Streichungsantrages aufnehmen würde. 
Wenn man diese Bestimmung betrachtet, muss man feststel­
len, dass der Vergleich heute bereits existiert; er ist einfach 
nicht geregelt. Es ist nicht so, dass im Sozialversicherungs­
recht nicht verglichen würde; dies hat aber keine Rechts­
grundlage, es ist nicht klar, wie dies genau funktioniert. Bei 
Rückgriffen beispielsweise, aber auch bei Sachverhaltsunge­
wissheiten und geringfügigen Fällen, bei denen es sich kaum 
lohnt, lange Abklärungen zu treffen, wird teilweise faktisch 
verglichen. Dies einfach informell; geregelt ist es nicht. Klar 
ist, dass sich der Vergleich in engen Grenzen halten muss. 
Der Sinn der Regelung, die die Kommission vorschlägt, ist 
folgender: 
1. Alles, was im Sozialversicherungsbereich passiert, muss 
sich an das Legalitätsprinzip halten. Alles muss durch das 
Legalitätsprinzip gedeckt sein. 
2. Das Gleichbehandlungsprinzip muss eingehalten werden. 
Es kann nicht angehen, dass auf dem Weg des Vergleichs 
eine Ungleichbehandlung, eine Privilegierung stattfindet. 
Umgekehrt müssen die schutzwürdigen Interessen der Ver­
sicherten trotzdem gewahrt bleiben. 
Diese Elemente müssen also alle gewahrt bleiben. Wo es 
eine Sachverhaltsungewissheit gibt, die kaum exakt zu klä­
ren ist - auch durch Einholen umfangreicher, teurer Gutach­
ten nicht-, soll es aber möglich sein, sich auch einmal über 
einen ungewissen Punkt zu verständigen. Der Antrag der 
Mehrheit der Kommission kodifiziert etwas, was es in der 
Praxis bereits gibt, und gibt diesem eine Form, nach der es 
auch abgewickelt werden kann. 

Nabholz Lili (R, ZH): Ich möchte Herrn Rechsteiner zu Ab­
satz 2 fragen, welches der Wert eines Vergleichs ist, wenn 
gleichzeitig die Möglichkeit besteht, über die Anfechtung ei­
ner Verfügung wieder auf den Vergleich zurückzukommen. 
Wie verhält sich das Legalitätsprinzip, welches als Idee hinter 
Absatz 2 steckt, zum Vertrauensprinzip, welches ja ebenfalls 
ein Prinzip ist, das es zu wahren gilt? 

Rechstelner Paul (S, SG), Berichterstatter: In erster Linie 
wären hier die Experten berufen, ausführliche Antworten zu 
geben. Aber die Form der Verfügung kommt daher, dass wir 
uns im Verwaltungsrecht befinden, wo das Legalitätsprinzip 
die grössere Bedeutung hat, und daher, dass die Einigung 
zwischen den Parteien eigentlich aus dem Privatrecht 
stammt. Es kommt dazu, dass in vielen Fällen im Sozialver­
sicherungsrecht nicht nur der Versicherungsträger, der un­
mittelbar Leistungen ausrichtet, und der Versicherte sich mit­
einander absprechen können, sondern dass noch andere, 
namentlich weitere Sozialversicherungsträger, betroffen 
sind, welchen die Verfügung auch eröffnet werden muss und 
die dann auch Einsprache müssen erheben können. 
Deshalb die Wahl dieses Vorgehens über die Verfügung, da­
mit die Möglichkeit des Einbezuges der Interessen von Drit­
ten gewahrt ist. 
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Suter Marc (R, BE), rapporteur: L'article 56bis est nouveau. a ces cas extremement exceptionnels, a passer a un principe 
II veut donner la possibilite de transiger egalement dans le general de la transaction judiciaire, c'est aller trop loin. 
domaine des assurances sociales, tout en maintenant, je C'est pourquoi le Conseil tederal a dit qu'il lui semblait que 
dois le souligner, le principe de la legalite, qui n'est a notre cette disposition ne devait pas etre introduite dans la LPGA, 

.......... av1s pas äffaibli, cecfnofammenf parce quefahneaZ"prevoTf .. ma1s· quenous aev1ons reconnaitre. que aeux pnnc1pes Ton~ 
que, meme en cas de transaction, il taut transmettre ces damentaux regissent les assurances sociales. D'un cöte, les 
transactions en forme de decision pour que, par exemple, prestations des assurances sont fixees de maniere unilate-
l'Office federal des assurances sociales puisse intervenir au rale; ce n'est pas un contrat, c'est la loi qui le fixe. C'est l'as-
cas ou il estimerait qu'il y a infraction quant au principe d'une surance qui dit quelle est cette prestation. De l'autre cöte, le 
loi ou d'une prescription legale. droit aux prestations est determine d'office. II n'y a donc pas, 
Autre element a souligner: la transaction judiciaire ne peut re- ici, une place pour la transaction judiciaire. 
vetir qu'une importance tres limitee dans le domaine des as- Votre commission dit: «Qa nous pose un certain nombre de 
surances sociales, car les prestations ne peuvent etre accor- problemes du cöte des prestations.» Vous le reconnaissez 
dees que dans les limites de la loi, et parce que les cotisa- dans votre rapport, mais dans celui-ci vous avez tres peu 
tions ne peuvent etre pen;:ues qu'en se fondant sur la loi. Ce- souligne le probleme du cöte des cotisations, des ressour-
pendant, des situations peuvent survenir dans lesquelles une ces, et nous voyons encore plus de problemes du cöte des 
transaction judiciaire peut etre pertinente. ressources que du cöte des prestations, et c'est la que nous 
En pratique, nous connaissons deja aujourd'hui des situa- craignons les plus grandes difticultes. 
tions ou de telles transactions sont convenues. Tel est le cas Du point de vue juridique, il taut bien constater que le principe 
dans la procedure de reparation des dommages prevue a de la legalite pose des exigences tres severes en matiere de 
l'article 52 de la LAVS, ou il peut arriver que la caisse de com- cotisations, tout comme dans le droit fiscal. On ne peut pas 
pensation et le debiteur de la reparation concluent une tran- faire des rabais aux uns et aux autres, sinon dans une situa-
saction judiciaire, ceci pour raccourcir !es procedures ainsi tion teile que je l'ai evoquee. Mais la regle reste l'egalite pour 
que pour epargner des frais demesures. II me semble que, tous, et ce principe est suffisamment fondamental pour qu'on 
comme dans le droit civil, il y a des cas d'exception ou une ne le batte pas en breche en admettant des possibilites de 
transaction est valable et pratique. Des transactions de cette transaction dans le domaine des cotisations. De plus, j'ima-
nature ont egalement ete conclues dans le cas des preten- gine les pressions qui pourraient etre faites si ce principe etait 
tions a des prestations, et la jurisprudence ne s'y est en prin- reconnu. Vous voyez l'entreprise qui vient, qui s'adresse a 
cipe pas opposee. II taut toutefois tenir compte a bon droit une caisse et qui dit: «Nous sommes en difficulte, nous ne 
des limites a imposer a la transaction judiciaire, et examiner pouvons pas payer le tout. Est-ce que nous ne pouvons pas 
avec soin si une transaction conclue n'entre pas en contra- nous entendre et vous nous faites un rabais? Nous paierons 
diction avec le droit federal. moins de cotisations que ce qui est du.» Les pressions ris-
C'est justement pour cela, et pour proteger notamment les quent d'etre permanentes si nous ouvrons cette breche dans 
parties, que l'article 56bis alinea 2 prevoit donc que «l'assu- la partie generale du droit des assurances sociales. 
reur est tenu», meme apres la transaction, «de communiquer C'est pourquoi le Conseil federal, pour des raisons de prin-
la transaction judiciaire sous la forme d'une decision suscep- cipe, considere qu'il vaudrait mieux biffer l'article 56bis. 
tible de recours». II est ainsi garanti que la transaction propo- Par sa proposition, la minorite de la commission signale que 
see pourra, le cas echeant, etre soumise a l'examen d'une le probleme des cotisations est insurmontable par la voie de 
autorite judiciaire qui peut notamment verifier si, effective- la transaction judiciaire; c'est pourquoi cette proposition ne 
ment, le principe de la legalite a ete respecte. porte que sur les prestations. Dans ce sens-la, nous sommes 
Au cas ou vous estimeriez qu'il faudrait limiter cette nouvelle heureux d'avoir ete compris au moins par la minorite. Je crois 
possibilite de transiger aussi dans le domaine du droit social, cependant que la minorite se fait un tout petit peu des illu-
la commission vous proposerait au moins de maintenir la pro- sions parce qu'en fait, ce que vous avez propose avait aussi 
position de minorite Gross Jost, qui laisse cette possibilite un certain nombre de garde-fous, et on en ajoute un dans un 
ouverte dans le domaine des prestations. domaine important, mais on ne resout pas vraiment le pro­

Dreifuss Ruth, presidente de la Confederation: J'hesite un 
tout petit peu a vous presenter la ligne du Conseil federal qui 
est de bitter cet ajout de la commission; quelque chose qui 
serait peut-etre plus prometteur, a ce stade, serait d'accepter 
la proposition de la minorite de la commission, et de deman­
der au Conseil des Etats de se pencher tres serieusement 
sur cette disposition. La proposition de la majorite de la com­
mission, en tout cas, teile quelle, comme cela, pose d'enor­
mes problemes et ne devrait pas figurer dans le paquet que 
nous allons envoyer au Conseil des Etats. 
La proposition de la majorite de la commission d'introduire 
donc une disposition sur la transaction judiciaire, alors qu'elle 
n'etait pas prevue initialement, nous parait difficile en tant 
que principe, justement, general de la LPGA. M. Rechsteiner 
Paul a certainement raison de dire qu'il y a un petit espace 
ou, parfois, le bon sens, tout simplement, nous oblige a ac­
cepter une solution qui ne correspond pas pleinement a la let­
tre de la loi, mais qui correspond toujours a son esprit. Mon 
collaborateur vient de me citer l'exemple d'un petit paysan 
condamne a rembourser 15 000 francs a l'AVS ou a une 
autre caisse, alors que toute sa fortune etait de 5000 francs. 
Va-t-on accepter 5000 francs comme solde de tout compte 
ou est-ce que l'on va ruiner un petit paysan en !'obligeant a 
vendre sa ferme qui est le seul element dans lequel il a de 
l'argent? Des situations de ce genre peuvent effectivement 
se produire. Peut-on vraiment parler de transaction? Oui, 
dans la mesure ou l'on examine a un moment donne un cas, 
je dirais, d'incapacite ou d'aspect reellement non raisonnable 
d'une realisation pure et dure de la loi. Mais de la, par rapport 

bleme que le Conseil federal souleve. Je me demande donc 
si, dans la logique de ce qu'a propose la commission, jene 
vais pas vous suggerer, pour le moment, de vous rallier a la 
proposition de minorite. 
Je me reserve la possibilite, devant le Conseil des Etats, de 
revenir a la charge et de dire que le Conseil tederal prefere­
rait que ce soit l'ensemble de cet article qui soit biffe, mais je 
crois que cela nous le terons mieux dans une discussion ge­
nerale. 
Donc, n'adoptez en aucun cas la proposition de majorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

79 Stimmen 
41 Stimmen 

Präsidentin: Damit entfällt die Abstimmung über den Strei­
chungsantrag des Bundesrates. Er wird an den Ständerat 
«weitergegeben». 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12. 15 Uhr 
La seance est levee a 12 h 15 
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Fünfzehnte Sitzung - Quinzieme seance 

Donnerstag, 17. Juni 1999 
·.Jeudi·H·Jüm·t-999- ············ ················-············ ·············· 

15.00 h 

Vorsitz - Presidence: Seiler Hanspeter (V, BE) 

85.227 

Parlamentarische Initiative 
(Meier Josi) 
Sozialversicherungsrecht 
Initiative parlementaire 
(Meier Josi) 
Droit des assurances sociales 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 1230 hiervor- Voir page 1230 ci-devant 

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversi­
cherungsrechtes (Fortsetzung) 
Loi federale sur la partie generale du droit des assurances 
sociales (suite) 

Art. 57 
Antrag der Kommission: 881 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 58 
Antrag der Kommission: 881 
Proposition de la commission: FF 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Artikel 58 regelt 
die Einsprache. Hier haben wir einige Änderungen, die in der 
Konsequenz von praktischer Bedeutung sein werden. Neu 
wird das Einspracheverfahren für die Arbeitslosenversiche­
rung eingeführt. Ich werde bei der Änderung des bisherigen 
Rechtes im Anhang nicht mehr dazu sprechen. Heute ist es 
bei der Arbeitslosenversicherung ja so, dass eine Anfechtung 
unmittelbar zu einem Gerichtsfall führt. Das Einsprachever­
fahren ist viel einfacher; es erlaubt rascher eine Korrekturei­
ner Verfügung, die diskutabel oder falsch ist. Hier sollten aus 
der Einführung des Einspracheverfahrens auch Einspa­
rungseffekte resultieren; das ist von Bedeutung. 
Was wir mit diesem ATSG auch regeln, ist das Einsprache­
verfahren bei der Invalidenversicherung. Diese Änderung 
war auch Gegenstand des ersten Teils der 4. IV-Revision, die 
an der Urne am vergangenen Sonntag abgelehnt worden ist. 
Dieser Teil war allerdings völlig unbestritten. Mit dem ATSG 
wird dieser unbestrittene Teil der 4. IV-Revision, das Einspra­
cheverfahren, realisiert. Das sind die beiden praktisch wichti­
gen Konsequenzen. 
In anderen Bereichen, wie bei der AHV - dort, wo die Aus­
gleichskassen betroffen sind -, haben wir aufgrund von Ge­
sprächen und Einwänden der Durchführungsorgane davon 
abgesehen, das Einspracheverfahren zu realisieren. Diesbe­
züglich wird sich nichts ändern. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: La generalisation de la pro­
cedure d'opposition est une bonne chose. D'un cöte, l'effica­
cite est augmentee et, de l'autre, on peut aussi realiser des 
epargnes, et ceci va egalement nous amener a une reduction 
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des procedures de recours, voire donc des procedures judi­
ciaires. 
En ce qui concerne la 4e revision de I' Al, qui a ete refusee par 
le referendum de dimanche dernier, ce probleme de proce­
dure qui nous concerne maintenant n'a pas ete conteste. 
C'est pour cette raison que nous avons pense, au sein de la 
commission, qu'il faut aussi maintenir la procedure d'opposi­
tion dans le domaine de l'AI. 
En conclusion, cette procedure d'opposition, generalisee 
dans tous les domaines de l'assurance sociale, est benefique 
pour rationaliser les disputes et les divergences. Nous vous 
proposons donc de vous rallier a cette proposition. 

Angenommen - Adopte 

Art. 59-66 
Antrag der Kommission: 881 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 67 
Antrag der Kommission: 881 

Antrag Bircher 
Abs. 2Bst. a 
a. Das Verfahren muss einfach, rasch und in der Regel öf­
fentlich sein. 
(Rest des Buchstabens streichen) 

Antrag Guisan 
Abs. 2 Bst. g 
g ..... ohne Rücksicht auf den Streitwert nach der Bedeutung 
der Streitsache und nach der Schwierigkeit des Prozesses 
bemessen; der obsiegende Beschwerdeführer hat im übrigen 
Anspruch auf die Zusprechung eines marktüblichen Verzugs­
zinses. 

Art. 67 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Bircher 
Al. 2 let. a 
a. Elle doit etre simple, rapide et en general publique. 
(Biffer le reste de la lettre) 

Proposition Guisan 
Al. 2 let. g 
g ..... l'importance et la complexite du litige; le recourant a en 
outre droit a des interets de retard fixes en fonction des taux 
du marche. 

Bircher Peter (C, AG): Ich habe gut zugehört und habe wohl 
verstanden, dass es vor allem um ein Harmonisierungsge­
setz geht und dass wir uns davor hüten sollten, einschnei­
dende materielle Änderungen zu beschliessen. Ich habe 
mich aber trotzdem keinesfalls dazu entschliessen können, 
meinen Antrag zurückzuziehen, weil ich behaupte, dass er 
viel mit dem Verfahren zu tun hat. Es geht mir um eine 
schlichte Verfahrensfrage, die das ganze Sozialversiche­
rungsrecht betrifft, und zwar im Zusammenhang mit der 
Überlastung der kantonalen Gerichte: Seit 1988 ist zum Bei­
spiel im Aargau die Anzahl der zu behandelnden Beschwer­
den um rund 380 Prozent auf 1452 Fälle angestiegen, und in 
der gleichen Zeit ist die Zahl der Gutheissungen von 18 oder 
19 Prozent auf 9 Prozent gesunken - also ein massiver An­
stieg der Beschwerden und gleichzeitig ein massives Absin­
ken der Gutheissungen. Das belegt doch eindeutig - der Aar­
gau steht damit gewiss nicht allein da, sondern die Situation 
ist in allen Kantonen ähnlich -, dass man in vielen Fällen un­
bedacht und mit wenig Grund an das kantonale Gericht ge­
langt, und das kostenlos! 
Die Unentgeltlichkeit der Verfahren im Sozialversicherungs­
bereich ist stipuliert. Sie bezweckt den Schutz der Schwä­
cheren, der Kranken, der Verunfallten, und die Hürde für das 
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Ergreifen eines Rechtsmittels ist bewusst tief gehalten; und 
doch darf man feststellen: Nicht auf der ganzen Linie - ich 
betone das - ist das Verfahren kostenlos. 

·--.WlLk.ennenz.-8.JrrtMietr,echt auch minimale Schranken 
Die steigende Zahl von Beschwerdeverfahren für sich allein 
ist sicher noch kein Anlass zur Erschwerung des Zugangs zu 
den Gerichten. Wenn aber gleichzeitig, wie erwähnt, der An­
teil der gutgeheissenen Beschwerden unter 10 Prozent sinkt, 
so ist es offensichtlich, dass die Unentgeltlichkeit miss­
braucht wird, und das widerspricht ihrem eigentlichen Sinn 
und Zweck. Ich meine, wir sollten die Unentgeltlichkeit fallen­
lassen; das beinhaltet mein Antrag. Er lautet schlicht und ein­
fach, das Verfahren müsse «rasch und in der Regel öffent­
lich» sein; aber die Bestimmung gemäss Vorlage, wonach 
das Verfahren für die Parteien kostenlos sei, würde hinfällig 
werden. Damit wäre die Möglichkeit gegeben, in einem be­
scheidenen Mass die Sache entgeltlich zu machen. Selbst­
verständlich ist für den, der kleine oder keine finanziellen 
Ressourcen hat, die unentgeltliche Rechtspflege, wie wir sie 
im ganzen Rechtssystem kennen, nach wie vor möglich. 
Ich habe mir die Sache nicht einfach gemacht. Sie wissen 
vielleicht, dass ich ein recht grosses soziales Verständnis 
habe. Aber in diesem Bereich - das ist mein Eindruck - nützt 
es uns nichts, immer mehr überlastete Gerichte zu haben 
und noch Gefahr zu laufen, dass die Verfahren nicht korrekt 
und zeitgerecht abgewickelt werden können und dass Baga­
tellfälle weitergezogen werden. 
Wir haben vorhin gehört, dass das Einspracheverfahren ver­
bessert wird. Dieses Verfahren ist absolut in Ordnung, hier 
kann schon vieles korrigiert und geregelt werden. Aber muss 
dann immer, unter jedem Titel, auch noch wegen allen Baga­
tellen an unseren kantonalen Versicherungsgerichten Be­
schwerde geführt werden? 
Im Sinne dieser Harmonisierung im ganzen Sozialversiche­
rungsrecht bin ich der Meinung, es sei angebracht, hier eine 
Korrektur zu machen. Wenn Sie zum Schluss kommen, das 
sei doch ein materiell einschneidender Vorgang, dann haben 
wir immer noch die Absicherung, dass das ganze Paket oh­
nehin noch an den Ständerat geht, weil verschiedene andere 
Differenzen bestehen. Da wird mein Anliegen auch noch ver­
tieft geprüft werden können. 
Ich kann nur sagen: Mir liegen x Eingaben - und zwar seit 
Jahren - von seiten der Oberrichter vor, die besagen: So 
kann es einfach nicht mehr weitergehen! Ich bitte Sie, nicht 
zu leicht über diese Sache hinwegzugehen, denn es geht um 
Effizienz und auch um seriöse Entscheidfindung in allen Fäl­
len, bei denen es wirklich um die Wurst und um wichtige 
Dinge geht. 
Der Rechtsschutz bleibt absolut gewahrt, aber es bestünde 
kein völlig offener Zugang mehr. 

Gross Jost (S, TG): Heute vormittag war sich dieses Plenum 
einig, keine materiellen Änderungen im Bereich des materiel­
len Rechtes der einzelnen Sozialversicherungszweige vorzu­
nehmen. Wenn wir diese Konsequenz durchhalten wollen, 
dann müssen wir den Antrag Bircher ablehnen, und zwar 
ganz klar. In allen Sozialversicherungsgesetzen, in allen Ein­
zelgesetzen, ist diese Kostenlosigkeit nämlich vorgesehen. 
Nur im Bereich der AHV und des BVG - und beschränkt auf 
das Eidgenössische Versicherungsgericht - haben wir in be­
zug auf die Beiträge eine Ausnahme. Die Annahme des An­
trages Bircher wäre ein gravierend~f Verstoss gegen das 
Prinzip des Verzichtes auf materielle Anderungen, unter wel­
ches das ganze Gesetzgebungsprojekt gestellt war. Deshalb 
dürfen wir den Antrag nicht annehmen. 
Gerade die Ausnahme bei den Beiträgen - AHV, BVG - zeigt, 
dass das, was Herr Bircher will, die Geschäftslast des ober­
sten Gerichtes nur sehr marginal beeinflussen kann. Denn die 
Statistik zeigt, dass im Bereich der Beiträge bei AHV und 
BVG - also trotz Kostenpflichtigkeit - die Zahlen der Penden­
zen keineswegs kleiner sind als im Leistungsbereich. Wenn 
Sie hier im Leistungsbereich die Kostenlosigkeit streichen, 
dann eliminieren Sie auch einen wesentlichen sozialen Kern 
dieser Prozessführung, denn es sind vor allem sozial bedürf­
tige Menschen, die um diese Leistungen kämpfen. 

Ich darf Sie auch daran erinnern, dass wir im Rahmen der Ju­
stizreform darauf verzichtet haben, irgendwelche neuen 
Schranken beim Zugang zu den obersten Gerichten - Eidge-

_nössis~_ersicherungsgericht und Bunde~jcht - ßUf­
zubauen. Wir waren uns dort einig: Wenn wir die Justizreform 
mit dem Konsens einer grossen Mehrheit in diesem Plenum 
durchbringen wollen, dürfen wir daran nicht rütteln. 
Aber, Herr Bircher, mit Ihrem Antrag tun Sie genau das. Sie 
wollen im Grunde genommen eine neue Barriere gegenüber 
sozial Bedürftigen errichten. Das verstösst auch gegen den 
Konsens, den wir bei der Justizreform gefunden haben. 
Ich bitte Sie deshalb eindringlich, nicht das ganze Gesetzge­
bungswerk in Gefahr zu bringen, auf eine materielle Ände­
rung der einzelnen bestehenden Sozialversicherungsge­
setze zu verzichten und den Antrag Bircher klar abzulehnen. 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Namens der 
Kommission muss ich Herrn Bircher ersuchen, seinen Antrag 
zurückzuziehen, oder - falls er das nicht tut- Sie bitten, den 
Antrag abzulehnen. 
Wir haben im ATSG eine Vielzahl von Fragen geregelt. Es 
gab vieles abzuklären; wir haben einen austarierten Kompro­
miss gefunden, der es nicht erträgt, dass in einer derart wich­
tigen Sache ein Eckpfeiler des bisherigen Verfahrensrechtes 
herausgebrochen wird. 
Bei den Verfahrensregeln - Artikel 63 bis 67 ATSG - haben 
wir kleine Änderungen vorgenommen. Es wird den Kantonen 
vorgeschrieben, eine einzige Gerichtsinstanz vorzusehen. 
Fast in allen Gesetzen hatten wir das schon bisher so gere­
gelt, neu wird es auch für die Ergänzungsleistungen gelten. 
Wir haben aber bei allen Änderungen und bei allem, was wir 
gemacht haben, die betroffenen Sozialversicherungszweige 
und die betroffenen Gerichte in die Entscheidfindung einbe­
zogen; wir haben nichts gemacht, ohne die Verhältnisse 
ganz konkret abzuklären. 
Mit der Annahme dieses Antrages würde nun ein fundamen­
tales Prinzip des bisherigen Verfahrensrechtes gekippt, wo­
nach im Sozialrecht der Prozess für die Betroffenen grund­
sätzlich kostenlos sein muss. Es ist eine materielle Änderung, 
die der ganzen Philosophie und dem ganzen Erfolgsrezept 
dieses Paketes widersprechen würde. Das ist das Formale. 
Nun zum inhaltlichen Problem - Herr Bircher hat ja sicher 
eine Antwort verdient, die dem Problem gerecht wird -, das 
in der Überlastung verschiedener kantonaler Instanzen be­
steht: Die Subkommission hat sich auch damit auseinander­
gesetzt. Das Problem der Überlastung der verschiedenen 
kantonalen Versicherungsgerichte hängt bei einer konkreten 
Analyse der Verhältnisse in erster Linie damit zusammen, 
dass in jüngster Zeit - seit das Problem der Arbeitslosigkeit 
auch in der Schweiz gross geworden ist - die Rekurse im Be­
reiche der Arbeitslosenversicherung ganz enorm zugenom­
men haben. Dabei hat sich der Mangel ausgewirkt, dass im 
Arbeitslosenversicherungsrecht jede Differenz, jeder Rekurs 
sofort zum Gerichtsfall wird. 
Wir haben daraus in Absprache mit dem zuständigen Depar­
tement und mit den Behörden, die für die Arbeitslosenversi­
cherung zuständig sind, die Konsequenz gezogen, dass wir 
bei der Arbeitslosenversicherung ein Einspracheverfahren 
vorschalten. Das führt nach den Erfahrungen, die man in den 
Bereichen machen konnte, in denen wir das Einsprachever­
fahren bereits kennen - etwa bei der Suva bzw. beim Unfall­
versicherungsrecht -, dazu, dass sich die Pendenzenlast 
verschiebt, dass die Mängel von Verfügungen im Einspra­
cheverfahren auf eine einfachere Art und Weise behoben 
werden können. Das ist eine Massnahme, die auch von den 
betroffenen Instanzen getragen wird. Diese Veränderung 
wird mitgetragen. Die Aufhebung der Kostenfreiheit dagegen 
bedeutet einen derartigen Einbruch, dass das sensible Ge­
füge des ATSG gefährdet wäre. 
Wenn es schliesslich noch darum geht - auch das ist wichtig, 
Herr Bircher -, bei mutwilligen, leichtsinnigen Beschwerden, 
die ohne einen nachvollziehbaren Anlass erhoben werden, 
dem Beschwerdeführer die Kosten auferlegen zu können, 
dann können Sie aus dem Gesetzestext - Artikel 67 Ab­
satz 2 Buchstabe a - ersehen, dass dies heute schon mög-
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lieh ist, und gelegentlich wird es auch praktiziert: Man aufer­
legt bei mutwilligen, leichtsinnigen Beschwerden dem Be­
schwerdeführer die Kosten. Das muss doch genügen. In je­
nen Bereichen des Sozialrechtes, in denen man nicht sagen 
ka.n.11 ,cJ.a~1>jernc!r1cl. eiJJe EinsJ)r.ache .aus .. einem oo~-Ofltle-

ten Anlass erhebt, wäre es nicht angängig und nicht richtig, 
wenn neu eine Kostenpflicht eingeführt würde. 
In diesem Sinne muss ich Sie dringend ersuchen, den Antrag 
Bircher abzulehnen. Oder ich bitte Herrn Bircher, in diesem 
Umgang darauf zu verzichten. Er kann diesen Antrag immer 
noch gesondert einbringen, genauso wie das Herr Guisan mit 
seinen verschiedenen Anträgen auch tun kann. 

Suter Marc (R, BE), rapporteur: La proposition Bircher modi­
fie un principe fondamental du droit social, celui de la gratuite 
de la procedure de recours. Le droit actuel repose, en effet, 
sur le principe que tous les assures doivent pouvoir faire va­
loir leurs droits, quelle que soit leur situation economique. 
Cela garantit l'egalite des assures et renforce la confiance 
dans les assurances sociales. 
La LPGA a repris ce principe. Resigner maintenant ce prin­
cipe en suivant la proposition Bircher equivaudrait a un 
enorme retour en arriere. Aucun assure ne doit etre oblige de 
renoncer a faire valoir ses droits en raison des coüts de la pro­
cedure, alors qu'il a, en regle generale, cotise pendant de lon­
gues annees pour avoir ces droits. Vous dites que l'augmen­
tation des procedures demontre que la protection juridique 
est trop accentuee: c'est faux. Plus la protection juridique et 
l'assistance judiciaire sont accentuees, plus les droits des as­
sures sont renforces. Et, en fin de campte, !es procedures ju­
diciaires vont baisser. II est evident, Monsieur Bircher, que 
dans un domaine du droit qui a augmente d'annee en annee 
parce que les assurances sociales ont pris, a juste titre, l'im­
portance qui est la leur, il va de soi que le nombre des recours 
augmente aussi. Mais ceci ne veut pas dire que l'on doit main­
tenant affaiblir cette protection juridique, parce que l'efficacite 
ne serait pas augmentee en biffant maintenant le principe de 
la gratuite dans ces procedures d'assurance sociale. 
J'aimerais aussi, en tant qu'avocat, soulever le fait que les 
honoraires et depens adjuges aux avocats qui defendent les 
assures sonttres modestes dans ce domaine. C'est d'ailleurs 
une discrimination douteuse dans la pratique judiciaire. On 
devrait accorder les memes baremes dans les procedures 
d'assistance ou de recours sociaux que dans les autres do­
maines du droit. II ne faut pas oublier non plus qu'avec l'elar­
gissement de la procedure d'opposition, on va reduire les 
contestations judiciaires, et cet exemple demontre que nous 
nous effor9ons de reduire les procedures. Par contre, il est 
evident que, dans une assurance sociale qui decide sur des 
milliers de cas, il y a toujours des injustices, des erreurs qui 
sont commises. Mais supprimer cette assistance judiciaire et 
cette gratuite serait, pour finir, une attaque de l'equite qui re­
gne dans ce domaine du droit. 
Enfin, Monsieur Bircher, il ne faut pas oublier que l'article 67 
lettre a LPGA permet d'imposer des emoluments de justice 
et des frais de procedure lorsque les recourants agissent de 
maniere temeraire ou avec legerete. Les recours abusifs ne 
beneficient donc pas du principe de la gratuite, il taut le dire. 
Les limites au principe de la gratuite sont des lors suffisantes, 
aussi bien en droit actuel que dans la LPGA. 
Je vous demande de refuser la proposition Bircher qui irait 
fondamentalement contre les principes de la procedure dans 
les assurances sociales. II ne taut pas, maintenant, lors de 
l'harmonisation de cette loi, vouloir changer un tel principe 
fondamental au detriment des assures, aussi au detriment de 
l'efficacite et au detriment de la protection juridique qui est 
dans l'interet non seulement des assures, mais aussi des as­
surances. 

Dreifuss Ruth, presidente de la Confederation: Je vais ega­
lement intervenir, Monsieur Bircher, pour exprimer ma criti­
que au sujet de votre proposition, et vous prier de ne pas, a 
l'occasion de cette partie generale, introduire quelque chose 
qui est une rupture tres importante dans le droit des assuran­
ces sociales, et qui est absolument injuste en son principe. 
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La gratuite du recours - puisque c'est de cela qu'il s'agit- est 
un element d'autant plus important qu'il taut voir psychologi­
quement entre qui et qui le conflit peut exister: c'est entre le 
citoyen ou la citoyenne, l'habitan.t ou l'habitante de ce pc1ys, 
qtfr paiepenctanru~·anrrees äescöffsa1Tonsa une assu­
rance sociale, qui a l'impression qu'il est confronte a une es­
pece de monstre froid qu'est l'assurance dans son ensemble, 
voire meme l'Etat, et qui a deja besoin de beaucoup de cou­
rage pour presenter ses doutes ou sa demande d' eclaircisse­
ments devant les tribunaux, pour faire valoir ses droits. Lors­
que !'Etat est, a ce point-la, implique comme un des deux par­
tenaires dans un conflit, il est important que l'Etat cree les 
conditions pour un acces facilite, en tout cas un acces qui ne 
soit pas rendu plus difficile, aux tribunaux. 
Encore une fois, essayez de voir le petit bonhomme ou la pe­
tite bonne femme face a l'appareil qu'il doit tra1ner devant la 
justice, pour vous poser la question de savoir s'il est juste 
d'accumuler les obstacles. 
Alors, a ce propos, vous nous dites, et nous le savons - toute 
votre activite en temoigne -, que vous ne souhaitez pas que 
les montants soient d'un tel niveau qu'ils puissent decoura­
ger des petits revenus. Mais s'ils sont si petits, ils n'auront 
aucune influence et ils ne realiseront pas le but que vous 
cherchez, qui est de limiter les recours. Et s'ils sont efficaces 
parce qu'ils sont eleves, a ce moment-la la selection se fera 
largement sur la base de la capacite financiere des person­
nes, ce que vous ne souhaitez pas, et ce que nous ne sou­
haitons pas non plus. Je crois que ce n'est pas la banne fa-
9on d'intervenir pour tenter d'alleger les tribunaux. 
II y a deux autres elements, dans cette reforme, qui vont dans 
le sens que vous proposez et qui devraient, a ce stade, lar­
gement suffire: 
1. C'est d'abord la possibilite de demander des paiements en 
cas de recours temeraire. Cette possibilite est explicite dans 
cet article, et eile permet de lutter contre ceux que vous ap­
pelez, en allemand, les «Querulanten». 
2. C'est ensuite un element qu'il taut aussi prendre en consi­
deration: avec la procedure d'opposition, nous introduisons 
justement quelque chose qui doit permettre d'eviter d'aller 
devant le tribunal. La procedure d'opposition doit permettre 
de poser immediatement le probleme sur la table, de trouver 
la solution, de reexaminer le cas. Je suis persuadee que, par 
cette voie, des situations seront clarifiees sans que les juges 
soient mobilises. 
C'est la raison pour laquelle je vous manifeste ici l'opposition 
du Conseil federal a la proposition Bircher. 
J'espere que vous suivrez dans ce sens-la la proposition de 
votre commission, a moins que M. Bircher lui aussi veuille 
bien repousser ce probleme et permettre une analyse beau­
coup plus fine que ce qu'il nous imposerait en maintenant sa 
proposition. 

Bircher Peter (C, AG): In zwei, drei Punkten bin ich etwas 
beruhigt worden, vor allem, wenn nun auch das Einsprache­
verfahren bei der Arbeitslosenversicherung etwas verbessert 
worden ist. Im übrigen, so glaube ich, war diese Debatte nicht 
sinnlos. Ich hoffe, dass sie der Argumentierung und Doku­
mentierung aller kantonalen Gerichte dient. Ich muss aber 
festhalten: Die Sache ist virulent! Die Sache ist sogar so viru­
lent, dass der Grosse Rat des Kantons Aargau demnächst 
über eine Standesinitiative befinden wird. 
Wenn ich aber das ganze Argumentarium beachte, so ziehe 
ich den Antrag im Moment zurück. 

Präsident: Die Anträge Guisan und Bircher sind zurückgezo­
gen worden. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte se/on la proposition de la commission 

Art. 68-75 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 
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Art. 76 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Folgendes ist wichtig - ich antworte zunächst Herrn Hoch­
reutener bzw. der von ihm vertretenen Minderheit-: In dieser 
Kommission wurden verschiedene Interessen vertreten, aber 

... c1rn $chluss haben wir meist einen KornR.[ornis§.Jlfil.Unden; 
Hochreutener Norbert (C, BE): Bei der Diskussion um den hier handelt es sich um eine kleine Restanz. Es ist festzustel-
zurückgezogenen Antrag Bircher haben wir es wieder gehört: len, dass das Überentschädigungsverbot im schweizeri-
Wir wollen uns an die Linie halten und keine materiellen Ver- sehen Sozialversicherungsrecht zum ersten Mal überhaupt 
änderungen vornehmen. Das gilt auch für diesen Artikel. verankert wird. 
Deshalb haben wir einen Minderheitsantrag gestellt, weil der Das Überentschädigungsverbot ist ein altes Postulat der Ver-
Antrag der Mehrheit eine materielle Ausdehnung zur Folge sicherungswirtschaft und natürlich auch verschiedener Auto­
hätte. Dieser Antrag wurde nur knapp angenommen; das Er- ren. Aber das Eidgenössische Versicherungsgericht, also das 
gebnis lautete 6 zu 6 Stimmen mit Stichentscheid des Präsi- für Sozialversicherungsfälle zuständige Bundesgericht, hat 
denten. es in ständiger Rechtsprechung und erneut in einem seiner 
Die Kommissionsminderheit verlangt, dass allfällige Einkorn- jüngsten Entscheide abgelehnt, ein Überentschädigungsver­
menseinbussen von Angehörigen nicht in die Berechnung bot aus den heute gültigen Prinzipien abzuleiten. Das ist das 
der Überentschädigung mit einbezogen werden; die Mehrheit eine. 
will sie einbeziehen. Das wäre eine materielle Ausdehnung Das andere ist, dass die heute gültigen Regelungen des Ko-
des Leistungsniveaus. Wir haben uns sowohl bei der Erarbei- ordinationsrechtes beim Zusammentreffen verschiedener 
tung des ATSG wie auch bei der Überprüfung der Einzelge- Versicherungsleistungen dort, wo sie praktische Relevanz 
setze immer wieder stur an den von uns selbst aufgestellten haben, namentlich in der Unfallversicherung, nicht angeta­
Grundsatz gehalten, dass wir weder die bisherigen Struktu- stet, sondern - wie Sie den ausführlichen Erläuterungen auf 
ren zerstören noch eine materielle Veränderung des Sozial- Seite 118ft. unseres Berichtes entnehmen können - im we-
niveaus anstreben wollten. Aber mit diesem Antrag zu Arti- sentlichen beibehalten worden sind. Das hat zur Konse-
kel 76 Absatz 2 verstösst die Mehrheit gegen einen dieser quenz - das ist ebenfalls von grosser Bedeutung-, dass die 
Grundsätze, denn der Antrag stellt, wie gesagt, eine Verän- Sozialversicherungsentschädigungen bei einem Versiche-
derung des Sozialniveaus dar, und zwar eine Leistungsaus- rungsfall in aller Regel mehr oder weniger deutlich unter dem 
dehnung. Denn Einkommenseinbussen von Angehörigen haftpflichtrechtlichen Schaden liegen. Der sozialversiche-
werden heute nur im Bundesgesetz über die Militärversiche- rungsrechtliche Schaden liegt in der Regel unter diesem Be-
rung berücksichtigt. Mit diesem Antrag verstösst die Mehrheit trag, weil da verschiedene Faktoren wie die Entschädigungs­
zudem gegen einen anderen Grundsatz, nämlich gegen die grenze von 80 Prozent im Unfallversicherungsrecht usw. mit­
Kongruenzmethode. Nach dieser Methode sollen bei der Be- spielen. Das Koordinationsrecht - u. a. die Verordnung über 
rechnung der Überentschädigung nur Leistungen gleicher Art die Unfallversicherung - sorgt dafür, dass keine zu hohen 
und Zweckbestimmung berücksichtigt werden, die der an- Entschädigungen bezahlt werden. 
spruchsberechtigten Person aufgrund des schädigenden Er- Mit der neuen Regel machen wir eine Konzession an ein al-
eignisses ausgerichtet werden. tes Postulat. Vor diesem Hintergrund muss man auch die Dif-
Es ist zudem zu befürchten, dass die von der Kommissions- ferenz betrachten, die wir noch zu diskutieren haben. 
mehrheit vorgeschlagene Regelung in der praktischen An- Die Differenz, welche wir heute noch zu behandeln haben, ist 
wendung zu grossen Rechtsunsicherheiten führen könnte. jene zwischen Ständerat, Bundesrat und Kommissionsmehr-
Damit wären wahrscheinlich endlose Streitigkeiten über die heit einerseits und der Kommissionsminderheit - angeführt 
Frage verbunden, welche allfälligen Einkommenseinbussen von Herrn Hochreutener - andererseits, bei der es nur um ei-
in welcher Höhe in die Berechnung der Überentschädigung nen relativ kleinen, aber vielleicht doch nicht unerheblichen 
einbezogen werden müssten. Nicht unterschätzen darf man Punkt geht. Der Bundesrat selber wollte in Anlehnung an die 
den administrativen Aufwand für die Versicherer und für die Regelungen im Haftpflichtrecht noch etwas weiter gehen: Ar-
Gerichte. Dieser Aufwand wäre mit enormen Kosten verbun- beitsleistungen von Angehörigen sollen auch dann einbezo-
den, denn die Versicherten könnten während der ganzen gen werden können, wenn sie keine Einkommenseinbussen 
Verfahrensdauer, also auch vor Gericht, ständig neue Forde- zur Folge haben. Das wäre die Regelung des Haftpflichtrech-
rungen einbringen, und es müssten immer wieder Abklärun- tes, wie sie heute aufgrund der ständigen bundesgerichtli-
gen gemacht und neue Berechnungen angestellt werden. chen Rechtsprechung gilt. 
Zudem könnten weder das Vorliegen noch der Umfang von Wir sind nicht so weit gegangen, sondern haben uns an der 
allfälligen Einkommenseinbussen von Angehörigen wirksam Fassung des Ständerates orientiert, wonach in solchen Fäl-
kontrolliert werden, und die vorgeschlagene Lösung wäre len nur die Einkommenseinbussen von Angehörigen mit ein-
deshalb eine Hintertür für Missbrauch. Das wäre durchaus zubeziehen sind, die effektiv finanziell realisiert sind. Herr 
denkbar. Die Kommissionsminderheit ist sich aber bewusst, Hochreutener hat während eines Teils seines Referates ge-
dass in der Militärversicherung die allfälligen Einkommens- gen die Fassung des Bundesrates argumentiert. Wir sind 
einbussen von Angehörigen in die Berechnung der Überent- weit dahinter zurückgeblieben, indem wir nur die Ständerats-
schädigung einbezogen werden. Diese spezielle Regelung in fassung übernommen haben. 
der Militärversicherung -wie gesagt, es gibt sie nur dort- soll Ich meine, dass das eine massvolle Regelung ist, die der 
beibehalten werden. Dagegen hat auch die Kommissions- heutigen Regelung in der Militärversicherung entspricht. 
minderheit nichts: Wir wollen ja auch beim materiellen Stand Weil wir nun zum ersten Mal überhaupt dieses Überentschä· 
von heute bleiben. Wir haben Ihnen deshalb einen entspre- digungsverbot im schweizerischen Recht realisieren - das ist 
chenden Antrag zu Artikel 72 Absatz 3 des Militärversiche- eine Neuheit-, sind wir der Auffassung, dass für diese Rege-
rungsgesetzes unterbreitet, in welchem wir diese Ausnahme lung nicht auf ein tieferes Niveau abgestellt werden darf. Es 
vorsehen. ist keine sehr häufig anwendbare Bestimmung, aber das Ni-
Ich fasse zusammen: Wir wollen mit dem ATSG eine formelle veau soll doch nicht so weit heruntergefahren werden, dass 
Vereinheitlichung der Sozialversicherungen erreichen. Des- man diesem Unterschied zum Haftpflichtrecht überhaupt 
halb stehen wir dazu, aber wir wollen damit keine materielle nicht Rechnung tragen würde. Eigentlich müsste man weiter 
Leistungsausdehnung. gehen; denn im Haftpflichtrecht bezieht man auch diejenigen 
Ich bitte Sie deshalb, den in der Kommission knapp unterle- Kosten von Arbeitsleistungen Angehöriger ein, die nicht mit 
genen Minderheitsantrag zu unterstützen. Einkommenseinbussen verbunden waren. 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Es geht bei der 
neuen Regelung über die Überentschädigung um eine sehr 
komplizierte Bestimmung, die im Sozialversicherungsrecht 
eine grosse symbolische und - etwas weniger - auch eine 
praktische Bedeutung hat. 

In diesem Sinne möchte ich Sie namens der Kommissions­
mehrheit bitten, bei der Fassung Ständerat, Bundesrat und 
Kommissionsmehrheit zu bleiben. 

Präsident: Die SP-Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag der 
Mehrheit unterstützt. 

Bulletin officiel de !'Assemblee tederale 
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Suter Marc (R, BE), rapporteur: La proposition de minorite au systeme de coordination existant, il est toutefois indispen-
Hochreutener touche a une disposition du droit de coordina- sable d'en ecarter d'importants secteurs dans lesquels une 
tion. Les principes regissant la surindemnisation, respective- disposition sur la surindemnisation ne doit pas s'appliquer. 
ment l'interdiction de surindemnisation sont tres delicats. Je Ceci concerne avant tout les domaines ou !es prestations . 

. .. ---········ ~.i&-00Ae~r~jeter~~p1opositiorr.:t1,mlr,orrrepour .. --sont aufourd'liui deJa coordonnees. Ce sont donc en particu-
les raisons suivantes: lier les rentes complementaires de l'assurance-accidents qui 
1. Une disposition relative a la surindemnisation est en finde sont exclues deja maintenant de l'article 76 LPGA, car le droit 
compte indispensable dans le droit de coordination; la, nous actuel conna1t deja, dans ce domaine, une reglementation de 
sommes d'accord, Monsieur Hochreutener. Nous devons coordination. 
toutefois etre conscients de ce que la pratique des tribunaux Les prestations de prevoyance professionnelle ne sont pas 
refuse, dans une jurisprudence constante dans le domaine non plus couvertes par cette disposition. II en va de meme 
des assurances sociales, d'admettre le principe generale- lorsque seules les prestations de l'AVS ou de l'AI sont ver-
ment applicable de prohibition de la surindemnisation. De ce sees, car il ne s'agit pas de coordonner differentes branches 
point de vue, l'article 76 LPGA constitue une nouveaute dans des assurances sociales. 
le domaine du droit des assurances sociales. Par consequent, Monsieur Hochreutener, le probleme que 
2. La question est discutee de savoir ou commence la surin- vous evoquez n'aura de toute fa9on d'importance que dans 
demnisation. II taut considerer trois elements: tout d'abord des domaines tres restreints. Ceci concerne essentiellement 
celui du gain dont l'assure est presume avoir ete prive, puis le concours d'une rente de l'AI ou de l'AVS avec celle de 
celui des frais supplementaires consecutifs a la realisation du l'assurance militaire. Dans certaines circonstances, la notion 
risque et, enfin, les eventuelles diminutions de revenu subies de surindemnisation s'appliquera en cas de cumul d'indem-
par !es proches. nites journalieres de differentes assurances sociales. Les ef-
En quoi ces trois elements permettent-ils de definir un seuil fets de l'article 76 LPGA sur les lois existantes dans le do-
de surindemnisation? Pour ce qui touche a la notion du gain, maine des assurances sociales sont cependant faibles dans 
dont l'assure est presume avoir ete prive, comptent tous les l'ensemble. Cette reglementation generale de la surindemni-
elements du revenu de l'assure avant la realisation du risque. sation est neanmoins indispensable, car un systeme de 
II faul se placer, pour ce faire, au moment du calcul de la sur- coordination qui en serait depourvu resterait necessairement 
indemnisation, et decider egalement du revenu que l'assure lacunaire. 
realisait a ce moment. C'est donc un principe du droit de la Pour conclure, Monsieur Hochreutener, nous estimons que 
responsabilite civile sur lequel nous nous basons. votre proposition fait tres «petit carre», qu'elle est du pi-
3. En ce qui concerne !es frais supplementaires, le rapport de naillage. II faudrait un peu plus de largesse pour tenir compte 
la commission du Conseil des Etats fait, par exemple, ex- des problemes rencontres dans la realite, notamment lors de 
pressement etat des frais supplementaires de soins et de frais causes aux proches dans des cas d'accident ou d'inva-
traitement. On peut notamment songer ici a des frais entra,- lidite. II ne faudrait pas parler, dans ces cas, de surindemni-
nes par la maladie et qui ne sont pas couverts par la caisse- sation, mais avoir une certaine largesse au profit des assu-
maladie. res, bref, etre un peu genereux. 
Pour ce qui concerne !es diminutions de revenu subies par 
les proches: ce troisieme element peut intervenir lorsque des 
proches subissent une diminution de revenu en raison des 
soins qu'ils prodiguent a une personne invalide. Concrete­
ment, il peut s'agir, par exemple, du mari qui renonce a son 
emploi pour soigner son epouse invalide. Monsieur Hochreu­
tener, dans la pratique ces cas sont frequents, et les mede­
cins nous disent que l'assistance des proches est importante 
pour accelerer la guerison des personnes malades ou invali­
des, notamment dans le domaine psychique. Pourtant, le 
Conseil des Etats a decide de tenir compte de ces trois ele­
ments pour definir le seuil de surindemnisation. 
La proposition du Conseil federal de 1994 repose egalement 
sur ces trois criteres, tout en proposant de considerer comme 
des frais supplementaires les prestations de travail appor­
tees par les proches, meme si elles n'entra,nent pas de dimi­
nution de revenu. Ainsi, la proposition - et 9a, c'est une con­
clusion - du Conseil federal tiendrait egalement compte des 
transports effectues par des proches pendant leurs loisirs, ou 
des soins prodigues par des proches pendant leurs vacan­
ces. 
Pour ces raisons, la majorite de votre commission propose 
de s'en tenir a la decision du Conseil des Etats, voire a la pro­
position du Conseil federal, et de ne pas tenir compte des 
frais supplementaires lorsqu'ils n'entra'fneraient pas de dimi­
nution de revenu. Selon la proposition de la majorite de la 
commission, il y aurait donc surindemnisation lorsque les 
prestations de l'assurance sociale depasseraient le gain dont 
l'assure es! presume avoir ete prive, les frais supplementai­
res causes par la realisation du risque et les eventuelles di­
minutions de revenu subies par les proches. 
Cette proposition porte donc sur une solution deja presente 
dans le droit en vigueur, dans certains domaines des assu­
rances sociales. Des formulations semblables se rencontrent 
dans la loi sur l'assurance-maladie, et, notamment et surtout, 
dans la loi sur l'assurance militaire. 
II importe enfin de parler ici de la portee de la disposition re­
lative a la surindemnisation. Certes, il est propose d'intro­
duire, par le biais de l'article 76 LPGA, une disposition de por­
tee generale sur l'indemnisation. Pour ne pas porter atteinte 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Präsident: Die FDP-Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag 
der Minderheit unterstützt. 

Dreifuss Ruth, presidente de la Confederation: Nous ne for­
mulerons pas ici, au nom du Conseil federal, une nouvelle 
proposition, mais nous nous exprimerons sur cette question, 
puisqu'il y a une proposition de majorite et une de minorite, la 
decision du Conseil des Etats, a laquelle se rallie la majorite 
de la commission, et une proposition differente du Conseil fe­
deral. En ce qui concerne celle-ci, que nous avions faite en 
1994, je declare que nous ne la maintenons pas et que nous 
sommes prets a nous rallier a la proposition de majorite, et 
seulement a eile. 
En 1994, nous avions l'intention d'aller encore plus loin dans 
la limite de la surindemnisation, en fonction de necessites 
sociales tout a fait evidentes, mais nous pouvons considerer 
que la proposition de majorite es! la bonne. Je remarque que 
la limite la plus elevee es! dans la loi sur l'assurance militaire 
et que !es limites sont plus basses par ailleurs. La minorite 
Hochreutener veut fixer une limite generale plus basse et 
prevoir une exception pour la loi sur l'assurance militaire. Ce 
que nous souhaitons, c'est que la regle qui prevaut pour la 
loi sur l'assurance militaire soit appliquee a !out le monde, et 
que la possibilite reste reservee d'elaborer une reglemen­
tation particuliere selon les branches d'assurance. C'est 
dans ce sens que M. Suter a dit avec raison que la portee de 
cet article n'est pas immense. C'est une raison de plus pour 
que nous choisissions la formulation la plus juste, la plus 
equitable, la plus genereuse, et celle qui corresponde a la 
realite. 
La realite veut que les pertes que l'on doit prendre en consi­
deration ne sont pas uniquement les pertes de salaire ou de 
revenu proprement dites, mais les pertes induites sur le re­
venu du partenaire dans la communaute familiale, par exem­
ple. 
Lorsque je disais que certaines assurances auront des re­
gles particulieres et les maintiendront, j'aimerais mentionner 
la problematique des indemnites journalieres dans l'assu­
rance-maladie. Dans le cas de celles-ci, il est clair que nous 
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ne tolerons pas de surassurance au jour le jour, mais que Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversiche-
nous ouvrons la possibilite, je crois qu'elle est vraiment la rung 
bienvenue, de prolonger la periode pendant laquelle des in- Loi federale du 18 mars 1994 sur l'assurance-maladie 

·--· dernnites sont versee~al! i:,rornta de la reduction de lq preß·--·-·- .. . ·-------··------· 
tation que la regle de la surindemnisation va nous imposer. Antrag der Kommission: BBI 
Cela signifie que pour 99 pour cent des patients il y a une 
baisse effective de la prestation pour eviter la surindemnisa­
tion, et que peut-etre pour 1 pour cent des patients, en cas 
de longue maladie qui va au-dela des 720 jours, il y a une 
amelioration de la prise en charge. Nous voulons maintenir 
cette difference. 
En d'autres termes, je vous invite a soutenir la proposition de 
majorite. Le Conseil federal la soutiendra aussi devant le 
Conseil des Etats, et il renonce a aller plus loin comme il 
l'avait fait en 1994. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 77-79 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 80 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

65 Stimmen 
46 Stimmen 

Rechsteiner Paul (S, SG), Berichterstatter: Nur ganz kurz zu 
Artikel 80; ich kann das auch gleich zu Artikel 82 sagen: Die 
Kommission schliesst sich bei beiden Artikeln, bei denen es 
um die ganz komplizierte Frage des Rückgriffes, des Regres­
ses, geht- auch ein ganz dornenvolles Gebiet im Verhältnis 
zwischen Sozialversicherungsrecht und Haftpflichtrecht, in 
der Praxis von grosser Bedeutung-, dem Bundesrat an. Dies 
ist mit einer ganz kleinen Änderung verbunden. Bei Artikel 80 
haben wir nun das Quotenvorrecht statt der Quotenteilung im 
Falle der Kürzung bei Selbstverschulden; bei Artikel 82 ver­
ankern wir dann für diese konkreten Fälle vor allem das Re­
gressprivileg, wie es sich in der neueren Praxis entwickelt 
hat. Dies ist von einiger Bedeutung. Bei der Anpassung der 
Einzelgesetze - namentlich mit Blick auf das Unfallversiche­
rungsgesetz werde ich dazu nicht mehr sprechen. Der omi­
nöse Artikel 44 des UVG gab in der Vergangenheit Anlass zu 
vielen Interventionen und Vorstössen; vor vielen Jahren auch 
zu einer parlamentarischen Initiative eines gewissen Natio­
nalrates namens Moritz Leuenberger. Dies ist jetzt klarge­
stellt. Hier geht es neu um das Regressprivileg, nicht mehr 
um das Haftungsprivileg, so wie dies früher verstanden wor­
den ist. 
Die Kommission schliesst sich hier - dies gilt es festzuhal­
ten - mit Überzeugung dem Bundesrat an. 

Angenommen - Adopte 

Art. 81-90 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 91 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de la commission: FF 

Präsident: Es geht nun noch um die im Anhang aufgeführten 
Gesetze. Die Anträge Guisan sind zurückgezogen worden. 

Wortlaut - Texte 
Angenommen - Adopte 

Antrag Guisan 
Art. 69 Abs. 1 
Die Versicherer können Krankheiten, die bei der Aufnahme 
bestehen und zu einer Arbeitsunfähigkeit geführt haben oder 
führen werden, durch einen Vorbehalt von der Versicherung 
ausschliessen .... 
Art. 89 Abs. 5bis 
Der obsiegende Beschwerdeführer hat Anspruch auf den Er­
satz der Parteikosten, welche vom Gericht festzusetzen sind. 
Diese werden ohne Rücksicht auf den Streitwert nach der 
Bedeutung der Streitsache und nach der Schwierigkeit des 
Prozesses bemessen. Er hat zudem Anspruch auf Zuspre­
chung eines marktüblichen Verzugszinses. 

Proposition de la commission: FF 

Proposition Guisan 
Art. 69 al. 1 
Les assureurs peuvent exclure de l'assurance, par une 
clause de reserve, les maladies existant au moment de l'ad­
mission qui sont ou seront a l'origine d'une incapacite de tra­
vail .... 
Art. 89 al. 5bis 
Le recourant qui obtient gain de cause a droit au rembourse­
ment de ses frais et depens dans la mesure fixee par le tribu­
nal arbitral. Leur montant est determine sans egard a la va­
leur litigieuse d'apres l'importance et la complexite du litige. 
Le recourant a en outre droit a des interets de retard fixes en 
fonction des taux du marche. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon /a proposition de la commission 

Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversiche­
rung 
Loi federale du 20 mars 1981 sur l'assurance-accidents 

Antrag der Kommission: BBI 

Antrag Guisan 
Art. 57 Abs. 3bis 
Der obsiegende Beschwerdeführer hat Anspruch auf den Er­
satz der Parteikosten, welche vom Gericht festzusetzen sind. 
Diese werden ohne Rücksicht auf den Streitwert nach der 
Bedeutung der Streitsache und nach der Schwierigkeit des 
Prozesses bemessen. Er hat zudem Anspruch auf Zuspre­
chung eines marktüblichen Verzugszinses. 

Proposition de /a commission: FF 

Proposition Guisan 
Art. 57 al. 3bis 
Le recourant qui obtient gain de cause a droit au rembourse­
ment de ses frais et depens dans la mesure fixee par le tribu­
nal arbitral. Leur montant est determine sans egard a la va­
leur litigieuse d'apres l'importance et la complexite du litige. 
Le recourant a en outre droit a des interets de retard fixes en 
fonction des taux du marche. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon Ja proposition de la commission 

Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über die Militärversiche­
rung 
Lai federale du 19 juin 1992 sur l'assurance militaire 

Antrag der Kommission: BBI 
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Antrag Guisan Art. 75bis Abs. 2 
Art. 27 Abs. 3bis Der Bundesrat bestellt die Eidgenössische Rekurskommis-
Der obsiegende Beschwerdeführer hat Anspruch auf den Er- sion. Er regelt Organisation und Verfahren. 
satz der Parteikosten1 welche vom Gericht festzusetzen §iQd. Art]5bis Abs. 3 
Diese werden ohne Rücksicht auf den Streitwert nach der Gegen die Entscheide der Eidgenössischen Rekurskommis-
Bedeutung der Streitsache und nach der Schwierigkeit des sion kann Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Eidgenös-
Prozesses bemessen. Er hat zudem Anspruch auf Zuspre- sische Versicherungsgericht erhoben werden. 
chung eines marktüblichen Verzugszinses. 

Proposition de Ja commission: FF 

Proposition Guisan 
Art. 27 a/. 3bis 
Le recourant qui obtient gain de cause a droit au rembourse­
ment de ses frais et depens dans la mesure fixee par le tribu­
nal arbitral. Leur montant est determine sans egard a la va­
leur litigieuse d'apres l'importance et la complexite du litige. 
Le recourant a en outre droit a des interets de retard fixes en 
fonction des taux du marche. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte seJon Ja proposition de Ja commission 

Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische Ar­
beitslosenversicherung 
Loi federale du 25 juin 1982 sur l'assurance-ch6mage obliga­
toire 

Antrag der Kommission: 88/ 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Bundesgesetz vom 25. September 1952 über die Erwerbs­
ersatzordnung 
Loi federale du 25 septembre 1952 sur /e regime des alloca­
tions pour perte de gain 

Antrag der Kommission: 881 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversiche­
rung 
Loi federa/e du 19 juin 1959 sur /'assurance-invalidite 

Neuer Antrag der Kommission 
Art. 69 Abs. 1 
Gegen Verfügungen aufgrund dieses Gesetzes kann innert 
30 Tagen bei der verfügenden IV-Stelle Einsprache erhoben 
werden. Der Bundesrat regelt das Verfahren und kann Aus­
nahmen vom Grundsatz der Unentgeltlichkeit vorsehen. 
Art. 69 Abs. 2 
Gegen Einspracheentscheide kann Beschwerde an die Re­
kursbehörden der Alters- und Hinterlassenenversicherung 
erhoben werden. Die Artikel 84 bis 85bis sowie 96 AHVG 
sind sinngemäss anwendbar. 
Art. 69 Abs. 3 
Gegen die Entscheide der Rekursbehörden und der Schieds­
gerichte kann beim Eidgenössischen Versicherungsgericht 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde nach dem Bundesrechts­
pflegegesetz erhoben werden. 
Art. 75bis Abs. 1 
Gegen Verfügungen des Bundesamtes für Sozialversiche­
rung nach den Artikeln 73 und 74 kann innerhalb von 30 Ta­
gen seit Zustellung Beschwerde an die Eidgenössische Re­
kurskommission für kollektive Leistungen der Invalidenversi­
cherung erhoben werden. Ausgenommen sind Verfügungen 
über Beiträge, auf die das Bundesrecht keinen Anspruch ein­
räumt. 
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Antrag Guisan 
Art. 27 Abs. 2bis 
Das Schiedsgericht gemäss Absatz 2 stellt unter Mitwirkung 
des Parteien die für den Entscheid erheblichen Tatsachen 
fest; es erhebt die notwendigen Beweise und ist in der Be­
weiswürdigung frei. Der obsiegende Beschwerdeführer hat 
Anspruch auf den Ersatz der Parteikosten, welche vom Ge­
richt festzusetzen sind. Diese werden ohne Rücksicht auf den 
Streitwert nach der Bedeutung der Streitsache und nach der 
Schwierigkeit des Prozesses bemessen. Er hat zudem An­
spruch auf Zusprechung eines marktüblichen Verzugszinses. 

Nouvelle proposition de Ja commission 
Art. 69 a/. 1 
Taute decision rendue en vertu de la presente loi peut faire 
l'objet, dans les 30 jours, d'une opposition aupres de l'office 
Al qui l'a prise. Le Conseil federal regle la procedure et peut 
prevoir des exceptions au principe de la gratuite. 
Art. 69 al. 2 
Les decisions rendues sur opposition peuvent faire l'objet 
d'un recours aupres des autorites de premiere instance com­
petentes en matiere d'assurance-vieillesse et survivants. Les 
articles 84 a 85bis et 96 LAVS sont applicables par analogie. 
Art. 69 al. 3 
Les decisions des autorites de recours et des tribunaux arbi­
traux peuvent a leur tour faire l'objet d'un recours de droit ad­
ministratif aupres du Tribunal federal des assurances, con­
formement a la loi federale d'organisation judiciaire. 
Art. 75bis a/. 1 
Les decisions prises par !'Office federal des assurances so­
ciales en vertu des articles 73 et 7 4 peuvent faire l'objet d'un 
recours, dans les 30 jours des la notification, aupres de la 
Commission federale de recours en matiere de prestations 
collectives de l'assurance-invalidite. Font exception les deci­
sions portant sur des subventions qui ne se fondent pas sur 
un droit prevu par la legislation federale. 
Art. 75bis a/. 2 
Le Conseil federal institue une Commission federale de re­
cours. II regle son organisation ainsi que la procedure. 
Art. 75bis al. 3 
Les decisions de la Commission federale de recours peuvent 
faire l'objet d'un recours de droit administratif aupres du Tri­
bunal federal des assurances. 

Proposition Guisan 
Art. 27 al. 2bis 
Le tribunal arbitral selon alinea 2 etablit avec la collaboration 
des parties les faits determinants pour la solution du litige; il 
administre les preuves necessaires et les apprecie librement. 
Le recourant qui obtient gain de cause a droit au rembourse­
ment de ses frais et depens dans la mesure fixee par le tribu­
nal arbitral. Leur montant est determine sans egard a la va­
leur litigieuse d'apres l'importance et la complexite du litige. 
Le recourant a en outre droit a des interets de retard fixes en 
fonction des taux du marche. 

Rechstelner Paul (S, SG), Berichterstatter: Hier nur eine 
kurze Bemerkung namens der Kommission. Wir stellen in 
diesem Kontext nur einen einzigen Antrag zu Artikel 75bis. 
Das heisst im Ergebnis praktisch, dass damit die Vorschläge 
des ersten Teils der 4. IVG-Revision, die verworfen worden 
ist, realisiert sind. Sie waren ja vollständig unbestritten. Bei 
der Verbesserung des Verfahrensrechtes mit Artikel 75bis 
und den bereits vorgenommenen Beschlüssen zum ATSG ist 
dieses Einspracheverfahren so realisiert. 
Gestatten Sie mir vielleicht noch eine weitere kurze Bemer­
kung. Ich werde nachher vor der Gesamtabstimmung nichts 
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mehr zu diesem ganzen - monströsen, muss man fast sa­
gen - Anhang sagen, den wir jetzt im Schnellzugstempo 
durchberaten und der der Kommission, vor allem der Sub­
ko.mrr1ission. und noch viel mehr den Experten, natürlich tage-

. lange Ar6eif6escnerfna . 
Hier muss man feststellen, dass die Gesetzgebung jetzt a 
jour gebracht worden ist. Wegen der Verwerfung der Mutter­
schaftsversicherung sind auch diesbezüglich keine Anpas­
sungen im ATSG nötig. Es ist klar: Wenn die Gesetzge­
bungsarbeit im Ständerat relativ zügig erfolgt, dann ist diese 
ganze Arbeit so gültig. Sie ist jetzt auf dem letzten Stand. 
Falls die Vorlage ein paar Jahre liegenbleiben sollte, würde 
das die Gefahr mit sich bringen, dass die Arbeit in verschie­
denen Bereichen der Gesetzgebung wieder von neuem be­
gonnen werden müsste. Man hat bereits bei den Anpas­
sungsarbeiten, die wir vorzunehmen hatten, gesehen, wel­
chen Einfluss der Wandel der Gesetzgebung auf ein solches 
Koordinationswerk hat. Also: Diese Arbeit ist nun einmal ge­
macht. Sie muss jetzt genutzt werden, ansonsten ist sie für 
die Katz. 

Angenommen gemäss neuem Antrag der Kommission 
Adopte selon /a nouvelle proposition de la commission 

Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungsleistun­
gen zur AHVIIV 
Loi federale du 19 mars 1965 sur /es prestations comp/emen­
taires a l'AVSIAI 

Antrag der Kommission: 88/ 
Proposition de Ja commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft 
Loi federale du 20 juin 1952 sur /es allocations familiales 
dans l'agricu/ture 

Antrag der Kommission: 881 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Vor­
sorge 
Loi federale du 25 juin 1982 sur Ja prevoyance profession­
nelle 

Antrag der Kommission: 88/ 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Folgeänderungen in weiteren Gesetzen, die nicht Sozialver­
sicherungsgesetze sind 
Modifications subsequentes d'autres Jois qui ne sont pas des 
Jois concernant /es assurances socia/es 

Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de Ja commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 92 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, nominatif 
(Ref.: 3229) 

Für Arrrratrmrrdesf:!ntwum;ssfimmen·~Accept~t:· 
Aeppli, Alder, Antille, Baader, Banga, Bangerter, Baumann 
Ruedi, Baumann Stephanie, Baumberger, Beguelin, Berbe­
rat, Bircher, Bonny, Borer, Bortoluzzi, Brunner Toni, Carob­
bio, David, de Dardel, Dettling, Dormann, Dünki, Egerszegi, 
Eggly, Engler, Eymann, Fankhauser, Fehr Lisbeth, Freund, 
Gadient, Geiser, Gros Jean-Michel, Gross Jost, Guisan, 
Günter, Gysin Remo, Hafner Ursula, Hochreutener, Hollen­
stein, Jaquet, Jeanpretre, Jossen, Kalbermatten, Keller Chri­
stine, Keller Rudolf, Kofmel, Kunz, Lauper, Leemann, Loeb, 
Lötseher, Maury Pasquier, Meier Hans, Meyer Theo, Meyer 
Therese, Müller-Hemmi, Raggenbass, Ratti, Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruf, Ruffy, Schaller, 
Schenk, Scheurer, Schlüer, Schmid Odilo, Semadeni, 
Stamm Judith, Stamm Luzi, Steinemann, Steiner, Stump, 
Suter, Teuscher, Thanei, Tschopp, Tschuppert, Vallender, 
Vermot, von Feiten, Weber Agnes, Weigelt, Widmer, Witten­
wiler, Wyss (88) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Aguet, Ammann Schach, Aregger, Baumann Alexander, 
Beck, Bezzola, Binder, Blaser, Blocher, Borel, Bosshard, 
Bühlmann, Bührer, Cavadini Adriano, Cavalli, Chiffelle, Chri­
sten, Columberg, Comby, Debons, Donati, Dreher, Ducrot, 
Dupraz, Durrer, Eberhard, Ehrler, Engelberger, Epiney, 
Fasel, Fässler, Fehr Hans, Fehr Jacqueline, Fischer-Hägg­
lingen, Fischer-Seengen, Florio, Föhn, Frey Claude, Frey 
Walter, Friderici, Fritschi, Genner, Giezendanner, Goll, Gon­
seth, Grobet, Gross Andreas, Grossenbacher, Gusset, 
Gysin Hans Rudolf, Haering Binder, Hämmerle, Hasler 
Ernst, Heberlein, Hegetschweiler, Heim, Herczog, Hess 
Otto, Hess Peter, Hubmann, lmhof, Jans, Jutzet, Kuhn, 
Kühne, Lachat, Langenberger, Leu, Leuenberger, Maitre, 
Marti Werner, Maspoli, Maurer, Moser, Mühlemann, Müller 
Erich, Nabholz, Oehrli, Ostermann, Pelli, Philipona, Pidoux, 
Pini, Randegger, Rechsteiner Rudolf, Rychen, Sandoz Mar­
cel, Scherrer Jürg, Schmid Samuel, Schmied Walter, Simon, 
Speck, Spielmann, Steffen, Steinegger, Strahm, Stucky, 
Theiler, Tschäppät, Vetterli, Vogel, Vollmer, von Allmen, 
Waber, Weyeneth, Widrig, Wiederkehr, Zapfl, Zbinden, Zieg­
ler, Zwygart (111) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
Seiler Hanspeter (1) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Präsident: Seit 1985 haben sich viele Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Parlamentsdienste mit dieser Vorlage be­
fasst. Sie haben intensive Arbeit geleistet; sie haben immer 
wieder neue Vorlagen mit einbeziehen und neue Arbeit lei­
sten müssen. Sie alle verdienen dafür unseren herzlichen 
Dank. (Beifall) 
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Parlamentarische Initiative 
(Meier Josi). 
Sozialversicherungsrecht 

Ständerat 

Initiative parlementaire 
(Meier Josi). 
Droit des assurances sociales 

Differenzen - Divergences 
Einreichungsdatum 07.02.85 
Date de depot 07 02.85 
Ständerat/Conseil des Etats 05.06.85 

Ständerat/Conseil des Etats 11.06.87 

Ständerat/Conseil des Etats 12.06.89 

Bericht Kommission-SR 27.09.90 (BBI 1991 11185) 
Rapport Commission-CE 27.09.90 (FF 1991 11181) 

Stellungnahme des Bundesrates 17.04.91 (BBI 1991 11910) 
Avis du Conseil federal 17.04.91 (FF 1991 II 888) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.91 

Nationalrat/Conseil national 02.03.92 

98.058 

Vertiefte Stellungnahme des Bundesrates 17.08.94 (BBI 1994 V 921) 
Avis approfondi du Conseil federal 17.08.94 (FF 1994 V 897) 

Nationalrat/Conseil national 15.12.97 

Bericht SGK-NR 26.03.99 (BBI 1999 4523) 
Rapport CSSS-CN 26.03.99 (FF 1999 4168) 

Nationalrat/Conseil national 17.06.99 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.00 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Wir behandeln nun 
ein 15 Jahre altes Geschäft. Es sind noch drei Personen in 
unserem Rat, welche sämtliche Beratungen mitverfolgt ha-
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ben. Ich ersuche daher den Sprecher der Kommission, ganz 
kurz einige einleitende Bemerkungen zu machen. 

dem damaligen Krankenversicherungsgesetz und dessen 
Verordnungen schlicht verzweifelt. 
Einern Artikel in der «NZZ» vom 5. Februar 1992 ist denn 

- Schiess';.Fri~-~JG~): fü~d~e K~}TI~~~ion: NRac1h~,mlich auch folgY3Qde A~ge zu entnehmen: «Wenn als Resultat 
genau acme1n11a,u a11ren ue,ass, s1c11 unser a 11eu,e er- mehr als eine Vergrosserung des Durcheinanders heraus-
neut mit einer Vorlage, die eine - Sie haben es soeben ge- kommen würde, müsste das schon sehr erstaunen.» Es 
hört - ungewöhnlich lange Leidensgeschichte hinter sich hätte der «NZZ» allerdings gut angestanden, bei dieser Aus-
hat. Ein Grund dafür ist die komplexe Materie der Vorlage. sage auch in sprachlicher Hinsicht «würde»-los zu formulie-
Es ist nun einmal ein äusserst schwieriges Unterfangen, das ren. 
Sozialversicherungsrecht gesetzgeberisch unter einen Hut Noch weit bedenklicher als die fehlende Transparenz war je-
zu bringen, und dies nachträglich, nachdem wir alle Sozial- doch die Tatsache, dass die Rechtssicherheit deutlich abge-
versicherungsgesetze erlassen haben. nommen hätte. So stellte sich beispielsweise die Frage, 
Die Vielfalt der während Jahrzehnten aufgebauten Sozial- welche Bestimmungen Gültigkeit gehabt hätten, wenn sich 
versicherungssysteme - es sind deren zehn - ist ausge- Bestimmungen des Allgemeinen Teils und solche eines Ein-
prägter als ihre Kongruenz. Die bestehenden Divergenzen zelgesetzes widersprochen hätten. Diese Frage konnte auf-
zwischen den einzelnen Systemen erschweren eine mög- grund der ersten Fassung nicht befriedigend beantwortet 
liehst homogene Anwendung des Sozialversicherungsrech- werden, da der Allgemeine Teil aufgrund der schweizeri-
tes; sie sind für die Bürger komplex und wenig durchschau- sehen Rechtsordnung den Einzelgesetzen ja nicht überge-
bar. Die Notwendigkeit einer besseren Koordination der ordnet sein kann. Dennoch hätte der Allgemeine Teil nur 
verschiedenen Bereiche der Sozialversicherungen ist denn schon wegen seines Einflusses mit Sicherheit eine «Sonder-
auch weitgehend unbestritten. Deshalb verlangte Frau Josi stellung» eingenommen, was die Befürchtung weckte, der 
Meier, damals noch als Nationalrätin, mit einer Motion be- Gesetzgeber würde sich in Zukunft sehr schwer tun, Bestim-
reits 1973 eine bessere Koordination der Sozialversiche- mungen der Einzelgesetze zu revidieren, auch wenn dies 
rung. Später doppelte Frau Meier als Ständerätin nach und infolge der Entwicklungen im Sozialversicherungsbereich 
reichte am 7. Februar 1985 eine Parlamentarische Initiative noch so notwendig wäre. Ein typisches Merkmal des Sozial-
ein, die in die gleiche Richtung zielte. versicherungsrechtes - das sehen wir heute sehr gut - be-
Hier liegt der zweite Grund für die schier endlose Leidens- steht darin, dass es dauernd im Fluss ist. Es hat bisher noch 
zeit der Vorlage. Die Parlamentarische Initiative gibt dem nie einen endgültigen Abschluss erreicht und wird voraus-
Parlament zwar die Möglichkeit, nötigenfalls auch gegen den sichtlich auch nie einen erreichen. 
Willen des Bundesrates, eine Gesetzgebung voranzutrei- Die ursprünglich vom Ständerat beschlossene Fassung des 
ben. Aufgrund des bisher äusserst langwierigen Verfahrens Allgemeinen Teils stiess zudem aufgrund der finanziellen 
stellt sich indessen die Frage, ob es zweckdienlich ist, wenn Auswirkungen auf Ablehnung. Denn die Vorlage enthielt 
parlamentarische Gremien in derart komplexen Materien wie nicht nur formelle und allenfalls einige geringfügige materi-
der zur Diskussion stehenden Vorlage als Gesetzgeber in eile Änderungen der Einzelgesetze. Sie enthielt vielmehr -
Konkurrenz mit einem in diesen Problemen gut dotieren Ver- das muss man heute eingestehen - eine Vielzahl gravieren-
waltungsapparat treten. Die Frage muss meines Erachtens der materieller Eingriffe, die als Gesetzesänderungen gleich-
klar verneint werden. sam durch die Hintertür nicht akzeptabel waren. 
Auch unser Rat - oder mindestens die drei Mitglieder, die Als Beispiele können die Erhöhung der Limite der Überent­
schon damals, im September 1991, in diesem Rat anwe- schädigung, die Einschränkung der Rückerstattungspflicht 
send waren - ist an der langen Leidensgeschichte der Vor- unrechtmässig bezogener Leistungen und die Einführung 
lage nicht ganz unschuldig, und zwar nicht nur, weil es die der generellen Beitragserhebung auf Taggeldern erwähnt 
vorberatende Kommission 1991 abgelehnt hat, die Geset- werden. Einige dieser materiellen Änderungen hätten zu-
zesarbeiten an Bundesrat und Verwaltung zu delegieren. dem weitere, schwer abschätzbare Folgen gehabt. So zöge 
Der Rat selber hat es sich recht einfach gemacht. Er hat der eine Reduktion des Unfalltaggeldes infolge der Beitragser-
Vorlage am 25. September 1991 nach einer äusserst kurzen hebung zweifellos die Forderung nach sich, die Taggelder in 
Debatte mit 30 zu O Stimmen zugestimmt und hat die Kno- der Unfallversicherung generell zu erhöhen, was nochmals 
chenarbeit - ich darf das so sagen - eigentlich dem Natio- einen Kostenschub auslösen würde. Nur schon im Hinblick 
nalrat oder vielmehr dessen Kommission und Subkommis- auf die beiden I DA-Fiso-Berichte ist es wohl kaum ange-
sion überlassen. bracht, im Rahmen der Schaffung eines Allgemeinen Teils 
Die Kommission des Nationalrates und vor allem die Sub- gewichtige materielle Änderungen mit teilweise enormen 
kommission, die zuerst unter der Leitung von alt Nationalrat und schwer vorhersehbaren finanziellen Konsequenzen zu 
Heinz Allenspach und später unter der Leitung von National- beschliessen. 
rat Paul Rechsteiner die Hauptlast der Arbeiten bewältigt Auf heftige Kritik stiess sodann die Anwendung der Bestim-
hat, hatte es wahrlich nicht leicht, denn die Schaffung des mungen des Allgemeinen Teils auf die berufliche Vorsorge. 
Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversi- Denn mit der generellen Anwendbarkeit der Regeln des All-
cherungsrechts wurde bereits in den zwei vom Bundesrat gemeinen Teils auf die berufliche Vorsorge würden deren 
durchgeführten Vernehmlassungsverfahren heftig kritisiert. Charakter und Struktur verändert. Die Rechtsbeziehung zwi-
lm Verlauf der Detailarbeiten kam es dann zu einer verstärk- sehen den vorwiegend privatrechtlichen Vorsorgeeinrich-
ten, grundsätzlichen Kritik an der Gesetzesvorlage. Diese tungen, den Arbeitgebern und den Versicherten sind trotz 
Kritik erreichte gegen Ende 1996 ihren Höhepunkt. Auf Ab- Obligatorium nach wie vor vertraglich geregelt, und zwar 
lehnung stiess einmal die Schaffung eines neuen, selbst- meist einheitlich für die obligatorische und die überobligatori-
ständigen Gesetzes, das neben die bereits bestehenden sehe Vorsorge. 
Sozialversicherungsgesetze treten sollte. Es wurde von den Ein Resultat dieser heftigen Kritik ist, dass heute eine anläs-
Kritikern zu Recht bemängelt, dass mit der von unserem Rat slich der Sommersession 1999 vom Nationalrat beschlos-
beschlossenen Gesetzesvorlage das ursprünglich anvisierte sene Gesetzesvorlage, ein so genanntes «ATSG light», zur 
Ziel, nämlich die Schaffung von mehr Klarheit und Transpa- Diskussion steht. Dabei stellt sich vorerst eine Grundsatz-
renz für den Rechtsanwender, nicht erreicht werden könne. frage: Soll dem - verglichen mit der im Herbst 1991 von un-
Die höhere Zahl von Gesetzes- und Verordnungsnormen so- serem Rat beschlossenen Vorlage - nun völlig umgekrem-
wie die umfangreichen, teilweise unvollständigen und unzu- palten Gesetzeswerk zugestimmt werden oder nicht? Mit 
länglichen Verweisungen und Rückverweisungen hätten anderen Worten kann man fragen: Ist wirklich mehr heraus-
grosse Verwirrung geschaffen. So wäre beispielsweise ein gekommen als eine Vergrösserung des Durcheinanders? 
Rechtsanwender wohl nur schon bei der Suche nach dem Die langwierigen Beratungen des Allgemeinen Teils und die 
Umfang des Leistungskataloges in der obligatorischen Kran- anschliessenden Anpassungen der Einzelgesetze lassen 
kenversicherung aufgrund der unzähligen Verweisungen sich nur rechtfertigen, wenn für die Praxis letztlich eindeutige 
und Rückverweisungen zwischen dem Allgemeinen Teil und Vorteile erzielt werden; denn es gilt zu bedenken, dass die 
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Koordination nicht Selbstzweck sein darf. Wer koordiniert den sich auch durch die Regelung über die Überentschädi-
und verknüpft, muss dafür besorgt sein, dass der Knoten gung und die Kürzung und Verweigerung von Versiehe-
nicht gewichtiger wird als die verknüpften Teile - Gordios rungsleistungen ergeben, wobei letztere jedoch einen 
lässt grüssen. Kompromiss darstellt, der unabhängig von den Beratungen 

·rnevorberafenae Komm1ss1onlfües~esTstfüirAurfas:-aesAllgeme1nenTe11sgetroffenwurde. ---······· 
sung, dass der vom Nationalrat beschlossene Allgemeine 
Teil des Sozialversicherungsrechtes zahlreiche Vorteile und 
grösstmögliche Ordnung in ein bestehendes Durcheinander 
bringt. Der vorgebrachten Kritik an der ursprünglichen Vor­
lage wurde praktisch vollumfänglich Rechnung getragen, 
und die Mängel wurden zum grössten Teil behoben. Insbe­
sondere sprechen heute folgende Gründe für die Zustim­
mung zur Gesetzesvorlage: 
- Sie führt zahlreiche begrüssenswerte Neuerungen ein, 
ohne dabei die bestehenden Strukturen in Frage zu stellen. 
So werden beispielsweise sämtliche wichtigen Begriffe für 
alle Sozialversicherungszweige klar und einheitlich definiert. 
Dies bringt die gewünschten Vereinfachungen und trägt zur 
Klärung bei. 
- Erstmals werden verschiedene Koordinationsfragen im 
Gesetz geregelt. Dabei wird klar festgehalten, in welcher 
Reihenfolge die einzelnen Sozialversicherungszweige Leis­
tungen erbringen müssen. Die gewählte Reihenfolge ent­
spricht dabei durchwegs dem geltenden Recht. Zudem wird 
ausdrücklich festgelegt, dass im Sozialversicherungsrecht 
eine Überentschädigungsgrenze gilt. Die bisherige Gerichts­
praxis hat immer wieder betont, es fehle eine solche Über­
entschädigungsgrenze. 
- Weiter trägt eine Vielzahl einheitlicher Verfahrensvorschrif­
ten zur Transparenz und Vereinfachung der Durchführung 
bei. Einen grossen Fortschritt in durchführungstechnischer 
Hinsicht sehen wir in der Vereinheitlichung aller Fristen. 
Über die Frage, ob ein Fristenstillstand zu beachten und un­
ter welchen Voraussetzungen eine Frist wiederherzustellen 
sei, soll es keine Streitigkeiten mehr geben. Durch eine ein­
heitliche Regelung und die Ausdehnung des Anwendungs­
bereichs des Einspracheverfahrens - das ist eine wesentli­
che Änderung, die Ihre Kommission eingebracht hat - wird 
künftig verhindert, dass jeder Streitfall automatisch zu einem 
Gerichtsfall wird. 
- Weiter führt der Allgemeine Teil eine generelle Verzugs­
zinspflicht ein, wobei die Voraussetzungen sehr eng gefasst 
werden. 
- Die Mitwirkungspflichten der versicherten Personen wer­
den klar und eingehend geordnet. Dies liegt nicht nur im In­
teresse der Versicherer, sondern auch in demjenigen der 
versicherten Personen. 
- Die neue Verweisungstechnik, die der Nationalrat einge­
führt hat, bringt zahlreiche Vorteile. Es wird einerseits klar, 
dass der Allgemeine Teil keine «übergesetzliche» Sonder­
stellung einnehmen will. Andererseits kann auf diese Weise 
die grösstmögliche Rechtssicherheit garantiert werden. Wi­
dersprüchliche Regelungen sind ausgeschlossen, da grund­
sätzlich weder der Allgemeine Teil noch die Einzelgesetze 
aufeinander verweisen. Nicht zuletzt ist es möglich, den Be­
sonderheiten der Einzelgesetze umfassend Rechnung zu 
tragen. Nicht erwünschte materielle Änderungen im Allge­
meinen Teil mit weitreichenden finanziellen Konsequenzen 
können auf diese Weise verhindert werden. 
- Die Vorlage enthält schliesslich keine Bestimmungen 
mehr, die nur in einem oder in wenigen Sozialversicherungs­
zweigen enthalten und derart komplex sind, dass sie nicht in 
die Vorlage gehören. 
- Letztlich: Es werden von der höchstrichterlichen Recht­
sprechung ausgefüllte Gesetzeslücken kodifiziert. 
Zu den finanziellen Auswirkungen des Allgemeinen Teils: 
Wir können keine präzisen Angaben darüber machen. Abge­
sehen von den nicht sehr bescheidenen Kosten der Gesetz­
gebung ist jedoch nicht mit relevanten Kostenfolgen zu 
rechnen. Die Bestimmungen, die mit teilweise grossen finan­
ziellen Konsequenzen verbunden gewesen wären, sind vom 
Nationalrat entweder ganz gestrichen oder aber erheblich 
geändert worden. 
Gewisse Mehrkosten dürfte die Regelung über die Verzugs­
und Vergütungszinsen bewirken. Gewisse Mehrkosten wer-
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Diesen nicht allzu stark ins Gewicht fallenden Mehrkosten 
stehen jedoch auch Einsparungen gegenüber. Ich denke da 
an die Einführung des Einspracheverfahrens, durch das 
nicht mehr jede Auseinandersetzung gleich zu einem Ge­
richtsfall wird. 
Die vorberatende Kommission des Ständerates hat an dem 
vom Nationalrat beschlossenen Allgemeinen Teil nur wenige 
formelle Änderungen vorgenommen. Sie hat sich jedoch da­
für ausgesprochen - ich habe es bereits erwähnt -, das bis­
her in der Kranken-, in der Unfall- sowie in der Militärversi­
cherung bekannte und bewährte Einspracheverfahren auch 
im Bereich der Alters- und Hinterlassenenversicherung, der 
Ergänzungsleistungen, der Erwerbsersatzordnung und der 
Familienzulagen in der Landwirtschaft einzuführen. 
Auf die von der Kommission beantragten Abweichungen von 
den Beschlüssen des Nationalrates werde ich im Rahmen 
der Detailberatung bei den jeweiligen Bestimmungen einge­
hen. Ich werde auch zu verschiedenen Beschlüssen des Na­
tionalrates etwas sagen müssen, die vollständig von dem 
abweichen, was wir in der ersten Runde beschlossen haben. 
Ich bitte Sie namens der vorberatenden Kommission, die 
Vorlage gemäss ihren Anträgen zu verabschieden. 

Brunner Christiane (S, GE): II est vrai que nous n'avons 
pas aujourd'hui a proprement parler un debat d'entree en 
matiere, mais dans la mesure ou ce projet est le fruit d'une 
initiative parlementaire deposee deja il y a quinze ans, je me 
permettrai egalement quelques considerations d'ordre gene­
ral. 
Notre ancienne collegue, Mme Josi Meier, et l'equipe de ju­
ristes qui ont accompagne ce processus, avaient de l'ambi­
tion, une veritable ambition de legislateur, et il convient de 
leur rendre hommage. II y a en effet toujours mieux a faire 
dans la politique quotidienne que de se lancer dans un vaste 
projet proposant une partie generale des assurances socia­
les. II nous appartient aujourd'hui de terminer l'ouvrage mis 
sur le metier, ou travaille en tout cas au Conseil national. Si 
l'on pense a la maniere tres pragmatique dont nous avons 
elabore les assurances sociales dans notre pays, une har­
monisation, une coordination de cette legislation est indis­
pensable au niveau procedural. Marne si c'est un travail long 
et fastidieux, il a ete realise gräce a l'appui d'experts quali­
fies et il entre dans notre mandat de legislateur d'y donner 
suite. 
Le systeme adopte par le Conseil national a le merite de la 
transparence. A la lecture d'une loi particuliere dans le do­
maine des assurances sociales, on peut voir immediatement 
si la partie generale des assurances sociales est applicable 
a cette loi speciale, et dans quelle mesure. C'est la raison 
pour laquelle le Conseil national a procede a l'adaptation ne­
cessaire de toutes les Jois speciales, ce qui represente un 
travail gigantesque, mais fructueux quant a la technique le­
gislative. 
Nous pouvons faire la comparaison avec la loi sur la protec­
tion des donnees, qui constitue an quelque sorte une loi-ca­
dre, avec un delai pour l'adaptation de toutes las autres lois. 
Or, !'essential des problemes es! apparu plus tard, au mo­
ment de l'adaptation de ces lois. Nous avons dü prolonger le 
delai d'adaptation et nous sommes seulement maintenant 
an train de terminer le travail legislatif en matiere de protec­
tion des donnees. On peut donc affirmer qua, dans la partie 
generale des assurances sociales, c'est la premiere fois 
qu'un tel effort de coordination et d'harmonisation des diffe­
rentes dispositions legales a ete entrepris en detail pour une 
loi federale qui a une portee generale. 
Ce systeme legislatif, qui est juste an soi, presente l'inconve­
nient de rendre plus complexe la mise an vigueur de cette loi 
et de donner ainsi du travail supplementaire a l'administra­
tion federale. C'est bien la raison pour laquelle il a fallu sans 
deute une initiative parlementaire pour que ca processus le-

michael.tellenbach
Textfeld



85.227 Conseil des Etats 174 22 mars 2000 

gislatif soit enclenche, parce qu'il y a plus de quinze ans 
deja, l'administration federale declarait ne pas avoir de 
temps a consacrer a un travail legislatif de teile envergure. 
Maintenant que nous sommes au baut du travail parlemen­
taire, je suis peJl3LJa<;lee qut, fadministration .. sau,a-falre fae& 
a ce surcroit de travail gräce a des experts, et qu' eile contri­
buera ainsi a donner a nos assurances sociales le cadre 
harmonise qui, jusqu'a present, leur a fait defaut. 
II ne faut pas se laisser impressionner par le volume du de­
pliant, puisque nous arrivons dans la phase finale et que les 
travaux de votre commission n'entra7nent pratiquement pas 
de divergences avec le Conseil national. Je vous rappelle 
qu'en decembre deja, nous avions un depliant, de meme vo­
lume environ, portant sur la revision de la partie generale du 
Code penal suisse, et que nous avons pu absorber ce tra­
vail, en tant que premier Conseil, en quelques heures de dis­
cussion. 
Je vous encourage donc vivement a achever la mise en 
place de la partie generale des assurances sociales avec un 
elan identique a celui que vous avez apporte a la partie ge­
nerale du Code penal. 

Cottier Anton (C, FR): Nous devons regler aujourd'hui de 
nombreuses et importantes divergences. En effet, le Conseil 
national a fondamentalement change le projet que notre 
Conseil avait adopte en 1991. La commission n'a pas pro­
cede a un examen leger des decisions du Conseil national; 
non, eile s'est pose la question de savoir si le projet issu des 
debats du Conseil national est le bon: puisque !'initiative par­
lementaire Meier Josi remonte a 1985 et que depuis les 
temps ont change, ne faudrait-il pas renoncer a ce projet de 
loi? Le projet a+il encore un sens? Notre commission a dQ 
repondre a ces questions et, comme je l'ai dit, son examen 
n'a pas ete accompli a la legere. Elle a entendu des experts 
ainsi que le president du Tribunal federal des assurances. La 
reponse de la commission est affirmative: oui, le projet a un 
sens. II est necessaire. 
En effet, notre systeme social comprend dix assurances so­
ciales. C'est un ensemble de lois diverses congues de 1946, 
date de la creation de l'AVS, a 1994, date de la loi sur l'assu­
rance-maladie. Chacune de ces lois, dans cet espace de 
temps, a evolue a sa fagon; chacune a ete developpee et 
modifiee selon les besoins de l'instant, sans qu'il y ait eu 
coordination entre elles. II y a aussi un developpement de 
chacune des lois par la jurisprudence des tribunaux et il 
s'est souvent fait dans un ordre disperse, ou plutöt dans le 
desordre. 
Aujourd'hui, la legislation sociale est donc composee de plu­
sieurs lois, de plusieurs textes legislatifs parfois disparates. 
Cela conduit aussi dans les cantons a des applications di­
verses de memes dispositions. L'.assurance-invalidite qui, 
sur le plan financier est desequilibree, en est un exemple. Le 
projet de loi federale sur la partie generale du droit des as­
surances sociales constitue donc le premier effort d'harmo­
niser les dix Jois, de coordonner leurs effets, de creer des 
criteres communs pour unifier l'application de l'ensemble de 
nos assurances sociales. Certes, ca projet n'est pas parfait 
et l'avenir nous dira s'il est reussi. Mais l'acte legislatif qua 
nous entreprenons aujourd'hui est necessaire, car il unifie 
les regles non litigieuses de procedure communes a toutes 
les assurances sociales. En outre, Ja ou la jurisprudence a 
fait evoluer l'oeuvre sociale, la loi constitue une mise a jour. 
Enfin, ce long et grand effort est entrepris dans le but de cla­
rifier, d'unifier las notions essentielles et las definitions. L'.es­
prit d'unite insuffle a ce projet de loi renforcera l'application 
uniforme des diverses Jois par las instances cantonales. 
Je vous invite donc a suivre Ja commission, et surtout, a ap­
prouver la Joi en vote final. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: On l'a rappele, ce tut 
bien votre Chambre qui adopta, il y a neuf ans, un projet de 
loi federale sur la partie generale du droit des assurances 
sociales (LPGA) pour donner suite a une initiative parlemen­
taire Meier Josi. S'agissant de Ja question de principe de la 
necessite d'une teile loi, il taut bien constater qu'il existe un 

grand besoin de simplifier, d'harmoniser, de coordonner les 
dispositions des differentes lois existantes. La LPGA a ce­
pendant toujours ete soumise a une exigence particuliere, et 
cela des le debut. Elle doit viser une harmonisation formelle, 
et flOfr j:)85 tme modification materrerte lmporTafife au cfrolf 
des assurances sociales. 
Le Conseil federal avait deja souligne, dans ses deux avis 
de 1991 et de 1994, que le droit des assurances sociales 
etait une matiere tres complexe et que le succes d'une 
LPGA dependait de la maniere dont on arriverait a realiser 
une teile harmonisation formelle dans les details. Le Conseil 
national a retravaille a fond Je projet initial en abordant aussi 
les questions de detail. Si l'on compare le projet de 1991 a 
celui qui est issu du debat du Conseil national de juin 1999, 
on constate que les deux Chambres sont d'accord sur l'ob­
jectif a atteindre, mais qu'elles ont choisi, Mme Brunner l'a 
souligne, une technique legislative differente. En optant pour 
une LPGA «light», le Conseil national a aussi, dans une cer­
taine mesure, revu les dimensions du projet. C'est ainsi qu'il 
a renonce a reglementer materiellement le droit medical et 
qu'il a exclu de l'application de la LPGA tout le domaine des 
subventions. 
Cette demarche me para1t judicieuse car eile tient campte 
de la creation de la LAMal entre-temps, et elle respecte le 
fait que le droit des subventions est regi par d'autres regles 
que celles des assurances sociales. Les tres nombreuses 
divergences dont vous devez debattre aujourd'hui sont prin­
cipalement dues a une nouvelle technique legislative. Ces 
divergences sont plutöt d'ordre redactionnel que materiel. 
II y a ensuite les differences resultant d'une harmonisation 
plus poussee entre la LPGA et les lois particulieres sur le 
plan du contenu, ou qui s'expliquent par des changements 
intervenus dans la legislation au cours des dernieres an­
nees. 
Votre commission, qui etait chargee de l'examen prelimi­
naire de la question, a conclu, tout comme le Conseil fede­
ral, que les travaux du Conseil national ont rendu le projet 
plus coherent. Celui-ci exploite les possibilites d'harmonisa­
tion, mais il respecte aussi les limites juridiques et politiques 
fixees a l'harmonisation du droit des assurances sociales. 
En meme temps, la nouvelle technique legislative permet 
d'assurer la securite necessaire du droit. Cependant, meme 
la LPGA laisse subsister des differends specifiques entre les 
diverses assurances. II ne taut donc pas s'attendre a ce que 
taut soit beaucoup plus simple qu'avant. La LPGA comporte 
neanmoins des avantages. Sous sa forme actuelle - cela 
me para1t etre l'essentiel -, la LPGA unifie les principes de 
procedure. Elle tient egalement compte des regles develop­
pees par la jurisprudence, qui ne figurent pas encore dans le 
droit ecrit. A l'instar de la nouvelle constitution, cette mise a 
jour du droit des assurances sociales apporte notamment a 
ceux qui l'appliquent un surcro1t de securite et de clarte. 
Par ailleurs, en creant la LPGA, on met en place une plate­
forme qui permettra de developper le droit des assurances 
sociales de maniere uniforme. 
La LPGA pose toutefois un certain nombre de problemes sur 
lesquels tant Je Parlement que le Conseil federal et l'admi­
nistration auront encore a se pencher. 
1. II importe au Parlament d'assurer la coordination sur Je 
plan legislatif. Les propositions de la commission qui modi­
fient l'annexe tiennent campte des dernieres modifications 
concernant Je droit des assurances sociales, qui sont en­
trees en vigueur depuis que Je Conseil national a traite le 
projet. Mais il faudra encore veiller au point suivant, a la 
coordination avec les modifications en matiere de droit des 
assurances sociales qui decouleront des accords bilateraux, 
sur lesquels le peuple votera au mois de mai. Ensuite, Ja 
coordination avec Ja revision en cours de la LAMal, celle 
avec Ja revision de l'AVS facultative, celle encore avec Je 
message concernant l'adaptation et l'harmonisation des ba­
ses legales pour le traitement de donnees personnelles 
dans les assurances sociales, message qua nous allons trai­
ter des que nous aurons termine ce travail-la, et ou j'aurai 
l'occasion de revenir sur cette harmonisation necessaire. Et 
puis, Ja coordination avec Ja recente revision de la LACI. 
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Afin de garantir une legislation consequente, il faudra conti- Art. 1 
nuellement mettre a jour la LPGA et son annexe, jusqu'a la Proposition de la commission 
fin des debats parlementaires, lesquels devront prendre en Al. 1 
consict$Lation_ces besoins de coordination.J;nfin,Je Parle- -Ja presente loi coordonne le droit des assurances s99iales 
ment devra adopter l'annexe de la LPGA avant l'entree en vi- de la Confederation en: 
gueur de celle-ci, pour tenir campte des revisions qui seront a. definissant les principes, les notions et les institutions du 
traitees dans un proche avenir, et je pense en premier lieu a droit des assurances sociales; 
la 11 e revision de I' AVS. b. fixant les normes d'une procedure uniforme et reglant l'or-
Deuxieme probleme: la LPGA donnera lieu a d'importants ganisation judiciaire dans le domaine des assurances socia-
travaux de revision sur le plan des ordonnances et des di- les; 
rectives. Le Conseil federal et l'administration devront faire c. harmonisant les prestations des assurances sociales; 
face, dans ce domaine, a un tres grand volume de travail. d. reglant le droit de recours des assurances sociales envers 
Mme Brunner a souligne tout a l'heure l'importance du röle des tiers. 
du Parlement pour mettre en oeuvre cette grande reforme. II Al. 2 
est clair qu'avec l'adoption de la LPGA, le travail ne sera pas Bitter 
acheve. J'aimerais plaider ici pour une certaine comprehen­
sion quant a l'immensite de la täche qui reste a faire. C'est 
pourquoi la LPGA ne pourra pas entrer en vigueur immedia­
tement, d'autant plus que tous les organes d'application - je 
pense notamment aux caisses de compensation AVS, aux 
assureurs-maladie, aux assureurs-accidents, a tous les or­
ganes de l'assurance-chömage - devront examiner leurs 
processus de travail sous l'angle de la compatibilite avec la 
LPGA et preparer les changements necessaires. II faudra 
donc investir encore beaucoup d'energie et de temps 
jusqu'a ce que les avantages de l'harmonisation se tradui­
sent dans les faits. Mais le travail qui a ete fait est une excel­
lente base pour la suite et je puis vous assurer que nous 
allons nous y atteler avec determination. II faut tout simple­
ment tenir campte de l'harmonisation necessaire des modes 
de travail, et c'est a cela que nous allons pouvoir nous enga­
ger des que le debat parlementaire sera termine. 
En ce qui concerne les remarques sur les modifications de 
detail, nombreuses a cause du changement profond de la 
structure meme, j'aurai l'occasion d'y revenir dans l'examen 
de detail, mais il est clair - j'aimerais encore le redire - que 
l'objectif est le meme, il y a vraiment une volonte commune, 
la structure legislative est differente. Ne vous laissez donc 
pas effrayer par la complexite du depliant. L:idee meme est 
en soi tres simple. 

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialver­
sicherungsrechtes 
Loi federale sur la partie generale du droit des assuran­
ces sociales 

Ingress 
Antrag der Kommission 
.... Artikel 112 Absatz 1, 114 Absatz 1 und 117 Absatz 1 der 
Bundesverfassung .... 

Preambule 
Proposition de /a commission 
.... vu las articles 112 alinea 1 er, 114 alinea 1 er et 117 alinea 
1 er de la constitution .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Dieses Gesetz koordiniert das Sozialversicherungsrecht des 
Bundes, indem es: 
a. Grundsätze, Begriffe und Institute des Sozialversiche­
rungsrechtes definiert; 
b. ein einheitliches Sozialversicherungsverfahren normiert 
und die Rechtspflege regelt; 
c. die Leistungen aufeinander abstimmt; 
d. den Rückgriff der Sozialversicherungen auf Dritte ordnet. 
Abs. 2 
Streichen 
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Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Artikel 1 stellt 
den Zweckartikel dar, der die Zielsetzung des Gesetzes um­
schreibt. Es sollen Grundsätze, Begriffe und Institute des 
Sozialversicherungsrechtes definiert werden. Ferner sollen 
ein einheitliches Sozialversicherungsverfahren normiert und 
die Rechtspflege geregelt werden. Weiter stimmt das neue 
Gesetz die Leistungen aufeinander ab und ordnet den Rück­
griff der Sozialversicherungen auf Dritte. 
Der Allgemeine Teil sieht indessen keine materielle Verein­
heitlichung der verschiedenen bestehenden Sozialversiche­
rungszweige vor. Eine materielle Koordination zwischen den 
unterschiedlichen Sozialversicherungszweigen, beispiels­
weise zwischen einer Volksversicherung wie der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung und einer Arbeitnehmerversi­
cherung wie der obligatorischen Unfallversicherung, kann 
nicht Gegenstand des Allgemeinen Teils sein. Eine solche 
materielle Koordination wäre nur mit weit reichenden materi­
ellen Änderungen des geltenden Rechtes zu erreichen, die 
mit enormen und teilweise schwer vorhersehbaren Kosten­
folgen verbunden wären. 
Aufgrund der neuen Verweisungstechnik - ich komme bei 
Artikel 2 darauf zurück - muss auf die Auflistung der dem 
Allgemeinen Teil unterstellten Einzelgesetze verzichtet wer­
den, denn es soll den Einzelgesetzen überlassen bleiben, ob 
und inwieweit sie eine Anwendbarkeit dieses neuen Geset­
zes, des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechtes, 
vorsehen wollen. 
Die Kommission beantragt Ihnen die Zusammenfassung der 
vom Nationalrat beschlossenen zwei Absätze von Artikel 1 
in einem einzigen Absatz. Es handelt sich dabei nicht um 
eine materielle Änderung, sondern um eine Klärung. 

Angenommen Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schlesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Artikel 2 ist 
von zentraler Bedeutung für das gesamte Gesetzeswerk und 
für das Sozialversicherungsrecht. Im Vergleich zu der von 
unserem Rat 1991 beschlossenen Regelung stellt die nun 
vom Nationalrat beschlossene Fassung eine radikale Ände­
rung der Funktion des Allgemeinen Teils dar. 
Aufgrund der vom Ständerat ursprünglich beschlossenen 
Konzeption wäre dem Allgemeinen Teil des Sozialversiche­
rungsrechtes gleichsam eine «übergesetzliche» Stellung 
eingeräumt worden, auch wenn dies der Ständerat, wie dem 
Bericht der Kommission vom 27. September 1990 zu ent­
nehmen ist, eigentlich nicht gewollt hat. 
In der Hierarchie der schweizerischen Rechtsordnung kann 
es kein Gesetz geben, welches zwischen der Verfassung 
und den Bundesgesetzen angesiedelt ist. Selbst wenn die 
Bestimmung Ober das Verhältnis zu den einzelnen Sozial­
versicherungsgesetzen so formuliert werden könnte, dass 
der Allgemeine Teil auf derselben Stufe stünde wie die Ein-
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zelgesetze, so würde er dennoch eine zugegebenermassen 
schwer definierbare Sonderstellung einnehmen. 
Der Nationalrat hat sich deshalb für eine völlig andere Kon-

··· zeption entschieden yls der Stände!at.. Dem. Allg~meinen 
Teil wird keine gleichsam «übergesetzliche» Sonderstellung 
eingeräumt. Es wird vielmehr den Einzelgesetzen überlas­
sen, wo und wie weit sie den Allgemeinen Teil für anwendbar 
erklären wollen. So wird beispielsweise in Artikel 1 des Bun­
desgesetzes über die Unfallversicherung festgehalten, dass 
der Allgemeine Teil grundsätzlich anwendbar ist, soweit das 
Unfallversicherungsgesetz nicht ausdrücklich eine Abwei­
chung vorsieht. 
Diese vom Nationalrat gewählte Verweisungstechnik erlaubt 
es, gewisse Bereiche vom Anwendungsbereich des Allge­
meinen Teils auszunehmen. Es handelt sich dabei vor allem 
um Bereiche, die einerseits äusserst komplex sind und die 
andererseits nur in einem oder in wenigen Einzelgesetzen 
geregelt werden müssen. Im Unfallversicherungsgesetz ist 
dies unter anderem der Bereich des Medizinalrechtes und 
des Tarifwesens. Diese Verweisungstechnik des Nationalra­
tes erlaubt es zudem, auf die Besonderheiten der jeweiligen 
Einzelgesetze Rücksicht zu nehmen. Als Beispiel kann die 
unveränderte Beibehaltung der Regelung der Komplemen­
tärrente in der obligatorischen Unfallversicherung erwähnt 
werden, dies in Abweichung von der Überentschädigungsre­
gelung in Artikel 76 des Allgemeinen Teils. 
Mit der neuen Verweisungstechnik wird auch grösstmögliche 
Rechtssicherheit garantiert. Es kann eigentlich keine Unklar­
heiten mehr geben darüber, welche Bestimmung anwendbar 
ist und welche nicht. 
Mit der vom Bundesrat beantragten ergänzenden Bestim­
mung im Geschäftsverkehrsgesetz, die in Anhang 11 zu die­
ser Vorlage zu finden ist, wird zudem sichergestellt, dass bei 
künftigen Vorlagen des Bundesrates die jeweils anvisierten 
Ziele der Gesetzesänderungen unter dem Aspekt der Har­
monisierung geprüft werden. Auf diese Weise besteht Ge­
währ dafür, dass sich nicht ungewollt neue, unterschiedliche 
Entwicklungen in den einzelnen Sozialversicherungszwei­
gen einstellen. 
Ich bitte Sie, dem Beschluss des Nationalrates zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Als Geburtsgebrechen gelten diejenigen Krankheiten, die 
bei vollendeter Geburt bestehen. 

Art. 3 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
A/.2 
Est reputee infirmite congenitale toute maladie presente a la 
naissance accomplie de l'enfant. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Artikel 3ff. 
enthalten, wie es in Artikel 1, dem Zweckartikel dieses Ge­
setzes, festgehalten ist, die Definitionen von allgemeinen 
Begriffen. 
Artikel 3 definiert den Begriff der Krankheit. Bei Absatz 1 
schliesst sich die Kommission dem Beschluss des National­
rates an; die Definition der Krankheit entspricht der im Bun­
desgesetz über die Krankenversicherung enthaltenen Defini­
tion. 
In Abweichung zum Beschluss des Nationalrates schlägt Ih­
nen die Kommission aus Gründen der Transparenz vor, den 
Begriff des Geburtsgebrechens in einem Absatz 2 festzuhal­
ten. Es handelt sich dabei nicht um eine materielle Ände­
rung. Die Definition entspricht vielmehr dem geltenden 
Recht; sie ist heute in Artikel 1 der Verordnung vom 9. De­
zember 1985 über Geburtsgebrechen enthalten. Die Auf-

nahme der Definition der Geburtsgebrechen im Allgemeinen 
Teil macht einen Verweis in den entsprechenden Einzelge­
setzen notwendig. Wir werden darauf zurückkommen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag Ihrer Kommission zuzustimmen ... 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Apres !'excellente pre­
sentation de M. Schiesser, je tiens a dire que nous accep­
tons la proposition de la commission. En effet, si l'on 
maintient l'alinea 2 de l'article 3, il faudra inclure les renvois 
necessaires dans les lois specifiques, en particulier: a l'arti­
cle 13 de la loi sur l'assurance-invalidite, aux articles 1 a, 27 
et 52 de la loi sur l'assurance-maladie. Sur ce plan, les cor­
rections dans les lois precitees devront etre faites pour har­
moniser la definition. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4--6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu Artikel 4 
möchte ich lediglich bemerken, dass die vom Nationalrat be­
schlossene Definition des Unfalles der geltenden Gesetzge­
bung und Rechtsprechung entspricht. 
Bei Artikel 6 hat der Nationalrat beschlossen, den Begriff 
des psychischen Gesundheitsschadens nicht aufzunehmen. 
Diesen Begriff haben wir in der Zwischenzeit in die Bundes­
verfassung eingeführt. 
Den Begriff des psychischen Gesundheitsschadens könnte 
man an sich auch ins ATSG aufnehmen. Im Bereich der Un­
fallversicherung würde dann allerdings eine Schwierigkeit 
entstehen. Die Unfallversicherung übernimmt psychische 
Gesundheitsschäden als Folge eines Unfalles nur unter rela­
tiv engen Voraussetzungen. Wenn in Artikel 6 nun generell 
davon gesprochen würde, dass die Arbeitsunfähigkeit auch 
auf psychische Gründe zurückgeführt werden kann, könnte 
das dazu führen, dass neu die Unfallversicherung bei psy­
chisch bedingter Arbeitsunfähigkeit in jedem Fall eine Leis­
tung erbringen müsste. Wenn man also in Artikel 6 und den 
Parallelbestimmungen neu die psychische Seite mit einbe­
zöge, müsste man im Unfallversicherungsgesetz eine Ab­
weichung festlegen, um sicherzustellen, dass am heutigen 
Rechtszustand nichts geändert wird. Aus diesem Grunde 
hat Ihre Kommission darauf verzichtet, hier den psychischen 
Gesundheitszustand aufzuführen. Wir wollten keine materi­
ellen Änderungen gegenüber dem heutigen Zustand in der 
Unfallversicherung bewirken, Änderungen, die mit unabseh­
baren Kostenfolgen verbunden sein könnten. 
Ich bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen, wie er Ihnen vorliegt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7, 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zum lnvalidi­
tätsbegriff in Artikel 8 gilt es vorerst eine Grundsatzbemer­
kung zu machen: Der Ständerat wurde vom Nationalrat 
darauf aufmerksam gemacht, dass die neue Bundesverfas­
sung einen dreigliedrigen lnvaliditätsbegriff enthalte - ich 
habe es soeben erwähnt -, ohne dass damit eine materielle 
Änderung angestrebt worden sei. Es wurde dabei dem Stän­
derat überlassen, ob er in Bezug auf den lnvaliditätsbegriff 
eine Kongruenz zur Gesetzgebung herstellen wolle oder 
nicht. Nach Auffassung der Kommission ist eine Neuformu­
lierung des lnvaliditätsbegriffes hier im Allgemeinen Teil 
nicht notwendig. Die Kommission bittet Sie deshalb, den 
vom Nationalrat beschlossenen Bestimmungen in Artikel 8 
zuzustimmen. 
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Bezüglich Absatz 3. wurde im Nationalrat zudem ein Antrag 
behandelt, der die Ubernahme der vom Ständerat beschlos­
senen Formulierung verlangte, weil der Teilsatz «wenn eine 
Unmöglichkeit vorliegt» eine sprachliche Ungeheuerlichkeit 
darstelle. OerAntragstellerr Herr .. !'ilationalrat Jutzet„l:lat sei~·· 
nen Antrag dann zurückgezogen und den Ständerat gebe­
ten, eine sprachliche Verbesserung zu suchen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass die vom Nationalrat beschlossene For­
mulierung der geltenden Gesetzgebung entspricht. Es kann 
diesbezüglich auf Artikel 5 des Bundesgesetzes über die In­
validenversicherung verwiesen werden. Da mit dem Allge­
meinen Teil grundsätzlich keine materiellen Änderungen der 
geltenden Gesetzgebung vorgenommen werden sollen, 
kann der ursprünglich vom Ständerat beschlossenen Formu­
lierung nicht zugestimmt werden; wir können also das Anlie­
gen von Herrn Jutzet nicht aufnehmen. 
Die Kommission bittet Sie deshalb, sich der Formulierung 
des Nationalrates anzuschliessen, auch wenn sie begreift, 
dass der Begriff «Unmöglichkeit» im vorliegenden Zusam­
menhang sprachlich nicht gerade zu begeistern vermag. 
Auch der Redaktionskommission kann der Auftrag, eine bes­
sere Formulierung zu suchen, nicht erteilt werden, denn die 
Beseitigung des Begriffes «Unmöglichkeit», ohne gleichzei­
tig eine ungewollte materielle Änderung vorzunehmen, ist 
eben auch eine Unmöglichkeit. Es muss bei dieser Fassung 
bleiben. 

Angenommen - Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die vom Na­
tionalrat beschlossene Definition des Arbeitnehmers ent­
spricht dem Kompromiss «ATSG light». Der Ständerat hat 
den Arbeitnehmerbegriff subjektbezogen definiert, was in­
dessen nicht mit der Systematik zu vereinbaren ist, welche 
die Einzelgesetze prägt. Das AHVG definiert demgegenüber 
den Arbeitnehmerbegriff objektbezogen. Es gilt, was die Ar­
beitnehmerdefinition betrifft, heute gewissermassen als Leit­
gesetz. So wird beispielsweise in der Verordnung über die 
Unfallversicherung festgehalten, dass als Arbeitnehmer 
gelte, wer eine unselbstständige Erwerbstätigkeit im Sinne 
der Bundesgesetzgebung über die Alters- und Hinterlasse­
nenversicherung ausübe. Es kann zudem festgehalten wer­
den, dass der Arbeitnehmerbegriff durch Gesetz, Rechtspre­
chung und Verwaltungspraxis weitgehend vereinheitlicht 
ist - ob befriedigend oder nicht, ist eine andere Frage. 
Da infolge der vom Nationalrat beschlossenen Streichung 
von Artikel 28 nicht mehr auf diesen verwiesen werden kann, 
verliert die Arbeitnehmerdefinition einen wesentlichen Inhalt. 
Deshalb wäre es eigentlich auch möglich, Artikel 1 O völlig 
wegzulassen. Der Nationalrat hat sich jedoch von der Über­
legung leiten lassen, der Arbeitnehmerbegriff gehöre in den 
Allgemeinen Teil, weil es sich zweifellos um einen sehr zen­
tralen Begriff des Sozialversicherungsrechtes handle. Ge­
gen die nun beschlossene Definition ohne besonderen 
normativen Gehalt kann man denn auch nichts einwenden. 
Es gilt dabei festzuhalten, dass sich die Frage, was denn 
zum massgebenden Lohn gehöre, nach den Bestimmungen 
der Einzelgesetze richtet, die bereits weitgehend harmoni­
siert sind. 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie, die Fassung des Natio­
nalrates zu übernehmen, auch wenn Artikel 28 gestrichen 
wurde. 

David Eugen (C, SG): Ich möchte mir zu diesem Artikel 
eine Bemerkung erlauben, stelle aber keinen Antrag: Der 
Begriff des Arbeitnehmers in Artikel 1 O einerseits und der 
Begriff des Selbstständigerwerbenden in Artikel 12 anderer­
seits sind zwei zentrale Begriffe des Sozialversicherungs­
rechtes, deren Anwendung heute einige Probleme bereitet. 
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Insbesondere haben junge Unternehmen, die aus Einzelun­
ternehmern bestehen, heute mit dieser Begriffsbildung zu 
kämpfen. Dazu kommt noch die unterschiedliche Begriffsbil­
dung, die das Mehrwertsteuerrecht kennt, was neu begin­

.. nooaen IJnterftelifl'tem grosse Schwterigt<etterrvemrsacht. 
Ich stelle jetzt fest, dass mit dem vorliegenden Gesetz diese 
Probleme nicht gelöst werden. Die hier gewählten Formulie­
rungen sagen in sich eigentlich nichts aus und lösen insbe­
sondere nicht die schwierigen Abgrenzungsfragen, die im 
Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer gelöst werden müs­
sen. Eine Expertenkommission ist an der Arbeit, die Lö­
sungsvorschläge vorbereiten und dem Parlament diesbe­
zügliche Anträge unterbreiten soll. Ich möchte hier einfach 
signalisieren, dass diese Arbeit sehr dringend ist; mit diesem 
Gesetz und den Formulierungen in Artikel 10 einerseits und 
in Artikel 12 andererseits ist es nicht getan. Diese Lösung 
kann man nur als Übergangslösung betrachten. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Darf ich mir 
eine kurze Bemerkung zum Votum von Kollege David erlau­
ben? Ich teile an sich seine Auffassung vollkommen. Ich 
habe in meinem Votum auch ausgeführt, dass die Definition 
der Begriffe des Arbeitnehmers und des Selbstständigerwer­
benden nicht in jeder Beziehung zu befriedigen vermag. Es 
kann aber nicht die Aufgabe des Allgemeinen Teils des So­
zialversicherungsrechtes sein, diese Frage zu lösen, denn 
hier geht es um Koordination und Harmonisierung. 
Die materielle Frage, die von Herrn David aufgeworfen 
wurde, muss an die Hand genommen werden. Aber es ist 
nicht die Aufgabe, dies hier zu tun. 

Angenommen - Adopte 

Art.11, 14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Ich möchte 
noch eine Bemerkung zum 3. Kapitel (Art. 14ff.) machen, 
denn hier sind gegenüber unserer ersten Fassung wesentli­
che Änderungen vorgenommen worden. Unter der Über­
schrift «Allgemeine Bestimmungen über Leistungen und 
Beiträge» hat der Ständerat 1991 fünf verschiedene Ab­
schnitte zusammengefasst. 
Der Nationalrat hat nun die Bestimmungen über das Medi­
zinal- und Tarifrecht - es sind dies die Artikel 15 bis 20 - ge­
strichen. Auch diese Streichung entspricht dem so genann­
ten «ATSG light»-Kompromiss. 
Die vom Ständerat beschlossenen Bestimmungen waren 
stark umstritten. Sie sind einerseits äusserst komplex und 
andererseits aufgrund des am 1 . Januar 1996 in Kraft getre­
tenen Bundesgesetzes über die Krankenversicherung teil­
weise überholt. Die Mehrheit der Bestimmungen hätte 
überdies nur gerade die Krankenversicherung betroffen. Die 
Regelungen im Bereich der Krankenversicherung unter­
scheiden sich jedoch - gerade im Hinblick auf das Verhältnis 
zwischen Versicherern und Leistungserbringern - massgeb­
lich von den Regelungen in der obligatorischen Unfallversi­
cherung, der Militärversicherung und auch von denjenigen in 
der Invalidenversicherung. Auch die Kompetenzen der Kan­
tone sind unterschiedlich geregelt. Unterschiede bestehen 
zudem bezüglich Leistungsdefinition und Schadenereignis. 
Im 1. Abschnitt verbleibt somit nur noch Artikel 14, zu dem 
ich eine kurze Bemerkung machen möchte: 
Der Nationalrat hat Absatz 2 der Bestimmung gestrichen. 
Dies erfolgte aufgrund der neuen Verweisungstechnik, wo­
nach das Arbeitslosenversicherungsgesetz selber bestim­
men kann, dass Präventivmassnahmen oder, korrekt ge­
sagt, «arbeitsmarktliche Massnahmen», nicht zu den Sach­
leistungen zählen. 
Der Nationalrat hat denn auch in Artikel 1 Absatz 3 des Ar­
beitslosenversicherungsgesetzes festgehalten, dass der All-
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gemeine Teil auf diesen Bereich nicht anwendbar sein soll. 
Es kann auf den Anhang 4 und dessen Änderung verwiesen 
werden. 
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der driften. Daher, das möchte ich hier einbringen, habe ich 
Mühe mit dieser Kompetenzdelegation an den Bundesrat. 
Ich verstehe, dass man das unter altem Recht so gelöst hat. 
Heute wäre aber die Verordnung der Bundesversammlung 

Ahgeiiommen :::. Adopre 

Art. 15-21 

·· · · · das·· zweckmass1ge rnstrumem,··u111 diese· Hochsfüeträge ··· 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Bei Artikel 21 
hat der Nationalrat die Bestimmung um «jährliche Ergän­
zungsleistungen» erweitert. Dies ist wie folgt zu begründen: 
Die im Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) enthalte­
nen Leistungen bestehen gemäss Artikel 3 ELG einerseits 
aus «der jährlichen Ergänzungsleistung» und andererseits 
aus «der Vergütung von Krankheits- und Behinderungskos­
ten». Bei den Letzteren handelt es sich um Sachleistungen 
gemäss Artikel 14 des Allgemeinen Teils. Die nicht als Sach­
leistungen zu definierenden Ergänzungsleistungen müssen 
deshalb in den Geldleistungen in Artikel 21 aufgeführt wer­
den, und zwar korrekt als «jährliche Ergänzungsleistungen». 
Das ist der Grund für diese Ergänzung durch den National­
rat. 

Angenommen - Adopte 

Art. 22, 23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die von unse­
rem Rat 1991 beschlossene Bestimmung sah ausdrücklich 
nur die Revision der Rente vor. 
Der Nationalrat hat der Bestimmung in Artikel 23 nun einen 
Absatz 2 hinzugefügt, in dem zusätzlich festgehalten wird, 
dass jede Dauerleistung - beispielsweise auch eine Hilflo­
senentschädigung - revidiert werden kann. 
Die Verankerung dieser bereits dem heutigen Rechtszu­
stand entsprechenden Regelung bringt die gewünschte Klä­
rung mit sich. 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Es kann hier 
in Artikel 24, wie ich das schon vorher ausgeführt habe, 
nicht mehr auf Artikel 28 verwiesen werden, weil diese Be­
stimmung gestrichen werden soll. Eine Vereinheitlichung 
des massgebenden Verdienstes, wie dies der Bundesrat for­
dert, ist aus unserer Sicht abzulehnen. Eine Anpassung des 
Höchstbetrages des versicherten Verdienstes an die allge­
meine Lohnentwicklung muss in den Einzelgesetzen gere­
gelt werden. Eine generelle Anpassung ist zu vermeiden, 
weil damit gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen zuwenig 
Rechnung getragen werden könnte. 
Ich bitte Sie, hier dem Nationalrat zu folgen. 

David Eugen (C, SG): Diese Bestimmung hat auch zentrale 
Bedeutung für die weitere Entwicklung des Sozialversiche­
rungsrechtes, vor allem was den Leistungsumfang angeht. 
Es ist bis jetzt so, dass der Bundesrat diese Höchstbeträge 
festsetzt, und zwar mit einem gewissen Automatismus. Wir 
haben erlebt, dass dieser Automatismus dazu führt, dass 
Kosten und Einnahmen der Sozialversicherungen auseinan-

festzulegen. Diese Höchstbeträge beeinflussen nachher die 
Entwicklung der Sozialversicherungsleistungen massge­
bend. 
Ich möchte den Kommissionsreferenten anfragen, weshalb 
man diese Lösung nicht in Betracht gezogen hat. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Wir sind in der 
Kommission grundsätzlich davon ausgegangen, dass wir 
uns in Fragen, die finanziell mit erheblichen Konsequenzen 
verbunden sein könnten, nicht von der Linie des Nationalra­
tes entfernen wollen, auch wenn es sich durchaus um Anlie­
gen handelt, die man näher betrachten könnte. 
Es geht darum - die Argumentation zieht sich wie ein roter 
Faden durch die ganze Vorlage hindurch -, den Kompromiss 
«ATSG light», wie er jetzt vorliegt, nicht durch weiter ge­
hende Bestimmungen zu gefährden. Wenn wir hier in die 
von Herrn David aufgezeigte Richtung gehen würden, dann 
wäre der Kompromiss wahrscheinlich in Frage gestellt, weil 
die Folgen meines Erachtens nicht hinreichend beurteilt wer­
den könnten. Wenn in einem späteren Zeitpunkt auf diese 
Bestimmung zurückgekommen werden soll, ist das eine an­
dere Frage. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: II taut voir que l'idee 
meme de cette delegation de competence figurait deja dans 
le projet du Conseil des Etats. La divergence avec l'avis du 
Conseil federal est de savoir s'il y a plafond unique ou non et 
ne touche donc pas la question de la delegation de compe­
tence. J'essaie de passer en revue, dans ma tete, dans 
quels cas de leis plafonds constituent autre chose qu'une 
readaptation selon des regles que la loi prevoit, et je n'en ai 
pas trouve. En fait, ces plafonds sont de la competence du 
Conseil federal quant a la definition de l'ordonnance, mais 
cette competence est encadree de toute une serie de regles 
legislatives qui ne lui laissent en general meme pas le choix. 
C'est donc bien le Parlement qui definit l'ajustement des pla­
fonds. 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 Abs. 3, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 25 al. 3, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Ich möchte hier 
etwas zu Absatz 4 bemerken, der vom Nationalrat neu auf­
genommen worden ist. Hiermit wird der Anspruch auf Vor­
schussleistungen generalisiert. Die Praxis kennt Vorschuss­
zahlungen im Bereich der obligatorischen Unfallversiche­
rung, nicht jedoch im Bereich der Invalidenversicherung, wo 
sie jedoch eher angebracht wären. 
Für die nun festgeschriebene generelle Möglichkeit, Vor­
schusszahlungen auszurichten, werden jedoch im Gesetz 
enge Grenzen gezogen. Vorschusszahlungen können nur 
dort ausgerichtet werden, wo die Ansprüche grundsätzlich 
klar sind und wo beispielsweise lediglich der Umfang eines 
Rentenanspruchs umstritten ist. Somit kommt ein Renten­
vorschuss nur in Frage, falls der Rentenanspruch unbestrit­
ten ist, oder falls bereits ein bestimmter Betrag festgelegt 
werden kann, jedoch noch detaillierte Berechnungen durch­
geführt werden müssen. 
Die vom Nationalrat beschlossene Bestimmung ist allerdings 
nicht gerade dazu geeignet, die Rechtssicherheit zu fördern. 
Dies nur schon deshalb, weil aus der Bestimmung nicht her­
vorgeht, in welchen Fällen von einer Verzögerung der Aus­
richtung der Leistung auszugehen ist. 
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Die Kommission schliesst sich jedoch dem Beschluss des hebung der Beiträge und einen Begriff als Basis für die Be-
Nationalrates an. Es soll nicht in diesem relativ unbedeuten- rechnung der Leistungen. 
den Punkt eine weitere Differenz geschaffen werden. Die Lohnbegriffe divergieren teilweise innerhalb der jeweili-
~s wird bew~sst darauf verzichtet, eine. bundesrätliche Korn-gen. Sozialversicherun~ und erst recht zwischen .deri \/er-
petenz zur negelung allfälliger Einzelheiten hier zu veran- schiedenen Sozialversicherungen. Die unterschiedlichen 
kern. Damit ist auch klar, dass der Bundesrat nicht die Lohnbegriffe sind jedoch nicht willkürlich entstanden. Es lie-
Kompetenz haben wird, auf dem Verordnungsweg die Pflicht gen dafür vielmehr sachliche Gründe vor, die der Allgemeine 
zur Vorschusszahlung einzuführen. Teil mit der geplanten Vereinheitlichung nicht einfach über­

gehen darf. 
Angenommen - Adopte Der Versuch einer Vereinheitlichung der Lohnbegriffe war 

unter diesen Umständen zum Scheitern verurteilt. 
Art. 26 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 26 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Bestim­
mungen über die Kürzung und Verweigerung von Leistungen 
wurden sowohl von der Subkommission als auch von der 
Kommission des Nationalrates, aber auch vom Nationalrat 
selber ausführlich diskutiert. Die nun vom Nationalrat be­
schlossene Regelung stellt einen breit abgestützten Kom­
promiss dar. Es kann an dieser Stelle wieder einmal darauf 
aufmerksam gemacht werden, dass mit dem Allgemeinen 
Teil grundsätzlich keine materiellen Änderungen der gelten­
den gesetzlichen Regelungen vorgenommen werden sollen, 
auch wenn dies von gewissen Kreisen immer wieder ver­
sucht worden ist. Im Bereich der Leistungskürzungen wur­
den in letzter Zeit bereits einige Verbesserungen für die 
Versicherten geschaffen, sei dies durch ein Urteil des Eidge­
nössischen Versicherungsgerichtes, sei dies durch die auf­
grund der Parlamentarischen Initiative Suter (94.427) 
erarbeiteten Beschlüsse, die ebenfalls eine breit abgestützte 
Kompromisslösung darstellen, die nun in Artikel 27 enthalten 
ist. 
Im Hinblick auf die nach langem Ringen erzielte Kompro­
misslösung müssen also weiter gehende Anträge abgelehnt 
werden. Das galt unter anderem auch für den Antrag Jutzet 
im Nationalrat, der die Kürzungsmöglichkeiten bei Vergehen 
ausschliessen wollte. Das hätte nämlich zur Konsequenz ge­
habt, dass bei Strassenverkehrsvergehen, beispielsweise 
bei Fahren in angetrunkenem Zustand, nicht mehr gekürzt 
werden könnte. Dies wäre aus sozialpolitischer Optik äus­
serst fragwürdig. Ich bitte Sie deshalb, Artikel 27 so zu ver­
abschieden, wie er im Nationalrat mit der Kürzungsmöglich­
keit auch bei Vergehen beschlossen worden ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Wie Sie se­
hen, hat der Nationalrat Artikel 28 gestrichen. Auch das ist 
wieder ein Baustein des Kompromisses «ATSG light». 
Die Bestimmung Ober den massgebenden Lohn war sehr 
umstritten, insbesondere weil die Mehrheit der Sozialversi­
cherungszweige grundsätzlich zwei verschiedene massge­
bende Lohnbegriffe kennt - Sie ersehen daraus auch die 
Komplexität der Materie -: einen Begriff als Basis für die Er-
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Angenommen - Adopte 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: In Abweichung 
zu dem von unserem Rat beschlossenen Absatz 2 hat der 
Nationalrat neu auch Vorschusszahlungen der Arbeitgeber 
als Bereich aufgeführt, in dem das sonst übliche Abtretungs­
verbot nicht gilt. Das bedeutet, dass sich die Arbeitgeber 
dann eine Nachzahlung der Sozialversicherung abtreten las­
sen können, wenn sie Vorschusszahlungen erbringen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die vom Na­
tionalrat beschlossenen Bestimmungen bringen eine klare 
und administrativ einfache Regelung für den Fall, dass die 
versicherte Person auf Leistungen verzichtet. Von Bedeu­
tung ist insbesondere, dass die Versicherungsträger in Ab­
satz 3 nur verpflichtet werden, den Verzicht dem Berechtig­
ten selbst schriftlich zu bestätigen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 32 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de ta commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Der National­
rat hat bei Absatz 1 einem Antrag des Bundesrates zuge­
stimmt. Demnach entfällt die Pflicht zur Rückerstattung bei 
gutem Glauben, wenn eine grosse Härte vorliegt. Die Moti­
vation für den bundesrätlichen Antrag liegt in der Einführung 
des Splittings bei der 10. AHV-Revision. Die Rückerstat­
tungsfälle, bei denen die Ausrichtung von Leistungen gut­
gläubig erfolgt ist, haben im Zusammenhang mit der 
10. AHV-Revision - nicht etwa infolge unredlichen Verhal­
tens der Versicherten - eine Grössenordnung angenom­
men, die man nicht mehr vernachlässigen kann. Es geht um 
Beträge zwischen 200 und 300 Millionen Franken. Mit der 
vom Ständerat beschlossenen Bestimmung würde das Ri­
siko bestehen, dass namentlich für die AHV erhebliche 
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Mehrausgaben entstehen würden. Dem Beschluss des Na- Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die beiden ers-
tionalrates ist deshalb zu folgen. ten Abschnitte des 4. Kapitels enthalten Bestimmungen, die 
Der Nationalrat hat unseren Rat noch darauf hingewiesen, teilweise auch in der Botschaft vom 24. November 1999 
dass mit der Zustimmung zum Antrag des Bundesrates in über die Anpassung_und rlilrmonisief'LJf19 cl§rgE>set~jichen 
äetMTllfäl'Vefsicnerufig eine !<feine VerschTechterurig eintritt. .. Grundlagen für die Bearbeitung von Personendaten in den 
Die Militärversicherung kennt nur das Kriterium des guten Sozialversicherungen (99.093) aufgeführt werden. Wir wer-
Glaubens, aber nicht jenes der grossen Härte. Der heutige den diese Vorlage gleich anschliessend behandeln. 
Zustand bei der Militärversicherung könnte zwar durch eine Es geht namentlich um die Bestimmungen über die Schwei-
entsprechende Bestimmung - es handelt sich um Artikel 15 gepflicht, die Datenbekanntgabe, die Amts- und Verwal-
Absatz 2 MG - beibehalten werden. Bei der Militärversiche- tungshilfe und die Akteneinsicht. Es würde wahrscheinlich 
rung handelt es sich aber im Vergleich zu den übrigen Sozi- zu weit führen, die betroffenen Bestimmungen des Allgemei-
alversicherungen um eine - jovial gesagt - «Luxuslösung», nen Teils im Rahmen der heutigen Beratungen im Hinblick 
da sie immer ein bisschen besser ist als die anderen Sozial- auf die erwähnte Botschaft abzuändern, zu ergänzen oder 
versicherungszweige. Deshalb scheint es uns durchaus ge- aufzuheben. Es können meines Erachtens lediglich Grund-
rechtfertigt zu sein, wenn bei der Militärversicherung im satzbeschlüsse gefasst werden. 
Bereich der Rückerstattung eine geringfügige Verschlechte- Es geht meines Erachtens nicht an, dass wir jetzt im Rat nur 
rung für die Versicherten vorgenommen wird. Die Militärver- auf Antrag des Referenten - die Kommission hatte darüber 
sicherung wird damit ja nicht schlechter gestellt als die nicht beschliessen können - das ATSG an eine mögliche 
übrigen Sozialversicherungen. Beschlussfassung über die Vorlage 99.093 anpassen. Ich 
Die Kommission beantragt Ihnen in Kenntnis dieser Folgen, werde bei Artikel 91 aufzeigen, wie der Nationalrat mit die-
dem Nationalrat zuzustimmen. sem Problem umgehen sollte. 

Angenommen - Adopte 

Art. 33 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu den Ver­
zugs- und Vergütungszinsen im Allgemeinen Teil wird neu 
eine allgemeine Verzugszinspflicht eingeführt. Der Grund­
satz der Einführung einer Verzugszinspflicht entspricht einer 
einhelligen Forderung der neueren Lehre und ist politisch of­
fenbar unbestritten. Der Nationalrat hat die Voraussetzun­
gen im neuen Absatz 2 geregelt und diese sehr eng gefasst. 
Verzugszinsen sind frühestens 12 Monate nach Geltendma­
chung der Leistung geschuldet, wobei zudem eine Frist von 
24 Monaten seit Entstehung des Anspruchs verstrichen sein 
muss. Ausser bei der Invalidenversicherung werden sich nur 
wenige Fälle ergeben, in denen Verzugszinsen geleistet 
werden müssen. Die Mehrkosten sind tragbar. 

Angenommen - Adopte 

Art. 34 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Versicher­
ten und die Prämienschuldner sind in vielen Sozialversiche­
rungen nicht identisch. Als Beispiele können die obligato­
rische Unfallversicherung, die AHV und die Arbeitslosenver­
sicherung erwähnt werden. Die Verrechnung im Sinne der 
vom Ständerat beschlossenen Bestimmung könnte sich 
somit nur auf den Fall beziehen, wo die Person, der eine 
Geldleistung geschuldet wird, identisch ist mit derjenigen 
Person, gegenüber der die Sozialversicherungsträger An­
sprüche haben. Es ist deshalb schlicht nicht möglich, den 
Bereich der Verrechnung zu harmonisieren und im Allgemei­
nen Teil zu verankern. 

Angenommen - Adopte 

Art. 35 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 35 al. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 36 Abs. 3, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 36 al. 3, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Gemäss Recht­
sprechung des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes 
können Personen, die an die Schweigepflicht gebunden 
sind, nicht vom gesetzlichen Vertreter und auch nicht von 
anderen anmeldungsberechtigten Dritten mit Wirkung für 
den urteilsfähigen Versicherten von dieser Schweigepflicht 
entbunden werden. Angehörige, die vom Versicherten eine 
Leistung «ableiten», sind selber Leistungsansprecher, des­
halb dieser etwas unschöne Begriff. Der Nationalrat hat 
diese notwendige, wenn auch sprachlich unschöne Präzisie­
rung vorgenommen. 
Ich bitte um Zustimmung zum Nationalrat. 

Angenommen - Adopte 

Art. 37 Abs. 1, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 37 al. 1, 3 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 40 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Wir haben hier 
wiederum die Problemstellung im Hinblick auf die Vorlage 
99.093 vor uns. Der Bundesrat schlägt die Aufnahme einer 
Bestimmung über die Amts- und Verwaltungshilfe in den Ein­
zelgesetzen vor. Diese Bestimmung ist praktisch für alle Ein­
zelgesetze identisch, nur dass beispielsweise in der AHV 
von Beiträgen und in der Unfall- und Krankenversicherung 
von Prämien gesprochen wird. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen ent­
sprechen zudem weitgehend Artikel 40 ATSG. Es ist des­
halb gerechtfertigt, die in der erwähnten Botschaft vorge­
schlagenen Bestimmungen über die Amts- und Verwaltungs-
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hilfe im Allgemeinen Teil zu verankern, aber nicht in diesem 
Stadium des Verfahrens. Das wird Sache des Nationalrates 
sein müssen. 
Mit diesem Hinweisen möchte ich erneut auf die besonderen 
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Art. 45 al. 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schw1engkeTte11 derv6fliegendenl3esefzgebungh1nwe1sen.~·~ -se111enen=r1tz~~GlT,Trrn:!Te1'ommTssion:uerNaflonäF 
Etwas salopp gesagt müssen wir am fahrenden Zug laufend rat hat bei Artikel 45 einen neuen Absatz 4 über die unent-
Räder auswechseln. geltliche Rechtsverbeiständung aufgenommen, deren 

Angenommen - Adopte 

Art. 41 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Der National­
rat hat in der vom Ständerat beschlossenen Bestimmung 
den Hinweis auf das Datenschutzgesetz gestrichen, weil das 
Datenschutzgesetz eben keine Bestimmungen über die Ge­
heimhaltung enthält, welche das gesamte Anwendungsge­
biet des Allgemeinen Teils betreffen. Es kann, wie schon bei 
Artikel 40, auf die Botschaft zur Vorlage 99.093 verwiesen 
werden. In dieser Botschaft wird beantragt, folgende Bestim­
mung betreffend die Schweigepflicht in die jeweiligen Ge­
setze aufzunehmen: «Personen, die an der Durchführung 
sowie der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der Durchfüh­
rung dieses Gesetzes beteiligt sind, haben gegenüber Drit­
ten Verschwiegenheit zu bewahren.» Diese Bestimmung 
könnte nun in die jeweiligen Einzelgesetze aufgenommen 
werden. Da sie jedoch für alle Sozialversicherungen genau 
gleich formuliert wird, besteht kein Grund, sie in Artikel 41 
des Allgemeinen Teils zu verankern. Das soll aber im ordent­
lichen Verfahren vorerst durch den Nationalrat geschehen. 
Der zweite Satz von Artikel 41 betrifft die Ausnahmen von 
der Schweigepflicht. In der Botschaft zur Vorlage 99.093 
sind diese Ausnahmen jeweils unter dem Titel «Datenbe­
kanntgabe» geregelt. Da diese in die Einzelgesetze aufzu­
nehmenden Bestimmungen zwar weitgehend, aber doch 
nicht absolut identisch formuliert sind, könnten sie in den 
Einzelgesetzen verankert werden. Da die Bestimmungen je­
doch weitgehend identisch sind, würde sich auch die Auf­
nahme einer generellen Bestimmung im Allgemeinen Teil 
rechtfertigen. Auf der Ebene der Einzelgesetze wären dann 
nur noch die kleinen Abweichungen zu regeln. 
Der schon vom Ständerat und nun auch vom Nationalrat be­
schlossene zweite Satz von Artikel 41 müsste aber eigent­
lich gestrichen werden. Denn für die Sammlung, Bearbei­
tung und Weitergabe von sensiblen Daten oder Persönlich­
keitsprofilen ist unseres Erachtens eine formelle gesetzliche 
Grundlage erforderlich. Eine Regelung des Bundesrates auf 
Verordnungsebene genügt nicht. 
Es wird Aufgabe des Nationalrates sein, dieser Frage auf­
grund der Botschaft zur Vorlage 99.093 einlässlich nachzu­
gehen, auch wenn keine formelle Differenz besteht. Unsere 
Kommission, so meine ich, ist sicher mit einem derartigen 
Vorgehen einverstanden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 44 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 44 al. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 45 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Voraussetzungen heute lediglich in der Rechtsprechung, 
nicht jedoch in einem Gesetz zu finden sind. Es gilt grund­
sätzlich festzuhalten, dass im Verwaltungsverfahren die Offi­
zialmaxime gilt und dass deshalb die Möglichkeit für eine 
unentgeltliche Rechtsverbeiständung stark eingeschränkt 
ist. Im Bereich der obligatorischen Unfallversicherung wurde 
bis anhin stets eine zeitliche Grenze berücksichtigt. Dem 
Gesuchsteller musste erst ab Beginn des Einspracheverfah­
rens ein unentgeltlicher Rechtsbeistand bewilligt werden. 
Diese durchaus sinnvolle zeitliche Schranke wurde nun vom 
Eidgenössischen Versicherungsgericht in einem Urteil vom 
21. September 1999 in einem Fall aus dem Bereich der Inva­
lidenversicherung praktisch aufgehoben. Das Eidgenössi­
sche Versicherungsgericht hat in diesem Urteil entschieden, 
an der zeitlichen Grenze des Einspracheentscheides in der 
Unfallversicherung werde nicht festgehalten; ein Anspruch 
auf unentgeltliche Verbeiständung sei ausnahmsweise auch 
für das Abklärungs- und Verfügungsverfahren gegeben. Die 
Ausnahmen machen dann einen Rechtsbeistand erforder­
lich, wenn die Verhältnisse komplex sind, wenn die Tragweite 
und die Bedeutung der Angelegenheit sehr gross sind und 
wenn die betroffene Partei hilflos ist. Es handelt sich dabei 
um kumulative Voraussetzungen, die der heutigen Praxis 
entsprechen. An die Voraussetzungen - das betone ich 
ganz klar zuhanden der Materialien -, unter denen eine Ver­
beiständung sachlich geboten ist, muss angesichts der 
neuen Rechtsprechung des Eidgenössischen Versiche­
rungsgerichtes ein sehr strenger Massstab angelegt wer­
den. 

Angenommen - Adopte 

Art. 46 Titel, Abs. 1, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 46 titre, al. 1, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 49, 50 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Gewäh­
rung des rechtlichen Gehörs gehört zu den anerkannten 
Verpflichtungen des Verwaltungsrechtes. Der Ständerat hat 
in Artikel 50 eine bewusst offene und programmatische For­
mulierung gewählt. Das rechtliche Gehör soll jedoch eine ef­
fiziente und rasche Entscheidung nicht verunmöglichen. 
Artikel 30 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfah­
ren hält deshalb fest, dass das rechtliche Gehör vor Verfü­
gungen, die durch Einsprache anfechtbar sind, nicht ge­
währt werden muss. Der Nationalrat hat diesen Grundsatz 
nun als Ergänzung von Artikel 50 formell in den Allgemeinen 
Teil aufgenommen. Diese Ergänzung ist sehr zu begrüssen, 
zumal wir den Geltungsbereich des Einspracheverfahrens 
auf alle Sozialversicherungsbereiche ausdehnen wollen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 51 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 51 al. 3 Diese Bestimmung könnte natürlich auch in einem anderen 
Proposition de /a commission Zusammenhang in die einzelnen Sozialversicherungen inte-
Adherer a la decision du Conseil national griert werden, nämlich im Rahmen der Behandlung der Vor-

_ lag§. 99.m.l3 •. Eine diesbezügljch9 eesJimrnung istin derer: 
Scftfesset frtrz (R, GtJ,füf die KommissTön:Dle Verweige- wähnten Botschaft jedoch nicht enthalten. Da es sich zudem 
rung der Mitwirkungspflicht kann prozessuale oder materi- um eine Bestimmung handelt, die einerseits von tragender 
eile Sanktionen nach sich ziehen. Wie bei den materiellen Bedeutung für alle Sozialwerke ist und die andererseits wirk-
Sanktionen können auch die prozessualen erst nach deren lieh für alle Sozialwerke genau gleich formuliert werden 
gehöriger Androhung erfolgen. In Analogie zu Artikel 27 Ab- kann, soll diese Bestimmung in den Allgemeinen Teil aufge-
satz 3 muss deshalb auch in Artikel 51 eine entsprechende nommen werden. 
Anpassung vorgenommen werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 52 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: In Artikel 52 
wird eine gewisse Änderung gegenüber der Regelung in be­
stimmten Einzelgesetzen vorgenommen. Es wird die gel­
tende Regelung der Militärversicherung übernommen, wo­
nach ein ernannter Gutachter aus triftigen Gründen abge­
lehnt werden kann. Es gilt auch an dieser Stelle klar 
festzuhalten, dass diese Regelung für die verwaltungsinter­
nen Gutachter nicht gilt, beispielsweise für diejenigen im Be­
reich der Träger der obligatorischen Unfallversicherung. Es 
kann zudem festgehalten werden, dass nach konstanter 
Rechtsprechung die Wahl des Gutachters grundsätzlich 
dem Versicherungsträger zu überlassen ist. Daran wollte 
Ihre Kommission nichts ändern. 

Angenommen - Adopte 

Art. 53 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 53 al. 1, 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 53bis 
Antrag der Kommission 
Titel 
Aktenführung 
Wortlaut 
Für jedes Sozialversicherungsverfahren sind alle Unterla­
gen, die massgeblich sein können, vom Versicherungsträger 
systematisch zu erfassen. 

Art. 53bls 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Gestion des dossiers 
Texte 
Pour chaque procedure d'assurance sociale, l'assureur en­
registre de maniere systematique tous les documents qui 
peuvent ätre determinants. 

Schlesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Versiche­
rungsträger sollen verpflichtet werden, für jedes Sozialversi­
cherungsverfahren alle Unterlagen, die massgeblich sein 
können, systematisch zu erfassen. Diese Bestimmung stellt 
keine Änderung des geltenden Rechtes dar. Es wird mit ihr 
lediglich die heutige Praxis im Allgemeinen Teil verankert. 
Ohne systematische Erfassung der massgeblichen Unterla­
gen können die Versicherungsträger die Vorschriften des 
Bundesgesetzes über den Datenschutz praktisch auch gar 
nicht erfüllen. 

Angenommen Adopte 

Art. 54 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Es geht hier 
um die Akteneinsicht. Ich muss erneut - da sieht man die 
Verzahnung der verschiedenen Vorlagen - auf die Vorlage 
99.093 verweisen. Die vom Bundesrat in der entsprechen­
den Botschaft vorgeschlagenen Bestimmungen über die Ak­
teneinsicht sind praktisch für sämtliche Einzelgesetze 
identisch. Es drängt sich deshalb - wie bereits bei den Be­
stimmungen über die Amts- und Verwaltungshilfe sowie über 
die Schweigepflicht - die Aufnahme der in der erwähnten 
Botschaft enthaltenen Bestimmung in den Allgemeinen Teil 
auf, aber auf dem ordentlichen Weg über den Zweitrat. 
Was die vom Nationalrat beschlossene Fassung von Arti­
kel 54 betrifft, so ist fraglich - wie schon bei Artikel 41 über 
die Schweigepflicht -, ob eine Regelung auf Verordnungs­
ebene durch den Bundesrat den formellen gesetzlichen An­
forderungen genügt. Auch hier sollte der Nationalrat - wie 
schon bei Artikel 41 - dieser Frage in einer weiteren Diffe­
renzbereinigung nochmals nachgehen. 
Bei Absatz 2 geht es um diejenigen Fälle, bei denen es nicht 
verantwortbar und auch nicht zumutbar wäre, dass die versi­
cherte Person selber eine sie betreffende Diagnose den 
Akten entnehmen müsste. Zum Schutz der versicherten Per­
son will man hier festhalten, dass ein Arzt ihr die Diagnose 
mitteilen soll. Im Datenschutzgesetz ist in Artikel 8 eine ana­
loge Formulierung enthalten, im Sozialversicherungsrecht 
gilt das bisher noch nicht. 

Angenommen - Adopte 

Art. 55 Abs. 2; 56 Abs. 1, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 55 al. 2; 56 al. 1, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 56bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Der National­
rat hat das Instrument des Vergleichs in den Allgemeinen 
Teil aufgenommen. Das Instrument des Vergleichs als sol­
ches ist zwar im Bereich des Sozialversicherungsrechtes 
nicht neu, neu ist aber dessen Verankerung auf Gesetzes­
ebene. 
Der Bundesrat beantragte die Streichung dieser neuen Be­
stimmung, weil er insbesondere im Beitragsbereich einen 
Missbrauch befürchtete. Schliesslich setzte sich im National­
rat der Minderheitsantrag durch, der die Vergleichsmöglich-
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keit auf den Leistungsbereich beschränkt. Im Bereich der 
Beiträge gibt es also keine Vergleiche. 
Da der Vergleich einerseits grundsätzlich eine sinnvolle Ein­
richtung ist und er andererseits in der Praxis kein Novum 

· ··· ·· aamem; söme·aem HeschTusif ·aes f\laffonaffates gefoigf 
werden. Es versteht sich zudem von selbst, dass sich der 
Vergleich im Sozialversicherungsrecht in engen Grenzen 
halten muss und sowohl das Legalitätsprinzip als auch das 
Gleichbehandlungsprinzip strikte eingehalten werden müs­
sen. Dass der Vergleich in Form einer anfechtbaren Verfü­
gung erlassen werden muss, macht insofern Sinn, als von 
einem Vergleich zwischen dem Versicherungsträger und 
dem Versicherten auch Dritte, beispielsweise andere Sozial­
versicherungsträger, betroffen sein können. 

Angenommen Adopte 

Art. 57; 58 Abs. 1, 2, 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 57; 58 al. 1, 2, 4, 5 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu Artikel 58 
muss ich eine etwas ausführlichere Erklärung geben, und 
zwar deshalb, weil er die Grundlage für jenen Entscheid der 
Kommission bildet, der wohl die grösste Tragweite hat. 
Die im Allgemeinen Teil verankerte Regelung des Einspra­
cheverfahrens ist unbestritten. Umstritten ist jedoch der 
Anwendungsbereich dieser Regeln auf die einzelnen Sozial­
versicherungsgesetze. In folgenden Bereichen ist die Ein­
sprache kein Novum: in der Krankenversicherung, in der Un­
fallversicherung und in der Militärversicherung. Was das Ein­
spracheverfahren in der Invalidenversicherung betrifft, so 
war dieses Gegenstand der 4. Revision des IVG, die von 
den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern leider abgelehnt 
wurde. Das Einspracheverfahren war im Abstimmungskampf 
nicht bestritten. 
Im Bereich der Arbeitslosenversicherung soll das Einspra­
cheverfahren nun neu eingeführt werden. Die Durchfüh­
rungsorgane der Arbeitslosenversicherung haben sich nicht 
gegen die Einführung des Einspracheverfahrens ausgespro­
chen, denn heute führt bekanntlich jegliche Anfechtung einer 
Verfügung unmittelbar zu einem Gerichtsfall. Im Rahmen ei­
nes Einspracheverfahrens kann eine Verfügung korrigiert 
oder allenfalls gar aufgehoben oder zurückgenommen wer­
den. Da die verfügenden Stellen mit dem Einspracheverfah­
ren überlastet sein könnten, wurde die Möglichkeit geschaf­
fen, mit der Durchführung des Einspracheverfahrens eine 
andere Stelle als die ursprünglich verfügende Stelle zu be­
auftragen. Der Nationalrat hat deshalb in Artikel 100 Ab­
satz 2 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes eine entspre­
chende Abweichung von Artikel 58 ATSG stipuliert. Ihre 
Kommission schlägt Ihnen nun vor, das Einspracheverfahren 
auch bei den übrigen Sozialversicherungsgesetzen einzu­
führen. Neu wäre das also im Bereich der AHV, bei den 
Ergänzungsleistungen, bei der Erwerbsersatzordnung und 
bei den Familienzulagen in der Landwirtschaft. Auf die um­
strittene Einführung des Einspracheverfahrens bei den letzt­
genannten vier Sozialversicherungszweigen werde ich dann 
im Rahmen der Behandlung des Anhanges noch einmal 
kurz zurückkommen, weil es hier gewichtige Stimmen gab, 
die dieses Einspracheverfahren ablehnten. 
Noch einige kurze Bemerkungen zu Artikel 58: 
In Absatz 1 hat der Nationalrat die Bestimmung betreffend 
die besondere Dringlichkeit gestrichen. Dies deshalb, weil 
diese Bestimmung praktisch nur in der obligatorischen Un­
fallversicherung, und zwar im Bereich der Arbeitssicherheit, 
zur Anwendung gelangen kann. Nach dem neuen Konzept 
ist es deshalb sinnvoll, eine solche Sonderbestimmung le­
diglich in der Unfallversicherung zu haben. Die Aufnahme ei­
ner generellen Norm über den Ausschluss der Einsprache 
bei Dringlichkeit würde unnötige Gerichtsfälle zur Frage der 
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Dringlichkeit auslösen, um das Einspracheverfahren zu 
überspringen. 
Bei Absatz 2 hat sich der Nationalrat unserer ursprünglichen 
Fas an eschlossen. Ein Verweis auf die Verfahrensre-

eschwerde, . wie er vom Bundesrat beantragt 
wurde, würde zu Widersprüchen führen. Gemäss Artikel 67 
Absatz 1 des Allgemeinen Teils müsste die Bundesbehörde 
plötzlich das Verfahrensrecht nach dem Bundesgesetz über 
das Verwaltungsverfahren anwenden, anstatt dasjenige des 
Allgemeinen Teils. Andere Versicherer müssten anstelle der 
Regeln des Allgemeinen Teils das kantonale Verfahrens­
recht anwenden. Auf diese Weise würde jedoch das Ein­
spracheverfahren öffentlich. Das wollen wir nicht! 
Ich bitte Sie, bei Artikel 58 dem Nationalrat und bei den An­
hängen Ihrer Kommission zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: In Absatz 2 hat 
der Nationalrat eine notwendige Präzisierung vorgenom­
men: «Der Versicherungsträger kann auf formell rechtskräf­
tige Verfügungen oder Einspracheentscheide zurückkom­
men, wenn diese zweifellos unrichtig sind .... » 

Die geltende Rechtsprechung verlangt eine «zweifellose» 
Unrichtigkeit. Unsere ursprüngliche Fassung müsste eine 
Änderung der Rechtsprechung zur Folge haben. 
Die in Absatz 3 durch den Nationalrat vorgenommene Präzi­
sierung ist ebenfalls notwendig, da es Konstellationen geben 
kann, bei denen direkt Beschwerde gegen eine Verfügung 
zu erheben ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 60 Abs. 1; 61 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 60 al . 1; 61 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Neufas­
sung von Artikel 61 Absatz 1 ist wiederum Ausfluss der 
neuen Verweisungstechnik gemäss Artikel 2. 
Zu Absatz 2 müssen folgende Bemerkungen gemacht wer­
den: Mit Ausnahme der Militärversicherung entscheiden die 
Bundesbehörden nicht direkt über sozialversicherungsrecht­
liche Leistungen. Wenn sie jedoch, wie eben in der Militär­
versicherung, solche Entscheide fällen, dann sollen sie die 
Regeln des Allgemeinen Teils anwenden. Insbesondere im 
Bereich der Aufsicht verfügen die Bundesbehörden jedoch 
über vielfältige erstinstanzliche Entscheidungsbefugnisse. 
Hier soll nach wie vor das Bundesgesetz über das Verwal­
tungsverfahren zur Anwendung gelangen. Dies muss klar 
festgehalten werden. Die notwendige Transparenz und 
Rechtssicherheit kann mit dem neuen Absatz 2 gemäss 
Fassung des Nationalrates gewährleistet werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 62 Abs. 2; 63 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 62 al. 2; 63 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 
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Art. 64 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 
.. . . zur Zeit der Beschwerdeerhebung Wohnsitz hat. (Rest 
des Absatzes streichen) 

Art. 64 
Proposition de /a commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Proposition Wicki 
Al. 1 
Le tribunal des assurances .... du depöt du recours. (Biffer le 
reste de l'alinea) 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Da Herr Wicki zurzeit 
eine russische Delegation betreut, nimmt Herr Schiesser 
den Antrag Wicki auf. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Worum geht 
es? In Artikel 64 wird der Gerichtsstand geregelt. Es handelt 
sich um einen wahlweisen Gerichtsstand: entweder Wohn­
sitz der versicherten Person bzw. des Dritten oder Sitz des 
Versicherers. 
Nun ist Luzern von diesem Artikel relativ stark betroffen, weil 
in Luzern insbesondere der Sitz der Suva ist. Daneben gibt 
es noch die Sitze von zwei national tätigen Krankenkassen 
in Luzern; Letzteres aber, meine ich, unterscheidet die Lage 
des Kantons Luzern nicht von der Situation anderem Kan­
tone. 
Die Regelung, die jetzt hier eingeführt wird, hat man ur­
sprünglich im alten Bundesgesetz über die Kranken- und 
Unfallversicherung gehabt. Aufgrund eines Vorstosses eines 
luzernischen Parlamentariers hat man diese Regelung im 
Unfallversicherungsgesetz (UVG) geändert. Das heisst, man 
hat den Kanton Luzern bzw. das Versicherungsgericht des 
Kantons Luzern entlastet und die Fälle gleichmässig auf die 
Kantone verteilt, indem man als Gerichtsstand den Sitz der 
Suva ausgeschlossen hat, wenn ein Gerichtsstand am 
Wohnsitz der betreffenden Person gegeben ist. Im Kranken­
versicherungsgesetz (KVG) hat man diesen wahlweisen Ge­
richtsstand in Artikel 86 Absatz 3 wieder eingeführt. 
Nun hat sich der Nationalrat offenbar dafür entschieden, die 
neueste Regelung, also das Modell gemäss KVG, in den 
ATSG zu übernehmen. Das hat nun aber zur Folge, dass für 
Luzern wieder die alte Regelung hergestellt wird, wie sie vor 
der Änderung des UVG gegolten hat, was den Kanton Lu­
zern wegen des Hauptsitzes der Suva wieder entsprechend 
belastet. Ich gehe davon aus, dass man im Nationalrat nicht 
die Absicht hatte, diese Konsequenz zu vollziehen, sondern 
man hat sich einfach für die neueste Regelung nach dem 
KVG ausgesprochen. 
Aus diesen Gründen würde ich Ihnen empfehlen, dem An­
trag Wicki zuzustimmen und damit eine Differenz zum Natio­
nalrat zu schaffen; es ist nicht die einzige. Der Nationalrat 
hätte dann die Möglichkeit, der Frage im Differenzbereini­
gungsverfahren noch einmal nachzugehen. Ich möchte dar­
auf hinweisen, dass wir eigentlich bei Artikel 86 Absatz 3 
des KVG eine entsprechende Änderung vornehmen müs­
sten. Herr Wicki hat das nicht beantragt. Ich meine, es sei 
Sache des Nationalrates, die Koordination mit dem KVG her­
zustellen. 
Sinnvollerweise müsste die Regelung so aussehen: Strei­
chung des wahlweisen Gerichtsstandes im ATSG, Belassen 
der Sonderregelung im KVG; dann hätten wir den heutigen 
Rechtszustand erhalten. Wenn man das nicht will, wenn 
man diese Regelung des ATSG auf alle Sozialversiche­
rungsbereiche - ausgenommen die Unfallversicherung -
übertragen will, müsste man sie hier belassen und eine Aus­
nahme im UVG vorsehen. Das ist aber zu komplex, als dass 
wir das hier jetzt regeln können. 
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Ich bitte Sie, dem Antrag Wicki zuzustimmen. Dann werden 
wir diese Frage in der Differenzbereinigung in eidgenössi­
scher Solidarität - auch zur Zufriedenheit des Kantons Lu-
zern - können. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais m'associer 
a Ja volonte de chercher une solution a ce probleme qui 
tienne compte de la particularite de la concentration de cas 
qui peut se faire sur Je canton du siege d'une institution fede­
rale comme l'est la CNA. J'aimerais annoncer tres claire­
ment deja que la solution ne me paraft pas etre celle 
proposee par M. Wicki, et qu'il vaudrait mieux prevoir des 
exceptions, alors que Je principe du libre choix, lui, me paralt 
un progres en faveur des assures. 
Le principe general me plan. S'il y a un probleme particulier, 
il taut le regler dans Ja loi qui le concerne. Pour le moment, il 
est bon de montrer son existence; nous avancerons dans le 
reglement de ce probleme avec le Conseil national. 

David Eugen (C, SG): Eine Bemerkung zum Antrag Wicki: 
Der Kanton St. Gallen würde den Hauptsitz der Suva gerne 
übernehmen und die paar Versicherungsrichter dafür bezah­
len. Ich möchte das als mögliche Lösung dieses Problems 
hier einbringen. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Ich danke Herrn Da­
vid. Sässe ich nicht hier oben, hätte ich etwas Ähnliches ge­
sagt. (Heiterkeit) 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag Wicki 
Adopte selon /a proposition Wicki 

Abs. 1 bis, 2, 3 - Al. 1 bis, 2, 3 
Angenommen - Adopte 

Art. 65 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 67 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu den Ver­
fahrensregeln muss ich noch einiges sagen, weil vor allem 
auch die Frage der Kostenlosigkeit zum Teil umstritten war. 
Der Nationalrat hat Artikel 67 Absatz 1 gestrichen, weil der 
Allgemeine Teil nur das Verfahren vor dem kantonalen Versi­
cherungsgericht regelt. Deshalb darf das Verfahren vor den 
sonst in diesem Gesetz nirgendwo erwähnten eidgenössi­
schen Rekursinstanzen auch nicht hier geregelt werden. 
Das ist Sache der Einzelgesetze und ergibt sich wiederum 
aus der vom Nationalrat geschaffenen neuen Struktur. 
Da der Allgemeine Teil als einzige kantonale Beschwerdebe­
hörde das Versicherungsgericht vorschreibt, ist dieses in Ab­
satz 2 explizit zu erwähnen, was der Nationalrat getan hat. 
Im Nationalrat war ein Antrag eingereicht worden, wonach 
im Hinblick auf die stark überlasteten Gerichte das Verfahren 
für die Parteien grundsätzlich nicht mehr kostenlos sein 
sollte. Der Antragsteller wies zudem darauf hin, dass der 
Grosse Rat des Kantons Aargau die Einreichung einer dies­
bezüglichen Standesinitiative erwäge. Mit der Annahme die­
ses Antrages wäre jedoch ein fundamentales Prinzip des 
Verfahrensrechtes beseitigt worden, wonach im Sozialversi­
cherungsrecht der Prozess für die Betroffenen grundsätzlich 
kostenlos sein muss. Es gilt zudem festzuhalten, dass die 
Verfahrensregelungen des Allgemeinen Teils unter Beizug 
sowohl der betroffenen Sozialversicherungszweige als auch 
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der betroffenen Gerichte intensiv überprüft wurden. Man Die Ausdehnung der Kostenübernahmepflicht auf den nicht-
kann sagen, dass die nun vom Nationalrat vorgeschlagenen stationären Bereich wäre problematisch und erst noch völlig 
Verfahrensregelungen einen ausgewogenen, aber hart um- unnötig. Im nichtstationären Bereich ist eine getrennte Be-
kämpften Kompromiss darstellen. Deshalb ist diesem Be- . handlung der Gesundheitsschäden_ sehr wohl mö_glich:J:>ie 

·1,ctrt~cl~i'tattomttfäte~-zo lolgen.csKäffnuoefclfes~--urige1renrffe~osteffCi5ernahmepflicht im nichtstationären 
festgehalten werden, dass einer Partei, die sich mutwillig Bereich würde zu Rechtsunsicherheit und Doppelspurigkei-
oder leichtsinnig verhält, eine Spruchgebühr und die Verfah- ten mit erheblichen Mehrkosten führen. 
renskosten auferlegt werden können. Nicht zuletzt ist darauf Bezüglich Absatz 4 kann noch darauf hingewiesen werden, 
hinzuweisen, dass die Rekursflut im Bereich der Arbeitslo- dass beispielsweise die Invalidenversicherung, die Militär-
senversicherung inskünftig abnehmen dürfte, weil wir hier versicherung und die Unfallversicherung grosszügigere Lö-
das Einspracheverfahren einführen möchten. sungen bei der Übernahme «fremder» Gesundheitsschäden 
Zu Absatz 2 Buchstabe d ist noch zu bemerken, dass auf- kennen. Es handelt sich dabei aber nicht um einen Wider-
grund der Rechtsprechung des Eidgenössischen Versiehe- spruch zum Allgemeinen Teil, denn die in den erwähnten 
rungsgerichtes die kantonale Instanz darauf hinweisen Gesetzen gewährten zusätzlichen Leistungen treten neben 
muss, dass die Beschwerde zurückgezogen werden kann. die in Artikel 70 verankerten Leistungspflichten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu Artikel 68 
Absatz 1 kann festgehalten werden, dass der lnstanzenzug 
im Normalfall über das kantonale Versicherungsgericht an 
das EVG läuft. Die Regelung der Spezialfälle - Rekurskom­
missionen und Schiedsgerichte - ist Sache der Einzelge­
setze. 
Artikel 60 ATSG behandelt die Vollstreckbarkeit von erstin­
stanzlichen Verfügungen und von Einspracheentscheiden. 
Zur Klärung der Situation bei Beschwerdeentscheiden sollte 
deshalb die analoge Regelung gelten, weshalb hier auf Arti­
kel 60 Absatz 2 hinzuweisen ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Hier hat der 
Nationalrat Absatz 2 aus systematischen Gründen gestri­
chen. Es bleibt den Einzelgesetzen überlassen, eigene Re­
gelungen zu treffen. Der vom Ständerat beschlossene 
Absatz 2 betrifft zudem eine Frage aus dem Bereich der 
Überentschädigung, die - wenn schon - in Artikel 76 hätte 
geregelt werden müssen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Bei den ersten 
beiden Absätzen handelt es sich um eigentliche Koordinati­
onsbestimmungen. In Absatz 2 hat der Nationalrat lediglich 
eine redaktionell klarere Fassung beschlossen, ohne jedoch 
an der von unserem Rat beschlossenen Bestimmung eine 
materielle Änderung vorzunehmen. 
Absatz 3 ist eine Bestimmung mit eigenem leistungsbestim­
menden Charakter. Da er zwei verschiedene Konstellationen 
regelt, wurde er vom Nationalrat in zwei Absätze aufgeteilt. 
Sowohl in Absatz 3 als auch im neuen Absatz 4 wurde die 
Kostenübernahmepflicht auf den stationären Bereich - ich 
betone: auf den stationären Bereich - beschränkt. Dieser 
Beschluss des Nationalrates ist ebenfalls ein wesentlicher 
Bestandteil des «ATSG light»-Kompromisses. 
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Angenommen - Adopte 

Art. 71 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Gemäss ur­
sprünglichem Beschluss unseres Rates umfasst Artikel 71 
richtigerweise auch die Hilfsmittel. Da jedoch auch die AHV 
sowie die Krankenversicherung Hilfsmittel zur Verfügung 
stellen, müssen diese beiden Versicherungszweige eben­
falls in Artikel 71 aufgeführt werden. Gleichzeitig muss - wie 
dies der Nationalrat festgestellt hat - in der Abfolge klar zum 
Ausdruck kommen, dass grundsätzlich drei Leistungskreise 
bestehen, die eine Kaskade bilden. Bei der ersten Stufe, 
d. h. bei der Militär- und bei der Unfallversicherung, sind Par­
allelzahlungen - mit Ausnahme der Bestattungskosten -
nicht möglich. In der zweiten Stufe werden Parallelzahlun­
gen der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
ausgeschlossen. Die Krankenversicherung schliesslich wird 
an letzter Stelle leistungspflichtig. 
In Artikel 71 ist nicht von einer «ausschliesslichen» Reihen­
folge die Rede dies deshalb, weil sich das Modell mit drei 
Stufen wohl kaum in Reinkultur wird durchführen lassen. So 
kann beispielsweise ein Einzelgesetz weiter gehende Lei­
stungen vorsehen als ein anderes, welches aufgrund der 
Kaskadenordnung in Artikel 71 vorher zu leisten hat. 
Der vom Nationalrat beschlossenen Fassung von Artikel 71 
ist zuzustimmen, da sie dem Gedanken der Rechtssicher­
heit weit besser Rechnung trägt als unsere ursprüngliche 
Fassung. 

Angenommen - Adopte 

Art. 72 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz {R, GL), für die Kommission: Die Strei­
chung von Artikel 72 ist ein wesentlicher Entscheid des Na­
tionalrates, dem sich die Kommission anschliesst. Ich 
möchte kurz anfügen, warum dies eine besondere Tragweite 
hat: Der Nationalrat hat beschlossen, die Koordinationsbe­
stimmung betreffend die Taggelder zu streichen. Es mag 
zwar etwas störend sein, dass die Koordinationsregeln im 
Allgemeinen Teil keine Bestimmungen über die Taggelder 
enthalten werden. Die vom Ständerat beschlossene Bestim­
mung war jedoch heftig umstritten, weil damit der Begriff der 
Solidarität überstrapaziert worden wäre - denn es lässt sich 
versicherungstechnisch nicht rechtfertigen, dass ein Versi­
cherer für ein Risiko aufkommen muss, das er gar nicht ver­
sichert hat oder eventuell gar nicht versichern durfte. Die von 
unserem Rat 1991 beschlossene Bestimmung lässt zudem 
zahlreiche Koordinationsfragen offen, die heute in den Ein­
zelgesetzen gelöst werden. Aufgrund der Regelung in Arti-
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kel 72 würden neue Rechtssicherheiten entstehen, und dies 
erst noch, ohne die Stellung der Versicherten im geringsten 
zu verbessern. Man sollte sich deshalb vom bewährten 
Grundsatz leiten lassen, wonach eine gut funktionierende 
Aegeltmgniehtclttrcheirre Regeltrngabgetöst wen::ten snttte; 
die versicherungstechnisch fragwürdig ist, viele Fragen offen 
lässt und neue Probleme mit sich bringt. Für die Streichung 
der Bestimmung spricht sodann die Tatsache, dass es trotz 
intensivsten Bemühungen weder der nationalrätlichen Sub­
kommission noch den zahlreichen externen Experten gelun­
gen ist, eine befriedigende Formulierung zu finden. Nicht 
zuletzt gilt es festzustellen - das habe ich einleitend bereits 
gesagt-, dass die Streichung von Artikel 72 Bestandteil des 
«ATSG light»-Kompromisses ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 73 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Eine kurze Be­
merkung zu den Renten und Hilflosenentschädigungen: Bei 
Absatz 2 hat der Nationalrat eine umfassender formulierte 
Prioritätenordnung vorgenommen. Die Leistungsreihenfolge 
bei den Risiken Alter, Tod sowie Invalidität wird gemäss gel­
tendem Recht geregelt. 
Bei Absatz 3 nennt die ständerätliche Fassung an erster 
Stelle die Unfallversicherung. In Analogie zur übrigen Kas­
kadenregelung ist indessen auch hier die Militärversiche­
rung an erster Stelle zu nennen. Es gilt festzuhalten, dass 
bezüglich Hilflosenentschädigung eine Aufteilung der Lei­
stung zwischen Militär- und Unfallversicherung möglich ist. 
Dies entspricht der heute geltenden Regelung. Sonst gilt je­
doch das ausschliessliche Leistungsprinzip. 

Angenommen - Adopte 

Art. 74 Abs. 3; 75 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 74 al. 3; 75 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 76 Abs. 1, 2, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 76 al. 1, 2, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: In Artikel 76 
wird erstmals ausdrücklich eine Bestimmung über das Über­
entschädigungsverbot im Sozialversicherungsrecht veran­
kert. Das Eidgenössiche Versicherungsgericht hat es aus 
unverständlichen Gründen leider bis heute abgelehnt1• aus 
den geltenden Regelungen der einzelnen Gesetze ein Uber­
entschädigungsverbot abzuleiten. 
Die Überentschädigungsregelung ist umstritten. Sie wurde 
nicht nur in der nationalrätlichen Subkommission, sondern 
auch in der Kommission selber und daraufhin auch im Rats­
plenum ausführlich diskutiert. Der Bundesrat wollte im Allge­
meinen Teil eine sehr weit gehende Regelung verankern. 
Danach hätten Arbeitsleistungen von Angehörigen selbst 
dann als Mehrkosten gelten sollen, wenn sie gar keine Ein­
kommenseinbusse zur Folge haben. Auf der anderen Seite 
verlangte die Versicherungswirtschaft und mit ihr eine Min­
derheit der vorberatenden Kommission des Nationalrates, 
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dass die durch den Versicherungsfall verursachten allfälligen 
Einkommenseinbussen von Angehörigen nicht in die Be­
rechnung der Überentschädigung mit einbezogen werden. 
Dieser Minderheitsantrag hat insofern etwas für sich, als mit 
der· non·· vorn· Natrorfä.rrar oescnTossenenHegelffng·dle··· in ·· ·· 
Artikel 76 Absatz 1 verankerte Kongruenzmethode verletzt 
wird. Nach dieser Methode sollen bei der Berechnung der 
Überentschädigung nur Leistungen gleicher Art und Zweck­
bestimmung berücksichtigt werden, die der anspruchsbe­
rechtigten Person aufgrund des schädigenden Ereignisses 
ausgerichtet werden. Die Vertreter des Minderheitsantrages 
wiesen im Nationalrat zudem auf die Gefahr der entstehen­
den Rechtsunsicherheit hin, denn es wird durch die Rechts­
anwendung zu klären sein, welche Einkommenseinbussen 
im Rahmen der Berechnung der Überentschädigung mit zu 
berücksichtigen sind. Damit sind mit grosser Wahrschein­
lichkeit Streitigkeiten über die Frage, welche allfälligen Ein­
kommenseinbussen in welcher Höhe in die Berechnung 
einbezogen werden müssen, vorprogrammiert. 
Der Nationalrat ist jedoch dem Antrag seiner Kommissions­
mehrheit und damit dem Beschluss des Ständerates gefolgt. 
Bei der nun beschlossenen Regelung handelt es sich um ei­
nen Kompromiss zwischen dem Antrag des Bundesrates 
und dem Minderheitsantrag. 
Die Kommission bittet Sie, dem Beschluss des Nationalrates 
zuzustimmen. Es ist zu hoffen, dass die Rechtsprechung 
vernünftige Schranken setzen und eine klare Linie einhalten 
wird, weil keine optimale Lösung auf Gesetzesstufe gefun­
den werden konnte. 

Angenommen - Adopte 

Art. 77 Abs. 2, 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 77 al. 2, 4, 5 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Der National­
rat hat bei Absatz 2 Buchstabe d dem Antrag des Bundesra­
tes betreffend die Einbindung des BVG in die Vorschusslei­
stungspflicht stattgegeben. Dazu muss jedoch die Reihen­
folge der Vorleistungen umgekehrt werden. Bei Streitigkeiten 
zwischen der Unfallversicherung und der beruflichen Vor­
sorge geht es in der Regel darum, dass das Unfallereignis 
nicht klar feststeht. Beim Fehlen eines Unfallereignisses 
muss die Unfallversicherung keine Leistung erbringen. Da 
die berufliche Vorsorge gemäss BVG sowohl beim Risiko 
Krankheit als auch beim Risiko Unfall Leistungen erbringen 
muss, liegt es nahe, dass bei Streitigkeiten mit der Unfallver­
sicherung nicht diese, sondern die berufliche Vorsorge vor­
leistungspflichtig ist. 
Die ursprünglich in Absatz 4 enthaltene Regelung wurde 
vom Nationalrat in Artikel 78 unter dem Titel «Rückerstat­
tung von Vorleistungen» aufgenommen; sie kann hier somit 
gestrichen werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 78 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 79 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zum Grund­
satz beim Rückgriff ist noch folgendes zu bemerken: In Ab­
satz 1 hat der Nationalrat eine kleine Präzisierung vorge­
nommen .. Pie Subrogation _sqJlte angesiQhJs cler.J,.ioschnei~. 
denden Beeinflussung der Position des Geschädigten auf 
gesetzliche Leistungen beschränkt werden. 
Es kann sodann grundsätzlich festgehalten werden, dass für 
den Rückgriff nicht das Verfahren gemäss Allgemeinem Teil 
gilt. Sowohl das Verfahren als auch der Rechtsweg richten 
sich nach der Art der Forderung, in welche der jeweilige So­
zialversicherer subrogiert. 

Angenommen - Adopte 

Art. 80 Abs. 2; 82 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 80 al. 2; 82 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zu den Arti­
keln 80 und 82 möchte ich gesamthaft etwas bemerken. 
Der Nationalrat hat sich bei der Regelung der Frage des 
Rückgriffs in den Artikeln 80 und 82 den Anträgen des Bun­
desrates angeschlossen, nicht unseren Beschlüssen. In Arti­
kel 80 verankerte der Nationalrat das so genannte Quoten­
vorrecht statt der Quotenteilung im Falle der Kürzung bei 
Selbstverschulden. In Artikel 82 legte er dann für diese kon­
kreten Fälle vor allem das Regressprivileg fest, wie es sich 
in der neueren Praxis entwickelt hat. Es kann an dieser 
Stelle insbesondere auf Artikel 44 des Bundesgesetzes über 
die Unfallversicherung hingewiesen werden, der die Ein­
schränkung der Haftpflicht regelt. Wir können uns in diesen 
beiden Artikeln, die eine sehr komplexe Materie regeln, dem 
Nationalrat anschliessen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 83 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Bei Artikel 83 
geht es wieder um eine sehr wichtige Bestimmung als Teil 
des «ATSG light»-Kompromisses bzw. um die Eliminierung 
eines «Pferdefusses». Die Bestimmung war von Anfang an 
heftigst umstritten und stiess insbesondere bei den Trägern 
der obligatorischen Unfallversicherung, und zwar sowohl bei 
der Suva als auch bei sämtlichen übrigen Unfallversicherern, 
auf Ablehnung. Denn im Bereich der obligatorischen Unfall­
versicherung hätte die Einführung der Beitragserhebung 
eine gewichtige materielle Änderung bedeutet. Diese wäre 
mit enormen Mehrkosten verbunden gewesen. Allein auf die 
Versicherer, welche die Hälfte der Beiträge hätten überneh­
men müssen, wären Mehrkosten von über 100 Millionen 
Franken zugekommen, die natürlich auf die Prämienzahler 
hätten abgewälzt werden müssen. In der Nichtberufsunfall­
versicherung hätte der als Arbeitgeberanteil bezeichnete Be­
trag letztlich ebenfalls von den Arbeitnehmern entrichtet 
werden müssen. 
Im Jahre 1997 wurden in der obligatorischen Unfallversiche­
rung Taggelder von 1,269 Milliarden Franken ausgerichtet. 
Durch die Einführung der Beitragspflicht wären die Taggel­
der der versicherten Personen geschmälert worden, wo­
durch insbesondere bei längerer Arbeitsunfähigkeit für die 
Arbeitnehmer ein spürbarer Einkommensausfall entstanden 
wäre. 
Bei der Erarbeitung des Bundesgesetzes über die Unfallver­
sicherung hat der Gesetzgeber den Ansatz der Taggelder 
bewusst auf 80 Prozent des Bruttolohnes festgesetzt, weil er 
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davon ausging, dass auf den Taggeldern keine Sozialversi­
cherungsabgaben entrichtet werden müssen. 
Im Hinblick auf die Gefahr einer Überentschädigung - durch 

.. deo Wegfall yqnSozialversicherL,Jngsbeitr~rLköonte cJa,s 
Taggeld den Nettolohnausfall übersteigen - lehnte es der 
Gesetzgeber ausdrücklich ab, einen höheren Ansatz als 
80 Prozent festzulegen. Aufgrund von Artikel 324b Absatz 1 
des Obligationenrechtes ist der Arbeitgeber in der obligatori­
schen Unfallversicherung überdies nur dann von der Lohn­
fortzahlungspflicht befreit, wenn «die für die beschränkte 
Zeit geschuldeten Versicherungsleistungen mindestens vier 
Fünftel des darauf entfallenden Lohnes decken». Bei einer 
Kürzung der Taggelder der Versicherten würde früher oder 
später zweifellos die Forderung erhoben, dass der Ansatz 
für die Taggeldleistungen von 80 Prozent zu erhöhen sei. 
Eine solche Leistungsausdehnung hätte zwangsweise hö­
here Prämien und noch höhere Sozialversicherungsabzüge 
zur Folge. 
Der Nationalrat hat diese Konsequenz erkannt und hat Arti­
kel 83 gestrichen. 
Ich bitte Sie, diesem Streichungsantrag zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 84 Abs. 2; 85 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 84 al. 2; 85 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 86 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL}, für die Kommission: Zur Verant­
wortlichkeit: Zuerst eine Bemerkung zur Sachüberschrift und 
Absatz 1: Unsere ursprüngliche Fassung hat die Rahmenbe­
dingungen für die Haftung sowohl gegenüber Versicherten 
oder Dritten als auch gegenüber dem Versicherungsträger 
erfasst. Nach dem Beschluss des Nationalrates wird nur 
noch die Haftun.g gegenüber den Versicherten oder Dritten 
geregelt. Diese Anderung erfolgt in Anbetracht der Tatsache, 
dass die rechtliche Ausgestaltung der Versicherungsträger 
derart unterschiedlich ist, dass die Organhaftung gegenüber 
dem Versicherungsträger den einzelnen Sozialversiche­
rungsgesetzen überlassen werden muss. Hier gibt es keine 
einheitliche Regelung, das haben wir 1991 übersehen. 
Aufgrund der neuen Verweisungstechnik hält Absatz 2 ledig­
lich fest, dass Ersatzforderungen bei der zuständigen Be­
hörde geltend gemacht werden müssen, die darüber mit 
Verfügung entscheidet. Für welche Versicherung welche Be­
hörde zuständig ist, ist wiederum in den Einzelgesetzen zu 
regeln. 
In Absatz 3 wird auf Artikel 19 des Verantwortlichkeitsgeset­
zes des Bundes verwiesen. Diese Bestimmung ist insofern 
anwendbar, als sie die Haftung des Bundes betrifft. Der 
Bund haftet, soweit eine mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben 
des Bundes betraute und ausserhalb der Bundesverwaltung 
stehende Organisation dem Geschädigten die geschuldete 
Entschädigung nicht zu leisten vermag. Das Verantwortlich­
keitsgesetz muss, wie dies der Nationalrat beschlossen hat, 
unmittelbar anwendbar sein. Eine sinngemässe Anwen­
dung, wie dies in der ständerätlichen Fassung von 1991 vor­
gesehen war und auch im Antrag des Bundesrates noch 
vorgesehen ist, würde zu einer uferlosen Haftung des Bun­
des führen. 
In Absatz 3bis wird festgehalten, dass für das Verfahren der 
Allgemeine Teil gilt und nicht das Verantwortlichkeitsgesetz, 
auch wenn sich die Haftung aus Letzterem direkt ergibt. 
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Aus Rücksicht auf die Fristen wird dabei jedoch auf ein Ein- Al. 1 
spracheverfahren verzichtet. Um dem Bedürfnis der analo- Les articles figurant en annexe sont abroges ou modifies. 
gen Anwendung des Verantwortlichkeitsgesetzes Rechnung Al. 2 
zu tr<:1{).en.! werden d,ie analoganwendbarenBestimmungeri __ - Avant Jentree _ en. vigueur _ de la J)l'SSenteloi,J'. Assembl~e ... 

· hier ausdr'ücRTI6fi aufgeftlnrt. Es smad1es a,e Bestimmungen federale peut, par voie d'ordonnance, modifier l'annexe afin 
über die Haftungsvoraussetzungen, über den Umfang der de l'adapter aux modifications qui auraient ete apportees 
Haftung und über den Rückgriff auf den Beamten, über die aux lois concernees depuis l'adoption de la presente loi et 
Verjährungs- und Verwirkungsfristen für die Haftung an sich qui seraient entrees en vigueur entre-temps. 
und für die Regressnahme auf den Beamten. 
Ich bitte Sie, dem Nationalrat zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 87 Abs. 2; 88 Abs. 1, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 87 al. 2; 88 al.1, 3 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 89 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Bei dieser Be­
stimmung muss Absatz 2 gestrichen werden. Mit der Neu­
nummerierung der Artikel in den Einzelgesetzen aufgrund 
des Allgemeinen Teils würde allergrösste Rechtsunsicher­
heit entstehen. So würde ein heute geltender Artikel nach 
der Neunummerierung einen völlig anderen Rechtsbereich 
regeln. Zudem würde die Bezugnahme auf die Bestimmun­
gen in den einzelnen Sozialwerken sowohl in der Fachlitera­
tur als auch in der gesamten Rechtsprechung nicht mehr 
zutreffen. Im Hinblick auf die Konsequenzen einer derartigen 
Neunummerierung der Artikel können, ja müssen wir Lücken 
in der Durchnummerierung in den Gesetzen in Kauf neh­
men. Alles andere müsste zu einer erheblichen Verkompli­
zierung führen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 90 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 90 al. 1, 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 91 
Antrag der Kommission 
Titel 
Änderung des bisherigen Rechtes 
Abs. 1 
Die im Anhang aufgeführten Artikel werden aufgehoben 
oder abgeändert. 
Abs. 2 
Die Bundesversammlung kann vor Inkrafttreten dieses Ge­
setzes auf dem Verordnungsweg den Anhang ändern, um 
diesen an Änderungen anzupassen, die in den betroffenen 
Gesetzen seit der Verabschiedung dieses Gesetzes vorge­
nommen wurden und inzwischen in Kraft getreten sind. 

Art. 91 
Proposition de /a commission 
Titre 
Adherer a la decision du Conseil national 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Es ist der letzte 
Artikel, bezogen auf die ganze Vorlage, bei dem ich Sie noch 
einmal mit einer etwas komplizierteren Ausgangslage behel­
ligen muss. Es handelt sich um eine sehr wichtige Frage, die 
erst im laufe der Behandlung des ATSG in der Redaktions­
kommission aufgetaucht ist. Der von der Kommission bean­
tragte neue Absatz 2 ist aus verfahrenstechnischen Überle­
gungen notwendig, aber nicht ausreichend. 
Unsere Kommission hat also, anders ausgedrückt, einen 
Schritt in die richtige Richtung getan; sie hätte aber einen 
Sprung tun sollen. Es gilt zu verhindern, dass allfällige Ände­
rungen von Einzelgesetzen auf dem normalen Weg gleich 
wieder geändert werden müssen, nur um beispielsweise in 
den revidierten Bestimmungen die notwendigen Verweisun­
gen auf den Allgemeinen Teil vorzunehmen. Änderungen 
der Einzelgesetze im Anhang werden sich beispielsweise im 
Rahmen der Beratung der Botschaft über die Anpassung 
und Harmonisierung der gesetzlichen Grundlagen für die 
Bearbeitung von Personendaten in der Sozialversicherung 
ergeben, die ich jetzt x-mal erwähnt habe und die wir an­
schliessend behandeln, oder auch aufgrund anderer Bot­
schaften. 
Die Arbeiten der Redaktionskommission haben gezeigt, 
dass der Antrag Ihrer Kommission einen wesentlichen Fort­
schritt gegenüber dem Beschluss des Nationalrates dar­
stellt, aber immer noch nicht genügt, um die sehr grossen 
gesetzestechnischen Probleme zu lösen, die sich im Zusam­
menhang mit den laufenden und zukünftigen Revisionen im 
Sozialversicherungsbereich ergeben. Es sind drei Katego­
rien von Gesetzesrevisionen zu beachten: 
1. Gesetzesrevisionen, die vom Parlament zwar schon be­
schlossen worden, aber noch nicht in Kraft getreten sind; 
2. Gesetzesrevisionen, die im Parlament hängig sind und vor 
oder mit dem ATSG in der Schlussabstimmung verabschie­
det werden; 
3. Revisionen, die nach Verabschiedung des ATSG vom Par­
lament beschlossen werden, aber vor dem ATSG in Kraft tre­
ten sollen. 
Das Koordinationsproblem bei den Vorlagen gemäss der 
dritten Kategorie hat die SGK-SR mit diesem neuen Ab­
satz 2 gelöst. Gemäss heutigem Stand des ATSG müssten 
aber die Anpassungen für Vorlagen der ersten und zweiten 
Kategorie auf die Schlussabstimmungen zum ATSG hin er­
folgen. Es sind dies das Bundesgesetz gemäss Botschaft 
vom 8. Oktober 1999 zum Abkommen zwischen der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Ge­
meinschaft sowie ihren Mitgliedstaaten über die Freizügig­
keit, dann die freiwillige AHV, die Botschaft über den 
Bundesbeschluss zur Krankenversicherung, wie wir ihn 
heute beschlossen haben, und die Botschaft zum revidierten 
Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Für d~n Anhang wäre die Berücksichtigung der erforderli­
chen Anderungen im Rahmen der ohnehin nötigen späteren 
Aktualisierung sinnvoll, hätte aber den Nachteil, dass das 
Parlament im gleichen Zeitraum sich widersprechende Ge­
setzesänderungen beschliessen müsste. Damit wir eine um­
fassende, nachträgliche Anpassung ermöglichen können, 
muss Artikel 91 Absatz 2 grosszügiger gefasst werden. In 
etwa folgender Wortlaut wäre denkbar: 
«Die Bundesversammlung kann vor Inkrafttreten dieses Ge­
setzes den Anhang auf dem Verordnungsweg ändern, um 
diesen an Änderungen anzupassen, die in den betroffenen 
Gesetzen vorgenommen wurden und die seit der Verab­
schiedung dieses Gesetzes in Kraft getreten sind.» Der Na­
tionalrat wird sich für den Anhang eine solche oder ähnliche 
Formulierung überlegen müssen. 
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Auf das ATSG selber hat wahrscheinlich nur eine der vier er­
wähnten Vorlagen direkte Auswirkungen, nämlich die Vor­
lage 99.093. Betroffen sind hier die Artikel 40, 41 und 54. 
Damit das ATSG selber vor seinem Inkrafttreten nicht wie­
derum mit einem referendÜmspflichtigen Beschluss geän­
dert werden muss, sollte die Aktualisierung in diesen 
Punkten auf den Sommer 2000 vorgenommen werden. 
Sinnvollerweise sollte dies die SGK des Nationalrates im 
Nachgang zur Behandlung der Vorlage tun, die unmittelbar 
anschliessend traktandiert ist. 
Mit dem neugefassten Artikel 91 müsste es möglich sein, 
alle Probleme, die sich im Zusammenhang mit der Anpas­
sung des ATSG bzw. des Anhangs an die laufenden Geset­
zesrevisionen ergeben, zu lösen. Unseres Erachtens muss 
der Nationalrat hier den letzten Schritt tun, damit wir bei der 
weiteren Anpassung des ATSG und dessen Anhang nicht in 
ein heilloses Durcheinander geraten. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je remercie M. Schies­
ser d'avoir tres clairement explique quelles etaient les diffe­
rentes adaptations qui pouvaient se reveler necessaires 
entre le moment de l'adoption definitive de la loi et son en­
tree en vigueur. J'insiste sur le fait que, d'un cöte, nous vou­
lons que la commission du Conseil national, ainsi que le 
Conseil, se penchent sur la formulation de ce texte, car nous 
ne reglons qu'un probleme sur trois avec la proposition ac­
tuellement sur la table, de l'autre, le Conseil federal se verra 
oblige de presenter un message relatif a l'adaptation de tou­
tes les lois touchees au moment de l'entree en vigueur. De 
cette maniere, la securite du droit et la volonte du legislateur 
pourront etre respectees. 

Angenommen - Adopte 

Art. 92 
Antrag der Kommission 
Abs. 2 
Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt des lnkrafttretens. 
Abs. 3 
Artikel 91 Absatz 2 tritt einen Monat nach Ablauf der Refe­
rendumsfrist oder, wenn das Referendum ergriffen wird, 
nach der Annahme durch das Volk in Kraft. 

Art. 92 
Proposition de /a commission 
A/.2 
Adherer a la decision du Conseil national 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 
Al. 3 
l.'.article 91 alinea 2 entre en vigueur un mois apres 
l'echeance du delai referendaire ou, si le vote est demande, 
apres l'adoption de la presente loi par le peuple. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Sie sehen, 
dass wir einen neuen Absatz 3 beantragen. Damit wir das 
ganze Prozedere, das ich vorhin bei Artikel 91 erklärt habe, 
auch umsetzen können - es wird von einer sehr grossen 
Komplexität sein, dessen müssen wir uns bewusst sein -, 
müssen wir einen Gesetzesartikel früher in Kraft setzen. Das 
ATSG wird wahrscheinlich noch auf einige Jahre hinaus 
nicht in Kraft treten. Aber Artikel 91 Absatz 2 muss - gestützt 
auf Absatz 3 von Artikel 92 - vorgezogen in Kraft gesetzt 
werden, sonst haben wir die Grundlage nicht, die es dem 
Parlament erlaubt, die Gesetzesanpassungen ohne einen 
referendumspflichtigen Beschluss vorzunehmen. Das ist der 
Hintergrund für diesen Absatz 3. Wir müssen an der Loko­
motive ein neues Rad montieren, das es uns erlaubt, die üb­
rigen Räder laufend auszuwechseln. 

Angenommen - Adopte 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Wir kommen nun zur 
Behandlung der 16 Anhänge. 
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Sofern nichts anderes vermerkt ist: 
- beantragt die Kommission Zustimmung zum Be­
schluss des Nationalrates; 
-: stimmt d.er Rat d~n AnträgeR dE:lI Kommission.zu,. 

Sauf indication contraire: 
- la commission propose d'adherer a la decision du 
Conseil national; 
- le Conseil adhere aux propositions de la commission. 

Anhang 01 - Annexe 01 
Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversi­
cherung 
Loi federale du 18 mars 1994 sur /'assurance-maladie 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
.... Geburtsgebrechen (Art. 3 Abs. 2 ATSG), die .... 

Art. 27 
Proposition de Ja commission 
.... infirmite congenitale (art. 3 al. 2 LPGA) non couverte .... 

Art. 52 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Für Geburtsgebrechen (Art. 3 Abs. 2 ATSG) werden die .... 

Art. 52 al. 2 
Proposition de /a commission 
En matiere d'infirmites congenitales (art. 3 al. 2 LPGA), les 
mesures .... 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Ich möchte 
noch einmal eine allgemeine Bemerkung vorausschicken. Im 
Folgenden geht es aus der Sicht der Kommission im We­
sentlichen darum, dass wir den Entscheid, den wir bei Arti­
kel 58 stillschweigend gefällt haben, in denjenigen Sozialver­
sicherungsgesetzen umsetzen, die noch keine Einsprache 
kennen - also bei der AHV, bei den Ergänzungsleistungen, 
bei der Erwerbsersatzordnung und bei den Familienzulagen 
in der Landwirtschaft. Das ist aus Sicht Ihrer Kommission 
der Hauptpunkt der Anpassungen im Anhang. 
Beim Anhang 1 habe ich nur eine kurze Bemerkung zu den 
Artikeln 27 und 52 anzubringen: Die Definition der Geburts­
gebrechen in Artikel 3 Absatz 2 des Allgemeinen Teils macht 
einen entsprechenden Verweis in den Artikeln 27 und 52 
notwendig. 
Auf der Fahne ist der Antrag Ihrer Kommission bei Arti­
kel 27 - meines Erachtens versehentlich - unter die Rubrik 
«Nationalrat» gerutscht; er gehört unter die Rubrik «Kom­
mission des Ständerates». 

Angenommen - Adopte 

Anhang 02 - Annexe 02 
Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversiche­
rung 
Loi federa/e du 20 mars 1981 sur l'assurance-accidents 

Anhang 03 - Annexe 03 
Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über die Militärversiche­
rung 
Loi federale du 19 juin 1992 sur l'assurance-militaire 

Anhang 04 - Annexe 04 
Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung 
Loi federa/e du 25 juin 1982 sur /'assurance-ch6mage obli­
gatoire 

Art. 18 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Gemäss neuem geltendem Recht 
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Art. 18 al. 4 
Proposition de /a commission 
Selon le nouveau droit en vigueur 

Schlesser Fr1fz (R, Gl), fürdfe Kommission: Dlesen Artikel 
müssen wir an die im Rahmen des Stabilitätsprogrammes 
beschlossene Fassung anpassen, die auf den 1. September 
1999 in Kraft getreten ist. 

Angenommen Adopte 

Anhang 05 - Annexe 05 
Bundesgesetz vom 25. September 1952 über die Erwerbs­
ersatzordnung 
Loi federale du 25 septembre 1952 sur le regime des a/loca­
tions pour perte de gain 

Art. 1a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Personen, die in der schweizerischen Armee oder im Rot­
kreuzdienst Dienst leisten, haben für jeden besoldeten 
Diensttag Anspruch auf eine Entschädigung. 
Abs. 2 
Personen, die Schutzdienst leisten, haben für jeden ganzen 
Tage, für den sie Sold im Sinne von Artikel 22 Absatz 1 des 
Zivilschutzgesetzes beziehen, Anspruch auf eine Entschädi­
gung. 

Art. 1a 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Les personnes qui font du service dans l'armee suisse ou a 
la Croix-Rouge ont droit a une allocation pour chaque jour 
de solde. 
Al.2 
Les personnes qui effectuent un service de protection civile 
ont droit a une allocation pour chaque jour entier pour lequel 
elles re9oivent la solde conformement a l'article 22 ali­
nea 1 er de la loi sur la protection civile. 

Art. 19 Abs. 2 
Antrag der Kommission 

b ..... Unterhaltspflichten nicht nach, so sind die für die un­
terhaltsberechtigten zugesprochenen .... 

Art. 19 al. 2 
Proposition de la commission 

b. Si la personne qui fait du service ne remplit pas ses obli­
gations d'entretien, les allocations accordees de ce chef se­
ront, sur demande, versees aux interesses meme s'ils ne 
dependent pas de l'assistance publique, ou a leurs repre­
sentants legaux, par derogation a l'article 26 alinea 1 er 
LPGA. 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Streichen 
Abs. 2 
Über Beschwerden gegen Verfügungen und Einsprachen­
entscheide kantonaler Ausgleichskassen .... 

Art. 24 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Biffer 
Al.2 
En derogation a l'article 64 alinea 1er LPGA, les decisions et 
les decisions sur opposition prises par les caisses cantona­
les de compensation .... 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Zum Bundes­
gesetz über die Erwerbsersatzordnung (EOG) habe ich Be­
merkungen zu den Artikeln 1 a, 19 und 24. 
Be,LA,rtike,IJ a, schlägt 1.h.nem. .di.". Kon:imi.ssion .eine. neu13 fäs: 
sung von Absatz 1 vor. Die vorgeschlagene Bestimmung 
entspricht dem revidierten Artikel 1 Absatz 1 des EOG, der 
auf den 1. Juli 1999 in Kraft gesetzt wurde. Die Kommission 
hat sich erlaubt, eine redaktionelle Änderung gegenüber 
dem heutigen Gesetzestext vorzuschlagen. 
Bei Artikel 19 möchte ich darauf hinweisen, dass wir eine 
Anpassung an eine Neuerung vornehmen müssen, die auf 
den 1. Januar 2000 in Kraft getreten ist. Sie ersehen also 
auch daraus wieder, wie sehr hier ein Schritt mit dem ande­
ren verzahnt ist. 
Bei Artikel 24 ist, wie ich meine, ein Fehler in der Fahne ent­
halten: Dieser Artikel ist mit «Besonderheiten der Rechts­
pflege» überschrieben. Wie bei den übrigen Sozialversiche­
rungsgesetzen soll nun auch bei der Erwerbsersatzordnung 
das Einspracheverfahren eingeführt werden. Deshalb muss 
Artikel 24 Absatz 1 gestrichen werden; das ist eine Folge 
des stillschweigenden Beschlusses bei Artikel 58 ATSG. 
Meines Erachtens muss aber gleichzeitig auch die Sach­
überschrift von Artikel 24 geändert werden, weil wir hier 
keine «Besonderheiten der Rechtspflege» mehr haben, son­
dern den ordentlichen Rechtsweg. Der Nationalrat müsste 
sich vielleicht überlegen, ob nicht auch der Titel von Arti­
kel 24 angepasst werden muss, weil wir jetzt in der Rechts­
pflege einen ordentlichen Weg ohne irgendwelche Beson­
derheiten haben. Ich stelle einen diesbezüglichen Antrag, 
dann kann sich der Nationalrat noch einmal damit befassen. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Sie stellen den An­
trag, den Titel von Artikel 24 mit «Rechtspflege» zu bezeich­
nen. 

Angenommen gemäss modifiziertem Antrag der Kommis­
sion 
Adopte seJon la proposition modifiee de Ja commission 

Anhang 06 - Annexe 06 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 
Loi federaJe du 20 decembre 1946 sur l'assurance-vieillesse 
et survivants 

Art. 84 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Streichen 
Abs. 2 
Über Beschwerden gegen Verfügungen und Einsprachen­
entscheide kantonaler Ausgleichskassen .... 

Art. 84 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Biffer 
Al.2 
En derogation a I' article 64 alinea 1 er las decisions et les de­
cisions sur opposition prises par las caisses cantonales de 
compensation .... 

Schlesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Die Einführung 
des Einspracheverfahrens führt zur Streichung von Absatz 1 
und in Absatz 2 zur Regelung, dass auch Einsprachenent­
scheide der Beschwerde unterliegen. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 07 - Annexe 07 
Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversi­
cherung 
Loi federaJe du 19 juin 1959 sur l'assurance-invalidite 
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Art. 13 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
.... Anspruch auf die zur Behandlung von Geburtsgebrechen 
(Art. 3 Abs. 2 ATSG) notwendigen .... 

Art. 13 al. 1 
Proposition de la commission 
.... au traitement des infirmites congenitales (art. 3 al. 2 
LPGA) jusqu'a l'äge .... 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Beim lnvaliden­
versicherungsgesetz haben wir in Artikel 13 lediglich eine An­
passung an unseren Beschluss zu Artikel 3 Absatz 2 ATSG 
vorzunehmen. Es geht um die Definition der Geburtsgebre­
chen. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 08 - Annexe 08 
Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungsleistun­
gen zur AHVIIV 
Loi federa/e du 19 mars 1965 sur /es prestations comple­
mentaires a l'AVS!AI 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Aufheben 

Art. 7 
Proposition de /a commission 
Abroger 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Wie bei der 
AHV und bei der IV soll auch bei den Ergänzungsleistungen 
das Einspracheverfahren eingeführt werden. Deshalb muss 
Artikel 7 aufgehoben werden. Damit entfällt auch der Titel. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 09 - Annexe 09 
Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft 
Loi federale du 20 Juin 1952 sur /es allocations familiales 
dans /'agricu/ture 

Art. 22 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 22 al. 1 
Proposition de /a commission 
Bitter 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Wir führen 
das Einspracheverfahren im FLG ein. Deshalb ist Artikel 22 
Absatz 1 zu streichen. Die Absätze 2 bis 4 müssen meines 
Erachtens bestehen bleiben, wie das die Kommission bean­
tragt. Hier kann auch der Titel «Besonderheiten der Rechts­
pflege» bestehen bleiben, weil die Absätze 2 bis 4 noch 
solche Besonderheiten beinhalten. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 1 O - Annexe 1 O 
Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Vor­
sorge 
Loi federale du 25 Juin 1982 sur /a prevoyance professi­
onnelle 

Anhang 11 - Annexe 11 
Bundesgesetz vom 23. März 1962 über den Geschäftsver­
kehr der Bundesversammlung sowie über die Form, die Be· 
kanntmachung und das Inkrafttreten ihrer Erlasse 
Loi federale du 23 mars 1962 sur la procedure de /'Assem­
blee federale ainsi que sur la forme, la publication et rentree 
en vigueur des actes /egislatifs 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

191 Ständerat 99.093 

Anhang 12- Annexe 12 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 über das Verwal­
tungsverfahren 
Lai federale du 20 decembre 1968 sur la procedure admini~ 
strative 

Anhang 13-Annexe 13 
Kernenergiehaftpflichtgesetz vom 18. März 1983 
Loi federale du 18 mars 1983 sur la responsabilite civile en 
matiere nuc/eaire 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Man sieht bei 
diesem Anhang, wie umfangreich die Auswirkungen des 
ATSG mit Bezug auf den Regelungsbereich sind, indem wir 
sogar das Kernenergiehaftpflichtgesetz ändern müssen. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Wir hoffen, dass Sie 
alle massgebenden Gesetze gefunden haben. 

Schiesser Fritz (R, GL), für die Kommission: Ich kann keine 
Garantie dafür abgeben. 

Anhang 14-Annexe 14 
Strassenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 1958 
Loi federale du 19 decembre 1958 sur la circulation routiere 

Anhang 15-Annexe 15 
Bundesgesetz vom 21. Dezember 1948 über die Luftfahrt 
Lai federale du 21 decembre 1948 sur l'aviation 

Anhang 16 - Annexe 16 
Bundesgesetz vom 6. Oktober 1995 über den zivilen Ersatz­
dienst 
Loi federale du 6 octobre 1995 sur le service civil 

An den Nationalrat - Au Conseil national 
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Sozialversicherungsrecht 
Initiative parlementaire 
(Meier Josi). 
Droit des assurances sociales 

Differenzen - Divergences 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.85 

StänderatiConseil des Etats 11.06.87 

StänderatiConseil des Etats 12.06.89 

Kommission-SR 27.09.90 (8811991 11185) 
Commission-CE 27.09.90 (FF 1991 11181) 

Stellungnahme des Bundesrates 17.04.91 (BBI 1991 II 910) 
Avis du Conseil federal 17.04.91 (FF 1991 II 888) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.91 

Nationalrat/Conseil national 02.03.92 

00.3178 

Vertiefte Stellungnahme des Bundesrates 17.08.94 (BBI 1994 V 921} 
Avis approfondi du Conseil federal 17.08.94 (FF 1994 V 897) 

NationalratiConseil national 15.12.97 

Bericht SGK-NR 26.03.99 (BBI 1999 4523) 
Rapport CSSS-CN 26.03.99 (FF 1999 4168) 

Nationalrat/Conseil national 17.06.99 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.00 

NationalratiConseil national 13.06.00 

Rechsteiner Paul (S, SG), für die Kommission: Bei diesem 
sehr umfangreichen, langwierigen und komplizierten Ge­
schäft, das jetzt beinahe zu Ende beraten ist, gibt es nur 
noch wenige Differenzen zu bereinigen. Dabei wurden - das 
ist die Folge der langen Behandlungsdauer - auch die 
neuen Bestimmungen der gerade eben behandelten Vorlage 
«Personendaten in den Sozialversicherungen» (99.093) in 
die Vorlage des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungs­
rechtes eingebaut, soweit dies bis heute möglich war. 
Bei den ersten Artikeln gibt es gemäss Antrag der Kommis­
sion keine Differenzen mehr; das beginnt beim Ingress, der 
der neuen Bundesverfassung angepasst werden musste, 
und betrifft auch die Einleitungsbestimmungen, in denen rein 
systematische Fragen noch zu neuen Formulierungen sei­
tens des Ständerates führten. 
Überall empfiehlt Ihnen die Kommission, sich der Fassung 
des Ständerates anzuschliessen. 
Eine neue Formulierung empfehlen wir Ihnen erst bei Arti­
kel 40, wo es um die Einfügung von Bestimmungen über die 
Personendaten in der Sozialversicherung geht. Das ist eine 
Anpassung an die eben beschlossene Vorlage. Das gilt auch 
für die Artikel 41 und 54 des ATSG. Überall dort geht es um 
formelle Anpassungen an die eben beschlossene Regelung 
in der Vorlage über Personendaten in den Sozialversiche­
rungen. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen einstimmig, diese Anpas­
sungen vorzunehmen. 

Suter Marc F. (R, BE), pour la commission: II s'agit de faire 
passer certaines dispositions du texte adopte jusqu'alors par 
votre Conseil concernant la protection des donnees medica­
les dans le projet de la LPGA. II s'agit en l'occurrence des 
trois dispositions suivantes: la disposition sur l'entraide ad­
ministrative, c'est l'article 40; la disposition sur l'obligation de 
garder le secret, c'est l'article 41, ainsi que la disposition sur 
la consultation du dossier, l'article 54. 
l.'.article 40 n'apporte pas de modifications specifiques du 
point de vue material; il s'agit avant tout d'une precision re­
dactionnelle du texte. On precise en outre que la demande 
d'entraide administrative doit fltre ecrite et motivee. 
A l'article 41, en ce qui concerne l'obligation de garder lese­
cret, nous avons une disposition plus brave que celle propo-
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see actuellement dans le projet de la LPGA. L:article 41 du Art. 53bis 
projet contient une delegation au Conseil federal pour la de- Antrag der Kommission 
signation des exceptions a l'obligation de garder le secret. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
.Enfin,Iarfü::1?54copti~mt~gc1lgn:ie11t une. del~gcition c1.u .. Con-. J'roposition de.la commission ··-··---.~-
seil federal pour la designation de certaines categories de Adherer a la decision du Conseil des Etats 
personnes et institutions ayant le droit de consulter le dos-
sier. Or, l'adaptation a la LPD exige que tous les acces aux Angenommen - Adopte 
dossiers soient prevus au niveau de la loi. C'est pourquoi 
cette disposition a ete remplacee par celle proposee dans le 
message pour toutes les lois d'assurances sociales. 
Pour conclure et pour recapituler: il s'agit en somme d'adap­
tations redactionnelles que je vous prie d'approuver. 

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialver­
sicherungsrechtes 
Loi federale sur la partie generale du droit des assuran­
ces sociales 

Ingress; Art. 1; 3 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Preambule; art. 1; 3 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 40 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Gemeinden geben den Organen der einzelnen Sozialver­
sicherungen auf schriftliche und begründete Anfrage im Ein­
zelfall kostenlos die Daten bekannt, die für die Festsetzung, 
Änderung oder Rückforderung von Leistungen, für die Ver­
hinderung ungerechtfertigter Bezüge, für die Festsetzung 
und den Bezug der Beiträge oder für den Rückgriff auf haft­
pflichtige Dritte erforderlich sind. 
Abs. 2 
Unter den gleichen Bedingungen leisten die Organe der ein­
zelnen Sozialversicherungen einander Verwaltungshilfe. 

Art. 40 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... des cantons, des districts, des cercles et des communes 
fournissent gratuitement aux organes des diverses assuran­
ces sociales, dans des cas d'espece et sur demande ecrite 
et motivee, les donnees qui leur sont necessaires pour fixer, 
modifier ou restituer des prestations, prevenir des verse­
ments indus, fixer et percevoir les cotisations ou faire valoir 
une pretention recursoire contre le tiers responsable. 
Al.2 
Les organes des diverses assurances sociales se pretent 
mutuellement assistance aux memes conditions. 

Angenommen - Adopte 

Art. 41 
Antrag der Kommission 
Personen, die an der Durchführung sowie der Kontrolle oder 
der Beaufsichtigung der Durchführung der Sozialversiche­
rungsgesetze beteiligt sind, haben gegenüber Dritten Ver­
schwiegenheit zu bewahren. 

Art. 41 
Proposition de Ja commission 
Les personnes qui participent a l'application des lois d'as­
surances sociales ainsi qu'au contröle ou a la surveillance 
de leur execution sont tenues de garder le secret a l'egard 
des tiers. 

Angenommen - Adopte 

Art. 54 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Sofern schutzwürdige Privatinteressen gewahrt bleiben, 
steht die Akteneinsicht zu: 
a. der versicherten Person, für die sie betreffenden Daten; 
b. den Parteien für die Daten, die sie benötigen, um einen 
Anspruch oder eine Verpflichtung nach einem Sozialversi­
cherungsgesetz zu wahren oder zu erfüllen oder um ein 
Rechtsmittel gegen eine aufgrund desselben Gesetzes er­
lassene Verfügung geltend machen; 
c. Behörden, die zuständig sind für Beschwerden gegen auf­
grund dieses Gesetzes erlassenen Verfügungen, für die zur 
Erfüllung dieser Aufgabe erforderlichen Daten; 
d. der haftpflichtigen Person und ihrem Versicherer für die 
Daten, die sie benötigen, um eine Rückgriffsforderung der 
Sozialversicherung zu beurteilen. 
Abs. 2 
Handelt es sich um Gesundheitsdaten, deren Bekanntgabe 
sich für die zur Einsicht berechtigte Person gesundheitlich 
nachteilig auswirken könnte, so kann von ihr verlangt wer­
den, dass sie einen Arzt oder eine Ärztin bezeichnet, der 
oder die ihr diese Daten bekannt gibt. 

Art. 54 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Ont le droit de consulter le dossier, dans la mesure ou les in­
terets prives dignes de protection sont sauvegardes: 
a. l'assure, pour les donnees qui le concernent; 
b. les parties, s'agissant des donnees qui leur sont neces­
saires pour exercer un droit ou remplir une obligation qui de­
coule d'une loi d'assurance sociale ou pour faire valoir un 
moyen de droit contre une decision fondee sur cette meme 
loi; 
c. les autorites habilitees a statuer sur des recours contre 
des decisions fondees sur une loi d'assurance sociale, pour 
les donnees necessaires a l'accomplissement de cette 
täche; 
d. le tiers responsable et son assureur, pour les donnees qui 
leur sont necessaires pour se determiner sur une pretention 
recursoire de l'assurance sociale. 
Al.2 
S'il s'agit de donnees sur la sante dont la communication 
pourrait etre dommageable a la sante de la personne auto­
risee a consulter le dossier, celle-ci peut etre tenue de de­
signer un medecin qui les lui communiquera. 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Widrig, Bortoluzzi, Meyer Therese, Triponez) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 64 al. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 
Maintenir 
Minorite 
(Widrig, Bortoluzzi, Meyer Therese, Triponez) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Widrig Hans Werner (C, SG): Der Nationalrat hat im ATSG Deutschschweiz beheimatet ist -, die Klage auch auf 
ein Wahlrecht zugunsten des Beschwerdeführers eingeführt. Deutsch einzureichen. Dasselbe gilt vice versa bei einem 
Das ist in zweifacher Hinsicht problematisch: Romand, der in der Deutschschweiz wohnt, aber eine in der 

J.eE.$ gil::>t keinen __ vernünftigen. Grund, weshalb dem Be- Romandie beheimatete Kasse hat. Das ist das Versicherten-
schwerdeführer grundsätzlich, in alfen·sozfafverslcherungs·~-----rreundttctn,arrdertreuttgerrftegelttrrg:· ·-···---·-····· 
verfahren, ein Wahlrecht zugestanden werden soll. Besteht Die etwas radikalere Lösung von Herrn Widrig, die etwas 
ein Wahlrecht, kann sich der Beschwerdeführer beispiels- mehr auf die Interessen der Krankenversicherer ausgerich-
weise im Bereich der Unfallversicherung an das Versiehe- tet ist, will es beim Wohnsitz-Gerichtsstand bewenden belas-
rungsgericht desjenigen Kantons wenden, das aus seiner sen. 
Sicht die grosszügigste Rechtsprechung kennt. Gerade im Wie gesagt, das ist keine weltbewegende Angelegenheit. 
Bereich der obligatorischen Unfallversicherung könnte ein Für die Kommissionsmehrheit gab es keinen Grund, bei der 
Wahlrecht zudem zu einer völligen Uberlastung des Versi- Krankenversicherung diese Einschränkung gegenüber heute 
cherungsgerichtes des Kantons Luzern führen, wo ja die vorzunehmen. Die Kommissionsmehrheit war der Auffas-
Suva ihren Sitz hat. sung, man solle es beim gegenwärtigen Rechtszustand be-
Nun kommt das Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) lassen. 
mit einem Vorschlag zu Artikel 107 UVG im Anhang 2 und Entsprechend empfehlen wir Ihnen Zustimmung zur Mehr-
glaubt, es habe das Schlimmste verhindert. Der ATSG soll heil. 
gerade auch die Rechtspflege vereinheitlichen. Nun geht 
das BSV hin, um in einem Spezialgesetz wiederum eine be­
sondere Regelung vorzusehen. Was dann passiert, ist klar: 
Wenn in einer späteren Gesetzesrevision der Gesetzgeber 
auf diese - ich möchte sagen - Unstimmigkeit stösst, wird er 
eher den Artikel 107 UVG an den ATSG anpassen als umge­
kehrt. Damit wäre die Beschwerdeflut in Luzern wieder vor­
programmiert. 
2. Aus allen Unterlagen bezüglich der Bearbeitung dieses 
Gesetzes geht klar hervor, dass die heutige Regelung in den 
ATSG aufgenommen werden sollte. Es ist nicht begreiflich, 
wieso der Bundesrat nun im Nachhinein mit einer derart ver­
unglückten Fassung kommt. Mi_t der Regelung des BSV 
würde zwar das Problem der Uberlastung des Versiche­
rungsgerichtes Luzern im Moment gelöst. Aber diese Rege­
lung vermag im Grundsatz nicht zu befriedigen, denn es 
würde im vorliegenden Gesetzeswerk ohne Not eine Rege­
lung festgeschrieben, die von der heute geltenden abweicht. 
Dadurch würde ein Grundsatz verletzt, der sich eigentlich 
wie ein roter Faden durch das ganze Gesetzeswerk zieht. 
Wir sollten darauf verzichten, in einem Allgemeinen Teil eine 
Grundsatzregelung zu treffen, die dann in einem Spezialge­
setz gleich wieder aufgehoben wird. 
Schlussbemerkung: Entscheide der Unfallversicherer kön­
nen oft nicht nur die Versicherten, sondern auch die Kran­
kenkassen weiterziehen, sofern sie davon betroffen werden. 
Das ist oft der Fall: Leistet nicht der Unfallversicherer, kommt 
der Krankenversicherer zum Zug. Besteht nun ein Gerichts­
stand nach Wahl, ist es möglich, dass der Versicherte am ei­
nen Gericht, die Krankenkasse am anderen Gericht über die 
gleiche Rechtslage Beschwerde führt. Solche Doppelspurig­
keiten sollten vermieden werden. Mit einem einzigen Ge­
richtsstand, zu dem der Versicherte einen Bezug hat, dem 
Wohnsitz, wird Klarheit geschaffen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen; er 
bekam in der Kommission 9 Stimmen. Ich bitte Sie, in die­
sem Fall dem Ständerat zu folgen und damit diese Differenz 
auszuräumen - im Hinblick darauf, dass wir uns in einem 
Differenzbereinigungsverfahren befinden. 

Rechsteiner Paul (S, SG), für die Kommission: Die einzige 
verbliebene Differenz ist keine weltbewegende Angelegen­
heit und etwas, das im Ergebnis ausser spezialisierten Sozi­
alversicherungsrechtlerinnen und -rechtlern kaum jemand 
versteht. 
Worum geht es? Die Kommissionsmehrheit empfiehlt, beim 
gegenwärtigen Rechtszustand zu bleiben, nämlich gegen­
über heute gar nichts zu ändern. Das würde im Ergebnis 
heissen, dass der Versicherte im KVG - als praktisches Er­
gebnis in der Krankenversicherung - einen Wahlgerichts­
stand hat, d. h. zwischen seinem eigenen Wohnsitz und dem 
Sitz der Krankenversicherung wählen kann, wo die Klage 
eingereicht werden soll. Das kann praktisch dort eine Rolle 
spielen, wo ein Versicherter nicht die Sprache des Landes­
teiles zur Muttersprache hat, in dem er den Wohnsitz hat. 
Ein Deutschschweizer, der in Genf wohnt, hat dann die Mög­
lichkeit - sofern die entsprechende Krankenkasse in der 
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Suter Marc F. (R, BE), pour la commission: La proposition 
de votre commission est un compromis qui tient compte des 
interets en jeu et qui maintient aussi la situation actuelle. 
En regle generale, le principe du choix du for au domicile du 
recourant, d'une part, et au siege de l'assurance, d'autre 
part, est retenu. Vu que la CNA a Lucerne prend la plupart 
des decisions en matiere d'assurance-accidents, une excep­
tion est toutefois prevue audit principe dans ce domaine-la. 
La, nous sommes d'accord de reduire le for au domicile du 
recourant, qui pourra dorenavant attaquer la decision ema­
nant de la loi sur l'assurance-accidents seulement aupres du 
tribunal d'assurance de son canton de domicile. II nous pa­
ra1t que ce compromis est pratique. II tient campte notam­
ment des interets de la CNA et il maintient la situation 
favorable aux assures qui existe actuellement dans les lois 
sociales. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je precise uniquement 
que la majorite de la commission a bien travaille. II taut choi­
sir la formule qui est la plus favorable a l'assure pour les rai­
sons qui ont ete evoquees: pouvoir utiliser sa propre langue 
en choisissant le for de son domicile, mais aussi pouvoir, 
dans le cas contraire, choisir celui de l'assureur. Tout le pro­
bleme est apparu au Conseil des Etats comme un probleme 
CNA. Ce probleme a ete regle. Pour eviter une surcharge du 
Tribunal administratif de Lucerne, nous avons prevu une ex­
ception pour la LAA. Dans ce cas, c'est uniquement le lieu 
de domicile de l'assure qui fixe le for. Pour les autres assu­
rances, il n'y a aucune raison de craindre un tel cumul des 
recours au for de l'assureur et il taut donc garantir la formule 
la plus favorable a l'assure. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 87 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 42 Stimmen 

Art. 91 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... Gesetzen vorgenommen wurden und seit der Verab­
schiedung dieses Gesetzes in Kraft getreten sind. 

Art. 91 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
.... aux modifications qui ont ete apportees aux lois concer­
nees et qui sont entrees en vigueur depuis l'adoption de la 
presente loi. 

Rechstelner Paul (S, SG), für die Kommission: Es geht nur 
um eine Kleinigkeit, die aber zuhanden des Protokolls fest­
gehalten werden muss: Bei Artikel 91 folgen wir im Prinzip 
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dem Ständerat, der die Probleme in Bezug auf die Komple­
xität der Übergangsbestimmungen etwas fundierter gesehen 
hat als wir. Er hat gesehen, dass die Rechtsanpassungen -
diese Besonderheit ergibt sich aufgrund des neuen Rech-
tes ::.. di..ff.ch das Parfamenrmmersverofürmn9 vorgenoni: 
men werden können. 
Die Formulierung, die wir Ihnen vorschlagen, trägt der Pro­
blematik in etwas erweitertem Sinne Rechnung: Wegen der 
langen Behandlungsdauer dieser Vorlage und weil gleichzei­
tig bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes weitere Gesetzes­
anpassungen erfolgen werden - beispielsweise durch die 
sozialversicherungsrechtlichen Folgen der bilateralen Ver­
träge, durch die Annahme der freiwilligen AHV, die wir heute 
behandelt haben, und durch die Annahme möglicherweise 
weiterer Erlasse-, kann sich bis zum definitiven Inkrafttreten 
ein weiterer Koordinationsbedarf ergeben, der aber im Er­
gebnis nur rein formeller Natur ist. Diese Problematik be­
rücksichtigt die Formulierung der Kommission. Im Prinzip 
gibt es aber keine Abweichungen im Sinne einer Mehrheit 
bzw. Minderheit. Die Kommission war sich in diesem Punkt 
einig. 
Das Bundesamt für Justiz hat in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Sozialversicherung hier die nötigen Abklä­
rungen getroffen, damit die Formulierung, die wir jetzt ge­
wählt haben, juristisch «wasserdicht» ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 92 Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 92 al. 2, 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Wir behandeln nun 
die Anhänge. Da der Anhang 06 letztes Jahr im Nationalrat 
nicht behandelt worden ist, werden wir heute dazu noch eine 
Detailberatung durchführen. 

Anhang 01 - Annexe 01 
Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversi­
cherung 
Lai federale du 18 mars 1994 sur /'assurance-maladie 

Art. 27; 52 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 27; 52 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Anhang 02 - Annexe 02 
Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversiche­
rung 
Lai federale du 20 mars 1981 sur /'assurance-accidents 

Art. 107 
Antrag der Kommission 
Titel 
Besonderer Gerichtsstand 
Wortlaut 
Führt eine versicherte Person oder ein Dritter Beschwerde 
nach Artikel 62 ATSG und befindet sich der Wohnsitz in der 
Schweiz, so ist in Abweichung von Artikel 64 Absatz 1 ATSG 
zu deren Beurteilung ausschliesslich das kantonale Versi­
cherungsgericht am Wohnsitz zuständig. 

Art. 107 
Proposition de la commission 
Titre 
Regle particuliere de for 

Texte ..... 

En derogation a l'article 64 alinea 1er LPGA, si l'assure ou le 
tiers qui recourt en vertu de l'article 62 LPGA est domicilie 
en Suisse, seul est competent le tribunal des assurances du 
lieu de domicile. 

Rechsteiner Paul (S, SG), für die Kommission: Es gilt noch 
erläuternd auszuführen: Als Konsequenz der Annahme des 
Antrages der Minderheit Widrig, der jetzt zum Beschluss des 
Nationalrates geworden ist, entfällt der Kompromiss mit Arti­
kel 107 UVG. Das ist jetzt einfach die Regelung insgesamt; 
das muss auf der Fahne so noch festgehalten werden. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 04 - Annexe 04 
Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung 
Lai federale du 25 juin 1982 sur /'assurance-chomage obli­
gatoire 

Art. 18 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 18 al. 4 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Anhang 05 - Annexe 05 
Bundesgesetz vom 25. September 1952 über die Erwerbs­
ersatzordnung 
Lai tederale du 25 septembre 1952 sur le regime des a/loca­
tions pour perte de gain 

Art. 1a Abs. 1, 2; 19 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 1a al.1, 2; 19 al. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 24 al.1, 2 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Suter Marc F. (R, BE), pour la commission: II y a une diver­
gence qui concerne la procedure d'opposition et eile touche 
quatre lois. 
La premiere disposition concernee est l'article 24 alinea 1 er 
LAPG (annexe 5 page 4). Je vais traiter en meme temps les 
trois autres divergences puisqu'il s'agit du meme probleme. 
Elles concernent l'article 84 alineas 1 et 2 LAVS (annexe 6), 
l'article 7 LPC (annexe 8 a la fin du depliant) et l'article 22 
alinea 1 er LFA (annexe 9). II s'agit donc de savoir si la pro­
cedure d'opposition est applicable ou non dans ces lois par­
ticulieres. 
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Suivant les recommandations de la pratique et des milieux Art. 84 
concernes, la commission vous propose de renoncer a pre- Antrag der Kommission: BBI 
voir la voie d'opposition contre des decisions des assuran- Proposition de /a commission: FF 
ces dans ces quatre dispositions legales. II s'agit la de deci-

···· · sföhs de riiasse oUTa pfötectufe cropposftlon pafäl't efre trop --Angenommen-:Aaopre -~-----------------· 
lourde et demesuree, notamment parce que ces decisions 
ne sont, en toutes regles, pas contestees. Des lors, votre 
commission estime qu'il laut tenir compte de ces reserves 
formulees dans les cercles concernes et choisir une solution 
pragmatique. 
Par consequent, je vous invite a suivre la proposition de la 
commission et a renoncer a la procedure d'opposition dans 
ces quatre lois, tout en maintenant le principe dans toutes 
les autres lois sociales, par exemple dans la LAI ou une pro­
cedure d'opposition sera prevue, comme c'est deja le cas 
maintenant, et qui s'est averee etre une bonne solution. 
Je vous prie donc de soutenir la proposition de votre com­
mission. 

Rechsteiner Paul (S, SG), für die Kommission: Es geht noch 
um kurze Erläuterungen im Zusammenhang mit einem ein­
stimmigen Beschluss der Kommission. Die Kommission ist 
den Ausgleichskassen aus Gründen der Praktikabilität in 
einem Punkt entgegengekommen. Überall dort, wo durch 
Ausgleichskassen Routineverfügungen getroffen werden, 
namentlich im Beitragswesen, wird das Einspracheverfahren 
nicht eingeführt. Die Einsprache findet in Zukunft also bei 
der Arbeitslosenversicherung und bei der Invalidenversiche­
rung statt, wo diese Neuerung bereits einen unbestrittenen 
Bestandteil der 4. IVG-Revision bildete. 
Bei beiden Erlassen versprechen wir uns Einspareffekte 
durch die vorgeschaltete Einsprache, welche der Verwaltung 
eine Korrektur einer allfälligen unrichtigen Verfügung erlaubt. 
Das führt dazu, dass nicht bei jedem Fall einer geringfügigen 
Abweichung ein Gerichtsverfahren durchgeführt werden 
muss, was namentlich bei der Arbeitslosenversicherung zu 
erheblichem Mehraufwand geführt hat. Diese Revision soll 
also einen konkreten Einspareffekt herbeiführen. Das ist die 
Auffassung der Kommission und auch des Ständerates. 
Es geht nur um die Ausnahmen von dieser Regelung des 
Einspracheverfahrens, es geht um die Fälle von Routinever­
fügungen der Ausgleichskassen. Diese legen grossen Wert 
darauf, dass sie von dieser Neuerung des Einspracheverfah­
rens ausgenommen werden. 
Die Kommission ist der Auffassung, man solle den Aus­
gleichskassen in diesem Punkt entgegenkommen und es 
beim gegenwärtigen Rechtszustand belassen. Das führt 
aber dazu, dass zugunsten der Praxis - zugunsten der Aus­
gleichskassen - gegenüber dem in diesem Punkt radikale­
ren Ständerat eine Differenz geschaffen werden muss. Das 
führt dann zu den entsprechenden Differenzen bei den Be­
stimmungen im AHVG, im EOG, im ELG und bei den Fami­
lienausgleichskassen. In der Praxis wird die Bestimmung 
von Artikel 84 des AHV-Gesetzes zentral sein. 

Angenommen - Adopte 

Anhang 06 - Annexe 06 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 
Loi federale du 20 decembre 1946 sur l'assurance-viei/Jesse 
et survivants 

Detailberatung - Examen de detai/ 

Sofern nichts anderes vermerkt ist: 
- beantragt die Kommission Zustimmung zum Be­
schluss des Ständerates; 
- stimmt der Rat den Anträgen der Kommission zu. 

Sauf indication contraire: 
- la commission propose d'adherer ä la decision du 
Conseil des Etats; 
- le Conseil adhere aux propositions de la commission. 
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Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 85.227/597) 
Für Annahme des Entwurfes .... 94 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Anhang 07 - Annexe 07 
Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversi­
cherung 
Loi federale du 19 juin 1959 sur l'assurance-invalidite 

Art. 13 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 13 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Anhang 08 - Annexe 08 
Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungsleistun­
gen zur AHVIIV 
Loi federale du 19 mars 1965 sur /es prestations comple­
mentaires a l'AVS/AJ 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 7 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Angenommen - Adopte 

Anhang 09 - Annexe 09 
Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft 
Loi federale du 20 juin 1952 sur /es al/ocations tamiliales 
dans J'agricufture 

Art. 22 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 22 al. 1 
Proposition de Ja commission 
Maintenir 

Angenommen - Adopte 
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Anhang 06 - Annexe 06 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 

Dritte Sitzung - Troisieme seance 

Mittwoch, 20. September 2000 
Mercredi, 20 sep.tembre 2000 ········-····. Loi tederale du 20 decembre 1946 sur l'assurance-vieil/esse 
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Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialver­
sicherungsrechtes 
Loi federale sur la partie generale du droit des assuran­
ces sociales 

Art. 40, 41, 54, 91 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 40, 41, 54, 91 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Anhang 05 - Annexe 05 
Bundesgesetz vom 25. September 1952 über die Erwerbs­
ersatzordnung 
Loi federale du 25 septembre 1952 sur Je regime des al/oca­
tions pour perte de gain 

Art. 24 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 24 al. 1, 2 
Proposition de Ja commission 
Maintenir 
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Art. 84 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
Proposition de Ja commission 
Maintenir 

Anhang 08 - Annexe 08 
Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungsleistun­
gen zur AHVIIV 
Loi tederale du 19 mars 1965 sur /es prestations comple­
mentaires a l'AVS!AI 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
Proposition de /a commission 
Maintenir 

Anhang 09 - Annexe 09 
Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft 
Loi tederale du 20 Juin 1952 sur /es allocations familiales 
dans l'agriculture 

Art. 22 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 22 al. 1 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion beantragt Ihnen bei einer ganzen Reihe von kleineren 
Differenzen - das geht von Artikel 40 bis hin zu Artikel 91 -
Zustimmung zum Nationalrat. Es handelte sich hier wirklich 
nur noch um kleine, formelle Fragen. Festhalten würden wir 
bei den Anhängen (ab Art. 24 EOG), und ich möchte dieses 
Festhalten auch kurz begründen. 
Bei den noch verbleibenden Differenzen in den Anhängen 
handelt es sich einheitlich immer um dasselbe Problem. Ihre 
Kommission beantragt Ihnen im Übrigen einstimmig, an der 
immer vertretenen Position festzuhalten. Es handelt sich hier 
um die Einführung des Einspracheverfahrens in den Verfah­
ren nach ATSG. Ihre Kommission ist überzeugt und war das 
schon bis anhin immer - diese Überzeugung wird auch vom 
Bundesamt für Justiz und von der neuen Expertenkommis­
sion zur Erarbeitung des Bundesgerichtsgesetzes geteilt -, 
dass die Einführung eines Einspracheverfahrens gerade im 
Sozialversicherungsrecht von grosser Nützlichkeit sein 
kann. Sie bringt einerseits Bürger- und Kundennähe: Sie ist 
freundlich gegenüber dem Bürger und ist ein Entgegenkom­
men. Sie erlaubt andererseits, dass einfache Sachverhalts­
fragen auf der richtigen Stufe geklärt werden können, und 
dadurch wiederum wird die Gerichtsbarkeit entlastet. Als 
Beispiel wurde angefügt - das hat uns überzeugt-, dass ge­
rade im Kanton Bern nach Einführung des Einsprachever­
fahrens im Jahre 1984 beim Versicherungsgericht eine 
Entlastung von 50 Prozent eintrat. 
Die Bedenken der Ausgleichskassen erachten wir nicht als 
stichhaltig, und zwar deshalb, weil die Ausgleichskassen 
nicht mit schwierigen juristischen Fragen belastet sein wer­
den. Die Einsprachen werden sich eindeutig auf einfache 
Sachverhaltsfragen, auch Verständnisfragen, beschränken, 
die in einem direkten Gespräch mit den Betroffenen viel bes­
ser geregelt werden können. Es ist gerade auch in dieser 
sensiblen Materie, wo oft ein direktes Gespräch angezeigt 
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ist, besser, wenn man sich direkt mit den Betroffenen 
gen kann und es nicht zu einer Beschwerde kommen muss. 
Die Kommission bittet Sie also einstimmig, in diesem 
reich - das betrifft alle Differenzen in den Anhängen, die 

--~-nocfians1eneffäieseoetrn1te-rr~1t1n:ttese1be--Fraga--an-~ 
Einführung des Einspracheverfahrens festzuhalten, wie wir 
das bis anhin getan haben. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous avons sur ce 
point une divergence qui, malheureusement, s'est consoli­
dee entre !es deux Chambres, au fur et a mesure que la dis­
cussion avarn;ait. En ce qui nous concerne, nous nA1C1<::.r,n<::. 

que la procedure d'opposition est une procedure 
sante. Elle permet de reexaminer le cas et de voir s'il y a eu 
une erreur d'appreciation, plutöt que de charger immediate­
ment !es tribunaux. 
Dans ce sens, nous nous rallions a la position qu'il ne devrait 
pas y avoir d'opposition a la procedure. Nous sommes d'ac­
cord que la procedure d'opposition s'applique a toutes !es 
assurances sociales. 

Angenommen - Adopte 
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Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialver­
sicherungsrechtes 
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ces sociales 

Anhang 05 - Annexe 05 
Bundesgesetz vom 25. September 1952 über die Erwerbs­
ersatzordnung 
Loi tederale du 25 septembre 1952 sur le regime des a/loca­
tions pour perte de gain 

Art. 24 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 24 al. 1, 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Anhang 06 - Annexe 06 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 
Lot federale du 20 decembre 1946 sur /'assurance-vieil/esse 
et survivants 

Art. 84 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Anhang 08 - Annexe 08 Wir bitten Sie, sich im Interesse der Bereinigung und des 
Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungs/eistun- Abschlusses des Differenzbereinigungsverfahrens auch in 
gen zur AHVIIV diesem Punkt dem Ständerat anzuschliessen. Damit sind 

·····---;:~:;1f::~ 1~uv&Almars 1965sur lesprestations comple- ~~nn~~e?~~!~1nJi~fu:~~~=~c~~fts~d~~ fs~hJ~!s~~s~:~ 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Anhang 09 - Annexe 09 
Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft 
Loi federale du 20 juin 1952 sur /es a/locations familia/es 
dans /'agriculture 

Art. 22 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 22 al. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Suter Marc F. (R, BE), pour la commission: II y a encore une 
divergence sur Jaquelle on doit deliberer aujourd'hui. Notre 
commission vous propose de vous rallier a la decision du 
Conseil des Etats. La divergence n'est pas majeure et 
dois dire que les deux Conseils ont peut-etre un peu raison. 
II s'agit de Ja procedure d'opposition que le Conseil des 
Etats veut maintenir aussi dans les procedures dites 
masse», donc par exemple dans le cas de l'AVS, des APG 
ou des prestations complementaires. Notre Conseil avait de­
cide de biffer cette procedure d'opposition sur demande des 
caisses de compensation. Ceci pour des raisons pratiques 
et pour accelerer la procedure. 
Le Conseil des Etats estime que, par principe, pour sauve­
garder le systeme qui la prevoit dans toutes les autres bran­
ches des assurances sociales, il faut sauvegarder cette 
procedure d'opposition aussi dans ces domaines-la, et no­
tamment dans celui de l'AVS, donc de ne pas faire des ex­
ceptions. 
Nous avons estime qu'on peut defendre cette position et 
qu'il ne se justifie pas de maintenir cette divergence. Si vous 
suivez votre commission, toutes les divergences sont elimi­
nees et la loi peut etre adoptee. 
C'est une Joi importante dans la pratique et je vous propose 
donc de vous rallier a la proposition de votre commission et 
d'eliminer cette derniere divergence. 

Rechsteiner Paul (S, SG), für die Kommission: Wie Herr 
Suter gesagt hat, geht es bei diesem sehr komplexen, viel­
schichtigen und umfangreichen Gesetz jetzt nicht mehr um 
eine weltbewegende Angelegenheit, sondern nur noch um 
eine kleine Differenz, die mit dem Ständerat zu bereinigen 
ist. Die Kommission beantragt Ihnen einstimmig, sich dem 
Ständerat anzuschliessen. 
Worum geht es noch, kurz gesagt? Wir haben Ihnen zwei­
mal beantragt, bei der Einführung des Einspracheverfah­
rens, das wir bei allen Sozialversicherungsverfahren einge­
führt haben - u. a. neu bei der Arbeitslosenversicherung, bei 
der AHV, im EOG, im ELG -, in Bezug auf die Standardver­
fügungen der Ausgleichskassen abzuweichen. Wir haben 
damit auf die Überlegungen der Ausgleichskassen Rück­
sicht genommen, die selber in diesem Sinne bei uns interve­
niert haben. Den Ausgleichskassen ist es nicht gelungen, 
den Ständerat von diesen Praktikabilitätsüberlegungen zu 
überzeugen. Der Ständerat hat nun am Grundsatzentscheid 
festgehalten, der verfahrensrechtlich, systematisch sicher 
überzeugend ist, nämlich das Einspracheverfahren auch bei 
diesen Massenverfügungen nicht auszuschliessen; vor al­
lem bei den AHV-Beitragsverfügungen wird das praktisch 
eine Rolle spielen. 

tem älteste Geschäft des Parlamentes überhaupt - noch am 
Ende dieser Session stattfinden kann. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'eprouve le besoin de 
vous prier de suivre votre commission. II y avait une pesee 
des interets a faire entre les questions administratives que 
cette procedure posait aux caisses de compensation et la 
simplicite, le reglement general et, de ce fait, les possibilites 
offertes aux assures de faire opposition et donc d'avoir une 
reponse qui leur permette eventuellement le chemin vers les 
tribunaux, mais qui plus generalement devrait eviter ce ehe­
min vers les tribunaux. Nous avons pense, depuis un certain 
moment, durant la procedure d'elimination des divergences 
que la version du Conseil des Etats etait celle qui donnait le 
plus de droits aux assures. 
Si j'ai pris la parole, c'est uniquement pour me rejouir, au cas 
ou vous suivriez votre commission, de la fin de cette grande 
oeuvre et pour rendre hommage a celle qui a incite a ce que 
l'on fasse cet effort. Mme Josi Meier, ancienne conseillere 
aux Etats, est a l'origine de cette longue aventure, et je crois 
qu'elle se rejouit aujourd'hui de voir que nous avons fait le 
travail qu'elle souhaitait que nous fassions. 

Angenommen - Adopte 
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Nationalrat/Conseil national 17.06.99 
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Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Als Präsident 
der Redaktionskommission habe ich eine Erklärung zu Arti­
kel 97 des Bundesgesetzes über die Militärversicherung ab­
zugeben. Falls dieser Artikel Sie interessieren sollte, finden 
Sie ihn auf Seite 67 der Fahne. 
Die Redaktionskommission ist nach Beendigung der Diffe­
renzbereinigung zu dieser Vorlage noch auf einen formalen 
Widerspruch gestossen. Mit Bezug auf Artikel 97 des Bun­
desgesetzes über die Militärversicherung wurde bei der 
Erstberatung durch den Nationalrat am 17. Juni 1999 Aufhe­
bung beantragt, und das Plenum des Nationalrates hat in 
diesem Sinne Beschluss gefasst. In der ersten Runde der 
Differenzbereinigung im Ständerat war diese Aufhebung auf 
der Fahne nicht ersichtlich; ein entsprechender expliziter Be­
schluss des Ständerates ist damit nicht erfolgt. 
Inhaltlich geht es bei Artikel 97 des Bundesgesetzes über 
die Militärversicherung um die Frage, wie bei der Zuspre­
chung von Leistungen zu verfahren ist. Das ATSG regelt 
diese Frage nunmehr für alle Sozialversicherungsgesetze. 
Aufgrund der neuen Bestimmungen im ATSG - nämlich in 
den Artikeln 42, 47, 49 und 51 - ist der Inhalt von Artikel 97 
des Militärversicherungsgesetzes im ATSG geregelt. Dieser 
Artikel kann deshalb aufgehoben werden. 
Die Redaktionskommission beantragt Ihnen demzufolge, der 
Aufhebung von Artikel 97 des Bundesgesetzes über die Mili­
tärversicherung zuzustimmen, so wie dies im Schlussab­
stimmungstext vorgesehen ist. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Damit wird - wenn 
Sie die Schlussabstimmung so vornehmen - Artikel 97 MVG 
gestrichen sein. 
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Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) 
Loi federale sur la partie generale du droit des assurances sociales (LPGA) 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 
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